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108. Sitzung 

Bonn, den 6. Dezember 1984 

Beginn: 8.30 Uhr 

Vizepräsident Westphal: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, am 2. Dezember 1984 
hat unser Kollege Wiefel seinen 60. Geburtstag ge-
feiert. Wir gratulieren ihm herzlich, auch wenn er 
jetzt nicht im Saal ist. 

(Beifall) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
Punkt 25 der Tagesordnung — Drucksache 10/2212 
— abgesetzt werden. Sind Sie damit einverstanden? 
— Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist 
es so beschlossen. 

Nun hat zur Abgabe einer Erklärung nach § 32 
der Geschäftsordnung der Abgeordnete Reents das 
Wort. 

Reents (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Im Rahmen der Möglichkeiten, die für 
jeden Bundestagsabgeordneten bestehen, ist letzte 
Woche eine Gruppe von 49 Jugendlichen aus Ham-
burg auf meine Einladung hin in Bonn gewesen. 
Während des Besuchs im Ministerium für inner-
deutsche Beziehungen am vergangenen Donners-
tag, 29. November, ist es zu Vorfällen gekommen, 
die hier im Bundestag und von mehreren Zeitungen 
scharf angegriffen wurden. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Mit Recht!) 

In einem Schreiben an den Herrn Bundestagspräsi-
denten, Dr. Jenninger, vom 29. November hat Bun-
desminister Windelen geschrieben, die Besucher-
gruppe habe den Vortragsraum in seinem Ministe-
rium in einem Chaos hinterlassen, und der Raum 
habe anschließend ausgesehen, als wenn Vandalen 
gehaust hätten. 

(Jung [Lörrach] [CDU/CSU]: Offenbar ja!) 

Ich habe mir den Vortragsraum, der unverändert 
belassen worden war, am Vormittag des 30. Novem-
ber angesehen und muß folgendes feststellen. Es 
wurde ein Bild des Bundespräsidenten Weizsäcker 
entwendet, und es wurde ein weiteres Bild zerbro-
chen. Es sind an den Armlehnen von fünf Stühlen 
leichte Beschädigungen an der Plastikfolie und am 

Schaumstoffpolster vorhanden. Es klebte ein Kau-
gummi auf dem Teppichboden. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Und Bierfla

-

schen!) 

Ich bedaure diese Beschädigungen und habe 
mich als einladender Abgeordneter in Schreiben an 
Bundesminister Windelen und an Bundestagspräsi-
dent Dr. Jenninger für diese Vorkommnisse ent-
schuldigt. Ich habe des weiteren nach einigen Mü-
hen — weil der Bundestagspräsident zunächst den 
Zutritt zu unserem Fraktionssaal im Hochhaus Tul-
penfeld für die Gruppe gesperrt hatte — mit den 
Jugendlichen über diese Vorkommnisse diskutiert 
mit dem Ergebnis, daß sie selbst nachträglich eben-
falls festgestellt haben, daß diese Vorkommnisse 
Mist waren. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Mist? — Es wa

-

ren auch Erwachsene dabei! — Dr. Pinger 
[CDU/CSU]: Das waren kriminelle Taten!) 

— Ich zitiere das. 

Der in der Geschäftsordnung vorgeschriebene 
Rahmen für eine persönliche Erklärung vor dem 
Bundestag gibt mir nicht die Möglichkeit, hier dar-
über zu diskutieren, wovon solche Vorkommnisse 
auch Ausdruck und worauf sie auch Reaktion sind. 
Aber der Hinweis dürfte noch zulässig sein, daß es 
mir wichtiger vorkommt, diese Frage zu diskutie-
ren, als die Feststellung über einen Sachschaden zu 
treffen. 

Worauf es aber in dieser Form zulässig ist, mit 
einer Antwort zu reagieren, ist eine Äußerung von 
Bundesminister Kiechle in der Debatte am 29. No-
vember, mit der er mich wegen dieser Vorkomm-
nisse angesprochen hat. Minister Kiechle sagte in 
seinem Beitrag — ich zitiere das —: 

Die Delegationen, die uns hier besuchen — Sie 
haben die südafrikanische genannt —, machen 
auf jeden Fall folgendes nicht — was eine Be-
suchergruppe eines Ihrer GRÜNEN-Kollegen 
gestern im Ministerium für innerdeutsche Be-
ziehungen gemacht hat —: Stühle aufschnei-
den, Teppiche zerstören, das Bild des Bundes-
präsidenten herunterreißen und einen ganzen 
Saal kaputtmachen. Das war Ihr Kollege 
Reents, um es genau zu sagen. 
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Reents 
Ich weiß nicht, ob Herr Minister Kiechle sich den 

Saal angesehen hat. Ich habe es getan. Davon zu 
sprechen, daß ein ganzer Saal kaputtgemacht wor-
den sei, ist eine maßlose Übertreibung, eine Un-
wahrheit. 

(Jung [Lörrach] [CDU/CSU]: Schlimm ge

-

nug, was passiert ist! — Dr. Pinger [CDU/

-

CSU]: Aus Ihrer Sicht harmlos, was?  — 
Jung  [Lörrach] [CDU/CSU]: Da kann man 
nur sagen: Zeige mir deine Freunde, dann 
sage ich, wer du bist! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Ich weise dies zurück, weil ich in der Maßlosigkeit 
der Schilderung und Bewertung dieser Vorkomm-
nisse das Spielmaterial für die weitere gesellschaft-
liche Ausgrenzung von Minderheiten sehe, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ein 
Quatsch!) 

die in einer Pressemitteilung der CDU von demsel-
ben Tag bereits nur noch als „Pöbel" bezeichnet 
wurden. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sehr zutreffend als 
„Pöbel" bezeichnet wurden!) 

Ich danke Ihnen, daß Sie diese Erklärung ange-
hört haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Stunde 
Verstärkte Maßnahmen der Bundesregie-
rung über die bisherigen Anstrengungen hin-
aus zur Unterstützung der kurz- und mittel-
fristigen Hilfsprojekte in Hungerkatastro-
phengebieten Äthiopiens und anderen afrika-
nischen Ländern. 

Die Abgeordneten Bindig, Frau Dr. Hamm-Brü-
cher, Dr. Marx und weitere Abgeordnete aus allen 
Fraktionen haben gemäß Nr. 1 c der Anlage 5 unse-
rer Geschäftsordnung eine Aktuelle Stunde zu die-
sem Thema verlangt. 

Ich eröffne dazu die Aussprache. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Bindig. 

Bindig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Mehr als alle Vorwarnungen, Forderungen, 
Mahnungen und Aufrufe haben es die erschüttern-
den Fotos und Fernsehbilder von durch Auszeh-
rung verkrüppelten Kindern und verhungernden 
Menschen aus den Elendsgebieten Afrikas ver-
mocht, die Weltöffentlichkeit aufzurütteln und auf 
die Hungerkatastrophe in einigen afrikanischen 
Ländern, hauptsächlich in Äthiopien, aufmerksam 
zu machen. 

Wenn sich der Bundestag in dieser Aktuellen 
Stunde auf Antrag von Abgeordneten aus allen 
Fraktionen mit der Hungerkatastrophe in Afrika 
beschäftigt, so soll damit zugleich öffentlich darge-
legt werden, daß sich der Bundestag fortlaufend 
und nachhaltig in den zuständigen Ausschüssen, 
dem Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und dem Auswärtigen Ausschuß — und hier beson-

ders im Unterausschuß für humanitäre Hilfe —, mit 
dem Elend der Flüchtlinge und der Not der Hun-
gernden in Afrika befaßt. 

Die Not ist dann am schlimmsten, wenn eine Na-
turkatastrophe, meist eine Dürre, mit bürgerkriegs-
ähnlichen Auseinandersetzungen zusammentrifft. 
Dies war und ist in Uganda, Mosambik, Angola, Su-
dan und Äthiopien der Fall. 

Bereits im November 1983 und dann im April und 
Mai 1984 hat sich der Unterausschuß für humani-
täre Hilfe mit der für den Herbst 1984 befürchteten 
außergewöhnlichen Nahrungsmangelsituation in 
der Sahel-Zone und am Horn von Afrika beschäf-
tigt und es schon damals für erforderlich gehalten, 
daß Vorsorge für den Herbst 1984 getroffen und ein 
Maßnahmenkatalog bereitgehalten würde, damit 
die erwartete Notlage nicht zu einer Katastrophe 
würde. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Sehr 
wahr!) 

Um so mehr macht es uns heute betroffen, daß trotz 
Vorwarnungen und Vorkehrungen die Hungerka-
tastrophe ein solch schreckliches Ausmaß ange-
nommen hat. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Sehr 
wahr! — Dr. Holtz [SPD]: Leider wahr!) 

Jetzt, wo die Notlage eingetreten ist, kommt es 
zunächst darauf an, in den Hungergebieten alle 
Kräfte auf die Lebensrettung der betroffenen Men-
schen und die Überlebenshilfe zu richten. Den 
Hilfsorganisationen vor Ort, den vielen privaten 
Spendern und den staatlichen Stellen ist für ihre 
wichtige und notwendige Arbeit zu danken. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Neben der jetzt vorrangigen organisatorischen 
Durchführung der Hilfsmaßnahmen muß mit Sorg-
falt einer Reihe von Fragen nachgegangen werden: 
Wie konnte es nach den Erfahrungen mit der Hun-
gerkatastrophe 1973 wiederum zu einer Hungerka-
tastrophe dieses Ausmaßes kommen, obwohl es in-
zwischen sowohl ein Frühwarnsystem der äthiopi-
schen Regierung als auch ein Frühwarnsystem der 
FAO und einen UN-Katastrophenkoordinator gibt? 
Welche Rolle hat die Tatsache gespielt, daß die FAO 
Ende 1983/Anfang 1984 vor einer Hungersnot in 
24 Ländern Afrikas pauschal gewarnt und dabei in 
einigen Fällen so überdramatisiert und verallge-
meinert hatte, daß die heraufziehenden wirklich ex-
tremen Not- und Mangellagen in den echt betroffe-
nen Ländern von der internationalen Staatenge-
meinschaft nicht voll erkannt wurden? 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: So war es!) 

Warum ist schließlich trotz der Vorkehrungen die 
Auslösung der Hilfsmaßnahmen in vollem Umfang 
erst erfolgt, als die erschütternden Bilder von aus-
gezehrten und verhungernden Menschen um die 
Welt gingen? 

So wichtig die Fragen nach der Verbesserung von 
humanitären Hilfsaktionen durch rechtzeitige Ein-
leitung, effektiv organisierte Durchführung und ab-
gestimmte Überleitung sind, so betreffen sie doch 
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Bindig 
nur die kurzfristigte Katastrophenhilfe; noch wich-
tiger ist es zu den Ursachen der Katastrophen 
durchzudringen. Immer deutlicher tritt die Er-
kenntnis hervor, daß Dürren und ausfallende Ern-
ten nicht unabänderbare Naturkatastrophen sind, 
sondern daß sie Ereignisse sind, die auch von Men-
schen — teils über lange Zeiträume — gemacht 
worden sind: Zu starke Abholzung, zu intensiver 
Pflanzenanbau, zu intensive Tierhaltung führen zu-
sammen mit der wachsenden Bevölkerung zu öko-
logischer Zerstörung, aus der wieder Hungersnöte 
entstehen. Neben der kurzfristigen Katastrophen-
hilfe müssen deshalb mittel- und langfristige Struk-
turreformen laufen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Sauer (Salzgitter). 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Für die Fraktion 
der CDU/CSU begrüße ich es, daß wir uns mit der 
aktuellen Lage in den von Dürre und Hunger be-
troffenen Staaten heute morgen beschäftigen. Ge-
meinsam mit zwei Kollegen habe ich in der vorver-
gangenen Woche Äthiopien bereist. Die dortige 
Hungersnot hat mehrere Ursachen: die seit Jahren 
andauernde Dürre, die natürliche Beschaffenheit 
des Landes, die bisherige Politik der dort Verant-
wortlichen in den verschiedensten Herrschaftsfor-
men in der Vergangenheit und der andauernde Bür-
gerkrieg. Der Höhepunkt dieser Hungersnot steht 
noch bevor. Wir müssen die Nahrungsmittelhilfe für 
rund sieben Millionen Menschen mindestens bis 
zur nächsten Ernte, also bis Ende 1985, sicherstel-
len, und zwar durch kontinuierliche und internatio-
nal abgestimmte Leistungen. 

Bislang hat die Bundesregierung mit rund 100 
Millionen DM dort humanitäre Hilfe geleistet. 
Zweckmäßig und erfolgreich sind die Soforthilfe-
maßnahmen der Bundesluftwaffe mit zwei und zeit-
weise drei Transall-Maschinen und einer Kfz-Repa-
raturkolonne des Technischen Hilfswerks zur Ver-
teilung der gelieferten Hilfsgüter im Lande. Das 
Auswärtige Amt, der Innenminister, die Hardthöhe 
und das Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit haben gemeinsam mit unserer Bot-
schaft in Addis Abeba schnell, unbürokratisch und 
somit effektiv zusammengearbeitet. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP) 

Besonderen Dank möchte ich der Bundeswehr für 
ihren auch oft gefährlichen Einsatz sagen. Manche 
Kritiker unserer Bundeswehr sollten zur Kenntnis 
nehmen, daß wir nur durch den Einsatz unserer 
Soldaten diese humanitäre Hilfe dort vor Ort lei-
sten können, weil sie die Hilfsgüter ins Land hin-
ausfliegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP — Zuruf des Abg. Schwenninger 

[GRÜNE]) 

Gleiches gilt natürlich für unsere nichtstaatlichen 
Hilfsorganisationen und alle ihre Mitarbeiter. Ich 
danke dem Deutschen Roten Kreuz, dem Deut

-

schen Caritasverband, dem Diakonischen Werk, 
dem Deutschen Notärzte-Komitee, dem Techni-
schen Hilfswerk, der Care Deutschland und der 
Deutschen Welthungerhilfe für ihren tatkräftigen 
Einsatz gegen den Hungertod. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP) 

Niemand darf sich angesichts dieses Massenster-
bens taub stellen. Jeder von uns ist aufgerufen, 
nicht nur in der Advents- und Weihnachszeit den 
hungernden Menschen zu helfen, zumal wirklich 
gewährleistet ist, daß unsere Hilfsgüter dort zur 
Verteilung kommen. Es ist erschütternd, die Men-
schen dort, oft nur in Lumpen gehüllt, ohne Decken 
und Zelte zu erleben, der eisigen Nachtkälte und 
der brennenden Mittagssonne ausgeliefert und uns 
ihre leeren Blechnäpfe entgegenhaltend. Die Kin-
der und die alten Menschen — Durchschnittsalter 
rund 40 Jahre — sind oft bereits vielmals zu 
schwach, um überhaupt noch den tagelangen Fuß-
marsch zu den Verteilungszentren der Hilfsgüter 
anzutreten. Sie alle brauchen dringend unsere Hil-
fe. 

Nach einem Gespräch mit dem äthiopischen Au-
ßenminister bin ich davon überzeugt, daß die dor-
tige Regierung inzwischen ohne Vorbehalte unsere 
tatkräftige Unterstützung annimmt. Auch wir ha-
ben uns bei dieser humanitären Hilfsaktion nicht 
an der einseitigen ideologischen Ausrichtung der 
dortigen Staatsführung orientiert. Der Bundesre-
gierung und der CDU/CSU-Fraktion kommt es bei 
der humanitären Hilfe generell darauf an — ich 
selbst habe es einmal in einem anderen Zusammen-
hang so formuliert —: dem Menschen helfen und 
nicht dem System. 

Eines sollten wir jedoch aus dieser Katastrophe 
im Hinblick auf ähnliche Gefahren in anderen be-
drohten Gebieten Afrikas lernen: Wir müssen inter-
national darauf drängen, daß Mechanismen ge-
schaffen werden, die Maßnahmen einleiten, bevor 
es zu einer derartigen Zuspitzung der Lage kommt. 
Denn gerade im Fall Äthiopien sind bereits vor Jah-
ren von Wirtschaftswissenschaftlern der Vereinten 
Nationen erfolgte Warnungen vor einer Hungersnot 
wegen einer falschen Landwirtschaftspolitik von 
der dortigen Regierung, aus welchen Gründen auch 
immer, in unverantwortlicher Weise in den Wind 
geschlagen worden. 

(Jung [Lörrach] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Über die angelaufene humanitäre Hilfe hinaus 
müssen wir uns Gedanken mit den dort Verant-
wortlichen über mittel- und langfristige Maßnah-
men für diese Region machen, z. B. über Landwirt-
schaftsprojekte, Aufforstung und Wasserversor-
gung. Nach dieser Nahrungsmittelstrategie müssen 
wir gemeinsam mit allen betroffenen Staaten eine 
international getragene Entwicklungshilfestrategie 
entwickeln und in die Wege leiten, damit auf Dauer 
gesehen unsere Hilfe dort zur wirklichen Selbst-
hilfe wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 
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Sauer (Salzgitter) 
Die Menschen dieser Region Afrikas brauchen eine 
gesicherte Zukunft, die eben nicht allein von huma-
nitärer Hilfe aus dem Ausland abhängig sein kann. 
Auch wir, die Bundesrepublik Deutschland, sind 
hierbei gefordert. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Schwenninger. 

Schwenninger (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im Frühjahr brachten uns die 
bundesdeutschen Medien Hungermeldungen aus 
der Sahel-Zone. Jetzt sehen wir fast täglich Hunger-
bilder aus Äthiopien im Fernsehen. Es ist keine 
Frage, daß unmittelbare Hilfen durch Nahrungs-
mittellieferungen bitter nötig sind. 

Leider werden die Menschen in Eritrea und Tigre 
oft vergessen. Deshalb möchte ich an dieser Stelle 
dazu aufrufen, das Eritrea-Hilfswerk in Köln und 
das Tigre-Hilfswerk in Heidelberg zu unterstützen. 
Denn im Norden von Äthiopien, in dem von Haile 
Selassie 1962 anektierten Eritrea und in Tigre, ha-
ben andere humanitäre Organisationen keinerlei 
Möglichkeit, Nahrungsmittel zu verteilen. Die be-
treffenden Gebiete werden zu 90 % von den beiden 
Befreiungsbewegungen EPLF und TPLF kontrol-
liert, die seit vielen Jahren für ihre Autonomie 
kämpfen. Einen Waffenstillstand, den die Befrei-
ungsbewegungen zur Verteilung der Lebensmittel 
an die Bevölkerung angeboten haben, hat der Chef 
der Militärregierung, Mengistu, abgelehnt. Und ent-
gegen allen Behauptungen der äthiopischen Mili-
tärregierung, die von der Bundesregierung über-
nommen wurden, werden viele Regionen gerade in 
Eritrea und Tigre nicht von der äthiopischen Seite 
aus erreicht. Auch das Internationale Komitee des 
Roten Kreuzes kann diese Menschen nicht errei-
chen, da es nicht mit dem Eitrea- bzw. Tigre-Hilfs-
werk zusammenarbeitet. Lediglich von kirchlicher 
Seite und privaten Hilfsorganisationen bekommen 
diese beiden Hilfswerke Unterstützung. 

Damit komme ich schon zur häßlichen Politik, die 
Eritrea, Tigre, aber z. B. auch Tschad und Zentral-
Mosambik in eine Hungerkatastrophe getrieben 
hat, die durch die Trockenheit, die unangepaßte in-
dustrialisierte Landwirtschaft oder die außenwirt-
schaftliche Abhängigkeit eben nur zum Teil erklärt 
werden kann. Daher ist es auch nicht möglich, sich 
durch Spenden von der politischen Gesamtverant-
wortung loszukaufen. 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU]: Wer tut das 
denn?) 

Äthiopien ist nur eines der Beispiele dafür, wie 
ein Land auch Opfer der geostrategischen Interes-
sen der USA und der Sowjetunion werden kann, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

wovon die im Bundestag gerade wieder beschlos-
sene Erhöhung des Rüstungshaushalts nur die an-
dere Seite ist. 

Schon ein Bruchteil der jährlich für Rüstung ver-
ausgabten 3 Billionen DM würde locker ausreichen,  

das Ernährungsproblem auf der Erde zu lösen, und 
zwar nicht im Sinn von Nahrungsmittellieferungen, 
sondern im Sinn von Selbsthilfeprojekten, die lang-
fristig eine Selbstversorgung in der Dritten Welt 
zum Ziel haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Auch eine Lösung z. B. der innenpolitischen 
Spannungen Äthiopiens wäre ohne die Verflech-
tung des Landes in die geostrategische Auseinan-
dersetzung zwischen den beiden Supermächten 
leichter denkbar. 

Die USA haben viele Jahre das Regime von Haile 
Selassie unterstützt 

(Jung [Lörrach] [CDU/CSU]: Solche Sprü

-

che helfen diesen Menschen nicht!) 

und rüsten jetzt im Nachbarland Somalia für mögli-
che Interventionen am Horn von Afrika im Hin-
blick auf die nahöstlichen Ölfelder. 

Die Sowjetunion sieht sich gezwungen, sich 
selbst einen Stützpunkt am Horn von Afrika und 
einen Zugang zum Roten Meer zu erhalten, und 
stützt daher bedingungslos die äthiopische Militär-
regierung gegen die berechtigten Autonomiebestre-
bungen der Völker von Eritrea, Tigre usw., die unter 
schwierigsten Bedingungen selbst eine unabhän-
gige sozialistische Gesellschaft aufbauen wollen. 

(Günther [CDU/CSU]: Was für Hilfe leisten 
denn die Russen?) 

Wir GRÜNEN verfolgen eine strikt antimilitari-
stische Politik, ohne die unsere Hilfe reine Sisy-
phusarbeit wäre. Wir halten deshalb zum einen eine 
sofortige und umfassende humanitäre Hilfe für not-
wendig, ebenso aber eine radikale Änderung unse-
rer Lebensweise und unseres Überflußsystems, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

das auf der Ausbeutung und der Zerstörung der 
Dritten und unserer eigenen Welt aufbaut. 

Ich habe hier einen Apfel in der Hand, symbo-
lisch für unseren Überfluß, denn gerade werden 
wieder Tausende Tonnen frischer Äpfel in Frank-
reich und Italien auf Abfallhalden gekippt, finan-
ziert durch Gelder der EG — Hunger durch Über-
fluß. Herunter von der Rüstung, heraus aus der 
NATO, radikale Änderung unserer Lebensweise — 
das muß langfristig die Devise sein, wenn wir hier 
über den Hunger diskutieren. 

Schließlich sind wir — was auch Sie schon gesagt 
haben — für die Einberufung einer internationalen 
Friedenskonferenz, bei der sich alle Beteiligten an 
einen Tisch setzen; denn nur so können wir den 
Hunger bekämpfen. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Jung [Lör

-

rach] [CDU/CSU]: Mit Schwätzen am Tisch 
Hunger bekämpfen!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Hamm-Brücher. 
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Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Diese Aktuelle 
Stunde, die erstmals von einem Unterausschuß des 
Deutschen Bundestages überfraktionell initiiert 
wurde — ein kleines Stück Parlamentsreform — 
hat  zum Ziel, unsere Erschütterung und unser Mit-
leid über das unsagbare Leiden und Sterben unge-
zählter Tausender von Hunger und Dürre gepeinig-
ter Menschen in politische Überlegungen über Ur-
sachen und Folgen solcher Katastrophen umzuset-
zen. Dabei dürfen wir trotz aller Empfindungen 
auch der bohrenden Frage nicht ausweichen, wie 
humanitäre Katastrophen dieses Ausmaßes ausbre-
chen können — die Kollegen von mir haben das 
schon erwähnt —, ohne daß rechtzeitige Hilfe mobi-
lisiert und organisiert werden kann. 

Der tödliche Ernst der Lage, meine Damen und 
Herren, wurde viel zu spät erkannt! Dabei müssen 
wir uns auch der Tatsache stellen, daß es erst der 
Schock des gefilmten und fotografierten Hunger-
sterbens von schutzlosen Kindern war, der den ed-
len Wettstreit der Hilfsbereitschaft ausgelöst hat, 
und daß demzufolge doch zu Recht die Besorgnis 
besteht, daß die Spendenfreudigkeit in dem Augen-
blick abebben könnte, in dem die schrecklichen Bil-
der verblassen, obwohl die Hungerkatastrophe sel-
ber weiter eskaliert; denn gerade jetzt ist abermals 
eine Erntezeit ohne Ernte vorübergegangen. Das 
bedeutet im Klartext, liebe Kollegen: Das Schlimm-
ste ist leider noch lange nicht überstanden! Die 
Hilfslieferungen müssen mindestens noch ein Jahr 
mit möglichst steigender Tendenz weitergehen. 
600 000 Tonnen Getreide sind der Mindestbedarf, 
nur 200 000 Tonnen können mangels Transportmit-
teln und wegen der Unzulänglichkeit der regionalen 
Verhältnisse transportiert werden. 

Allein in Äthiopien sind es 7 Millionen Menschen, 
die von Hungersnot bedroht sind; für etwa eine Mil-
lion Menschen kommt wohl jede Hilfe zu spät. 
Buchstäblich zum Himmel schreiende Hungersnot 
auch im Tschad, wo von 4,5 Millionen Menschen 
3,5 Millionen bedroht sind, im Sudan ist es eine 
dreiviertel Million, und mehr oder weniger sind es 
auch in 20 weiteren afrikanischen Staaten in und 
unterhalb der Sahel-Zone. 

Die bohrende Frage lautet: Wie können wir, die 
Bundesrepublik Deutschland, angesichts des Aus-
maßes der tatsächlichen Katastrophe und ange-
sichts ihrer nicht voraussehbaren Dauer auch bei 
größten finanziellen Anstrengungen unserer huma-
nitären Verantwortung auch nur annähernd ge-
recht werden. Und was kommt danach, wenn für 
diesmal das Schlimmste überstanden ist? Ange-
sichts dieses Alptraums kann sich eine vorweih-
nachtliche Freude nicht recht einstellen. Daher 
müssen wir alles in unseren Kräften stehende ver-
suchen, um die Schockwirkung, unter der alle sat-
ten Menschen stehen müssen, unter der auch diese 
Debatte steht, zu verkraften und in eine Schubwir-
kung für notwendige weiterführende politische 
Konsequenzen umzusetzen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Hierzu rasch einige Aspekte: Die Ursachen und 
das Ausmaß der afrikanischen Katastrophe liegen  

j a nicht nur in den natürlichen Folgen ausbleiben-
den Regens, sondern sie liegen auch und schwerge-
wichtig in einer über Jahre verfehlten Landwirt-
schaftspolitik — in den letzten 20 Jahren wird nur 
noch die Hälfte dessen produziert, was vorher pro-
duziert worden ist —, im Raubbau der Wälder, in 
fehlender Bewässerung, in der Überweidung, im 
Entzug des guten Bodens für Grundernährung, im 
menschenverachtenden politischen System und, 
meine Damen und Herren, in vergleichsweise astro-
nomisch hohen Rüstungsausgaben. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

In Äthiopien sind es derzeit allein 500 000 Dollar am 
Tag. Wieviel Lebensmittel könnte man dafür an-
schaffen! 

Der Hunger ist — unabhängig vom fehlenden Re-
gen — unlösbar mit dem Teufelskreis eines ökologi-
schen und politischen Desasters verkettet. Es ist 
eine Kettenreaktion der Verwüstungsprozesse, mit 
denen zuerst die Natur, dann die natürlichen Le-
bensgrundlagen und schließlich das Leben selber 
zerstört werden. Nur dann, wenn wir diese Ketten-
reaktion durch gemeinsame und konzentrierte An-
strengung unterbrechen, kann Hoffnung auf dauer-
hafte Besserung aufkommen. Deshalb, meine Da-
men und Herren, müssen wir Projekte unterstüt-
zen, die schon jetzt versuchen, diese Kettenreaktion 
zu durchbrechen, indem sie eben Selbsthilfe und 
Selbstversorgung der betroffenen Menschen in 
Gang setzen. Projekte wie die Aktion „Menschen 
für Menschen" von Karl-Heinz Böhm, wie die vom 
„Komitee Notärzte" und anderen — das sind die 
Ansatzpunkte, die wir brauchen, um mehr als einen 
Tropfen der Hoffnung im Ozean der Not und Ver-
zweiflung zu geben. 

Die Welle der Mitmenschlichkeit für den fernen 
Nächsten ist es, die schließlich doch noch Weih-
nachtsfreude aufkommen läßt, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. Dafür möchten wir, die Fraktion der 
Freien Demokraten, jedem einzelnen, der dazu bei-
trägt, vom Lastwagenfahrer, Flugzeugführer über 
die Krankenschwester, den Arzt bis hin zu unseren 
Kollegen, die sich der Strapaze unterzogen haben, 
nach Äthiopien zu fliegen, in dieser Stunde unseren 
aufrichtigen Dank sagen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Luuk. 

Frau Luuk (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In Äthiopien sind 7 Millionen Men-
schen vom Hungertod bedroht. Das bringt uns 
heute morgen zusammen. Denn das ist etwas, was 
sich nicht nur in weit entfernt liegenden Regionen 
abspielt, sondern was auch uns betroffen machen 
muß. Wir müssen uns um diese Menschen küm-
mern. 

Die Katastrophensituation in diesem Land hat 
ihren Höhepunkt noch nicht erreicht. Sie hat weit-
aus größere Ausmaße angenommen als die Not-
situation 1973/74. Im Jahre 1985 wird sich die Lage 
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noch weiter verschärfen, weil, wie die Kollegin 
Hamm-Brücher schon ausgeführt hat, die jetzt an-
stehende Ernte weitestgehend ausgefallen ist. 

Ich gehöre zu denjenigen, die Äthiopien besuchen 
konnten. Wir haben gesehen, daß die Nordprovin-
zen Eritrea, Tigre und Wollo am schwersten betrof-
fen sind. In den unerschlossenen Bergregionen hat 
ein Massensterben eingesetzt. Zwar greifen im Nor-
den von Äthiopien die ersten Hilfsmaßnahmen, al-
lerdings können nicht alle Hungernden erreicht 
werden. Der Grund dafür sind die katastrophale 
Verkehrssituation in dem bis zu 4 000 Meter hohen 
Berggebiet und die kriegerischen Auseinanderset-
zungen zwischen den Unabhängigkeitsbewegungen 
in Eritrea/Tigre und den äthiopischen Regierungs-
truppen. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Das ist es!) 

Aber, Herr Schwenninger, wir konnten uns auch 
davon überzeugen, daß Hilfe ausnahmslos an alle 
Hungernden gegeben wird und daß das IKRK sehr 
wohl in allen Bereichen in Äthiopien zum Einsatz 
gelangt und Nahrungsmittel verteilen kann. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP — Schwenninger [GRÜNE]: Ihr wart 

doch gar nicht in Eritrea!) 

In den Nahrungsmittelverteilungszentren, die 
eingerichtet wurden, sammeln sich Zehntausende 
von Menschen, die auf eine Versorgung warten. Die 
Zahlen nehmen ständig zu und sind auch für die 
Hilfsorganisationen kaum berechenbar. So hat sich 
in dem Lager Bati an der Straße von Addis zum 
Seehafen Assab, die Zahl der hilfesuchenden Men-
schen innerhalb von einer Woche von 15 000 auf 
27 000 vergrößert. Hier herrschen grauenvolle Zu-
stände. Die Kälte in den Hungergebieten reicht bis 
an den Gefrierpunkt. Die Menschen besitzen keine 
Unterkunft und auch nur teilweise Decken. Die me-
dizinische Versorgung ist unzureichend, und täglich 
sterben Hunderte von Menschen wegen der man-
gelhaften Versorgung. 

Ich möchte ganz kurz darauf hinweisen, daß in 
den Lagern, die wir besuchen konnten, in der Regel 
drei Zonen vorzufinden sind. In Korem befinden 
sich 8 000 Menschen in ärztlicher Versorgung — 
unzureichend wie auch immer — und in einer in-
tensiven Ernährungsstabilisierung. Aber das sind 
nur die am schwersten betroffenen Menschen. Die 
Zustände in diesem Lager kann man nur katastro-
phal nennen; denn in einem zweiten Lagerbereich 
halten sich weitere 23 000 Menschen auf, die ohne 
Überdachung einfach in Erdlöchern leben und auf 
eine Nahrungsmittelverteilung warten. Hinzu kom-
men diejenigen, die ihre Dörfer verlassen haben, 
um eine Ration zu erhalten, und danach zurückkeh-
ren. 

Am meisten hat mich die grausame, wenn wohl 
auch notwendige Selektion mitgenommen, diese 
Sortierung von Menschen. Da nur den am schwer-
sten Betroffenen geholfen werden kann, werden 
diejenigen aufgenommen, die nach WHO-Standard 
25 bis 30 % Untergewicht haben. Das bedeutet, daß 
man Kindern eine Zukunft gibt oder eine Zukunft 
nimmt. Diejenigen, die — vielleicht weil sie Ödeme  

haben — noch nicht 25 % Untergewicht aufweisen, 
werden nicht in dieses Überlebensprogramm aufge-
nommen, und in der nächsten Woche leben sie viel-
leicht schon gar nicht mehr. Wenn diejenigen, die 
man aufgenommen hat, mit einer Grundration ent-
lassen werden, dann wird diese Ration von der gan-
zen Familie gegessen, weil sie nichts zur Versor-
gung haben. Dann sind die Entlassenen eine Woche 
später wieder in dem gleichen Zustand. 

Ich meine, diesen Kreis muß man durchbrechen. 
Wir müssen unsere Hilfe so verstärken, daß genü-
gend Hilfe für alle da ist, damit diese unmenschli-
che Selektion nicht fortgeführt werden muß. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
Wir müssen auch an die 2,5 Millionen entwurzel-

ter Menschen denken, die nichts mehr haben, die 
keine Bleibe mehr ihr eigen nennen, kein Vieh, kein 
Saatgut, keine Arbeitsgeräte, mit denen man jemals 
wieder ein Feld bestellen könnte. Sie besitzen nicht 
einmal einfachsten Hausrat oder Bekleidung. 

Die Bundesregierung sollte nicht nur Hilfe zum 
Überleben, sondern vor allen Dingen Hilfe zum 
Weiterleben der vom Hunger bedrohten Menschen 
leisten. Neben der Katastrophenhilfe müssen mit-
telfristig — das ist hier schon gesagt worden — die 
strukturellen Ursachen des Hungers bekämpft wer-
den. 

Ich möchte abschließend darauf hinweisen, daß 
Äthiopien dasjenige Land ist, das die geringste Ent-
wicklungshilfe in Afrika erhält. Leider hat auch die 
Bundesregierung die Hilfe in den letzten Jahren 
verringert. Ich hoffe, daß die allgemeine Überzeu-
gung der Regierungsfraktionen, die noch am 19. Ok-
tober bestanden hat, inzwischen der Notwendigkeit, 
die wir alle in diesem Hause sehen, gewichen ist, 
daß wir längerfristige Maßnahmen nur gemeinsam 
anpacken können, um eine Verbesserung im Be-
reich der ländlichen strukturellen Entwicklung auf 
den Weg zu bringen. Darauf hoffe ich. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Stercken. 

Dr. Stercken (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das Leiden und Sterben un-
zähliger Äthiopier hat auch im deutschen Volk eine 
tiefe Betroffenheit ausgelöst. Die Älteren unter uns 
erinnern sich noch an die demütigende Kolonisie-
rung Äthiopiens, die — durch Hitler unterstützt — 
von  Mussolini mit Feuer und Schwert betrieben 
worden war. „Wir werden das nie vergessen!" rief 
Mussolini im Berliner Olympiastadion. Doch der 
Kaiser Äthiopiens kam nach dem Krieg als erster 
Gast aus einem afrikanischen Land nach Bonn und 
zeigte, daß sein Volk vergessen wollte. Verbindun-
gen und Gefühle zwischen den Völkern überdauern 
die Zeiten. Dem äthiopischen Volk muß daher heute 
verdeutlicht werden, daß wir mit großem Respekt 
vor seiner Geschichte ein hohes Maß an Verbun-
denheit erkennen, wie das ja auch in diesen Tagen 
bei der Bekämpfung des schrecklichen Elends gott-
lob zum Ausdruck kommt. 
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„Hunger in Afrika" — schon 1981 ist diese Publi-

kation der Deutschen Afrikastiftung erschienen, ein 
Dokument der ständig zunehmenden Not, der 
Krankheit und des Todes in vielen afrikanischen 
Staaten. Nur wenige haben von dieser gespensti-
schen Entwicklung gesprochen, obwohl auch im 
vergangenen Jahr die deutsche Hilfe für Dürreop-
fer und Flüchtlinge nahezu 6 Millionen DM betrug. 
Hätte nicht ein britisches Fernsehteam beiläufig 
die Bilder des Schreckens aufgenommen, die dann 
ausgestrahlt wurden, wir könnten nicht sicher sein, 
ob die Öffentlichkeit derartig aufgerüttelt worden 
wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zustimmung bei der SPD und den GRÜ

-

NEN — Zuruf von der SPD: Leider!) 

Natürlich hat die klimatische Entwicklung die 
landwirtschaftliche Produktion erheblich beein-
trächtigt, teilweise unmöglich gemacht. Doch die 
Zwangskollektivierung von 1979 und die Zwangs-
rekrutierung landwirtschaftlicher Arbeitskräfte für 
die Armee haben entscheidend dazu beigetragen, 
daß sich die agrarische Leistungsfähigkeit dra-
stisch verschlechterte. Wer kollektiviert, muß von 
anderen ernährt werden. Das gilt für die Sowjet-
union, das gilt leider auch für Äthiopien. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir mischen uns nicht in die inneren Angelegen-
heiten ein. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Aber natürlich 
haben Sie das getan!) 

Dennoch haben wir das Recht, in menschlicher Ver-
bundenheit der äthiopischen Regierung zu raten 
und sie darum zu bitten, durch eine drastische Än-
derung ihrer Agrarpolitik auch das Ihrige zu tun, 
um in den nächsten Jahren in höherem Maße zur 
eigenen Versorgung beizutragen. 

Äthiopien, dessen Bevölkerung ungeachtet der 
mehr als 2 Millionen Flüchtlinge ständig weiter 
wächst — mehr als die Hälfte aller Einwohner ist 
im jugendlichen Alter —, wird seine Ernährung in 
absehbarer Zeit nicht selber leisten können. eine 
Expertise, die 1982 für die ILO hergestellt wurde, 
hatte das gespenstische Desaster vorausgesehen. 
Die Veröffentlichung aber wurde untersagt, ihre 
Anwendung unterdrückt. 

Nach dem Inferno der letzten Wochen kann es 
nur heißen: nichts beschönigen, sondern das Klüg-
ste tun, um Schaden vom äthiopischen Volk abzu-
wenden. Es muß jetzt auch Schluß sein mit der 
Militarisierung eines Staates, der keine Waffen, 
sondern Nahrung braucht. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD — Schwenninger 
[GRÜNE]: Sagen Sie einmal etwas zu unse

-

rer Militarisierung!) 

Alle Nachbarn wollen mit Äthiopien im Frieden le-
ben: Sudan, Kenia und auch Somalia, das immer 
wieder seine Verständigungsbereitschaft bekundet. 
Sollte das Geld nicht mehr für Waffen und Feste 
ausgegeben werden, so darf man in Addis Abeba 

auch auf mehr Bereitschaft zu wirtschaftlicher Zu-
sammenarbeit unsererseits hoffen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Hören Sie doch 
auf, von Waffen zu sprechen! Sie militari

-

sieren uns doch auch in nicht unerhebli 
chem Maße!) 

Doch der deutsche Steuerzahler wird schwer be-
greifen, daß die Zahlungsverpflichtung allein für so-
wjetische Waffen mehr als 8 Milliarden DM be-
trägt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wer kann so etwas angesichts des unsäglichen 
Elends begründen oder gar verantworten? 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Sagen Sie doch 
einmal etwas zu unserem Rüstungshaus

-

halt! Wie hoch ist denn unser Rüstungs

-

haushalt? So ein dummes Geseire!) 

Wir erwarten zur Rettung und Sicherung des Le-
bens auch eine Versöhnung im Inneren des Landes. 
Die Respektierung der Minderheiten und ihrer 
Autonomie, Verzicht auf Gewaltanwendung und 
Zwangsmaßnahmen, kurz: eine Politik der nationa-
len Versöhnung muß eine neue Phase äthiopischer 
Politik bestimmen, die das Überleben des Landes 
sichert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das deutsche Volk, das große Sympathie für die 
Völker Äthiopiens empfindet, will, daß auch dort die 
Menschen ohne Not in Freiheit und Würde leben 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schwenninger [GRÜNE]: Nicht nur für die 
Völker Äthiopiens! Es gibt auch andere 

afrikanische Völker!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Neumann (Bramsche). 

Neumann (Bramsche) (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Herr 
Stercken, wir hatten vereinbart, in dieser Debatte 
über die Maßnahmen zur Hilfe für hungernde Men-
schen und Kinder zu sprechen und alles zu vermei-
den, was den Eindruck erweckt, als ob wir in der 
Frage der Notwendigkeit der Hilfe nicht einer Mei-
nung wären. Wir hatten vereinbart, daß wir CDU, 
SPD, FDP und GRÜNE aus unseren Beiträgen her-
auslassen, weil wir alle die wir im Bereich der hu-
manitären Hilfe tätig sind, der Überzeugung sind, 
daß sich hier eine Katatrophe anbahnt, kommt, 
noch nicht da ist, die nach dem Krieg wahrschein-
lich noch nie dagewesen ist. 

Ich weiß, wovon ich rede. Ich bin seit 1979 im 
Unterausschuß für humanitäre Hilfe und ich habe 
seit dieser Zeit nahezu alle Katastrophen als Zeuge, 
als Augenzeuge erlebt. 1979 und in den folgenden 
Jahren mit Herrn Pinger haben wir die Flüchtlinge 
aus Vietnam gesehen, wie sie auf ihren kleinen 
Booten angekommen sind, eine halbe Million. Wir 
wissen nicht, wie viele umgekommen sind. Wir ha-
ben an der thailändischen Grenze die Frauen der 
Khmer Rouge mit ihren Säuglingen auf den Armen 
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gesehen, die von ihren Führern wieder nach Kam-
bodscha zurückgejagt worden sind, um dort zu ster-
ben. Sie wußten das und sind gestorben. 

Wir haben ein Jahr später die kambodschani-
schen Kinder gesehen, wie sie aus dem Busch her-
auskamen, weil in dem Land keine Ernte da war, 
nicht weil das Land nicht so reich wäre, nein, weil 
nichts angebaut worden ist. Internationale Hilfe in 
und um Kambodscha hat Gott sei Dank das Pro-
blem gelöst. 

Wir haben Libanon gesehen und waren kurz nach 
dem Massaker in Chatila in Beirut und haben die 
Palästinenser-Kinder gesehen, die zerschossen wa-
ren. 

Und wir waren in Pakistan und haben die 3 Mil-
lionen Flüchtlinge aus Afghanistan gesehen, die 
ohne Hoffnung in den Lagern dahinvegetieren. 
Aber das, was wir in Äthiopien gesehen haben, 
übersteigt alles, von der Anzahl der Betroffenen, 
aber auch von den Ursachen her, nämlich kein Re-
gen, keine Ernte, Bürgerkriegssituation, ökologisch 
zerstörtes Land und nur eine vage Hoffnung, daß 
1985 eine Ernte da sein wird. Wenn es zwei Jahre 
nicht geregnet hat, wer sagt denn, daß es 1985 reg-
net? Dann sind sechs, sieben, acht, neun Millionen 
betroffen und vom Hunger bedroht. 

Mich bewegt eines: wieso eigentlich erst durch 
einen zufälligen Fernsehbericht, den die NBC und 
die BBC und anschließend das Deutsche Fernsehen 
gebracht haben, die Welt aufmerksam geworden ist. 
Daran knüpft sich doch die Frage, die Frau Hamm-
Brücher schon gestellt hat: Werden wir, die Deut-
schen, es nach Weihnachten leid sein, die Kinder zu 
sehen? Wird es nicht Normalität sein, werden die 
Spenden aufhören, und wird unser Engagement für 
die Menschen in dem Land aufhören, und zwar zu 
einem Zeitpunkt, in dem die Katastrophe am größ-
ten sein wird, wenn die wenigen noch vorhandenen 
Erntevorräte aufgebraucht sind, gerade bei den 
Menschen, die wir nicht erreichen? Hier wird von 
den Hilfszentren gesprochen; auch der Bundesmini-
ster Warnke hat eines besucht. Da kommen j a nicht 
alle Menschen hin, z. B. die aus den Tälern, aus den 
Schluchten, die teilweise 1 000 m abfallen in einer 
Gegend, die 3 000, 4 000 m hoch liegt. Die kommen ja 
gar nicht in die Zentren rein, die brauchen ihre 
Ernte jetzt auf, das wenige, was sie haben, und wer-
den in den nächsten Monaten nichts mehr haben 
und werden wahrscheinlich sterben. Werden wir 
uns nicht daran gewöhnen? Wer redet denn heute 
noch von den Boat-Flüchtlingen? Wissen Sie eigent-
lich, daß es noch jeden Monat 2000 Boat-Flüchtlinge 
aus Vietnam gibt? Wir wissen gar nicht, wie viele 
umkommen. Kein Mensch redet darüber. Über die 
Palästinenser redet keiner. In den Zeitungen steht 
über den Krieg Iran-Irak mit den kämpfenden Kin-
dern kaum noch etwas, allenfalls mal alle Monate. 
Wir gewöhnen uns an Katastrophen, und bei dieser 
Katastrophe — ich sage es noch einmal — habe ich 
die große Angst, daß wir zu spät kommen werden. 
Wir Politiker, meine ich, und auch die Journalisten 
haben die Pflicht, unsere Grundsätze von Mensch-
lichkeit, Nächstenliebe oder, sagen wir, Solidarität 
an Hand der Realitäten ständig zu überprüfen und  

ab und zu eine solche Aktuelle Stunde zu dem 
Thema zu machen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Rumpf. 

Dr. Rumpf (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Die Betroffenheit aus 
den Redebeiträgen von Frau Luuk und von Herrn 
Neumann gehen einem wirklich unter die Haut. Ich 
möchte noch einmal auf die tieferen Ursachen hin-
weisen, die diese ökologische Katastrophe hervor-
gerufen haben. 

Es gibt j a unbestritten zwei Ursachen: Eine Ursa-
che ist die Klimaverschiebung, die wir nun wirklich 
nicht verändern können. Es gab schon in der Bibel 
und in der Geschichte Katastrophen, die mit Hun-
ger und Massentod endeten. Man spricht von einer 
biblischen Dürre. Damit alleine kann das Ausmaß 
dieser ökologischen Katastrophe in Äthiopien und 
in Afrika allerdings nicht erklärt werden. Es ist 
nämlich nur der am weitesten fortgeschrittene Fall 
einer insgesamt auf uns zukommenden großen Ka-
tastrophe in Afrika. Auch die Nachbarländer Sudan, 
Niger, Mali, Mosambik und viele andere Länder 
Afrikas haben Mißernten gehabt. Diese zweite Ur-
sache ist von Menschenhand gemacht, und sie muß 
deshalb auch von Menschen bekämpft werden. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Der Teufelskreis der weltweiten Zerstörung der 
Wälder, insbesondere der afrikanischen Wälder, 
und der Verhinderung des Aufkommens von natür-
lichem Wachstum in den Savannen und Buschge-
bieten durch die Abholzung und dann der Überwei-
dung sind die Ursachen, die nachher zu dieser Ka-
tastrophe führen. Dieser Teufelskreis muß durch-
brochen werden. 

Es hat deshalb auch keinen Zweck, jetzt Schul-
dige zu suchen. Wenn Sie so wollen, sind wir alle 
zusammen die Schuldigen. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Äthiopien hatte noch um die Jahrhundertwende 
40 % Wald. Heute sind es 2,5 %. Durch die Niedrig-
preispolitik in vielen afrikanischen Staaten, die sie 
wohl machen müssen, um in ihren Städten Ruhe zu 
halten, besteht auch überhaupt kein Anreiz mehr, 
landwirtschaftliche Produktion über das hinaus zu 
betreiben, was man selbst braucht. Dann wird in 
Notjahren nichts da sein. 

Die Bundesregierung hat hier wirklich schnell 
und unbürokratisch geholfen, und zwar nicht nur 
im humanitären Bereich, sondern auch im Koordi-
nationsbereich. Dafür, Herr Warnke, sei Ihnen auch 
von unserer Fraktion aus ganz herzlicher Dank ge-
sagt. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Sie haben durch Ihre Aktivität auch zu der Be

-

wußtseinsbildung beigetragen und durch Spenden

-

aufrufe sicher auch sehr viel Geld über das hinaus 
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erreicht, was die Finanzmittel des Bundes betraf. 
Wir fanden insbesondere gut, daß Sie sich aus den 
politischen Diskussionen herausgehalten haben. 

Meine Damen und Herren, ein chinesisches 
Sprichwort besagt: Wer Bäume pflanzt und Wald 
anlegt, der hat in der ersten Generation den Schat-
ten, in der zweiten Generation das Holz und in der 
dritten Generation den Regen. — Dies erfordert ein 
langfristiges und vorausschauendes Denken und 
Planen. Meine Damen und Herren, ich glaube, daß 
wir langfristig oder vielleicht sogar mittelfristig un-
sere ganze Entwicklungspolitik umstellen müssen. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Sehr 
wahr!) 

Wir müssen nämlich weg von den projektbezogenen 
Planungen und hin zu den sektoralen, ja überregio-
nalen Planungen. Wir müssen dahin kommen, daß 
die internationale Staatengemeinschaft nicht nur 
Umweltkonferenzen abhält und entsprechende 
richtige Fragen stellt, sondern wir müssen jetzt 
endlich dazu übergehen, die richtigen Antworten 
darauf zu geben. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/

-

CSU) 

Ich persönlich habe großen Zweifel, ob die Food 
and Agriculture Organization, die FAO, in der Lage 
sein wird, über ihre Arbeit hinaus — nämlich un-
mittelbare Katastrophenhilfe zu leisten — auch 
diese weitsichtige Planung durchzuführen. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Ich fordere die Bundesregierung deshalb auf, sich 
dafür einzusetzen, daß wir eine starke internatio-
nale Organisation zur Erhaltung der noch vorhan-
denen Urwälder und zur Wiederaufforstung bzw. 
zur Wiederbepflanzung der riesigen entwaldeten 
Gebiete bekommen. Daß das möglich ist, sage ich 
aus Überzeugung und auch aus wissenschaftlicher 
Erkenntnis. Bedenken Sie, daß die Spanier, die ähn-
lich große Erosionen in ihrem Lande zu beklagen 
hatten, in 40 Jahren 4 Millionen ha Wald wiederauf-
geforstet haben. Im Sahel-Gebiet wäre etwa eine 
Größenordnung von 50 Millionen ha anzustreben. 
Das Wort gilt nach wie vor — es ist ein eisernes Ge-
setz —: Zuerst stirbt der Wald und dann der 
Mensch. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Repnik. 

Repnik (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Meine Vorredner ha-
ben in sehr bewegter Form das Ausmaß und zum 
Teil auch die Ursachen dieser schrecklichen Kata-
strophe dargestellt. Der Minister Warnke wird 
nachher auch zu den Sofortmaßnahmen, zu den 
Hilfsmaßnahmen einiges ergänzen. 

Nur zu Ihrem Einwand, Herr Kollege Neumann: 
Unsere Soforthilfe für Äthiopien wird erst dann 
wirklich wirksam, wenn wir sie in eine klare lang-
fristige Perspektive einordnen. Vielleicht kann  

diese Katastrophe auch als Chance für einen Neu-
beginn begriffen werden. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Friedensdialog!) 

Diese Perspektive muß lauten: Ü berwindung der 
Ursachen der Hungerkrise, wie es soeben auch Kol-
lege Rumpf dargestellt hat. Dies sind wir auch den 
Hungernden in der restlichen Welt schuldig. Denn 
— machen wir uns nichts vor — das Geld für die 
Soforthilfemaßnahmen in Äthiopien fehlt uns für 
Projekte an anderer Stelle. Auch die zahlreichen 
Spenden für Äthiopien werden die Mittel für Ent-
wicklungsprojekte in der restlichen Dritten Welt 
notwendigerweise schmälern. Wir helfen — zu 
Recht — jetzt Äthiopien bevorzugt und müssen da-
durch in anderen Armutsregionen gezwungenerma-
ßen mehr Hunger hinnehmen, weil die Hilfen nicht 
beliebig vermehrbar sind. 

Diese Tatsache legt uns eine besondere Verant-
wortung auf, zumal die jetzigen Soforthilfemaßnah-
men bei weitem nicht ausreichen werden. Auch dies 
wurde aufgezeigt. Wir werden nämlich diese Kata-
strophe auch in den kommenden Jahren kaum los-
werden. Denn die Hungersnot ist nicht durch die 
Soforthilfe auf Dauer zu überwinden. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Sondern?) 

Die erwachsenen Menschen in Äthiopien sind ent-
kräftet, und sie sind mutlos. Viele Kinder haben 
körperliche und geistige Schäden davongetragen. 
Zugtiere für die Bodenbestellung sind eingegangen. 
Erosion, Abholzung und andere Umweltschäden 
nehmen weiterhin beängstigend zu. Saatgut ist 
Mangelware. Was das Land braucht, ist ein konse-
quent durchgeführtes Programm zur schrittweisen 
Wiedergewinnung der eigenen Ernährungssicher-
heit. 

Geben die langfristigen Maßnahmen der äthiopi-
schen Regierung Anlaß zur Zuversicht, zur Hoff-
nung in dieser Richtung? Ich befürchte, leider nicht. 
Die Landwirtschaft soll — das ist nach wie vor 
erklärtes Ziel — kollektiviert werden. Dies inner-
halb von zehn Jahren zu erreichen ist die erklärte 
Absicht der äthiopischen Regierung. 

(Schwenninger [GRÜNE]: An der Kollekti

-

vierung liegt es nicht! — Frau Luuk [SPD]: 
Das ausdrücklich nicht!) 

Bereits jetzt werden bei der landwirtschaftlichen 
Entwicklung nicht die Kleinbauern bevorzugt, wie 
wir es immer wieder fordern, sondern die Staatsfar-
men, deren Produktivität alles andere als überzeu-
gend ist. Wer weiterhin durch niedrig gehaltene 
Preise für Agrarprodukte die Landbevölkerung in 
die Subsistenzproduktion treibt, hat natürlich keine 
Reserven für Notstandsgebiete mehr. 

Aus unserer Verantwortung für Millionen vom 
Tod Bedrohter müssen wir auf Reformen zugunsten 
der breiten Bevölkerungsschichten drängen. Das 
Argument, man dürfe nicht in die nationale Souve-
ränität hineinreden, wird angesichts von Katastro-
phen dieses Ausmaßes stumpf. Ist es nicht die 
Souveränität vieler Millionen, um die es jetzt geht? 

Was hilft also den Menschen am meisten? Was 
gehört zu einer langfristigen Perspektive? 
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Erstens. Äthiopien muß endlich mehr für seine 

Landwirtschaft als für Waffen ausgeben. Armee 
und meinetwegen auch kubanische Truppen sollen 
sich an Straßenbau und an Erosionsbekämpfung 
beteiligen. 

Zweitens. Was ohnehin überall gelten sollte, hat 
im Katastrophengebiet Äthiopiens besondere Be-
deutung: Vorrang hat der Mensch. Wir fordern eine 
Waffenruhe im gesamten Äthiopien von beiden Sei-
ten 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

und eine Hilfe für alle Bedrohten, unabhängig da-
von, wo sie leben, welcher politischen Richtung und 
welchem Volk sie angehören, ob sie seßhaft und 
daher registriert oder ob sie Nomaden sind. Wir 
brauchen einen Pakt zur Bekämpfung des Hungers. 
Hierzu müssen sich Gebernationen und die äthiopi-
sche Regierung auf klare Grundlagen darüber eini-
gen, welche Prioritäten für die künftige Ernäh-
rungssicherung gelten müssen. 

Diese Prioritäten lauten: Friede im Land, alle ver-
fügbaren Ressourcen in Landwirtschaft und Um-
weltverbesserungen investieren, Entfaltungsmög-
lichkeiten für die Bauern zur Produktion. Wir, die 
Bundesrepublik Deutschland, sind bereit, uns die-
ser großen Herausforderung zu stellen und uns an 
dieser Aufgabe zu beteiligen. Die internen Rahmen-
bedingungen, die über den Erfolg oder Mißerfolg 
entscheiden, kann allerdings nur Äthiopien selbst 
schaffen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Fischer. 

Frau Fischer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, man sollte der Voll-
ständigkeit halber gleich zu Beginn noch darauf 
hinweisen, daß es nach den Ausführungen des Mi-
nisters so aussieht, als möchte die äthiopische Re-
gierung möglicherweise doch von ihren Kollekti-
vierungsplänen herunter. Herr Repnik, ich habe 
das gerade von denen, die dort gewesen sind, erfah-
ren, und ich meine, wir sollten das dann auch so zur 
Kenntnis nehmen. 

(Zustimmung bei der SPD — Zurufe von 
der CDU/CSU: Eine sehr gute Nachricht! — 

Schön wär's!) 

Die erschütternden Bilder und Berichte von der 
Hungersnot haben bei unserer Bevölkerung eine 
Welle der Hilfsbereitschaft ausgelöst. Ich denke 
schon, daß die Millionen Spenden bis heute Tausen-
den von Menschen in Äthiopien bereits das Leben 
gerettet haben. 

Wenn man sich vorstellt, daß das Land etwa fünf-
mal so groß wie die Bundesrepublik ist und in die-
sem Land sieben Millionen Menschen wirklich vom 
Verhungern bedroht sind, dann muß man immer 
wieder mit unseren jungen Leuten, mit den älteren 
Leuten, mit allen Menschen in der Bundesrepublik 
reden, um ihnen das ganze Ausmaß dieser Kata-

strophe vor Augen führen zu können; denn wir wer-
den nicht nur Jahre, sondern vermutlich Jahr-
zehnte dem Hungergürtel in Afrika helfen müssen. 
Es ist j a nicht nur Äthiopien — das klang in vielen 
Beiträgen an —; ganz Afrika steht am Rande einer 
Hungerkatastrophe, und nach Angaben der UN-Or-
ganisation für Landwirtschaft und Ernährung ist 
die Versorgungslage in 24 afrikanischen Staaten, 
die von etwa 150 Millionen Menschen bewohnt sind, 
sehr kritisch. Wir wissen, daß seit Jahren die Nah-
rungsmittelproduktion weniger schnell wächst als 
die Bevölkerung dieser Länder. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Warum?) 

Einige Länder, die früher Überschüsse produzier-
ten, sind durch eine beispiellose Trockenheit ge-
schädigt. In der Sahel-Zone ist die Dürre innerhalb 
eines Jahres um 150 bis 200 km nach Süden vorge-
drungen. 

Zu diesem Klimaproblem kommen noch Tierseu-
chen, Savannenbrände, Bürgerkriege, Wasser-
knappheit, Unterernährung und die Verschlechte-
rung einer Gesundheitsfürsorge, die noch nie gut 
gewesen ist. Dann wissen wir, daß oft genug die 
Lagervorräte verderben, weil die Lagermöglichkei-
ten und die Transportmittel völlig unzureichend 
sind. Der Kampf gilt der Wasserknappheit. Bedroh-
lich sind aber nicht nur die Hungererscheinungen, 
sondern auch ganz allgemein die Fehl-, Mangel-
und Unterernährung bei diesen Menschen. 

Wir müssen wirklich zugeben, daß die Hilfswerke 
schon seit Jahren vor dieser sich anbahnenden Ka-
tastrophe gewarnt haben. Wir — möglicherweise 
auch wir hier — haben das nicht so ernst genom-
men und haben nicht solche Anstrengungen fertig-
gebracht, wie sie hätten sein müssen. Allein das 
Deutsche Rote Kreuz hat bis Oktober 1984 mehr als 
27 Millionen DM an Hilfsleistungen für die an 
Dürre und Hungersnöten leidenden Menschen in 
den am meisten betroffenen afrikanischen Staaten 
erbracht. Die kirchlichen Hilfswerke haben einen 
Plan, für die nächsten fünf Jahre mindestens 300 
Millionen DM für die Bekämpfung des Hungers in 
Afrika aufzubringen. Mit Spendengeldern soll auch 
dafür gesorgt werden, daß die fortschreitende Wü-
stenbildung durch Aufforstung und richtige Land-
nutzung weiter verhindert und daß Dorfbewässe-
rungsprojekte für die Kleinbauern unterstützt wer-
den. 

Ich möchte ganz besonders auf die Schwierigkei-
ten hinweisen, die es wegen der fehlenden Infra-
struktur bei den Transportmöglichkeiten gibt und 
von daher auch allen Hilfswerken, den nationalen 
und internationalen, dem Roten Kreuz, den UN-
Organisationen herzlichen Dank sagen, aber ganz 
besonders den in Äthiopien eingesetzten Soldaten 
der Bundeswehr 

(Schwenninger [GRÜNE]: Die Bundeswehr 
ist also ein Hilfswerk? So, jetzt haben wir 

es!) 

und vor allen Dingen auch dem Technischen Hilfs

-

werk. Ich denke schon, daß man das in aller Deut

-

lichkeit sagen kann, daß es sich hier auch um Hilfs- 
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dienste handelt, denen wir ganz herzlichen Dank 
sagen sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Wir sollten aber auch den vielen namenlosen Spen-
dern innerhalb unseres deutschen Volkes ganz 
herzlichen Dank sagen. Ich weiß zu berichten von 
Rentnergruppen, von kirchlichen Frauengemein-
schaften, von Jugendgruppen und Grundschulkin-
dern, die hier ihren ganz persönlichen Beitrag lei-
sten. Sie sollen alle wissen, daß keine noch so kleine 
Spende vergebens ist und daß die Hilfen das Leben 
von alten Menschen, von Müttern und kleinen Kin-
dern retten. 

Wir müssen das Verhungern stoppen und gleich-
zeitig die Grundlage legen für Hilfe zur Selbsthilfe. 
Wir können nur alle Menschen bitten, uns dabei zu 
helfen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Zutt. 

Frau Zutt (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Alle Sprecher haben überein-
stimmend die schnelle und unbürokratische Hilfe 
der Bundesregierung gelobt. Ich schließe mich dem 
an, auch in bezug auf die zahlreichen persönlichen 
Spenden und das Engagement vieler Bürger. Trotz 
dieses Engagements werden wir betroffener aus 
dem Saal gehen, als wir beim Hereingehen waren. 
Ich bin im Grunde noch ratloser. Aber ich will ver-
suchen einiges aufzuzeigen. 

Die Bilder von Hungernden, die uns erreicht ha-
ben, haben Wirkung gezeigt und die Menschen zur 
schnellen Hilfe befähigt. Aber es bleibt doch die 
drängende Frage, warum uns erst diese Bilder er-
reichen mußten, bevor wir handelten. Gab es nicht 
Informationen und Warnungen? Die Stunde heute 
ist zu kurz, um die Frage erschöpfend zu behandeln, 
ob die Frühwarnsysteme nicht funktioniert haben 
oder wir zu dickfellig waren, darauf zu reagieren. 

Ich meine allerdings, daß wir heute — das ist in 
verschiedenen Diskussionbeiträgen angeklungen 
— schon etwas tun können, wenn wir die Konse-
quenz ziehen, daß es nicht genügt, nur Überlebens-
hilfe zu leisten. Wir müssen langfristig Hilfe zum 
Leben leisten. Das heißt, aus der Katastrophenhilfe 
muß eine langfristig angelegte Entwicklungspolitik 
werden. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Das gilt für Äthiopien. Es gilt für die Länder in der 
Sahelzone, in Afrika. Wir wissen — das haben 
wir alle gespürt und merken es auch in unserer Ar-
beit —, daß es diese Länder aus eigener Kraft allein 
nicht schaffen. 

Als erster Schritt dazu ist notwendig, — und dazu 
fordern wir die Regierung auf —, daß die Entwick-
lungshilfe für Äthiopien, die um 50 % gekürzt wurde, 
wieder angehoben wird. Doch das genügt auf Dauer  

nicht. Wir müssen uns fragen, ob es — nach Ansicht 
vieler — nur falsche Organisation und politisch fal-
sche Ordnungen in diesen Ländern sind oder ob es 
bei uns auch falsche Organisation ist, die langfri-
stige Hilfe so schwierig macht? 

Lassen Sie mich das an einem Beispiel sagen: Es 
ist schwer Menschen verständlich zu machen, daß 
wir innerhalb der EG tonnenweise Äpfel und an-
dere Nahrungsmittel vernichten 

(Zustimmung des Abg. Schwenninger 
[GRÜNE]) 

und in Afrika Tausende von Menschen an Hunger 
sterben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Viele Menschen denken, es sei nur ein Transport-
problem; wenn wir alle Überschüsse, die wir hier 
erwirtschaften, nach Afrika brächten, sei dort das 
Problem gelöst. Da ist falsch und hilft nicht weiter. 
Auch das ist hier schon angeklungen. Der Schwer-
punkt muß — das ist Entwicklungspolitikern klar, 
aber in anderen Bereichen unseres Volkes und 
auch des Parlaments nicht ganz so klar — auf 
Selbstversorgung liegen. Wir müssen aufpassen, 
daß Ansätze zur Selbstversorgung, wo es sie in den 
afrikanischen Ländern gibt, nicht durch Lieferun-
gen aus der Überschußproduktion der Europäi-
schen Gemeinschaft zerstört werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Auf einer Reise, die Mitglieder des Haushaltsaus-
schusses in Länder der Sahelzone gemacht haben, 
haben wir manche postive Beispiele gesehen, wie 
auch von negativen Kenntnis bekommen. Wir konn-
ten uns in Niger überzeugen, daß Dorfstrukturen 
durch langfristig angelegte Entwicklungspolitik 
und Hilfe, etwa mit Bewässerungssystemen, ge-
stärkt wurden und gewachsen sind, daß die Men-
schen sich nicht nur selbst mit Gemüse und Reis 
versorgt haben, sondern auch naheliegende Märkte 
belieferten. 

Das war die gute Seite. 

Es kam uns aber auch zu Ohren, daß gewisse For-
men der Nahrungsmittelhilfe bestehende Versor-
gungsstrukturen gefährden. In Obervolta heute und 
schon früher ziehen viehzüchtende Stämme jähr-
lich mit ihren Krüppel-Herden einer bestimmten 
Art von Rindvieh 

(Schwenninger [GRÜNE]: Zebus!) 

an die Elfenbeinküste, schlachten dort einen Teil 
ihres Viehbestandes und verkaufen ihn. Die sind 
nun plötzlich mit der Tatsache konfrontiert, daß sie 
dort ihren Selbstkostenpreis nicht mehr erzielen 
können, weil aus der EG importiertes, hochsubven-
tioniertes Rindfleisch dort billiger verkauft wird, so 
daß ihr Fleisch nicht mehr gefragt ist, aber diese 
Struktur zerstört wird. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Da stecken Fut
-

termittel aus Brasilien und Thailand drin!) 

Ich glaube, das zeigt uns, daß mit dem Export unse-
rer Überschüsse keine Hilfe geleistet wird. 
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Danke. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN so

-

wie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenar-
beit. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Was soll der 
jetzt noch sagen?) 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Bundesregierung dankt dem Parla-
ment für die Impulse, die aus dieser Aktuellen 
Stunde für die zukünftige Ausrichtung deutscher 
Entwicklungspolitik gegeben werden. 

Lassen Sie mich vorweg feststellen: die bisher 
geleistete Hilfe für Äthiopien ist wirksam gewor-
den. Tausende, Zehntausende von Menschen konn-
ten durch diese Soforthilfe der letzten Wochen vor 
dem sicheren Tod gerettet werden. Dies war insbe-
sondere möglich, weil wir uns sofort auch in den 
Transport der in den Häfen lagernden Nahrungs-
mittel zu den Verteilungszentren einschalten konn-
ten. Ich möchte hier den Soldaten der Luftwaffe, 
den Männern des Technischen Hilfswerkes, aber 
auch allen anderen, die heute für die Organisation 
der Hilfe in Äthiopien von deutscher Seite Dienst 
tun, den Dank der Bundsregierung aussprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Wenn sämtliche Leistungen zusammengezählt 
werden, die regulären Hilfsprogramme für Äthio-
pien, die Sonderhilfsprogramme, die Leistungen, 
die den deutschen Anteil aus der Nahrungsmittel-
hilfe der Europäischen Gemeinschaft umfassen, 
und die Transportleistungen, kommen wir in die-
sem Jahr, bis jetzt, auf Leistungen der Bundesrepu-
blik Deutschland für Äthiopien in der Größenord-
nung von hundert Millionen DM. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Das sind zwei 
DM pro Einwohner, nicht arg viel!) 

Aber es ist klar, daß weitere Hilfe nötig ist, daß sie 
schnell nötig ist. 

In den Lagern können heute denen — Frau Kolle-
gin Luuk hat sie hier erwähnt —, die zu Zehntaus-
enden unter freiem Himmel kampieren, 150 Gramm 
Weizen, in Salzwasser gekocht, auf die Hand ausge-
teilt, an täglicher Nahrung gegeben werden. Das 
entspricht 300 Kalorien — als Ration für einen gan-
zen Tag. Wenn heute schon die Temperaturen we-
nig über dem Gefrierpunkt dazu beitragen, daß 
Lungenentzündungen, Durchfallerkrankungen und 
sonstige Krankheiten weitere Todesopfer fordern, 
dann wird dies alles in geradezu unvorstellbarem 
Maße gesteigert sein, wenn die Regenfälle, auf die 
Äthiopien wartet, eines Tages am Beginn des kom-
menden Jahres in der kleinen Regenzeit tatsächlich 
einsetzen sollten. 

Sieben Millionen Menschen sind es, die heute be-
troffen sind. Die meisten davon leben in Gebieten, 
die sich außerhalb der Kontrolle der Regierung be-
finden. Die Bundesregierung läßt keinen Zweifel  

daran, daß menschliche Hilfe für alle, die in Äthio-
pien hungern, gleichgültig, auf welcher Seite der 
Bürgerkriegsparteien sie sich befinden, notwendig 
ist. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Meine Damen und Herren, wir konzentrieren 
heute alle verfügbare Kraft auf die Überlebenshilfe 
für die Hungernden. Aber wir wissen, daß diese Ka-
tastrophenhilfe der erste Schritt von dreien ist, dem 
eine gesicherte Nahrungsmittelhilfe, die nicht mehr 
Katastrophencharakter hat, hoffentlich bereits im 
Laufe des ersten Halbjahres 1985 folgt und der sich 
eine konsequente Politik zur Sicherung der Ernäh-
rung aus eigener Kraft anschließen muß. Die Bun-
desregierung hat nie die langfristige Strukturhilfe 
für Äthiopien abgebrochen. Es hat eine Zäsur gege-
ben, und die liegt im Jahre 1976. Seit 1976 wird 
Äthiopien aus Gründen, die ihre Ursache in dem 
gegenseitigen Verhältnis von Äthiopien zur Bun-
desrepublik Deutschland hatten und haben, keine 
Kapitalhilfe mehr gewährt. Aber, meine Damen und 
Herren, bevor wir die weitere Zusammenarbeit in 
der Entwicklungspolitik mit Äthiopien grundsätz-
lich überdenken, müssen wir uns klar darüber sein, 
daß die Ursachen der gegenwärtigen Hungerkata-
strophe zur Sprache gebracht und geklärt werden 
müssen. 

Afrika hat auch im Sahel, das von der Dürre 
betroffen ist, grundsätzlich genug Wasser; es hat 
grundsätzlich genug fruchtbaren Boden, und es hat 
grundsätzlich genug arbeitsfähige und arbeitswil-
lige Menschen, um seine Ernährung aus eigener 
Kraft sicherstellen zu können. Die Rahmenbedin-
gungen dazu müssen ebenso stimmen wie die Hilfs-
maßnahmen von seiten außerhalb Afrikas. 

Hier ist zu Recht der Bereich Umwelt erwähnt 
worden. Ich unterschreibe, was das Parlament zum 
Ausdruck gebracht hat. Ich füge hinzu, die Rahmen-
bedingungen müssen auch insofern stimmen, als 
der äthiopische, der afrikanische Bauer ebenso wie 
der deutsche, der europäische Bauer ein Mindest-
maß an materiellem eigenen Anreiz haben muß, 
wenn er nicht nur für die eigene Existenzerhaltung, 
sondern auch für den Rest der Bevölkerung Nah-
rungsmittel produzieren muß, eigenen Anreiz und 
nicht ideologische Predigten. Das allein wird ihn 
zur Entfaltung seines schöpferischen Potentials 
bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schwenninger [GRÜNE]: Und wenn er zu

-

viel produziert, was machen wir dann?) 

Ich habe mit der Regierung Mengistu und ihren 
Ministern am vergangenen Wochenende diese Rah-
menbedingungen zur Sprache gebracht und habe 
Antworten erhalten, die Hoffnung geben, daß die 
Regierung in Äthiopien bereit ist, sich in die rich-
tige Richtung zu orientieren. Wir werden diesen Si-
gnalen nachgehen und ihnen nachgehen müssen. 
Aber dort, Herr Kollege Schwenninger, und nicht in 
Änderungen unserer Lebensweise liegt die ent- 
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scheidende Weichenstellung für die Zukunft 
Afrikas. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Gottwald [GRÜNE]: Und wir haben 
gar nichts zu tun? — Schwenninger [GRÜ

-

NE]: Und das sagen Sie als Entwicklungs- 
politiker?) 

Es ist nicht hier und heute, meine Damen und Her-
ren, der Platz, die Frage der Rüstungspolitik welt-
weit zu diskutieren. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Doch, genau! — 
Zuruf von der SPD: Schade! — Frau Gott

-

wald [GRÜNE]: Sagen Sie mal etwas zum 
EG-Markt!) 

Aber hier und heute, meine Damen und Herren, 
schuldet die Sowjetunion der Weltöffentlich-
keit — —

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Endlich einmal 
ein Thema!) 

— Wenn Sie wenigstens einmal, wenn es um Hun-
gernde in Afrika geht, Ihre Emotionen einen Au-
genblick zügeln könnten, Frau Abgeordnete Gott-
wald! — Hier und heute schuldet die Sowjetunion 
der Weltöffentlichkeit Antwort auf die Frage: Ist es 
wahr, daß sie für Waffenlieferungen Forderungen 
in hoher Milliardenhöhe aus Afrika eintreibt im 
gleichen Zeitpunkt, wo dort die Menschen hungern 
und Hungers sterben? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf der Abg. Frau Gottwald [GRÜNE]) 

Wir werden zusätzlich leisten, und zwar unabhän-
gig davon, wie die Antwort auf diese Frage lautet. 
Wir werden noch in diesem Monat — das war die 
Frage, die die Antragsteller für die Aktuelle Stunde 
an die Bundesregierung gerichtet haben — ein zu-
sätzliches Hilfsprogramm auf den Weg bringen, das 
sich mit den Schwerpunkten Getreidelieferung, Lie-
ferung von Medikamenten, Lieferung von Trans-
portmitteln und Lieferung von Obdach, von Zelten, 
auf die Schwèrpunkte der Bedürfnisse in Äthiopien 
und allerdings auch in übrigen Staaten Afrikas kon-
zentrieren wird. Der Umfang dieses Programms, so-
fern es noch in diesem Monat in Kraft gesetzt wird, 
wird von den noch in diesem Monat möglichen Lie-
fermengen abhängen. Wir werden Parlament und 
Öffentlichkeit unverzüglich darüber unterrichten, 
sobald dies feststeht. 

Zugleich appelliere ich an die Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland, in ihrer Spendenbe-
reitschaft fortzufahren und die großen deutschen 
Organisationen, die in Äthiopien und anderen Län-
dern Afrikas vorbildliche und wirksame Hilfe lei-
sten, weiterhin zu unterstützen. Vereinte Hilfe von 
Bürgern und Staat ist notwendig, wenn es gelingen 
soll, das Leben von Hunderttausenden, ja von Mil-
lionen von Menschen, die unverschuldet in Not ge-
raten sind, jetzt zu retten. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Als letzter Redner soll ich wohl 
einiges zusammenfassen. Die grausamen Bilder der 
Verhungernden bewegen zu Recht den Bundestag 
quer durch alle Parteien. Aber man muß hinzufü-
gen: Die Bundesrepublik Deutschland leistet vor-
erst in der Katastrophenhilfe vorbildlich und rasch 
alles, was zur Milderung der Hungersnot möglich 
ist. Zuständig dafür ist das Auswärtige Amt. Aber 
auch der Minister Warnke, der vielleicht über mehr 
Mittel dafür verfügt, hat rasch und klar zugegriffen. 
Die Bundeswehr unterstützt ebenso wie das Techni-
sche Hilfswerk den raschen Transport beachtlich. 

Lassen Sie mich auch unterstreichen, daß die ka-
ritativen Verbände zur Verteilung der Lebensmittel 
auch in Gebiete vordringen, die wegen des Bürger-
kriegs sonst abgesperrt und abgeschnürt sind, z. B. 
nach Tigre und Wolo, und daß sie mit großem Opfer-
mut — ich nenne hier auch Frauen und Schwestern 
— große Risiken auf schwierigsten Gebirgspfaden 
zu Fuß und mit Mauleseln auf sich nehmen, um 
abgeschnittenen Menschen zu helfen. Dafür sollten 
wir hier danke schön sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Wie der Bericht zeigt, sind ärztliche Versorgungs-
hilfe, Transporthilfe, Medikamentenhilfe, Zelt- und 
Deckenlieferung zu verstärken. 

Wer den friedlichen Wandel will, muß vorweg das 
Verhungern bekämpfen. Aber man sollte nicht ver-
heimlichen — Herr Neumann hat das an einigen 
Beispielen angeführt — , daß ideologische Gewalt-
herrschaften das Verhungern nicht verhindern, 
sondern öfters verursachen oder fördern. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Meinen Sie die 
EG-Politik?) 

Die Bundesrepublik Deutschland hat trotz mancher 
unfreundlicher Akte der Diktatur in Äthiopien, auf 
die der Minister hinwies, trotz örtlichen Fehlverhal-
tens in der Zeit der Dürre und bei der Entwicklung 
der Infrastruktur, trotz der sträflichen Vernachläs-
sigung der Landwirtschaft und gefährlicher Fehllei-
tung von Finanzmitteln unmittelbar geholfen. Denn 
wenn Menschen verhungern, muß alles andere zu-
rückstehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schwenninger [GRÜNE]: Das ist richtig!) 

Die Katastrophe Äthiopiens zeigt abermals, daß 
ein rechtzeitiges Frühwarnsystem für akute Not-
fälle in der FAO nicht funktioniert, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: So ist es!) 

obwohl sie viel Personal hat. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

So verhungern Tausende, bevor die Meldungen 
durchdringen. Angesichts der hervorragenden 
Kommunikationsmittel in aller Welt ist das zutiefst 
erschütternd. Wir bitten unsere Fernsehanstalten, 
durch ihre Berichterstatter schon frühzeitig tat-
sächlich drohende akute Gefahren zu melden, ih- 
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nen nachzuspüren und sie konstant und nicht nur 
plötzlich für beschränkte Zeit in das Licht der 
Scheinwerfer zu rücken. 

Über Äthiopien darf man andere Hungergebiete 
überhaupt nicht verschweigen und vergessen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Große Teile Afrikas sind in wachsender Gefahr. Die 
Wüste ist im Vordringen; die Infrastruktur ist ver-
nachlässigt. Dem Sturz der Kolonialherrschaften 
folgten in vielen Gebieten harte, zum Teil grausame 
Diktaturen und Einparteienregierungen. Hohe Zah-
len von Flüchtlingen und Vertriebenen sind die Fol-
ge. Das kann nicht Anlaß zu westlicher Besserwis-
serei sein, sondern es sind einfühlsame geistige und 
strukturelle Zusammenarbeitsversuche nötig. 

Aber man kann auch nicht verschweigen — Herr 
Neumann hat dafür einiges angeführt — , daß nach 
internationalen Statistiken für 90 % der Flücht-
lingsströme marxistisch-leninistische Zwangsherr-
schaften die Ursache sind. 

Darüber hinaus ist in vielen Staaten Afrikas der 
Weg vom Stamm zur Nation und zum Staat noch 
ungenügend gelungen. Die Stämme pochen berech-
tigterweise auf ihre Identität. In Grenzgebieten 
sind sie oft durch die von den Kolonialherren wie 
mit einem Lineal gezogenen Grenzen geteilt. Da 
einzelne Stämme andere grausam zu beherrschen 
versuchen, spielt das eine wachsende Rolle. Kluge 
afrikanische Staatsmänner haben deshalb auch für 
den menschenrechtlichen Mindeststandard, in um-
strittenen Gebieten für Gruppen- und die Minder-
heitenrechte einiges versucht. 

Meine Damen und Herren, die Zusammenarbeit 
zwischen karitativen und staatlichen Stellen ist 
hier und da noch zu verbessern. Den karitativen 
Verbänden, der Bundeswehr, den zuständigen Res-
sorts und ihren Beamten gebührt der Dank des gan-
zen Hauses. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, dem amtierenden Präsidenten ist wohl nach 
dieser informierenden Debatte über einen schlim-
men Notstand, von dem Millionen von Menschen 
betroffen sind, erlaubt, eine ergänzende Bemerkung 
zu machen. 

Ich bin hier heute in der Zuteilung von Redezei-
ten ziemlich großzügig gewesen; es ging ja auch 
nicht um Kontroverses. Aber ich finde, es gibt für 
uns alle eine noch viel bessere Möglichkeit, großzü-
gig zu sein. Die Spendenkonten der Hilfsorganisa-
tionen sind bekannt oder können uns noch einmal 
bekanntgegeben werden. Ich finde, wir sollten nicht 
nur zur Weihnachtszeit großzügig sein, sondern 
auch danach. Das hat uns sicher diese Debatte mit 
auf den Weg gegeben. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 3 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP einge

-

brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Neu-
regelung des Jugendschutzes in der Öffent-
lichkeit 
— Drucksache 10/722 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(13. Ausschuß) 
— Drucksache 10/2546 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Gilges 
Sauer (Stuttgart) 

(Erste Beratung 47. Sitzung) 

Hierzu liegen Ihnen ein Änderungsantrag auf 
Drucksache 10/2553 und ein Entschließungsantrag 
auf Drucksache 10/2554 der Fraktion der SPD vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. — Ich sehe 
dazu keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlos-
sen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Das 
Wort hat der Abgeordnete Sauer (Stuttgart). 

Sauer (Stuttgart) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir ha-
ben am 19. Januar 1984 in der ersten Lesung unse-
ren Gesetzentwurf zum Jugendschutz vorgelegt. 
Wir, haben nun knapp ein Jahr lang mit den ver-
schiedenen Verbänden, mit den betroffenen Wirt-
schaftszweigen, mit Jugendschutzorganisationen 
und mit Sachverständigen diskutiert. Wir legen Ih-
nen heute einen geänderten Gesetzentwurf zur 
zweiten und dritten Lesung vor. 

Berechtigte und sinnvolle Wünsche und Anregun-
gen, die in zwei Anhörungen vorgebracht wurden, 
wurden von uns berücksichtigt. So haben wir z. B. 
die namentliche Meldung von Minderjährigen 
beim Jugendamt verhindert, weil es hier zu einer 
möglichen Stigmatisierung dieser Kinder und Ju-
gendlichen gekommen wäre. 

Der verfassungsrechtliche Vorrang der Verant-
wortung von Eltern war für uns Leitgedanke für die 
Neuregelung des Jugendschutzes. Darum haben wir 
auch auf Einschränkungen verzichtet, wenn sich 
Minderjährige in Begleitung von Erziehungsbe-
rechtigten in der Öffentlichkeit befinden. Wir wol-
len mehr Spielraum für die Erziehung bekommen. 
Ich glaube, dies ist ein wichtiger Punkt. 

Zentraler Punkt unserer Bemühungen ist aber 
die Bekämpfung der menschenverachtenden Vi-
deofilme, die Gewalt und Horror in exzessiver 
Weise darstellen. Hunderttausende von besorgten 
Bürgern und Eltern haben in Unterschriftenaktio-
nen die Forderung erhoben: Macht nun endlich 
Schluß mit diesen Videoexzessen, macht Schluß mit 
den Videofilmen, in denen Menschen vergewaltigt, 
skalpiert, zersägt, zerstückelt und gefressen wer-
den! Legt skrupellosen Geschäftemachern endlich 
das Handwerk! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Die Forderungen besorgter Bürger und Eltern 

sind berechtigt, weil durch diese Videofilme bei 
Kindern und Jugendlichen nachgewiesenermaßen 
Schockzustände, Ängste und Verhaltensstörungen 
auftreten. Diese Gewaltfilme führen zur Abstump-
fung gegenüber Gewalt, sie führen zu Aggressionen, 
sie führen auch — das war leider Gottes schon fest-
zustellen — zu Nachahmungstaten. Gewalt wird im-
mer mehr als Mittel zur Regelung von Konflikten 
akzeptiert. Sie wird zum Selbstzweck erhoben; die 
Menschenwürde wird mit Füßen getreten. Ich glau-
be, es ist nun höchste Zeit, die Würde des Menschen 
als einen zentralen und vorrangigen Wert unseres 
Grundgesetzes zu garantieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In dieser Frage sollte es, so meine ich — völlig 
ungeachtet politischer Meinungsverschiedenhei-
ten —, in diesem Hause zu einer Übereinstimmung 
kommen. Leider muß ich aber feststellen: Die Sozi-
aldemokraten haben — zumindest in ihrer Regie-
rungszeit — den ständig wachsenden Gefährdun-
gen unserer Jugend tatenlos zugesehen. 

(Frau Dr. Lepsius [SPD]: Was soll denn die

-

ser Unsinn? — Weitere Zurufe von der 
SPD) 

Der Boom der Gewalttätigkeiten bei Videofilmen 
wie auch in anderen Bereichen — ich denke hier an 
Spielautomaten, die kriegsverherrlichende und ge-
waltverherrlichende Darstellungen zeigen — hatte 
schon zu Zeiten der SPD-geführten Bundesregie-
rung voll eingesetzt. Sie, meine Damen und Herren 
von der Sozialdemokratie, haben den daraus resul-
tierenden Handlungsbedarf im Jugendschutz nicht 
nur verschlafen, sondern auch — ich muß es sagen 
— in sträflicher Weise vernachlässigt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Sie haben in der Diskussion immer wieder die 
grundgesetzlich garantierte Meinungs- und Kunst-
freiheit angesprochen. Auch wir stehen zu diesen 
Freiheitsrechten, aber Meinungs- und Kunstfreiheit 
haben dort ihre Grenzen, wo die Menschenwürde in 
einer sozialschädlichen Form — und dies ist ja bei 
diesen Videofilmen der Fall — verletzt wird. Was 
hat es denn mit Meinungsfreiheit zu tun, wenn 
Menschen bei lebendigem Leibe mit einer Motor-
säge verstümmelt und zerstückelt werden? Was hat 
das mit Meinungsfreiheit zu tun? Verteidigen Sie 
mit uns die Werteordnung unserer Verfassung, die 
auf der Unantastbarkeit der Menschenwürde be-
ruht, und seien Sie bereit, aus diesem Grundrecht 
die Konsequenzen für den Schutz der Jugend vor 
diesen menschenverachtenden Videofilmen zu zie-
hen! 

(Frau Dr. Lepsius [SPD]: Was soll denn der 
Unfug? Das ist doch Volksverdummung, 

was Sie betreiben!) 

— Da kann ich Ihnen, verehrte Kollegin, nur sagen: 
Getroffene Hunde bellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Deswegen bellen Sie so 

laut!) 

Mit folgendem Fächer von Maßnahmen werden 
wir einen besseren Schutz der jungen Menschen 
vor gewalttätigen und pornographischen Videokas-
setten erreichen. 

Zum ersten: Bespielte Videokassetten sollen 
durch die obersten Landesbehörden nach Alters-
gruppen freigegeben werden. Sie werden durch ein 
fälschungssicheres Zeichen gekennzeichnet, und 
zwar im Wege einer Vorkontrolle, bevor die Filme 
auf dem Markt sind, was zur Zeit leider Gottes der 
Fall ist. Die Bundesprüfstelle kommt bei der Indi-
zierung nicht nach. Die schlimmen Filme werden 
von verantwortungslosen Videothekaren an Kinder 
und Jugendliche verliehen. 

Die obersten Landesbehörden bedienen sich der 
Gremien der Freiwilligen Selbstkontrolle der Film-
wirtschaft, der FSK. Diese FSK wird aber neu orga-
nisiert. Das Wichtige und Entscheidende ist: Ju-
gendschutzinteressen werden stärker zum Tragen 
kommen, und zwar dadurch, daß die Ländervertre-
ter in dem wichtigen Arbeitsausschuß den Vorsitz 
sowie im Hauptausschuß die Mehrheit bekommen. 
Diese Vertretung wird sicherstellen, daß in Zukunft 
Jugendschutzentscheidungen nicht mehr lasch ge-
handhabt werden, wie es leider in der Vergangen-
heit des öfteren der Fall war. 

Wichtig ist auch: Der ständige Vertreter der Lan-
desbehörde, der den Vorsitz im Arbeitsausschuß 
hat, wird die Mitteilungspflicht haben, Filme, die 
unter §§ 131 und 184 des Strafgesetzbuchs fallen, 
dem Staatsanwalt sofort zu melden. 

Nach dem Gesetz über die Verbreitung jugendge-
fährdender Schriften bestehen für schwer jugend-
gefährdende Filme Vertriebs- und Werbebeschrän-
kungen. Zusätzlich ist jetzt noch für indizierte und 
pornographische Videofilme ein Verleihverbot vor-
gesehen. Es handelt sich dabei — nebenbei bemerkt 
— nicht um sogenannte Softpornos, wie das man-
che in der Diskussion verniedlichend gesagt haben, 
sondern um Sexfilme härtester Machart. Solche 
Filme dürfen in Zukunft nur noch an Erwachsene 
in speziellen, Kindern und Jugendlichen nicht zu-
gänglichen Ladengeschäften verliehen werden. Die 
Videotheken werden dadurch zu einem jugendge-
eigneten Ort, da dort nur noch jugendgeeignete 
Videokassetten verliehen werden dürfen. Schmud-
delecken, wie es sie zur Zeit noch gibt, wird es nicht 
mehr geben. Auch das System „shop in the shop" 
wird der Vergangenheit angehören. Viele der exzes-
siven Schlachtorgien auf Videoband sind nicht nur 
jugendgefährdend, sie überschreiten auch die 
Schwelle der Sozialschädlichkeit und sollten daher 
ganz verboten werden. 

Die Verschärfung des bestehenden § 131 des 
Strafgesetzbuchs bewirkt ein generelles Herstel-
lungs-, Import- und Vertriebsverbot für diese Hor-
ror- und Gewaltfilme. Die in dem alten § 131 StGB 
enthaltene Gewaltverherrlichung und -verharmlo-
sung war leicht zu umgehen. Daher sollen in Zu-
kunft sämtliche Schilderungen in unmenschlicher 
und grausamer Art, welche die Menschenwürde 
verletzen, strafrechtlich relevant sein. 

Verfassungsrechtliche Bedenken haben wir nicht. 
Dies ist im übrigen keine „Lex Video"; dies gilt auch 
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für grenzüberschreitende Medien wie das Kabel-
fernsehen. Sie erhalten durch unser Gesetz ver-
bindliche Grenzen und Normen. Dies muß aber 
auch — das sage ich mit Betonung — für die Lan-
desmediengesetze zutreffen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Jannsen [GRÜNE]) 

Nur durch die Neufassung ist es möglich, zu ei-
nem Schutz gegen die Vermarktung exzessiver Bru-
talität zu gelangen. Darüber hinaus erwarten wir 
durch die Neufassung eine Neuorientierung des Vi-
deomarktangebots hin zu guten Videofilmen, die es 
ja bisher schon in einigen Sachbereichen gibt. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zur Medienerzie-
hung sagen. Ein großer Handlungsbedarf besteht 
auch im pädagogischen Bereich. Unsere gesetzge-
berischen Maßnahmen, so notwendig sie auch sind, 
sind nur flankierende Maßnahmen. Sie bleiben 
Stückwerk, wenn es uns nicht gelingt, die Eltern 
und Erzieher zu sensibilisieren und ein Problembe-
wußtsein zu schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aufklärung und Information der Lehrer, der Er-
zieher, der Sozialarbeiter sowie der Eltern tut not. 
Die Eltern dürfen ihre Kinder nicht sich selbst 
überlassen. Sie brauchen Hilfe für einen sinnvollen 
Mediengebrauch. Auch hier wirkt Vorbild Wunder. 
Wir legen größten Wert auf einen erzieherischen 
Jugendschutz im Bereich der Familie, der Schule 
sowie in der Jugendarbeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Bewahrung un-
serer Kinder und Jugendlichen vor dem Alkohol-
mißbrauch. Der Anteil der Jugendlichen an der Ge-
samtzahl der Alkoholiker erreicht fast 10 %. Das 
sind nahezu 200 000 Personen. Dies ist erschrek-
kend. Das vorliegende Jugendschutzgesetz schafft 
nun einen neuen präventiven Rahmen. So dürfen 
sich Jugendliche unter 16 Jahren nur noch unter 
klar begrenzten Vorschriften in Kneipen aufhalten. 
Die Abgabe von Alkoholika an bis zu 16jährige wird 
verboten. Ebenso schlagen wir — das ist ganz wich-
tig — ein Automatenverbot für Wein und Bier vor. 

Ich möchte meinen Appell aus der ersten Lesung 
an Veranstalter und Wirte wiederholen: Bieten Sie 
ein alkoholfreies Getränk billiger als Bier an. Das 
ist ein dringender Appell, der auch in Richtung der 
vielen Sportvereins- und Stadiengaststätten geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin leider etwas in Zeitnot. Wir haben für die-
ses wichtige Thema nur eine Stunde Zeit. Das ist 
diesem Thema nicht ganz gemäß. 

Lassen Sie mich aber noch ein Wort zum Problem 
Nikotin bei Jugendlichen sagen. Wir haben die 
Frage eines Automatenverbotes für Zigaretten noch 
nicht abschließend geklärt. Wir haben aber zuge-
sagt, im ersten Quartal des nächsten Jahres in ei-
nem Hearing Sachverständige zu den offenen ver-
fassungsrechtlichen, gesundheits-, wirtschafts- und 
finanzpolitischen Fragen zu hören und gegebenen-
falls die notwendigen Konsequenzen zu ziehen. 

Das Zurückdrängen elektronischer Bildschirm -
unterhaltungsspielgeräte stellt einen weiteren 
Schwerpunkt dar. Wir werden diese Groschengrä-
ber, die inzwischen Mark- und Fünfmarkstücke 
schlucken, auf Kindern und Jugendlichen zugängli-
chen öffentlichen Plätzen verbieten. Die Beschaf-
fungskriminalität, die durch Spielleidenschaften bei 
diesen Spielautomaten ausgelöst wird, sollte für uns 
alle ein schrilles Signal sein. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die neu gestalteten Vorschriften des Jugend-
schutzes sollen sachgerecht, zeit- und jugendgemäß, 
aber auch in praktikabler Weise die Heranwachsen-
den vor negativen Einflüssen schützen. Sie sollen 
die Erziehung begünstigen und Gefahren abweh-
ren. Das neue Jugendschutzgesetz beinhaltet keine 
Bevormundungsparagraphen. Es ist kein Strafin-
strument gegen die junge Generation. Die Adressa-
ten des Jugendschutzgesetzes sind daher nicht die 
Jugendlichen, sondern diejenigen, die in den ver-
schiedensten gewerblichen Bereichen Geschäfte 
mit der Verführbarkeit und der Unerfahrenheit der 
jungen Menschen machen und so die erzieheri-
schen Bemühungen der Eltern und Erzieher sträf-
lich durchkreuzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben daher für diejenigen, die aus einem 
gewissenlosen Gewinnstreben heraus keine Rück-
sicht auf die Jugend nehmen, den Bußgeldrahmen 
bei Ordnungswidrigkeiten drastisch erhöht: bis zu 
30 000 DM. Es geht also nicht mehr mit wenigen 
hundert Mark, die für sehr viele Unternehmer in 
der Vergangenheit ein Trinkgeld darstellten. Den 
jugendgefährdenden Praktiken, so hoffen wir, wird 
damit ein entscheidender Riegel vorgeschoben. 

Das neue Jugendschutzgesetz soll Signal und 
Orientierung für einen wirksamen Schutz unserer 
Jugend sein. Es soll die Gefährdungen der Jugend 
mindern und auch verhindern. Das gelingt aber nur, 
wenn wir alle zur Mitarbeit bereit sind. 

Tagtäglich finden Kongresse und Veranstaltun-
gen zum Thema Waldsterben statt. Die Zeitungen 
sind voller Artikel, die sich mit den Gefährdungen 
der Natur beschäftigen. Ich wünsche mir eine ähn-
lich starke Bewegung zur Unterstützung des Ju-
gendschutzes. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Wir tragen nämlich alle gemeinsam die Verantwor-
tung für unsere Jugend wie auch für ihre Lebens-
chancen. 

Ich darf Sie herzlich bitten, dem Gesetzentwurf 
zuzustimmen und so zu einem wirksameren Schutz 
der Jugend beizutragen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Gilges. 

Gilges (SPD): Herr Kollege Sauer, Sie haben uns 
in der ersten Lesung aufgefordert, dieses Thema 
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nicht polemisch zu behandeln. Ich bin etwas er-
staunt über die Art, in der Sie die Sache angegan-
gen sind. Sie haben sich hier als Zauberlehrling 
präsentiert. Ich hatte gedacht, Sie wollten auf Ihren 
Meister, Herrn Geißler, warten, der das machen 
wird. Ich glaube, eine sachliche Auseinanderset-
zung wäre angebrachter gewesen als so viel Pole-
mik, insbesondere gegen uns Sozialdemokraten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er war sehr 
gut!) 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Erstens. Wir begrüßen, daß nun die 
zweite und dritte Lesung dieses Gesetzes zur Neu-
regelung des Jugendschutzes in der Offentlichkeit 
stattfindet und daß dieses Gesetz am 1. April 1985 in 
Kraft tritt. Es wurde Zeit, daß das Gesetz in der Fas-
sung von 1951 und 1957 geändert wurde, und zwar 
insbesondere in zwei wesentlichen Punkten. 

Der erste wesentliche Punkt ist die Einführung 
des Verursacherprinzips. Es war in der Vergangen-
heit ein unhaltbarer Zustand, daß viele Kinder und 
Jugendliche und ihre Eltern in die Mühlen der Ge-
setzgebung geraten sind, daß Jugendschutzakten 
über Zwölfjährige angelegt wurden. Jeder, der das 
einmal miterlebt hat — ich habe es in meinen Kin-
derjahren miterlebt —, weiß, was das für das El-
ternhaus, was das für die Kinder bedeutet. Wir fin-
den es deshalb sehr begrüßenswert, daß der unhalt-
bare Zustand aufgehoben wird. Kinder und Jugend-
liche werden in Zukunft nicht mehr mit dem Ju-
gendamt konfrontiert, sie müssen sich nicht mehr 
mit dem Jugendamt auseinandersetzen. Sie sind 
aus diesem Gesetz heraus in dem Sinne, daß sie 
nicht mehr straffällig sind bzw. nicht mehr von Er-
ziehungsmaßnahmen betroffen werden. 

Zweiter Punkt. Wir begrüßen es, daß der unhalt-
bare Zustand, der in der Vergangenheit galt, besei-
tigt ist, daß die Verursacher, die Gaststättenbesit-
zer, die Diskothekeninhaber, die Verleiher von 
Zombis-, von Kannibalen-Videos mit nur geringen 
Strafen getroffen wurden. Dieser schwache Ord-
nungsrahmen im Gesetz war eigentlich mehr eine 
Aufforderung als eine Bedrohung. Deshalb stim-
men wir dem neugefaßten § 1 zu, insbesondere auch 
deswegen, weil § 12 ersatzlos gestrichen ist. Es gab 
dann noch Zweifel bei Jugendverbänden, Wohl-
fahrtsorganisationen und interessierten Vereini-
gungen, daß doch noch die Möglichkeit bestehe, Ju-
gendliche und Kinder über Umwege in das Gesetz 
mit einzubeziehen. 

Der vorgelegte Entwurf bringt nun eine eindeu-
tige Klärung, und wir meinen, daß es notwendig 
war, diese eindeutige Klärung herzustellen. 

Wir begrüßen insbesondere, daß es eine Verschär-
fung des Sanktionskatalogs gibt. Die Belegung von 
Ordnungswidrigkeiten ist auf Grund unseres Antra-
ges auf 30 000 DM erhöht worden. Wir hatten 50 000 
DM gewünscht. Wir mußten uns vom Bundesjustiz-
ministerium erläutern lassen, daß das nicht möglich 
war. Aber es ist ein schärferes Schwert. Wir gehen 
davon aus, daß die Ordnungsbehörden und die Ge-
richte diesen verschärften Katalog anwenden wer-
den gegen alle Geschäftemacher, gegen alle diejeni-

gen, die mit der Gefährdung von Kindern und Ju-
gendlichen in den letzten Jahren insbesondere im 
Bereich der Videobranche, im Bereich von Gaststät-
ten usw. große Verdienste gemacht haben. Wir be-
grüßen es auch, daß es in Zukunft möglich ist, über 
diesen Bereich der Grenze von 30 000 DM durch 
Vermögenseinzug und Gewinneinzug den Geschäf-
temachern das Handwerk zu legen. 

Drittens. Es gibt zur Zeit eine neue Diskussion, 
wie wir meinen, von interessierter Seite, die uns 
weismachen will, daß der Videoboom vorbei ist, daß 
die pornographischen bestialischen Greuelfilme à 
la Zombie, à la Kannibalen und in Folterart auf dem 
Markt nicht mehr so gefragt sind. Das stimmt nicht. 
Nach wie vor sind die besorgten Zuschriften, die wir 
von Eltern, Kirchengemeinden, Jugendämtern, Ver-
bänden erhalten, ein Zeichen dafür, daß die Gefähr-
dung für Erziehung, für den Charakter, für die per-
sönliche Entwicklung von Kindern und Jugendli-
chen durch diese Filme gegeben ist. Daß das zu-
rückgedrängt worden ist, ist nur der Hartnäckigkeit 
der Bundesprüfstelle zu verdanken, die die Flut in 
den letzten Jahren eingegrenzt hat. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und bei Ab- 
geordneten der CDU/CSU) 

Wir müssen der Bundesprüfstelle dafür danken. 

Ich sagte schon, wegen der verheerenden Auswir-
kungen auf die persönliche Entwicklung von Kin-
dern und Jugendlichen haben wir diese Problema-
tik schon früh erkannt. Und, Herr Sauer, es ist aus-
gemachter Unsinn, wenn Sie mir erlauben, daß ich 
das so sage, was Sie uns vorgeworfen haben. Wir 
sind die ersten gewesen, die schon am 24. November 
1982 mit einer Kleinen Anfrage die Bundesregie-
rung auf das Problem der Brutalvideos aufmerk-
sam gemacht haben. Da haben Sie überhaupt noch 
nicht an dieser Diskussion teilgenommen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Und wir waren es, die vor über einem Jahr, Herr 
Sauer, durch eine fraktionsinterne Anhörung mit 
Sachverständigen das Problem öffentlich erörtert 
haben. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Deswegen 
werden Sie das heute ablehnen! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Deswegen ist Ihre Behauptung schlicht und einfach 
unsinnig. 

Wir begrüßen die jetzige Regelung, weil sie ohne 
Zweifel ein Schritt nach vorn ist. Aber es bleiben 
trotzdem Zweifel. Es bleiben Zweifel in zweierlei 
Hinsicht. 

Wir haben zum einen Zweifel an der Vorkontrolle 
und der Alterseinstufung, hier insbesondere an dem 
Instrument der FSK. Die Vergangenheit hat ge-
zeigt, daß viele Film-Videos von der FSK freigege-
ben wurden, die anschließend auf Antrag von Ju-
gendämtern durch die Bundesprüfstelle auf die Li-
ste der jugendgefährdenden Videos gesetzt wur-
den. 
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Zum anderen hat die FSK ihre Bewährungsprobe 

erst noch zu bestehen. Wir werden da genau aufpas-
sen. Wir werden genau aufpassen, ob sie diese Be-
währungsprobe besteht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben doch 
13 Jahre geschlafen! Wie wollen Sie da 

jetzt aufpassen!) 

Wir sind nach wie vor der Meinung, daß die Doppel-
spurigkeit zwischen FSK und Bundesprüfstelle er-
halten bleiben sollte. Wir haben dazu auch einen 
Antrag vorgelegt. Wir bedauern es, daß Sie sich un-
serem Antrag nicht anschließen konnten. Letztlich 
haben wir unsere Zweifel an der Neufassung des 
strafrechtlichen Teils. Der Kollege Uwe Lambinus 
wird dazu noch Näheres sagen. 

Trotz all der Diskussionen über Brutalvideos und 
ihre Schäden meinen wir Sozialdemokraten aber, 
daß der jetzt angebotene Schutz nur ein begrenzter 
Schutz ist. Unser Kollege Müller hat schon in der 
ersten Lesung darauf hingewiesen, daß das Me-
dienbewußtsein in dieser Republik gefördert wer-
den muß. Die Diskussionen der letzten Tage — 
nicht zuletzt auch die gestrige Aktuelle Stunde hier 
im Hause — über Kabelfernsehen und darüber, was 
diesbezüglich auf uns zukommt, tragen nicht dazu 
bei, das Medienbewußtsein zu schärfen und Gefähr-
dungen von Kindern und Jugendlichen abzuwen-
den. Hier scheint mir eine doppelte Moral vorzulie-
gen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie widerspre

-

chen sich doch! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich komme zum vier-
ten Punkt. Wir begrüßen die Regelungen der §§ 3, 4 
und 5, die sich mit dem Gaststättenaufenthalt, dem 
Aufenthalt bei Tanzveranstaltungen und in Disko-
theken und mit dem Verkauf von Alkohol an Kin-
der und Jugendliche, insbesondere aber mit dem 
Automatenverkauf beschäftigen. Wir sind mit die-
sen Regelungen einverstanden. Wir hoffen, daß das 
Vorschußvertrauen zu den Aufstellern von Innen-
automaten gerechtfertigt ist. Wir werden das über-
prüfen und genau beobachten. 

Herr Sauer, lassen Sie mich Ihnen sagen: Dieses 
Gesetz ist ein Beitrag gegen Kinder- und Jugendal-
koholismus, aber es ist — erlauben Sie mir, daß ich 
es so sage — nur ein Tropfen auf den heißen Stein 
der Jugenddroge Nummer eins, Alkohol. Die Bun-
desregierung und wir sind verpflichtet, noch viel 
mehr dazu beizutragen, daß der Jugendalkoholis-
mus zurückgedrängt wird. 

Fünftens. Wir Sozialdemokraten begrüßen die 
Regelung in § 8 über die elektronischen Bild-
schirm- und Unterhaltungsgeräte. In Zukunft soll 
es unmöglich sein, diese Geräte auf öffentlichen 
Verkehrsflächen aufzustellen. 

Sechstens. Wir bedauern, daß der § 9 so gefaßt 
worden ist, wie er jetzt vorliegt. In dieser Vorschrift 
ist das Verbot von Rauchen in der Öffentlichkeit für 
Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren festgelegt. 
Wir hätten uns eine vernünftigere Regelung vorge-
stellt. Wir haben dazu ja auch einen Antrag vorge-
legt. Wir hätten gewünscht, daß es ein Verkaufsver-

bot gegeben hätte, das es unmöglich macht, das 
Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren einen un-
kontrollierten Zugang zu Rauchwaren haben. Ich 
hoffe, daß das Angebot, das Sie hier gemacht haben, 
auch ernstgemeint ist. 

(Dolata [CDU/CSU]: Ein Mann, ein Wort! 
Das wissen Sie doch!) 

Siebtens. Wir bedauern des weiteren, daß wir 
keine Regelung über die Frage von Werbung mit 
Kindern und für Kinder zustande bringen konnten. 
Ich habe schon in der ersten Lesung ausgeführt, 
daß wir das nach wie vor für eine schwierige Ange-
legenheit halten und glauben, daß Kinder in eine 
Konsumsteuerung hineingeführt werden, die wir 
für sehr schlimm halten. 

Achtens. Wir haben einen Entschließungsantrag 
vorgelegt. Ich weise insbesondere auf Ziffer 4 hin, 
wo noch auf viele einzelne Fragen eingegangen 
wird. Ich will das hier nicht weiter ausführen, weil 
ich nicht mehr allzuviel Zeit habe. 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen: Wir begrüßen 
dieses Jugendschutzgesetz, sagen aber gleichzeitig, 
daß es nicht die Aufklärung von Kindern und Ju-
gendlichen ersetzen kann. Es kann nicht die vor-
beugende Arbeit der Jugendämter ersetzen. Es 
kann Gefährdungen und Schädigungen nicht ver-
hindern. Nur eine positive Jugendhilfe wird helfen 
können. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Eimer. 

Eimer (Fürth) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die mehrere Legislaturperioden 
vor uns hergeschobene Reform des Jugendschutz-
gesetzes liegt nun zur Verabschiedung vor. Dieses 
Gesetz war um so nötiger, als neue Medien, Video, 
Telespiele und Telespielautomaten, im alten Ju-
gendschutzgesetz noch nicht vorkamen. Einige Aus-
wüchse der neuen Medien haben Emotionen ent-
facht, teilweise zu Recht. 

Ich will mich hier aber nicht in Empörung über 
einige ekelhafte Produktionen auslassen; denn 
Emotionen bei den Beratungen bekommen keinem 
Gesetz gut. Es soll ja für längere Zeit gelten, auch 
für die Zeit, in der unsere heutigen Emotionen 
keine Grundlage mehr haben und vergessen sind. 

Wichtig war uns auch, daß wir kein Gesetz gegen 
neue Medien, gegen neue Techniken machen. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich fürchte, meine Damen und Herren, das ist uns 
nicht optimal gelungen. Auswüchse sind nie in der 
Technik begründet, sondern immer in unserem ei-
genen Handeln. 

(Breuer [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Unterschiedliche Meinungen und sensible Verfas-
sungsprobleme galt es bei der Beratung des Jugen-
schutzgesetzes zu beachten. 
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Wir haben uns geeinigt, den Jugendschutz ent-
scheidend zu verbessern. Leider war es nicht mög-
lich, das Gesetz zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit und das Gesetz über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften in einem Gesetz zu-
sammenzufassen. So werden auch weiterhin ver-
gleichbare Tatbestände nach dem einen Gesetz eine 
Ordnungswidrigkeit, nach dem anderen aber eine 
Straftat sein. 

Auch im Bereich des Rauchens ist das Gesetz 
nicht optimal. Hier sind sich aber alle Ausschuß-
mitglieder einig gewesen. Wir wollen das Inkrafttre-
ten des Gesetzes nicht durch die Suche nach perfek-
ten Lösungen verzögern. Wir werden uns mit dem 
Aspekt des Jugendschutzes, des gesundheitlichen 
Schutzes des Nichtrauchers bzw. des passiven Mit-
rauchers noch intensiv .beschäftigen müssen. Ein 
Termin für eine Anhörung im nächsten Jahr ist 
bereits vorgesehen. Ich bin überzeugt, daß uns die-
ses Vorhaben noch sehr viel Ärger bringen wird, 
und zwar quer durch alle Fraktionen. Wir werden es 
aber in unserem Ausschuß anpacken, weil wir es 
für nötig halten. 

Das Problem Alkohol und Jugendschutz konnte 
in diesem Gesetz praktikabel gelöst werden. Die 
eigentliche Aufgabe liegt aber bei der Verantwor-
tung der Eltern und Erzieher sowie im Verhalten 
der Öffentlichkeit. Schlechte Vorbilder können die 
besten Absichten des Gesetzgebers zerstören. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, erfreulich war für 
mich bei den Beratungen, vor allem bei der Anhö-
rung, daß von einem Teil der Hersteller alkoholi-
scher Getränke für die Aufgaben des Jugend-
schutzes nicht nur Verständnis aufgebracht wurde, 
sondern daß sie uns zu einer strengen Fassung er-
muntert haben. 

Im Mittelpunkt des Interesses und der Berichter-
stattung stand das Thema Video. Ich will hier nicht 
von den Scheußlichkeiten sprechen, die uns alle em-
pört haben, sondern davon, wie wir sie von Kindern 
und von Jugendlichen fernhalten können. 

(Dr. Jannsen [GRÜNE]: Auch von Erwach

-

senen!) 

— Herr Kollege, sie von Erwachsenen fernzuhalten 
ist nicht unsere Aufgabe. Die Erwachsenen sind 
frei. Nach unserer Verfassung steht es uns nicht zu, 
ein Zensur vorzunehmen. 

(Dr. Jannsen [GRÜNE]: Fragen Sie einmal, 
warum Erwachsene sich das ansehen!) 

Eine zentrale Änderung ist in § 131 des Strafge-
setzbuches vorgenommen worden. Schon bisher 
waren Gewaltdarstellung und Aufstachelung zum 
Rassenhaß verboten, wenn dadurch eine Verherrli-
chung oder Verharmlosung solcher Gewalttätigkei-
ten ausgedrückt wurde. Genau das konnte aber 
praktisch nie nachgewiesen werden. Zombie- und 
Kannibalenfilme konnten produziert und vertrie-
ben werden. Oft genug landen sie durch Nachlässig-
keit von Händlern, Erwachsenen und Eltern bei Ju-
gendlichen. Die neue Fassung soll nun lauten: 

Wer Schriften ..., die zum Rassenhaß aufsta-
cheln oder die grausame oder sonst unmensch-
liche Gewalttätigkeiten gegen Menschen in ei-
ner Art schildern, die eine Verherrlichung oder 
Verharmlosung solcher Gewalttätigkeiten aus-
drückt oder die das Grausame oder Unmensch-
liche des Vorganges in einer die Menschen-
würde verletzenden Weise darstellt, .. . 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

Diese Fassung ist unserer Meinung nach für die 
Anforderungen des Jugendschutzes besser geeig-
net, aber auch verfassungsrechtlich unbedenklich. 
Gerade für Liberale war hier ein äußerst sensibler 
Punkt. Jugendschutz ist notwendig, aber Zensur für 
Erwachsene darf es nicht geben. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir glauben, daß diese Formulierung auch des-
halb so geglückt ist, weil deutlich wird, daß wir uns 
hier im Spannungsfeld zwischen zwei Forderungen 
der Verfassung bewegen. Da ist zum einen das Ge-
bot der Menschenwürde und zum anderen das Ver-
bot der Zensur. Diese Formulierung zeigt aber auch, 
wie eng der Pfad ist, auf dem man sich im Bereich 
des Jugendschutzes zu bewegen hat. 

Die zweite wichtige Änderung ist die Übernahme 
der Alterseinteilung, wie sie beim Film schon lange 
besteht. Videokassetten werden also wie Spielfilme 
behandelt. Es handelt sich ja auch um die Ober-
nahme von Spielfilmproduktionen. Dabei muß aller-
dings beachtet werden, daß ein Film im Kino nicht 
angehalten werden kann und bestimmte Szenen 
deshalb auch nicht wiederholt werden können — 
ganz im Gegensatz zu Video. 

Alle Videokassetten werden ein fälschungssiche-
res Siegel erhalten, das dem Käufer und Verkäufer 
bzw. Mieter und Vermieter sagt, für welche Alters-
gruppen das Produkt geeignet oder nicht geeignet 
ist. 

Diese Information ist aus zwei Gründen nötig: 
zum einen für den Händler, damit er nur solche 
Kassetten an Kinder und Jugendliche abgibt, an die 
sie nach dem Gesetz abgegeben werden dürfen. 
Darüber hinaus sind sie aber auch ein wichtiger 
Hinweis für Eltern und Erwachsene über den Inhalt 
und die Eignung der Kassetten für Minderjährige 
insbesondere im Hinblick darauf, ob sie ihnen zu-
gänglich gemacht werden können. In der privaten 
Sphäre der Wohnung hört aber der Einfluß des 
staatlichen Jugendschutzes auf. Hier gilt das El-
ternrecht, das heißt aber auch, hier gilt die Verant-
wortung der Eltern. Diese Verantwortung kann nur 
getragen werden, wenn eine vernünftige Informa-
tion über den Inhalt dieser Kassetten weitergege-
ben wird. 

Die ' dritte Änderung wurde in der Freiwilligen 
Filmselbstkontrolle vorgenommen. Das jetzige Gre-
mium arbeitet nicht zufriedenstellend. Die Länder 
haben sich zu einer wirkungsvolleren Regelung ent-
schlossen. Bisher war die Altersklasseneinteilung 
beim Film nicht immer im Sinne des Jugend-
schutzes sachgerecht. Herr Stefen von der Bundes-
prüfstelle mußte manchmal Retter in der Not sein 
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und manchen Film indizieren, der ab 16 Jahren frei-
gegeben war. Wir erwarten von der neuen Freiwilli-
gen Selbstkontrolle sachgerechtere Entscheidun-
gen. 

Die vierte Änderung kann als Trennung der 
Märkte bezeichnet werden. Indizierte Filme und 
Kassetten dürfen nur noch in getrennten Ladenge-
schäften mit separatem Eingang, die für Minderjäh

-

rige nicht einsichtig sind, an Erwachsene zum Ver-
leih abgegeben werden. Wir wären mit etwas prak-
tikableren und weniger strengen Formen einver-
standen gewesen, nämlich mit einem separaten, ab-
geschlossenen Raum. Die heutige Praxis, daß indi-
zierte Ware kaum kontrolliert hinter einem Vor-
hang angeboten wird, ist auch nach unserer Mei-
nung unzureichend. Bei der jetzt gefundenen Lö-
sung besteht aber die Gefahr, daß Videotheken die 
Umbaukosten scheuen, die Schaufenster verkleben 
und die Räume für Minderjährige sperren. Das ist 
nicht im Sinne des Jugendschutzes. Wir wollen die 
jugendgeeignete Videothek. Wir wollen die Video-
theken dazu ermuntern, sich in einer für Jugendli-
che geeigneten Weise einzurichten. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Herr Minister Geißler, wir sollten durch entspre-
chende Listen, Plakate und Aufkleber Informatio-
nen über gute und empfehlenswerte Produktionen 
in den jeweiligen Altersgruppen weitergeben. Eine 
derartige, eventuell monatliche Aktion unterstützte 
alle seriösen Händler. Sie gäbe aber auch Informa-
tionen und Anregungen an Eltern und Erzieher und 
erleichterte es ihnen, ihre Verantwortung wahrzu-
nehmen. 

Eine bis heute sehr oft gehörte Forderung war, 
das Verleihen von indizierten Filmen — dazu gehö-
ren automatisch auch Pornofilme — zu verbieten. 
Darüber gab es eine sehr langwierige und vor allen 
Dingen schwierige Diskussion in der Koalition. Da-
mit kein Irrtum entsteht: Sogenannte harte Porno-
graphie ist ohnedies schon nach dem alten § 184 
verboten. Die FDP war gegen ein Verleihverbot, 
und ich glaube, wir haben sehr viele Gründe dafür. 

Um den wichtigsten zuerst zu nennen: Ein Ver-
leihverbot käme einer Zensur für Erwachsene 
gleich. 

(Beifall bei der FDP) 

Das verstieße nach unserer Überzeugung gegen die 
Verfassung. 

Hinzu kommt, daß geliehene Kassetten auch nur 
maximal zwei Tage zu Hause herumliegen und ge-
gen den Zugriff von Kindern noch einigermaßen zu 
schützen sind. Gekaufte Kassetten liegen sehr viel 
länger herum. Könnten derartige Kassetten nur 
noch gekauft werden, würden darüber hinaus Raub-
kopien billiger. Der dann entstehende schwarze 
Markt von Raubkopien wäre wesentlich schwerer 
zu kontrollieren. 

Zusammenfassend muß festgestellt werden, daß 
ein Verleihverbot nur scheinbar eine bessere Lö-
sung wäre. Sachgründe und vor allen Dingen ver- 

fassungsrechtliche Gründe haben zu der jetzt ge-
troffenen Lösung geführt. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang den 
Rechtspolitikern der Union danken, daß sie in der 
für uns so wichtigen, verfassungsrechtlich proble-
matischen Frage für die bessere Lösung gestimmt 
haben. 

Diese Entscheidung erleichtert es uns auch, zu 
akzeptieren, daß wir in einer anderen Frage unsere 
Vorstellungen nicht optimal durchsetzen konnten. 
Telespielautomaten werden unserer Meinung nach 
zu sehr nach den Kriterien der Technik und nicht 
nach den Spielinhalten beurteilt. Wir wären zu 
großzügigeren Regelungen bereit gewesen. Ich 
habe z. B. nichts dagegen, daß mein Sohn über ei-
nen Bildschirm Schlümpfe hupfen läßt. Ich bin der 
Meinung, daß das Argument von CDU und SPD im 
Ausschuß, dies seien keine pädagogisch wertvollen 
Spiele, nicht zieht. Wir haben die Kollegen im Aus-
schuß nicht überzeugen können, werden aber das 
gefundene Ergebnis selbstverständlich tragen. Es 
widerspricht dem Gedanken des Jugendschutzes 
nicht. 

Ein Jugendschutzgesetz, meine Damen und Her-
ren, kann natürlich nur ein Rahmen sein. Verant-
wortung trägt auch die Gesellschaft durch ihr Ver-
halten, durch ihr Vorbild. Letzte Verantwortung 
aber tragen die Eltern. Der Gesetzgeber kann nur 
das Werkzeug liefern. Der Geist, mit dem das Ge-
setz ausgefüllt wird, nach dem man lebt, kann nicht 
mitgeliefert werden. 

Die FDP sieht in diesem Gesetz eine Chance. Wir 
werden ihm zustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Schoppe. 

Frau Schoppe (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Sie werden nachher bei der 
Abstimmung feststellen, daß wir einige Paragra-
phen und Regelungen dieses Gesetzes durchaus 
mittragen. Wir werden uns bei der Schlußabstim-
mung aber enthalten, weil wir nicht mittragen kön-
nen, daß in das Jugendschutzgesetz die Strafrechts-
paragraphen 131 und 184 aufgenommen werden. 
Wir halten das Strafrecht nicht für das geeignete 
Mittel des Jugendschutzes. 

Die Ausdehnung der §§ 131 und 184 des Strafge-
setzbuches weist darauf hin, daß das Vertrauen in 
gesellschaftspolitische Lösungsmechanismen ab-
nimmt. Die Formulierung „die Menschenwürde ver-
letzende Weise", die aufgenommen wurde, ist eine 
zu enge Formulierung für strafrechtliches Verhal-
ten. 

(Dolata [CDU/CSU]: Art. 1 des Grundgeset

-

zes!) 

Sie erinnern sich, meine Kolleginnen und Kolle-
gen, an das, was wir während der Anhörung von 
einigen Rechtswissenschaftlern gehört haben, die 
deutlich gemacht haben, daß der Staat nicht die 
Menschenwürde gegen den Willen der Menschen 
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schützen kann, sondern daß der, der seine Men-
schenwürde schützen will, es selbst tun muß. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben Kol- 
legen von Ihnen eben anders gesagt!) 

Es geht nicht um den Begriff des Verfassungs-
rechts. Die Frage ist vielmehr: Kann Menschen-
würde ein strafrechtliches Rechtsgut sein? Wir 
schließen uns auch den Bedenken an, daß Jugend-
schutz nicht das Rechtsgut des § 131 sein kann, weil 
er nicht auf die Jugend hin formuliert ist, sondern 
auf alle Bürger. Die Ausweitung des § 131 sehen wir 
als verfassungsrechtlich zumindest bedenklich an. 

Dieses Gesetz ist lange beraten worden. Dennoch 
bleibt es ein hilfloser Versuch, denke ich, den Pro-
blemen gerecht zu werden. Wir alle wissen, daß wir 
gesellschaftspolitische Lösungen in die Wege leiten 
müssen, was bisher leider nicht passiert ist. 

Ich möchte meine Kollegin Frau Thiele von der 
KPD zitieren, die hier an dieser Stelle bei der Bera-
tung des Jugendschutzgesetzes im Jahre 1949 
sagte: 

Jugendschutz kann nur Hilfe sein, und die sieht 
unter den jetzigen Bedingungen doch etwas an-
ders aus. Ich verstehe darunter z. B. die Schaf-
fung von Berufs- und Ausbildungsmöglichkei-
ten, die Schaffung gesunder Lebens- und Wohn-
verhältnisse. Die Jugend hat von uns etwas an-
deres zu fordern als dieses Gesetz. 

Ich denke, meine Damen und Herren, dies, was 1949 
hier gesagt worden ist, gilt heute immer noch. 

(Dolata [CDU/CSU]: Das ist Jugendhilfe 
und Jugendbildung, aber kein Jugend

-

schutz, was sie da zitieren!) 

Wir kriegen das Grausen bei der Ansicht der Videos 
und müssen uns vorwerfen lassen: Das sind doch 
die Merkmale einer Gesellschaft, die sich in einer 
kulturellen Krise befindet. Und diese kulturelle 
Krise haben wir zu verantworten. Das Schlimme ist 
doch: Diese Videos, die uns so erschrecken, sind 
hergestellt worden für Erwachsene, und es wird viel 
Geld damit verdient, weil offensichtlich Erwach-
sene sich dieser Dinge bedienen. 

Die Diskriminierung von Frauen und Minderhei-
ten, der hoffnungslose Glaube an Frieden durch 
Aufrüstung, die schamlose Streichung von sozialen 
Leistungen für Behinderte, die tagtägliche Zerstö-
rung der Natur sind Ausdruck eines kulturellen 
Notstandes und Resultat einer Regierungspolitik, 
die unfähig ist, den gesellschaftlichen Krisen entge-
genzuwirken. 

(Dolata [CDU/CSU]: Zur Sache, Frau 
Schoppe! — Strube [CDU/CSU]: Jetzt miß-
brauchen Sie den Jugendschutz für Aus-
führungen dieser Art! Das ist Mißbrauch 
des Jugendschutzes, was Sie da machen!) 

Meine Damen und Herren, das ist das Problem, 
über das wir uns hier unterhalten müssen. 

Ich weise noch einmal auf das hin, was wir im 
Ausschuß schon beraten haben: Es gibt Bereiche, 
wo die Jugend geschützt werden muß, wo das aber 
bisher nicht in Angriff genommen worden ist. Ich  

erinnere an den sexuellen Mißbrauch von Kindern 
und an Kindesmißhandlungen. Ich erinnere daran, 
daß weiterhin Kriegsspielzeug verkauft wird. Ich 
erinnere an die Diskriminierung von ausländischen 
Kindern. 

Meine Damen und Herren, bei dieser Gelegenheit 
möchte ich einmal sagen: Wir haben einen Jugend-
minister, der sich nicht scheut, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er ist gut!) 

einer Minderheitenpartei, wie die GRÜNEN es sind, 
die durch ihre tägliche politische Praxis zeigt, daß 
es eine antifaschistische Praxis ist, in die Nähe von 
Nazis zu rücken. 

(Breuer [CDU/CSU]: Die Methodik, Frau 
Kollegin! — Dolata [CDU/CSU]: Da hat Ihr 

Kollege Fischer aber anders diskutiert!) 

Da frage ich mich, meine Damen und Herren: Ist so 
ein Minister geeignet, Jugendminister zu sein? Wie 
soll ein Minister, der solche Sachen macht, adäquat 
auf den berechtigten Protest unserer Jugendlichen 
reagieren? 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit. 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Das neue Jugendschutz-
gesetz, das heute verabschiedet werden soll, war 
überfällig. 

(Dolata [CDU/CSU]: Kann man wohl sa

-

gen!) 

Und wenn die Sozialdemokraten sagen, sie hätten 
im November 1982 die Initiative übernommen und 
eine Kleine Anfrage gestellt, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: 1981!) 

dann müßte die Frage eigentlich lauten: Warum hat 
denn die alte Regierung auf diesem Gebiet nichts 
getan? - 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gilges [SPD]: 
Das stimmt ja objektiv nicht!) 

Es wird höchste Zeit, daß Regierung und Parla-
ment der Eskalation an Gewalt und Brutalität, ins-
besondere auf Video-Kassetten, einen Riegel vor-
schieben. Es gibt kaum ein politisches Feld, mit 
Ausnahme der Frage des § 218 des Strafgesetzbu-
ches, der der Schwangerschaftsunterbrechung, zu 
dem mich in den vergangenen Monaten und Jahren 
so viele Petitionen und Briefe erreicht haben wie 
hier angesichts dieser negativen Entwicklungen. 
Viele Eltern, Lehrer, in der Jugendarbeit Tätige 
warten seit Jahren auf dieses Gesetz. Mehr als ein 
viertel Million Bürger unseres Landes haben mir in 
letzter Zeit geschrieben mit der Forderung: Stoppt 
die Brutalisierung in Wort und Bild und — als Folge 
davon — auch in der gesellschaftlichen Wirklich-
keit. 
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Der Gesetzentwurf, den die Koalitionsfraktionen 

CDU/CSU und FDP vorlegen, ist einer für junge 
Menschen, für ihre Eltern, für die Familien. Die 
Forderungen nach einem verbesserten Jugend-
schutz entspringen nicht nur prüden Ängsten, einer 
Prüderie oder gar Vorstellungen, daß Zensur einge-
führt werden müsse, sondern es geht im Gegenteil 
um die Würde der Menschen, um die freie Entfal-
tung von Jugendlichen, die durch die Brutalogra-
phie zerstört wird. 

(Zuruf von der FDP: Was ist das?) 

Und es geht um die Verantwortung der Eltern, die 
der Staat nicht abnehmen kann, die er aber unter-
stützen kann. Man kann es mit einem Wort zusam-
menfassen: Auf Kosten der Kinder und Jugendli-
chen dürfen keine brutalen Geschäfte mehr ge-
macht werden. 

Das neue Jugendschutzgesetz dient dem Schutz 
des Schwächeren, so, wie es auch im Grundgesetz 
gefordert ist. Es ist deshalb kein rückschrittliches, 
sondern ein fortschrittliches Gesetz. 

Ich möchte etwas zur Würde des Menschen sa-
gen, die im Grundgesetz geschützt ist. Frau Schop-
pe, ich habe die Ausführungen dieses Rechtsprofes-
sors im Hearing nicht nachlesen können, aber wenn 
tatsächlich einer gesagt haben sollte, die Würde des 
Menschen sei in unserer Gesellschaft gegen die 
Mehrheit oder gegen die anderen nicht zu schüt-
zen, 

(Frau Schoppe [GRÜNE]: Habe ich gar 
nicht gesagt, Herr Geißler!) 

sondern jeder müsse seine Würde selber schützen: 
Sie finden für jeden Schwachsinn auch eine Profes-
sor. Das ist richtig. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
— Frau Schoppe [GRÜNE]: Einen Minister 
auch! — Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Aber 
Sie haben Schwierigkeiten, noch Leute zu 
finden, die das vertreten, was Sie sagen!) 

Nur muß man die große Mehrzahl der anderen Pro-
fessoren vor solchen Leuten, vor solchen Sprüchen 
in Schutz nehmen — ausdrücklich in Schutz neh-
men. 

„Die Würde des Menschen ist unantastbar", steht 
in unserer Verfassung. „Sie zu achten und zu schüt-
zen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt." Der 
Staat kann und darf nicht zusehen, wie manche 
Produzenten oder Verleiher von Video-Filmen die-
ses Verfassungsgebot mit Füßen treten. Die Bun-
desregierung begrüßt es daher ausdrücklich, daß 
künftig die Herstellung und die Einfuhr exzessiver, 
die Menschenwürde verletzender Gewaltdarstellun-
gen strafrechtlich verboten sein muß. 

Von seiten der Opposition ist in den Beratungen 
angezweifelt worden, ob ein solches Verbot verfas-
sungsgemäß sei. Man hat argumentiert, hier stehe 
möglicherweise das Grundrecht der Meinungs- und 
Informationsfreiheit und der Kunstfreiheit entge-
gen. Ich bin hier ganz anderer Meinung. Man kann 
sogar der Auffassung sein: daß dieser Zustand so 
lange angedauert hat, daß zugelassen worden ist, 
daß Videofilme dieser Art in der Bundesrepublik 

Deutschland verkauft, verliehen werden konnten, 
widerspricht zumindest dem Geist der Verfassung. 
Was der neue § 131 des Strafgesetzbuches verbietet, 
hat mit Kunst nichts zu tun. Die Menschenwürde, 
wie sie im Grundgesetz verankert wird, ist keine 
dekorative Floskel und auch kein „schwammiger 
Begriff", wie kürzlich im „Spiegel" zu lesen war. Die 
Verfasser des Grundgesetzes haben den Schutz der 
Menschenwürde vielmehr vor dem Hintergrund der 
NS-Zeit, in der die Menschenwürde mit Füßen ge-
treten wurde, bewußt zur zentralen Leitnorm unse-
rer Verfassung gemacht. Sie wußten aus leidvoller 
Erfahrung, was es bedeutet, wenn Menschen zum 
Objekt gemacht, mißhandelt und abgeschlachtet 
werden. In zahlreichen Videofilmen wird genau dies 
dargestellt, wie Menschen zum Objekt gemacht, 
brutal mißhandelt oder auf bestialische Weise abge-
schlachtet werden. Das Grausame und Unmenschli-
che solcher Vorgänge wird hier breit dargestellt zu 
dem einzigen Zweck, den Umsatz zu steigern. 

Die Freiheit von Kunst, Wissenschaft und For-
schung und Lehre — darauf legt die Bundesregie-
rung Wert, dies festzustellen — wird durch ein sol-
ches Verbot nicht beeinträchtigt, ebensowenig wie 
die Meinungs- und Informationsfreiheit einge-
schränkt wird. Der Artikel 5 des Grundgesetzes ist 
ein wichtiges, aber auch kein schrankenloses 
Grundrecht. Dokumentationen, Berichte über Er-
eignisse des Zeitgeschehens und der Geschichte 
werden von dem Verbot nicht tangiert, und zwar 
auch dann nicht, wenn grausame oder sonst un-
menschliche Gewalttätigkeiten gegen Menschen 
dargestellt werden. Der Holocaust, die Verbrechen 
der Nationalsozialisten in den Konzentrationsla-
gern oder die Verbrechen von Kommunisten in 
Laos, Kambodscha, Vietnam oder in der Sowjet-
union selber im Archipel GULag, alle diese Verbre-
chen verletzen die Menschenwürde, aber selbstver-
ständlich nicht ihre Darstellung. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, wir sollten die Dinge und 
die Begriffe hier nicht verwirren. Dokumentationen 
über diese historischen Verbrechen und Horror und 
Brutalität auf Kassetten sind zwei verschiedene 
Dinge. Wir wollen diese verbieten, um auch dazu 
beizutragen, daß sich jenes nicht wiederholt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Darstellung von Brutalität und Gewalt in den 
Medien ist jedoch nicht nur eine Herausforderung 
für den Jugendschutz und das Strafrecht. Wir alle 
müssen dazu beitragen, daß die Toleranzschwelle 
gegenüber Gewaltdarstellungen nicht weiter ab-
sinkt. Das ist eine Aufgabe für Eltern und Erzieher, 
vor allem aber auch für Zeitungen und Fernsehen: 
was auf Kassetten verboten ist, darf nach meiner 
Meinung im Fernsehen nicht erlaubt sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Sicherung des Friedens ist ein vorrangiges 
Ziel der Politik. Die Erziehung zum Frieden be-
ginnt in den Kinderzimmern. Dort müssen Kinder 
lernen, Konflikte ohne Gewalt zu lösen. Deswegen 
muß dieser Bereich von solchen Videokassetten frei 
gehalten werden. Das ist eine Frage der Verantwor-
tung der Eltern. Es wäre nicht nur für die Jugendli-
chen, sondern für unser ganzes Volk verhängnis- 
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voll, wenn Gewalt, Gewalttaten und Gewalttäter im-
mer mehr zu Vorbildern im ganz wörtlichen Sinne 
für junge Menschen werden. 

Werte Frau Schoppe, das eine will ich Ihnen hier 
sagen, was den Vergleich zu den Nazis anlangt: ich 
habe nie behauptet, daß Ihre Inhalte faschistisch 
sind, aber ich mache Sie darauf aufmerksam, daß es 
gewisse Merkmale totalitärer Entwicklungen gibt, 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

und zu diesen Merkmalen gehören Verschwörungs-
theorien, wie Sie sie auch vertreten, und zum Totali-
tären gehört eine elitäre Moral, wie Sie sie vertre-
ten. 

(Zurufe von den GRÜNEN — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Also wiederholen Sie die Be

-

hauptungen?) 

Das Rechtsbewußtsein der Menschen in diesem 
Lande wird auch zerstört, wenn Sie unter der Über-
schrift einer elitären Moral Sachbeschädigungen, 
Hausfriedensbruch, Nötigung, Blockaden als ge-
waltfreien Widerstand umdefinieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier wird das Rechtsbewußtsein ebenfalls zerstört. 
Und da sage ich Ihnen das eine: Diese Methoden 
haben Totalitäre auch in früheren Zeiten vertreten. 
Den Vergleich müssen Sie sich zurechnen lassen. 
Das ist der Punkt, um den es geht. Es geht nicht um 
die Inhalte. 

Wir stehen auch nicht auf der Seite derer, die 
glauben, sie könnten das Demonstrationsrecht, ver-
mummt zum großen Teil, zur Anwendung von Ge-
walt gegen Andersdenkende oder z. B. gegen die 
Polizei ausnützen. Das ist eher eine Konzeption, die 
Ihren Vorstellungen entspricht. Dies ist nicht un-
sere Auffassung. Wir sind dagegen, daß Gewalt zur 
Lösung von Konflikten in einer Demokratie ange-
wendet wird — so oder so; da machen wir keinen 
Unterschied. Deswegen ist dieses Jugendschutzge-
setz auch ein wichtiger Beitrag zur Friedenserzie-
hung und zur Sicherung des Friedens in unserem 
Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Lambinus. 

Lambinus (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Minister Geißler, 
auch Worte gegen politische Gegner können die 
Menschenwürde verletzen. Und hier sind Sie einsa-
mer Meister. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN - Dolata [CDU/CSU]: Wie

-

so? Und wie schätzen Sie Frau Schoppes 
Äußerungen ein?) 

Die SPD-Bundestagsfraktion kann den von den 
Koalitionsfraktionen geplanten Änderungen des 
Strafgesetzbuches nicht zustimmen. Wir haben des-
halb in dieser zweiten Lesung beantragt, den Arti-
kel 3 des Gesetzentwurfs zu streichen. Diesen An-
trag möchte ich kurz begründen. 

Nach § 131 Strafgesetzbuch geltender Fassung 
macht sich strafbar, wer Schriften herstellt und Ju-
gendlichen und Erwachsenen zugänglich macht, die 
Gewaltätigkeiten gegen Menschen in grausamer 
oder sonst unmenschlicher Weise schildern und da-
durch eine Verherrlichung oder Verharmlosung sol-
cher Gewalttätigkeiten ausdrücken. An dieser For-
mulierung ist kritisiert worden, sie sei unpraktika-
bel. 

Es stellt sich aber die Frage, ob die von den Koali-
tionsfraktionen vorgelegte Neufassung des § 131 er-
stens praktikabler in der Anwendung sein wird und 
zweitens insbesondere den Jugendschutz besser zu 
gewährleisten vermag. 

Zum ersten verweise ich zunächst auf die uns 
vorliegende Beschlußempfehlung. In der Begrün-
dung der Neufassung des § 131 heißt es dort u. a. — 
ich zitiere —: 

Bereits das geltende Recht wurde im Wege der 
Auslegung dahin verstanden, daß nicht ent-
scheidend sei, ob die Art und Weise der Schilde-
rung grausam ist, sondern daß grausame oder 
sonst unmenschliche Gewalttätigkeiten ge-
schildert werden, und zwar so, daß das Grau-
same und Unmenschliche des Vorgangs den 
wesentlichen Inhalt und zugleich den Sinn der 
Schilderung ausmacht. 

Mit anderen Worten: Wenn § 131 StGB in seiner jet-
zigen Fassung so wenig zur Anwendung gekommen 
ist, dann — trotz seiner möglicherweise problemati-
schen Formulierung — offenbar nicht deshalb, weil 
sich mit ihm nicht arbeiten ließe. Ein Vollzugsdefi-
zit kann aber keine Rechtfertigung dafür sein, den 
Tatbestand einer Strafnorm zu erweitern. Wenn 
Sie, meine Damen und Herren von der Koalition, 
der eben zitierten Beschlußempfehlung zustimmen, 
dann müßten Sie eigentlich eine Änderung des § 131 
mangels gesetzgeberischen Bedarfs ablehnen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

Das zweite Argument zur Praktikabilität des 
§ 131 in der Fassung des vorliegenden Entwurfs lau-
tet: Auf Antrag unserer Fraktion fanden zwei um-
fangreiche Anhörungen im Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit statt, die u. a. den § 131 
zum Inhalt hatten. Wir sind in der Öffentlichkeit 
wegen der von uns verlangten Anhörungen teil-
weise kritisiert worden, insbesondere von seiten der 
Union. Man hat uns Verzögerungstaktik unterstellt. 
Wenn Sie jetzt in der Beschlußempfehlung des fe-
derführenden Ausschusses die Begründung zu § 131 
lesen, stellen Sie fest, daß die Koalition auf Grund 
der Anhörungen im Ausschuß von ihrer früheren, 
noch viel weitergehenden Formulierung abgerückt 
ist und nun eine gewissermaßen eingeschränkte Er-
weiterung der Vorschrift empfiehlt. Dies ist immer-
hin ein Fortschritt. Allein schon deshalb hat sich 
das Hearing gelohnt. 

Aber kann die jetzt gefundene Formulierung be-
friedigen? Die Gutachter hatten für die Anhörung 
eine Fülle von Formulierungsvorschlägen vorgelegt 
bekommen, von denen einer der jetzt empfohlenen 
nahekam. Dennoch hat sich kein Gutachter vorbe-
haltlos für eine der vorgelegten Alternativen ausge- 
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sprochen. Im Gegenteil, die meisten haben aus-
drücklich betont, daß eine wie auch immer geartete 
Neufassung des § 131 StGB kein geeignetes und 
taugliches Mittel sei, das Problem zu lösen. Sie kön-
nen dies auch in der Beschlußempfehlung nachle-
sen. 

Die zweite Frage, ob die geplante Änderung des 
§ 131 StGB einen besseren Jugendschutz gewährlei-
sten kann, ist damit schon beantwortet. Alle Sach-
verständigen verneinten diese Frage. Wir Sozialde-
mokraten stimmen dieser Verneinung zu. 

(Beifall des Abg. Gilges [SPD]) 

Auch die zweite Alternative birgt die Gefahr in 
sich, daß filmische oder bildliche Darstellungen von 
Gewalt gegen Menschen unter Strafe gestellt wer-
den, ohne daß dies unter dem Gesichtspunkt des 
Jugendschutzes berechtigt wäre. Ich meine damit 
insbesondere die Dokumentationen, wie sie amne-
sty international und andere humanitäre Organisa-
tionen beispielsweise über die Folter in der Welt 
produzieren. Wo wollen Sie die Grenze ziehen zwi-
schen einer Darstellung, die solche Grausamkeiten 
sehr eindrücklich beschreibt, und einer Darstellung, 
die das Grausame in einer die Menschenwürde ver-
letzenden Weise illustriert? 

Die Vorschrift enthält weder einen Kunstvorbe-
halt, noch konnte uns im Rechtsausschuß durch die 
Vertreter des Justizministeriums bestätigt werden, 
daß solche Darstellungen als Berichterstattung 
über Vorgänge des Zeitgeschehens oder der Ge-
schichte nach Abs. 3 des § 131 StGB nicht tatbe-
standsmäßig sind. 

Für den Jugendschutz sind das Gesetz zum 
Schutz der Jugend in der Öffentlichkeit und das 
Gesetz gegen jugendgefährdende Schriften da. Der 
§ 131 StGB dient nicht primär dem Jugendschutz. 
Wir werden ihn deshalb in zweiter Lesung ableh-
nen. 

Die vorgeschlagene Änderung des § 184 StGB 
kann von uns ebenfalls nicht gebilligt werden. Auch 
hier kann von einem effektiven Jugendschutz nicht 
die Rede sein. Was bewirkt denn die Ausschußfas-
sung dieser Vorschrift? Videofilme mit Darstellun-
gen einfacher Pornographie dürfen künftig in La-
dengeschäften, zu denen jeder Zugang hat, nur 
noch verkauft, aber nicht mehr vermietet werden. 
Wer mieten will, muß in den Sex-Shop. Wer kauft, 
darf dies auch weiterhin in der Videothek oder im 
sonstigen einschlägigen Einzelhandel tun. Wie 
durch eine solche Regelung ein verbesserter Ju-
gendschutz erreicht werden kann, vermögen wir 
nicht einzusehen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/

-

CSU: Das ist falsch!) 

— Das ist richtig! — 

Die  Bestimmung wird zwei Effekte haben. Er-
stens. Der Videothekar, der sich künftig das Ge-
schäft mit dem Verleih pornographischer Filme 
nicht entgehen lassen will, mietet sich ein zweites 
Ladengeschäft, hängt ein Schild „Für Jugendliche 
unter 18 Jahren ist der Zutritt verboten" an die Tür 
und verleiht weiter. Im übrigen sind die Videofilme  

inzwischen so billig geworden, daß man für unter 30 
DM schon Stunden von Videofilmen käuflich erwer-
ben kann. Dies wird dazu führen, daß die häusli-
chen Videotheken auf Dauer in den Haushalten ver-
bleiben und damit eine wesentlich höhere Gefähr-
dung der Jugend erreicht wird. 

(Dolata [CDU/CSU]: Was wollen Sie eigent

-

lich?) 

Abschließend möchte ich all den Elterninitiativen 
und den Lehrerinitiativen danken, die sich an uns 
mit der Bitte um Abhilfe gewandt haben. Wir glau-
ben nämlich, daß erst diese Initiativen das Bewußt-
sein aller Politiker für diese Problematik sensibili-
siert haben. 

Recht herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Dolata [CDU/CSU]: 
Warum reden Sie dann dagegen?) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. Ich rufe Art. 1 auf. Die Fraktion der SPD 
beantragt, über die §§ 1 bis 13 des Art. 1 getrennt 
abzustimmen. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Ich sehe Zustimmung. Es wird so verfahren. 

Ich rufe § 1 in der Ausschußfassung auf. Wer der 
aufgerufenen Vorschrift zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Dieser Paragraph ist einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe § 2 in der Ausschußfassung auf. Wer der 
aufgerufenen Vorschrift zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Auch dieser Paragraph ist ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe § 3 in der Ausschußfassung auf. Wer der 
aufgerufenen Vorschrift zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Auch § 3 ist einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe § 4 in der Ausschußfassung auf. Wer der 
aufgerufenen Vorschrift zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Auch dieser Paragraph ist ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe § 5 in der Ausschußfassung auf. Wer zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ebenfalls 
einstimmige Annahme. 

Ich rufe § 6 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/2553 unter Ziffer 1 ein Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD vor. Wer dem Änderungsantrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das 
zweite war die Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt. 

Wer § 6 in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Das erste war die 
Mehrheit. Der § 6 ist angenommen. 

Ich rufe § 7 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/2553 unter Ziffer 2 ein Änderungsantrag der 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 108. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 6. Dezember 1984 	8011 

Vizepräsident Stücklen 
Fraktion der SPD vor. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Das zweite war die 
Mehrheit. Dieser Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wer § 7 in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Mit Mehrheit ange-
nommen. 

Ich rufe § 8 in der Ausschußfassung auf. Wer der 
aufgerufenen Vorschrift zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der § 8 ist einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe § 9 in der Ausschußfassung auf. Wer dem 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmige Annahme. 

Ich rufe § 10 in der Ausschußfassung auf. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmige Annahme. 

Ich rufe § 11 in der Ausschußfassung auf. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Eben-
falls einstimmige Annahme. 

Ich rufe § 12 in der Ausschußfassung auf. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmige Annahme. 

Ich rufe § 13 in der Ausschußfassung auf. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmige Annahme. 

Ich rufe Art. 2 in der Ausschußfassung auf. Wer 
der aufgerufenen Vorschrift zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Das erste war die Mehrheit. 
Die Vorschriften sind damit mit Mehrheit ange-
nommen. 

Ich rufe Art. 3 auf. Hierzu wird von der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 10/2553 unter der Ziffer 3 
Streichung des  Art. 3 beantragt. Wer dem Ände-
rungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Keine. Dieser Änderungsantrag, die Strei-
chung des Art. 3, ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer Art. 3 in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Keine. Art. 3 ist in 
der Ausschußfassung angenommen. 

Ich rufe die  Art. 4 und 5, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Die Art. 4 und 5 sind einstimmig 
angenommen. 

Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. 

(Zurufe von der SPD) 

— Der Abgeordnete Lambinus wünscht, eine Erklä-
rung nach § 31 der Geschäftsordnung abzugeben. 
Sie haben das Wort. Bitte sehr. 

Lambinus (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die SPD-Bundestags-
fraktion hat in der zweiten Lesung dieses Gesetz-
entwurfs Änderungsanträge eingebracht, mit denen 
sie deutlich machen wollte, wo die gravierenden 
Schwächen der zur Abstimmung stehenden Fas-
sung in bezug auf die jugendgefährdenden Schrif-
ten und Filme liegen. 

Sie, meine Damen und Herren von der Koalition, 
engagieren sich auf einem Feld, das für den Jugend-
schutz ungeeignet ist und offenbar als Alibi für den 
mangelhaften vorbeugenden Jugendschutz in Ih-
rem Gesetzentwurf dienen soll, nämlich im Bereich 
des Strafrechts. 

(Dolata [CDU/CSU]: Was soll denn diese 
Unterstellung?) 

— Zuhören, Herr Kollege! 

Ich möchte noch einmal betonen, daß für mich 
und meine Freunde — übrigens in Übereinstim-
mung mit der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts — der vorbeugende Jugendschutz 
Vorrang hat vor strafrechtlichen Sanktionen. 

(Schlottmann [CDU/CSU]: Das weiß doch 
jeder!) 

Deswegen mein Ja zu einem vorbeugenden Jugend-
schutz, zur freiwilligen Selbstkontrolle, 

(Schlottmann [CDU/CSU]: Das ist doch 
nichts Neues!) 

auch wenn wir hier weniger Illusionen haben als 
Sie. 

(Schlottmann [CDU/CSU]: Sie stellen uns 
in eine Ecke, in der wir nicht stehen!) 

Deshalb ein Ja zur uneingeschränkten Indizie-
rungsbefugnis der Bundesprüfstelle, die Ihnen of-
fensichtlich zu weit geht. Gleichzeitig lehne ich die 
geplanten Eingriffe in das Strafgesetzbuch ab. Un-
ter der irreführenden Überschrift 

(Zuruf von der CDU/CSU: Irreführende Be

-

gründung!) 

„Jugendschutz" wollen Sie in Wahrheit Liberalität 
abbauen und die geistig-moralische Wende durch 
die Hintertür nun — — 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Lam-
binus, bitte halten Sie sich an die Geschäftsord-
nung: eine persönliche Erklärung zur Abstimmung 
und nicht eine erneute Diskussion. 
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Bitte sehr. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Und nicht eine 
Beschimpfung! — Das dient nicht dem Ju

-

gendschutz, was Sie da machen!) 

Lambinus (SPD): Herr Präsident, ich erkläre, 
warum ich wie abstimme. 

Vizepräsident Stücklen: Ich höre genau zu, Herr 
Abgeordneter Lambinus. 

Lambinus (SPD): Die Vorschrift des § 131 StGB 
soll in einer Weise erweitert werden, die durch die 
Unbestimmtheit ihrer Fassung einen nicht mehr 
übersehbaren Anwendungsspielraum eröffnet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihrer Meinung 
nach!) 

Das hat mit Jugendschutz nicht zu tun. 

(Dolata [CDU/CSU]: Was Sie hier sagen, 
auch nicht!) 

— Das ist doch wohl meine Sache. 

Auch § 184 StGB, eine Errungenschaft der vierten 
Strafrechtsreform, soll ein Stückweit entliberali-
siert werden. 

(Zuruf des Abg. Kleinert [Hannover] 
[FDP]) 

Das Strafrecht ist nicht das geeignete und taugliche 
Mittel, Auswüchse im Bereich des Videomarkts zu 
bekämpfen. 

Die genannten Vorschriften dienen, wie gesagt, 
nicht dem Jugendschutz. 

(Zuruf des Abg. Seiters [CDU/CSU]) 

Unsere Ablehnung von Art. 3 des vorliegenden Ge-
setzentwurfs in der zweiten Lesung sollte diese 
Auffassung dokumentieren. Gleichwohl bin ich und 
sind mit mir meine Freunde der Meinung — — 

(Dr.  Hoffacker [CDU/CSU]: Das ist doch 
keine persönliche Erklärung!) 

— Doch, natürlich. Ich spreche von mir. 

(Dr. Rumpf [FDP]: „Uns" sagen Sie! Plura

-

lis majestatis! — Zurufe von der CDU/

-

CSU) 

— Herr Präsident, wenn ich dauernd unterbrochen 
werde — — 

Vizepräsident Stücklen: Ich bitte doch, die persön-
liche Erklärung nach § 31 unserer Geschäftsord-
nung ungestört ablaufen zu lassen. 

Herr Kollege Lambinus, wenn Sie von „meine 
Freunde" sprechen, so geht das eben über den § 31 
hinaus. Sprechen Sie aber ruhig weiter. Bitte sehr. 

Lambinus (SPD): Gleichwohl bin ich — Sie können 
auch „wir" sagen —, wenn auch unter erheblichen 
Bedenken, bereit, dem vorliegenden Gesetzentwurf 
zuzustimmen. Trotz aller von uns aufgezählten 
Mängel halte ich den Entwurf im übrigen für be-
dingt geeignet, den Jugendschutz gegenüber den 
bisher geltenden Vorschriften zu verbessern. 

(Zuruf von der CDU/CSU)  

Vieles geht mir nicht weit genug. Dazu hat mein 
Kollege Gilges vorgetragen. Einiges geht uns ent-
scheidend zu weit. 

(Zuruf von der FDP: Lambinus confusius!) 

Das habe ich versucht vorzutragen. 

Ich stimme dem Gesetzentwurf zu, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

beantrage aber gleichzeitig, daß die Bundesregie

-

rung nach Ablauf der nächsten zwei Jahre dem Par

-

lament darüber berichtet, welche Auswirkungen ... 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Lam-
binus, das gehört nicht zu einer persönlichen Erklä-
rung. Ich bitte, zum Schluß zu kommen. 

Lambinus (SPD): ... ich bin fertig, Herr Präsident 
— die Änderung der §§ 131 und 184 in der Praxis 
hat. 

Recht herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Dolata [CDU/CSU]: 
Ein Lambinus-Flop!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Lam-
binus, Sie sind Schriftführer und kennen meine 
Handhabung der Sitzungsleitung. Es sollte einem 
alten Hasen, der Sie sind, nicht passieren, die Ge-
schäftsordnung so zu strapazieren. 

(Sehr wahr! bei der FDP) 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Keine Ge-
genstimmen. Enthaltungen? — Die kann man ab-
zählen: Bei fünf Enthaltungen ist dieser Gesetzent-
wurf mit großer Mehrheit angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion der SPD auf Druck-
sache 10/2554. Wer dem Entschließungsantrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das 
zweite war die Mehrheit. Der Entschließungsantrag 
ist daher abgelehnt. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Sondervermögen „Arbeit und Umwelt" 
— Drucksache 10/1722 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Innenausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die Aussprache 90 Minuten vorgesehen. Ist das 
Haus damit einverstanden? — Es ist somit so be-
schlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das scheint nicht der Fall zu sein. 

Ich eröffne die Aussprache. Ich erteile das Wort 
dem Herrn Abgeordneten Hauff. 
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Dr. Hauff (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Das Notwendige mög-
lich zu machen, sei Politik. Das hat uns vor vielen 
Jahren einmal unser früherer Kollege Carlo 
Schmid ins Stammbuch geschrieben. Das gilt in be-
sonderem Maße für die Umweltpolitik. 

Das Notwendige möglich zu machen — daran ar-
beiten wir seit den 60er Jahren. Ich nenne als Er-
gebnis dieser Arbeit nur einige wenige Stichworte: 
Das Bundes-Immissionsschutzgesetz, die TA Luft, 
später das Benzinbleigesetz, das Abwasserabgaben-
gesetz. Lassen Sie mich in dem Zusammenhang nur 
eine Zahl nennen. Zwischen 1970 und 1980 wurden 
rund 120 Milliarden DM vom Staat und von der 
Wirtschaft für Umweltschutz ausgegeben. Das ist 
übrigens fünfmal so viel, wie Bund und Länder im 
selben Zeitraum für den sozialen Wohnungsbau 
ausgegeben haben. 

Ich nenne diese Zahl, weil heute zumindest von 
der CDU/CSU so getan wird, als wäre der Umwelt-
schutz erst 1982 erfunden worden. Auch wird von 
den GRÜNEN behauptet, daß der Umweltschutz 
erst dann eine Rolle gespielt habe, als die GRÜNEN 
in den Bundestag eingezogen seien. 

(Horacek [GRÜNE]: Das haben wir nie be

-

hauptet!) 

Beides ist nicht wahr, auch wenn es hier offensicht-
lich eine heimliche Koalition zwischen CDU/CSU 
und GRÜNEN gibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Umweltpolitik der sozialdemokratisch ge-
führten Bundesregierung, die auch untrennbar mit 
dem Namen Gerhart Baum verbunden ist, war ein 
wichtiger Baustein. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Baumstein!) 

Die Debatte über den richtigen Weg hält an. Gerade 
am heutigen Tag finden wir eine Vielzahl von Mel-
dungen. Eine davon geht zurück auf den Bundes-
verband der Deutschen Industrie, der der Bundes-
regierung einen Kurs häufigster Ankündigungen 
vorwirft, der der Bundesregierung vorhält, ihr fehle 
es an Berechenbarkeit, und der zum Ergebnis 
kommt, daß die Grenzwerte, die die Bundesregie-
rung jetzt bei einer Reihe von neuen Gesetzesvor-
haben vorgeschlagen habe, über das Ziel hinaus-
schössen. 

Mit diesem Thema, das meines Erachtens ein 
sehr, sehr ernstes Thema ist, möchte ich mich jetzt 
etwas beschäftigen. Es geht dabei um die Frage: 
Was ist eigentlich der richtige Grenzwert, und wel-
che Rolle spielen Grenzwerte in einer modernen 
Umweltpolitik? Es gibt auf die Frage, wo die Grenze 
zu ziehen ist, kein Patentrezept. Das ist ein Such-
prozeß. Das Sondervermögen, das wir vorschlagen, 
schafft ja nicht nur Investitionen in einer Größen-
ordnung von 18 Milliarden DM, sondern der ent-
scheidende Punkt ist, daß damit ein Instrument ge-
geben ist, um denjenigen zu belohnen, der etwas 
tut, was über die gesetzlichen Anforderungen hin-
ausgeht; es belohnt also den umweltpolitischen 
Schnelläufer. Beispielsweise bedeutet das, daß der-
jenige, der die vorgeschriebenen Grenzwerte unter-
schreitet, davon auch wirtschaftliche Vorteile hat. 

Das schafft Bewegung, das schafft Dynamik, das 
schafft technische Innovationen, das schafft neue 
Märkte. Dies ist der erste wesentliche Grundge-
danke unseres Vorschlages. 

(Beifall bei der SPD) 

Kernstück unserer Umweltpolitik ist und bleibt 
das Verursacherprinzip. Das entspricht auch der 
Logi k unserer Wirtschaftsordnung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann ziehen Sie 
Ihren Antrag zurück!) 

Aber das Verursacherprinzip stößt an Grenzen. Die 
Beseitigung ökologischer Notstände, die Sanierung 
von Altlasten bei fehlender Zurechenbarkeit von 
Verursachern und die Beschleunigung von Umwelt-
investitionen, besonders im Bereich der Gemeinden 
und Städte, dies alles sind Beispiele dafür, wo man 
bei der Verwirklichung des Verursacherprinzips an 
Grenzen stößt und wo deswegen das Gemeinlast-
prinzip verwirklicht werden muß. Dies ist der 
zweite Grundgedanke unseres Vorschlags, daß hier 
ein Instrument gegeben ist, um das Gemeinlast-
prinzip zu verwirklichen. 

Das vorgeschlagene Sondervermögen „Arbeit 
und Umwelt" ist unsere Antwort auf diese beiden 
Fragen. Sie mögen diese Antwort ablehnen; das ist 
Ihr gutes Recht. Aber, bitte, geben Sie sich nicht der 
Illusion hin, daß damit unsere Fragen gegenstands-
los sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Unsere beiden Fragen bleiben: Was machen Sie 
in den Fällen, in denen das Verursacherprinzip 
nicht anwendbar ist, und wie schaffen Sie in einer 
Grenzwertdiskussion technische Dynamik, damit 
die Entwicklung an den jeweiligen Grenzwerten 
nicht haltmacht, sondern beschleunigt in die Rich-
tung eines verstärkten Umweltschutzes vorange-
trieben wird. 

Diese Art von Umweltpolitik, diese ökologische 
Modernisierung der Industriegesellschaft wollen 
wir. Wir reden nicht nur von der Alternative in der 
Industriegesellschaft, sondern wir wollen diese Al-
ternative in der Industriegesellschaft. Und wir wol-
len das nicht nur, sondern wir zeigen mit unserem 
Vorschlag auch einen Weg auf, wie das tatsächlich 
gelöst werden kann: Wege der Hoffnung für viele 
Menschen. 

Dieser Vorschlag wird zu einem breiten und bes-
seren Angebot von Umwelttechnologien führen, 
ihre Herstellung und ihren Verkauf, auch auf den 
Auslandsmärkten, stärken und damit auch unser 
industrielles Potential auf diesem Gebiet erhalten 
und ausbauen. Dieser Vorschlag schafft Arbeits-
plätze und verbessert die Umwelt. Das brauchen 
wir beides dringend. Wir müssen dazu kommen, 
Umweltschutzinvestitionen in großem Umfang zu 
verwirklichen, so wie wir in den 50er Jahren vor der 
Aufgabe standen, den Wiederaufbau voranzubrin-
gen. Damals gab es eine Wohnungsnot, heute gibt 
es eine Umweltnot. 

(Beifall bei der SPD) 
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Unser Vorschlag eines Sondervermögens „Arbeit 

und Umwelt" ist ein neues Instrument, um endlich 
Umweltpolitik als Industriepolitik in unserem 
Lande zu etablieren. Wir suchen deswegen auf um-
weltpolitischem Gebiet nicht den Wettbewerb mit 
denen, die nur anklagen, die nur Mißstände aufdek-
ken. Wir wollen Lösungen, und wir wollen Lösun-
gen, die auch sozial verantwortbar sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Bundesinnenminister, Herr Zimmermann, 
hat vor kurzem gesagt: Eine wachsende Umwelt-
schutzgüterindustrie zeigt, daß der Umweltschutz 
nicht Hemmschuh, sondern geradezu Schrittma-
cher des technischen Fortschritts ist. So redet Herr 
Zimmermann. Richtig, wir unterstützen das auch, 
wir halten es für richtig. Nur, wenn Sie das ernst 
meinen, dann sollten Sie unseren Vorschlag auch 
aufgreifen und ihn verwirklichen und sich nicht da-
gegen sperren. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn dieser Vorschlag bringt Lösungen, Lösungen 
für die Abfallwirtschaft, für die Trinkwassersiche-
rung, für die Luftreinhaltung, für die rationelle 
Energieversorgung, für den Lärmschutz und für 
den Naturschutz, und zwar in einer Größenordnung, 
die wirklich den Namen verdient. Damit wird ein 
Schritt nach vorn gemacht, aber nicht mit den weni-
gen Millionen, die Sie im Rahmen der Haushaltsbe-
ratungen vorgesehen haben. 

Wer heute beim Umweltschutz die Nase vorn hat, 
sichert auch langfristig die Chancen für Investitio-
nen und Arbeitsplätze von morgen. Eine Spitzen-
stellung der Umwelttechnologien sichert die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit. Dies ist mittler-
weile eine ökonomische Wahrheit, der niemand 
mehr widersprechen kann. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Umweltindustrie wächst und wächst. Schon 
heute arbeiten dort rund 350 000 Menschen; das 
sind erheblich mehr als im Gesamtbereich der 
Druckindustrie. Hier liegt eben auch eine Schlüssel-
industrie für die Zukunft. 

Dieses Sondervermögen, das Hans Apel, Wolf-
gang Roth und ich zusammen erarbeitet haben, ist 
ein Baustein für die kommenden Jahre. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Vermögen ha- 
ben Sie noch nie erarbeitet!) 

Es soll unbürokratisch arbeiten; deswegen haben 
wir vorgeschlagen, es bei der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau anzusiedeln. 

Lassen Sie mich zusammenfassen. Meine Damen 
und Herren, wir Sozialdemokraten wollen keinen 
Ausstieg aus der Industriegesellschaft. 

(Zustimmung des Abg. Baum [FDP]) 

Wir wollen in der Industriegesellschaft leben. Wir 
wissen, daß die Industriegesellschaft die Grundlage 
für Wohlstand und für soziale Sicherheit ist. Das ist 
unbestreitbar, nur: Wir wissen auch, daß die heutige 
Industriegesellschaft zur Bedrohung für das 

menschliche Leben selbst werden kann, wenn 
nichts Entscheidendes geschieht. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen wollen wir einen Weg aufzeigen, wie die 
Probleme tatsächlich gelöst werden. Wir suchen, 
um mit Ernst Bloch zu reden, eine begründbare 
Hoffnung für all die Menschen, die begründbare 
Sorgen haben, und davon gibt es viele. 

Es geht um einen Aufbruch zu neuen Ufern, und 
zwar hier auf der Erde. Hier liegt unsere Zukunft! 
Hier müssen wir die Milliarden investieren, nicht in 
erster Linie im Weltraum! 

(Beifall bei der SPD) 

Unsere Zukunft wird nicht daran entschieden — 
jedenfalls nicht in erster Linie —, ob wir den Mars 
oder die Venus erreichen, sondern sie wird daran 
entschieden, ob wir die Meere lebendig erhalten. 
Sie wird daran entschieden, ob wir die Flüsse sau-
bermachen, ob wir das Trinkwasser genießbar hal-
ten und ob wir die Luft für Menschen, für Tiere und 
für den Wald saubermachen. Daran wird unsere Zu-
kunft entschieden. Nicht der Griff nach den Sternen 
ist gefragt, nein, die Bewältigung der Probleme hier 
auf der Erde. Das ist die politische Aufgabe. Unsere 
Antwort auf diese Aufgabe ist das Sondervermögen 
„Arbeit und Umwelt". 

(Beifall bei der SPD — Urbaniak [SPD]: 
Sehr gut!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Lippold. 

Dr. Lippold (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Es wäre sicher-
lich gut gewesen, wenn der Herr Abgeordnete 
Hauff von dem, was er hier sagte, früher schon, 
nämlich in der Zeit, als er Regierungsverantwor-
tung trug, so viel verwirklicht hätte, daß die Politik 
heute einfacher wäre. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der SPD) 

— Ich weiß, daß Sie das stört, aber das, was ich wei-
ter sage, wird Sie gleich noch wesentlich mehr stö-
ren. — In der Begründung zu Ihrem Antrag spre-
chen Sie von einer sich ständig verschärfenden Um-
weltkrise und von einer Beschäftigungskrise. Die 
Haushaltsdebatte hat ja schon deutlich gemacht, 
daß Sie Schwarzmalerei betreiben. Wir erleben von 
Ihnen eine Neuauflage der marxistischen Verelen-
dungstheorie. 

(Roth [SPD]: Phantasie! Mal was Neues!) 

— Das ist keine Phantasie, das ist doch die Realität. 
Herr Roth, wenn Sie aber schon marxistisch vorge-
hen, dann doch bitte richtig: Dann bestimmt das 
Sein das Bewußtsein und nicht das Bewußtsein das 
Sein. Das heißt in meinem schlichten Deutsch  — 
um  es deutlich zu sagen —: Ihre Vorurteile verän-
dern das Bild dieser Bundesrepublik nicht. 

Wie sehen die Fakten aus? Unbestritten ist, daß 
im Umweltschutz noch viel zu tun bleibt — das ist 
klar —, aber unbestritten ist auch, daß wir Erfolge 
im Umweltschutz aufzuweisen haben. Wir haben 
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eine Verminderung der Emissionen bei Stickoxi-
den, beim Schwefeldioxid und bei der Staubemis-
sion. Das ist doch der Punkt. Das dürfen Sie ruhig 
offen sagen. 

Ich halte es für unehrlich, wenn Sie hier kritisie-
ren, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Warum schreien 
Sie so?) 

wo andererseits Ihre Länderminister z. B. in ihren 
Umweltberichten Erfolgsmeldungen vorlegen, 
wenn Sie von einer ständig sich verschlechternden 
Krise reden und auf Seite 3 Ihres Antrags, zwei 
Schreibmaschinenseiten später, von den Erfolgen 
berichten, die im Umweltschutz bereits auf den ver-
schiedensten Gebieten erzielt worden sind. Das ist 
unehrlich. So sollten wir nicht arbeiten. 

Das andere ist, meine Damen und Herren: Sie 
haben von der Beschäftigungskrise gesprochen. 
Hier ist sicherlich noch eine ganze Menge zu tun. 
Aber daß ausgerechnet Sie das hier anmerken, un-
ter deren Regierungsverantwortung die Arbeitslo-
senzahl um 1 700 % gestiegen ist, das ist doch wohl 
ehrlich nicht verantwortbar. Da müßten Sie zu-
nächst mit dem Finger auf sich selbst zeigen. 

(Abg. Vogelsang [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Nein, im Moment nicht. — Ich glaube, daß wir 
hier festhalten können, daß wir in der Beschäfti-
gungspolitik sicherlich nicht über Nacht diese Ver-
schlimmerung, die Sie herbeigeführt haben, wen-
den konnten. Aber wir haben Erfolge erzielt. Wenn 
jetzt von einer Wende auf dem Arbeitsmarkt die 
Rede ist, dann sagen das nicht wir, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Die Arbeitslo

-

sigkeit steigt!) 

sondern das steht in der Kommentierung zu den 
jüngsten Arbeitsmarktzahlen in der „Kölnischen 
Rundschau". Das ist mit Sicherheit kein Parteior-
gan von uns. Deshalb können Sie davon sicherlich 
einiges annehmen. 

Wir sind froh, daß z. B. bei der Jugendarbeitslo-
sigkeit Erfolge zu verzeichnen sind. 

(Zuruf von der SPD: Aufhören!) 

Das gleiche gilt für die Kurzarbeiterzahlen. Das ist 
deutlich zu sehen. Nur wollen Sie nicht wahrhaben, 
was Ihnen Sachverständigenrat, Wissenschaft, in-
ternationale Institutionen sagen. 

(Abg. Urbaniak [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Lippold (CDU/CSU): Nein. — Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, erfolgreiche Politik 
kann weder engstirnig noch dogmatisch noch ideo-
logisch noch besserwisserisch betrieben werden. 
Wir wollen die erfolgreiche Politik der Bundesregie-
rung fortsetzen. Deshalb gehen wir ganz nüchtern 
an die Frage heran: Ist Ihr Antrag hilfreich? Stellt 
er vielleicht sogar ein Patentrezept dar, das uns zu 

schnelleren Lösungen verhilft? Hier sind wir ganz 
nüchtern. 

Eine gewisse Skepsis — das sagen wir allerdings 
ganz offen — läßt sich nicht leugnen. Denn die Stei-
gerung der Arbeitslosigkeit unter Ihrer Verantwor-
tung um 1 700% konnte durch eine ganze Reihe von 
Konjunktur-, Beschäftigungs- und Arbeitsbeschaf-
fungsprogrammen nicht verhindert und nicht ins 
Gegenteil verkehrt werden. Trotzdem könnte das 
ein anderer Vorschlag sein. Ich sagte ja: Wir prüfen 
ihn. 

Was schlagen Sie vor? Sie wollen Zuschläge auf 
Strom, Mineralölprodukte, Erdgas. Bezahlen sollen 
das letztlich Arbeiter, Angestellte, Rentner und 
auch die Wirtschaft. Sie lassen erst einmal alle zah-
len. Diese Gelder kommen in den großen staatli-
chen Topf. Aus diesem sollen dann Investitionen 
zum Schutz der Umwelt getätigt werden, allerdings 
wohl nicht in vollem Umfang; denn die Verwal-
tungskosten gehen zunächst einmal ab. Sie wollen 
eine neue Bürokratie. Die Investitionen werden si-
cherlich auch nicht sofort getätigt. Es müssen erst 
Förderprogramme erstellt und Planungen gemacht 
und genehmigt werden. Am Ende steht dann ir-
gendwann die Investition. Was Sie vorschlagen, ist 
im Endeffekt viel bürokratischer, als ich das jetzt in 
der kurzen Zeit darstellen kann, deshalb noch nega-
tiver. 

Diese Investitionen, sagen Sie, schaffen 200 000 
Arbeitsplätze. Dahn wollen Sie über Gebote, Verbo-
te, Abgaben und Anreize, die Sie nur äußerst man-
gelhaft konkretisieren, weitere 200 000 Arbeits-
plätze schaffen. Hier fehlt der Nachweis bereits im 
Ansatz, während Sie ihn im ersten Teil Ihres An-
trags wenigstens noch versuchen. 

Also prüfen wir jetzt den ersten Teil. Investitio-
nen, sagen Sie, schaffen zusätzliche Arbeitsplätze. 
Lassen Sie mich dazu vorab eine Bemerkung ma-
chen. Wenn Ihr Rezept „Arbeit und Umwelt" so ein-
fach ist, warum schaffen Sie damit nur 400 000 Ar-
beitsplätze? Das können Ihre hessischen Freunde 
viel besser. Auch die haben ein Programm „Arbeit 
und Umwelt". Das soll immerhin 720 000 Arbeits-
plätze schaffen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Nun ist nach meiner Meinung das Bessere immer 
der Feind des Guten. Warum diskutieren wir dann 
nicht über ein Programm, das 720 000 Arbeitsplätze 
schafft, an Stelle eines Programms, das nur 400 000 
schafft? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Diese Frage müßten Sie sich eigentlich einmal vor-
legen. 

Zurück zur Prüfung: Ist Ihr Antrag sachlich fun-
diert? Was sagt der Sachverständigenrat hierzu? In 
seinem neuesten Gutachten weist er darauf hin, daß 
dem positiven Beschäftigungseffekt des Umwelt-
schutzes auch negative Effekte gegenübergestellt 
werden müssen. In einfachen Worten heißt das: 
Man kann jede Mark nur einmal ausgeben. Gebe 
ich sie für Umweltschutz aus, schafft sie dort Ar-
beitsplätze — das ist unbestritten. Aber sie kann 
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dann weder in der Industrie noch im Einzelhandels-
geschäft noch in der alternativen Kneipe — die Sie 
jetzt in Hessen besonders zu fördern gedenken — 
zusätzlich ausgegeben werden. Das heißt, einem 
Mehr an Arbeit auf der einen Seite steht ein Weni-
ger an Arbeit auf der anderen Seite gegenüber. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Glauben Sie das 
wirklich?) 

Nur die Differenz ist Mehrbeschäftigung. Die Wis-
senschaftler nennen das den Netto-Effekt. 

Der Sachverständigenrat weist darüber hinaus 
auf folgendes hin — ich zitiere mit Genehmigung 
des Herrn Präsidenten —: 

Die Maßnahmen des Umweltschutzes verteu-
ern, unveränderte Preise für Arbeit und alle 
anderen Produktionsfaktoren unterstellt, die 
Produktion in den unmittelbar und mittelbar 
betroffenen Bereichen. In den meisten empiri-
schen Studien wird dieser Kosteneffekt ohne 
weiteres in einen Nachfrageeffekt umgedeutet. 
Danach führen die für Umweltschutz entste-
henden Investitionsausgaben und sonstige Auf-
wendungen, soweit sie Arbeitsleistung abgel-
ten, zu einer nachfragebedingt zusätzlichen Be-
schäftigung. Diese Sicht stellt in ihrer Einsei-
tigkeit die Dinge offenbar auf den Kopf; denn 
ihr zufolge wären die Beschäftigungswirkun-
gen des Umweltschutzes um so höher, je teurer 
und damit je ineffizienter er wäre. 

Was ich damit sagen will, ist folgendes: Die Er-
wartungen, die Sie mit solchen Programmen wek-
ken, sind zweifelsohne überzogen. Eine Steigerung 
der Beschäftigung konzedieren wir; aber die Grö-
ßenordnung, die Sie erwarten, ist unrealistisch. 

Das zweite: Die von Ihnen vorgesehenen wirt-
schaftslenkenden Maßnahmen führen zu Fehlinve-
stitionen und zu falschen Strukturen, mit denen wir 
die Zukunft nicht meistern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist das!) 

Ich will dies ganz kurz belegen. Zum ersten Punkt 
gehe ich von einer Aussage des NRW-Arbeitsmini-
sters Farthmann aus, der Ihrer Couleur angehört. 
Er sagt: 

Für die Umweltschutzindustrie bieten sich 
Chancen, die Arbeitsplätze in diesem Wirt-
schaftszweig bedeuten können, vielleicht in die-
sem Wirtschaftszweig sogar Vollbeschäftigung 
bringen. 

Er sagt damit dreierlei: Er schränkt die Schaffung 
zusätzlicher Arbeitsplätze ein — nur in der Umwelt-
schutzindustrie. Er spricht nur von möglichen Ar-
beitsplätzen und denkt dabei wiederum realisti-
scher als Sie. Auch die Schaffung von Vollbeschäfti-
gung konzentriert er auf diesen Bereich. Ich 
komme nachher noch darauf zurück. 

Welche Bedeutung hat nun die Umweltschutzin-
dustrie? Herr Hauff hat gerade von 350 000 Be-
schäftigten gesprochen. Ich will um die Zahlen 
nicht streiten. Meissner/Hödel gehen von 360 000 
Beschäftigten aus, eine ältere IFO-Studie von 
85 000, Batelle von etwa 130 000, eine neuere IFO

-

Studie von ca. 200 000. Was besagt das? In diesem 
Zweig sind weniger als 1 % aller Beschäftigten tätig. 
Das macht deutlich, daß wir sehen müssen, wie 
relativ die Wirkungen sind, die hier erzielt werden 
können. 

(Roth [SPD]: Starrer Strukturkonservati

-

ver!) 

Diese Beschäftigten arbeiten — das muß man se-
hen — in Unternehmen des Maschinenbaus, der 
Elektrotechnik, der Bauindustrie, der Chemie und 
auch im Handel. Der Umweltmarkt — das will ich 
damit sagen — ist kein neuer Markt; denn diese 
Unternehmen haben schon lange bestanden, und 
zwar 50 % bereits vor 1950 und 80 % von ihnen be-
reits vor 1970. Damit wird deutlich: auch hier leider 
keine zusätzlichen Effekte, wie wir sie gern hätten, 
und schon gar nicht in dem Umfang, wie sie von 
Ihnen dargestellt werden. 

Ich sage auch ganz deutlich: Die Studien zeigen, 
daß bedauerlicherweise der Export von Umweltgü-
tern und Umwelttechnologien nicht so floriert, wie 
ich persönlich mir das wünschen würde. Ich sähe es 
gerne, wenn hier der Markt wäre, von dem Sie spre-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Roth [SPD]: 
Perspektivlos! Hoffnungslos!) 

Selbst bei den Umweltgütern, die wir haben, ist die 
Exportquote geringer als bei den anderen Gütern, 
die von dieser Industrie selbst produziert werden. 

(Roth [SPD]: Pessimist!) 

Hier wird also meines Erachtens ein ganz deutli-
cher Akzent gesetzt. 

Das heißt also: Umweltschutz kann einen Beitrag 
zur Beschäftigungssicherung leisten — das konze-
dieren wir —, aber in dem Umfang, den Sie hier 
darzustellen versuchen, ist es sicherlich überzogen. 
Dabei ist vor allen Dingen eines bedeutsam. Sie 
wecken falsche Erwartungen. Wenn Herr Farth-
mann im zweiten Teil seiner Aussage von Vollbe-
schäftigung spricht, geht er davon aus, daß die For-
mulierung „in der Umweltschutzindustrie" in Ver-
gessenheit gerät und nur die Kurzformel „Umwelt-
schutz schafft Vollbeschäftigung" bleibt, wie wir es 
vielfach in Diskussionen bei Ihnen erleben. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Zitieren Sie doch 
Herrn Farthmann mal ausführlich und 

richtig!) 

Im übrigen kritisieren nicht wir allein Sie. Die 
GRÜNEN — in diesem Punkt sind wir ausnahms-
weise in der gleichen Richtung — kritisieren Ihr 
Programm, wenn ich es richtig sehe, als einen gi-
gantisch angelegten Reparaturbetrieb. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Warten Sie es 
ab!) 

So haben Sie es einmal verlautbart. 

Ich sage ganz deutlich, daß der Akzent auch 
falsch gesetzt ist. Ihr Konzept dient im wesentli-
chen der Nachsorge, fördert End-of-the-pipe-Tech-
nologien und schafft eine Nachfrage nach additiver 
Umwelttechnik. Wo die SPD Filter zur Abluftreini- 
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gung einbauen will, wollen wir durch ein Vermei-
dungskonzept im vorhinein die Entstehung von Ab-
luft verhindern oder reduzieren, und wo die SPD 
Abwasseranlagen bauen will, wollen wir das Entste-
hen von Abwasser vermeiden oder reduzieren. 

(Lachen bei der SPD) 

Deshalb sind wir für eine Innovationsstrategie. 

(Zuruf von der SPD: Sie träumen wohl?) 

Jetzt sind wir sehr wohl, Herr Roth, bei den Per-
spektiven, die wir brauchen; denn diese Innova-
tionsstrategie ist besser angelegt und macht lang-
fristig additive Umweltindustrien überflüssig. Wir 
gehen diesen Weg zielstrebig und pragmatisch. Wir 
haben die Großfeuerungsanlagen-Verordnung ge-
ändert. Wir haben über Kooperationsvereinbarun-
gen erreicht, daß hier mehr Schadstoffe reduziert 
werden. Wir novellieren das Bundes-Immissions-
schutzgesetz und werden dort Kompensationslö-
sungen vorsehen, die weitere Mittel und ihren effi-
zienteren Einsatz für aktiven Umweltschutz mög-
lich machen. Wir verschärfen die TA Luft. Wir 
schaffen auch — allerdings im vernünftigen Rah-
men — ein Umweltinvestitionsprogramm, aber, 
wohlgemerkt, im vernünftigen Rahmen. Schließlich 
bringen wir das umweltfreundliche Auto und die 
Nachrüstung von Altwagen. 

Damit wird folgendes deutlich: Dies alles wird 
dazu führen, daß wir eine Fülle von Belastungen für 
unsere Bevölkerung in Kauf nehmen müssen. Wir 
hoffen, daß die Bereitschaft bleibt, diesen Preis für 
Umweltschutz zu zahlen. Aber diese unsere Politik 
schafft Umweltschutz, ohne daß der Weg zu mehr 
Beschäftigung verbaut wird. 

Ihr Antrag bietet gegenüber dieser Vorgehens-
weise keine Vorteile. Er ist deshalb auch kein An-
laß, unsere Strategie zu ändern. Für diese Strategie 
und für Ihre erfolgreiche Umsetzung — das muß ich 
Ihnen sagen — danken wir der Regierung und allen 
voran Innenminister Zimmermann ganz beson-
ders. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren, ich darf doch bitten, daß wir diese Debatte ein 
klein bißchen ruhiger abwickeln. 

Und noch eine Bemerkung, bevor ich Ihnen das 
Wort erteile, Herr Abgeordneter Kleinert (Mar-
burg): Bei Zitaten die Genehmigung des Präsiden-
ten einzuholen — das ist schon wiederholt gesagt 
worden —, ist überflüssig. Das steht auch nirgends 
in der Geschäftsordnung. Im übrigen habe ich die 
Redner im Verdacht, sie wollen den Präsidenten als 
Zeugen mit einbinden für das, was dieser gar nicht 
kennt. 

(Heiterkeit — Zurufe von der SPD) 

Wenn dann vom Präsidenten nicht widersprochen 
wird, hat er also stillschweigend zugestimmt und 
kann den Redner dann auch nicht mehr zur Ord

-

nung rufen. Das wollen wir einmal endgültig ab-
schaffen! 

(Beifall — Zurufe von der SPD) 

Sie haben das Wort, Herr Abgeordneter Kleinert 
(Marburg). 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ein Wort zu Herrn Lip-
pold: Wenn Sie uns hier als Kronzeugen gegen die 
Vorschläge der SPD in der Umweltpolitik bemühen, 
dann kann ich nur sagen: Lassen Sie das lieber blei-
ben! Wer für einen Skandal wie Buschhaus Verant-
wortung trägt, der sollte sich hier zurückhalten, 
wenn es darum geht, andere in dieser Weise zu 
belehren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD — Zuruf des Abg. Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]) 

Nun zum Thema Sondervermögen. Die rechte 
Seite des Hauses lasse ich aus der Betrachtungs-
weise einmal heraus. Ihnen über vernünftige Um-
weltpolitik etwas zu erzählen, hat nach den Erfah-
rungen, die wir gerade im letzten Jahr gemacht 
haben, wenig Sinn. Deswegen wende ich mich an 
die linke Seite des Hauses. Das Thema Sonderver-
mögen „Arbeit und Umwelt" erfordert aus der Sicht 
der GRÜNEN besondere Aufmerksamkeit. Denn 
daß die Umweltkrise ökologische Investitionen er-
forderlich macht, meine Damen und Herren, sagen 
wir seit Jahren; das vertreten wir seit Jahren. Was 
wir allerdings auch seit Jahren erleben müssen, je-
denfalls seitdem wir hier sind, ist, daß unsere Vor-
schläge in diesem Bereich auch von Ihnen, meine 
Kolleginnen und Kollegen von der SPD, abgelehnt 
werden. 

(Roth [SPD]: Welche denn?) 

Aber es könnte auf den ersten Blick so scheinen, als 
ob das heute zur Diskussion stehende Sonderver-
mögen „Arbeit und Umwelt" ein erster Versuch zur 
Korrektur in der Umweltpolitik ist. Schließlich be-
anspruchen Sie ja sogar, Umweltkrise, Beschäfti-
gungskrise — — Herr Kollege Schäfer, vielleicht 
könnten Sie mir mitteilen, ob Sie ein Privatissimum 
mit dem Kollegen Fischer abhalten wollen, oder ob 
wir uns hier auseinandersetzen können. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Herr Kollege 
Fischer hat mich abgehalten, Ihnen hier zu 

lauschen!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Schä-
fer, ich hatte gebeten, daß wir diese Debatte als 
Kurzdebatte ordnungsgemäß durchführen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sie haben 
recht, Herr Präsident!) 

Kleinert  (Marburg) (GRÜNE): Sie beanspruchen 
sogar, Umweltkrise, Beschäftigungskrise und 
Wachstumskrise in einem anzugehen. Aber, meine 
Damen und Herren, das ist nur der erste Blick. 
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Was uns auf den zweiten Blick so skeptisch 

macht — Herr Roth, der eben hier so vorlaut dazwi-
schengerufen hat, paßt auch nicht auf —, 

(Zuruf von der SPD: Jawohl, Herr Oberleh

-

rer!) 

ist die Integration Ihres Konzeptes zur Umweltsa-
nierung. Sie stützen sich dabei auf aus dem Beginn 
der Wachstumskrise Mitte der siebziger Jahre 
stammende Rezepturen für eine Modernisierung 
der Volkswirtschaft. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Daß Sie das nicht verstehen, ist mir klar. Sie soll-
ten sich lieber auf das Fußballspiel heute mittag 
konzentrieren. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN 
und der SPD) 

Das Ganze erscheint nun, etwas zeitgeistig einge-
färbt, als ökologische Modernisierung der Volks-
wirtschaft. Der Kern der alten Modernisierungs-
konzeption war die Hoffnung, daß durch aktive För-
derung von entsprechenden Technologien komple-
xere Investitionsgüter zum Träger einer neuen 
Weltmarktoffensive werden könnten und daß da-
durch eine neue Wachstumsstrategie eingeleitet 
werden könnte. Nunmehr — und das ist der ganze 
Unterschied — soll die Umweltschutzindustrie Trä-
ger der neuen Exportoffensive sein. Das, meine Da-
men und Herren, verbirgt sich hinter Ihrer Vorstel-
lung. Gegen diese Vorstellung lautet unser Haupt-
einwand: Die Verpflichtung der Umweltpolitik auf 
Wachstumsmechanismen und internationale Wett-
bewerbsfähigkeit bricht einer aktiven Umweltpoli-
tik die Spitze ab und ist deshalb kein Beitrag zu 
einer Zurückdrängung der Mechanismen der ökolo-
gischen Zerstörung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Hauff? 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Ich habe leider nur 
noch fünf Minuten, Herr Kollege Hauff, und durch 
die Unruhe auf allen Seiten des Hauses geht noch 
mehr Zeit verloren. 

Ich möchte das kurz an drei Punkten erläutern. 

Erstens. Die Orientierung am Gemeinlastprinzip 
ist ordnungspolitisch fragwürdig, 

(Zustimmung des Abg. Dr. Haussmann 
[FDP]) 

soweit mit dem Programm die Sanierung von Altla-
sten und zusätzliche Umweltinvestitionen durch die 
öffentliche Hand finanziert werden sollen. Sie ist 
darüber hinaus insoweit wirtschaftspolitisch frag-
würdig, als das damit verbundene Vertrauen in die 
private Investitionsautonomie dem umweltpoliti-
schen Problembestand unseres Erachtens nicht an-
gemessen ist. 

Zweitens. Die Gestaltung der Ausgabenseite des 
Programms ist absolut unzureichend. Das Gewäh-

ren von Zinszuschüssen reicht nicht aus, um die 
gegenwärtige Investitionsschwäche zu überwinden. 

(Dr. Hauff [SPD]: Es gibt doch auch verlo

-

rene Zuschüsse!) 

Dies beweist auch die mangelnde Inanspruch-
nahme der Gelder, die schon gegenwärtig von der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau für Zinszuschüsse 
bei Umweltinvestitionen zur Verfügung gestellt 
werden. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das stimmt doch gar 
nicht! Das ist falsch, Herr Kleinert!) 

Ferner gibt die geplante Abwicklung über den Ban-
kenapparat und damit die Verpflichtung auf die 
hier üblichen betriebswirtschaftlichen Kriterien 
keine Garantie für die Berücksichtigung der jen-
seits davon liegenden gesamtwirtschaftlichen Ko-
stensenkungs- und Produktivitätseffekte von Um-
weltinvestitionen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Drittens. Die Finanzierungsseite des Programms 
schließlich ist unzureichend. Da die geplante Ab-
gabe auf Strom-, Mineralöl- und Erdgasverbrauch 
mehr oder weniger alle Unternehmer trifft, wird 
mit einer Weiterwälzung dieser Abgaben auf die 
privaten Haushalte zu rechnen sein. Diese müssen 
also die direkt bei ihnen selbst erhobenen Abgaben 
und die indirekt in allen Warenpreisen versteckten 
Abgaben tragen, meine Damen und Herren. In die-
sem Programm werden nicht nur diese Kumulativ-
wirkungen unterschätzt; ein Hauptverursacher der 
ökologischen Krise, die Unternehmen, werden von 
Umweltsanierungslasten befreit. Diese Umweltsa-
nierungslasten werden ausnahmslos den privaten 
Haushalten auferlegt, 

(Dr. Hauff [SPD]: Grober Quatsch!) 

ohne daß für die Haushalte mit niedrigem Einkom-
men Ausgleichszahlungen vorgesehen wären, ohne 
daß z. B. energiesparende Konsumalternativen an-
geboten würden. Die Bekämpfung der Umweltzer-
störung — das möchte ich hier sehr deutlich sagen 
— darf nicht auf Kosten sozialer Umverteilung ge-
hen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich fasse zusammen: Das vorgeschlagene SPD

-

Programm ist ein Programm zur marktwirtschaftli-
chen Privatisierung der Umweltsicherung und zur 
Sozialisierung der Umweltkosten. Und dieser Art 
von Umweltpolitik können wir GRÜNEN unsere 
Zustimmung nicht geben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Für uns ist die ökologische Sicherung dagegen 
eine gesellschaftliche Aufgabe. Sie bedarf durch-
gängig der gesellschaftlichen Regelung, d. h. auch 
einer massiven Beeinflussung der Marktkräfte. 
Oberste Priorität hat dabei das Verursacherprinzip. 
Das bedeutet konkret die Verschärfung der umwelt-
politischen gesetzlichen Normen, die Effektivierung 
der staatlichen Kontrolle zu ihrer Einhaltung. Das 
heißt auch, jenseits des staatlichen Bereichs, die 
Stärkung des betrieblichen Umweltschutzbeauf-
tragten gegenüber der Betriebsleitung und die Er- 
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weiterung der Einflußmöglichkeiten von Bürgerin-
itiativen. 

Der Einbau von umweltsichernden Anreizen in 
das Steuersystem — ich nenne etwa die Einführung 
einer Energie- und Rohstoffsteuer, einer Brutto-
wertschöpfungssteuer und diverser Schadstoffabga-
ben — müßte über entsprechende Preisvorschriften 
so ausgestaltet werden, daß diese Steuern und Ab-
gaben auch vom Unternehmer getragen werden 
müßten. Sie wären durch Mindesteinkommensga-
rantien für die privaten Haushalte zu flankieren. 

Insbesondere zur Beseitigung der akuten Schä-
den und als erster Einstieg in eine ökologische Wirt-
schaftsweise ist ein ökologisches Investitionspro-
gramm erforderlich. Herr Kollege Roth, wenn Sie 
vorhin dazwischengerufen haben, wir hätten dazu 
noch nie etwas vorgelegt, dann darf ich Sie nur an 
die letzte Woche erinnern. Da hatten wir hier die 
Haushaltsdebatte, und Sie konnten sich mit dem 
Entgiftungsprogramm befassen, das wir im Rah-
men der Haushaltsdebatte hier eingebracht hatten. 
Sie hätten sich auch mit den Kürzungsvorschlägen 
bei ökologisch fragwürdigen Großprojekten und 
dem Militärhaushalt befassen können, die unseres 
Erachtens ausreichende Finanzierungsmöglichkei-
ten für ein derartiges Programm eröffnen würden. 
Insofern ist es einfach falsch, wenn hier behauptet 
wird, wir GRÜNEN hätten in diesem Bereich nichts 
vorgelegt. Das Gegenteil davon ist richtig. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Ablehnung unserer Anträge durch die hier 
wohldotierte CDU/CSU-FDP-Mehrheit hat uns 
nicht überrascht. Überrascht hat uns allerdings, 
meine Damen und Herren von der SPD, die Ableh-
nung durch Ihre Vertreter, zumal staatliche Investi-
tionsprogramme und indirekte Investitionsförde-
rung in diesem Bereich ja nun weiß Gott noch keine 
Systemveränderung sind und eigentlich auch für 
die aufgeklärten Keynesianer bei Ihnen durchaus 
nachvollziehbar sein müßten. Insofern ist mir Ihre 
Haltung völlig unverständlich. 

Ich komme endgültig zum Schluß. Die Lösung der 
ökologischen Krise ist nur durch Preisgabe der 
Wachstumsgläubigkeit möglich. Notwendig ist eine 
gesellschaftlich kontrollierte Entwicklung in den 
verschiedenen Sektoren der Volkswirtschaft, die 
den Mut zum Umbau von umweltzerstörerischen 
Industriezweigen einschließt, auch wenn sie auf 
Grund fehlender ökologischer Kostenrechnung be-
triebswirtschaftlich rentabel arbeiten. Insofern 
muß ökologische Politik auch immer über markt-
wirtschaftliche Steuerung hinausgehen; insofern 
Umbau der Industriegesellschaft, Umbau der Wirt-
schaft, Einstieg in eine ökologische Wirtschaftswei-
se; das ist unsere Alternative. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Haussmann. 

Dr. Haussmann (FDP): Herr Präsident! Meine ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Die FDP begrüßt 
die Debatte, und der sozialdemokratischen Fraktion  

gebührt Dank dafür, daß sie das Thema Umwelt 
und Arbeitsplätze hier in die Debatte eingeführt 
hat. Wir glauben in der Tat, daß es im Moment 
innenpolitisch nichts Wichtigeres gibt, als eine stär-
kere Verzahnung zwischen Ökonomie und Ökolo-
gie, also zwischen Arbeitsplätzen und Umwelt-
schutz herbeizuführen. Wir befinden uns hier in 
sehr guter Gesellschaft mit dem Sachverständigen-
rat, der zu diesem Thema — ich bitte um Zustim-
mung zu einem Zitat — 

(Heiterkeit — Zuruf von den GRÜNEN: 
Der Präsident hat abgelehnt, er hat mit 

dem Kopf gewackelt!) 

folgendes festgestellt hat: Wirtschaftliches Wachs-
tum und Umweltschutz sind nicht im Widerspruch 
zueinander. Noch weniger gilt dies für Umwelt-
schutz und hohen Beschäftigungsstand. Das Gegen-
teil kann richtig sein. Allerdings kommt alles auf 
die Bedingungen an. — Es ist der entscheidende 
Punkt in unserer Debatte, daß es jetzt um die besse-
ren Instrumente geht. 

Wir finden daher drei große, gravierende Nach-
teile an dem Vorschlag der Sozialdemokraten, Um-
weltschutz durch staatliche Kreditprogramme vor-
anzubringen. Erstens — Herr Hauff, das haben Sie 
hier auch nicht widerlegen können — verlassen Sie 
das direkte Verursacherprinzip. 

(Dr. Hauff [SPD]: Nein!) 

Sie finanzieren indirekt um; indem Sie sich — da 
haben die GRÜNEN recht — dem Gemeinlastprin-
zip zuwenden, verwischt man die direkten Verant-
wortlichkeiten im Umweltschutz. 

(Abg. Dr. Hauff [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Ich habe leider keine Zeit. 

Zweitens. Die Finanzierung wird nach altbewähr-
ter sozialdemokratischer Art über den einzelnen ge-
macht. 

(Dr. Hauff [SPD]: Kappes ist das! Ausge

-

sprochener Quatsch ist das, was Sie da er

-

zählen!) 

— Herr Hauff, Sie können mir nicht klarmachen, 
wieso für Umweltschäden im Luftbereich und in 
anderen Bereichen nur die Verbraucher von Ener-
gie bezahlen müssen. Wieso müssen da Arbeitneh-
mer bezahlen? 

(Beifall bei der FDP — Dr. Hauff [SPD]: 
Wer behauptet denn das?) 

— Es ist keine direkte Finanzierung. Es ist so, weil 
Sie Ihr ganzes Programm über höhere Energieab-
gaben finanzieren. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das ist gar nicht wahr! 
Sie haben es gar nicht gelesen!) 

— Gut, wenn Sie es über die Ergänzungsabgabe 
machen, 

(Dr. Hauff [SPD]: Sie haben keine Ah

-

nung!) 
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dann müssen Sie das auch in Ihren Antrag hinein-
schreiben. Jedenfalls will das Herr Biedenkopf so, 
was wir ebenfalls ablehnen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter 
Haussmann, darf ich noch einmal bitten. 

(Dr. Hauff [SPD]: So etwas Oberflächli

-

ches!) 

— Herr Kollege Hauff, es kommt noch der Abgeord-
nete Roth aus Ihrer Fraktion zu Wort. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das ist eine Zumutung!) 

Er kann all das, was Sie, weil Sie keine Redezeit 
mehr haben, nicht mehr sagen können, hier unter-
bringen, und zwar eindrucksvoll, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das wäre aber 
völlig neu!) 

ungestört für alle. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Völlig unerheb

-

lich!) 

Dr. Haussmann (FDP): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent! Den Oberbürgermeisterkandidaten von 
Frankfurt zeichnet seine Lautstärke, aber nicht so 
sehr seine Sachkenntnis in diesem Punkt aus. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Frankfurt 

ist eine laute Stadt!) 

Drittens. Wir lehnen genauso den Vorschlag von 
Herrn Professor Biedenkopf ab, der durch eine Er-
gänzungsabgabe versucht, einen Umweltfonds ein-
zurichten. Auch dies halten wir für eine Umwegfi-
nanzierung, die wir ablehnen. 

Weiter: Wir glauben, daß durch diese indirekte 
Umwegfinanzierung der Anreiz zu direkten markt-
wirtschaftlichen Elementen der Umweltpolitik ver-
stellt ist. Unsere Alternative ist daher die ökolo-
gisch verpflichtete Marktwirtschaft. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Ei, ei, ei!) 

— Ja! Das heißt, wir wollen nicht nachträglich sa-
nieren, sondern wir wollen in unser Wirtschaftssy-
stem vorsorglich Wettbewerbselemente einführen, 
die im Vorfeld — das ist auch hier gesagt worden — 
Umweltschutz betreiben. Umweltgüter wie reine 
Luft, sauberes Wasser müssen nach dem Verursa-
cherprinzip Kostenfaktoren unserer Wirtschaft 
sein. Sie dürfen nicht nachträglich durch indirekte 
staatliche Maßnahmen finanziert werden. 

Wir glauben, daß das derzeitige System der Um-
weltpolitik mehr marktwirtschaftliche Elemente 
braucht. Es bietet zu wenig direkte ökonomische 
Anreize, sparsam mit der Natur umzugehen. Wir 
glauben, daß wir durch die Weiterentwicklung der 
Marktwirtschaft zu einer ökologisch verpflichteten 
Marktwirtschaft vorbildliches, über die vorherr-
schenden dirigistischen Umweltauflagen hinausge-
hendes Verhalten direkt prämieren müssen. 

(Beifall bei der FDP)  

Es muß nicht über ein staatlich finanziertes Pro-
gramm, sondern am Markt direkte Anreize für die 
technologisch bessere Umweltmaßnahme geben, 

(Beifall bei der FDP) 

die über den jetzigen Stand der Technik hinaus-
geht. Das schaffen Sie nicht über eine umständliche 
staatliche Umwegfinanzierung, Herr Hauff, son-
dern Sie können es nur durch eine aktuelle wirt-
schaftspolitische Debatte über die Kompensations-
lösung, durch eine Diskussion über Lizenzen und 
über Gutschriften für einzelne Firmen, die über den 
technischen Stand hinausgehen, erreichen. Dazu 
gibt es in Ihrem Programm keinen direkten Vor-
schlag. 

Fazit aus unserer Sicht: Nur die ökologisch ver-
pflichtete Marktwirtschaft schafft durch direkte 
Marktanreize einen Anreiz zur technologisch besse-
ren Lösung. Eine umständliche staatliche Umwegfi-
nanzierung kostet zusätzliches Geld durch Bürokra-
tie, das dem Umweltschutz verlorengeht. 

Ich möchte ebenfalls mit einem Zitat des Sach-
verständigenrats schließen, das unsere Position 
exakt wiedergibt: 

Eine kurstreue marktwirtschaftliche Umwelt-
schutzpolitik, dem Bürger durchschaubar und 
damit einsichtig gemacht, trägt nicht nur zur 
allseits gewünschten Verbesserung der Um-
weltqualität bei, sondern im Nebenergebnis 
auch zur Minderung unserer Beschäftigungs-
probleme, und zwar mehr, als steuerfinan-
zierte oder kreditfinanzierte Beschäftigungs-
programme für den Umweltschutz es vermöch-
ten. 

Also das Fazit: Nur durch den direkten Einbau 
von marktwirtschaftlichen Elementen haben wir 
eine direktere, billigere, effizientere Umweltpolitik; 
kreditfinanzierte Programme bringen sowohl der 
Umwelt als auch der Beschäftigung weniger. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. Waffen-
schmidt. 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Bundesregie-
rung hat Konkretes für unsere natürliche Umwelt 
mit zahlreichen positiven und sich positiv auf die 
Beschäftigungslage auswirkenden Impulsen gelei-
stet. Ich will hier wenige Beispiele nennen. 

Erstens. Allein mit der von der Bundesregierung 
1983 auf den Weg gebrachten Großfeuerungsanla-
gen-Verordnung wird ein Investitionsschub von 
mehr als 18 Milliarden DM ausgelöst. Allein durch 
diese Verordnung werden nach den letzten vorlie-
genden Schätzungen mehr als 47 000 Arbeitsplätze 
geschaffen bzw. zusätzlich ausgelastet werden. Ich 
finde, das ist ein Beispiel, an dem wir sehen kön-
nen, wie durch neue Technologien und technologi-
sche Impulse, die wir mit unseren Initiativen vom 
politischen Raum her geben, in der Tat Arbeits- 
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plätze gesichert und neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden. 

(Dr. Haussmann [FDP]: Sehr gut!) 

Ich finde, dafür brauchen wir keine Umwegfinan-
zierungen der SPD, wie sie Herr Haussmann hier 
gerade angesprochen hat. 

Zweitens. Auf Grund der konsequenten, am 
marktwirtschaftlichen Verursacherprinzip ausge-
richteten Umweltpolitik der Bundesregierung ent-
wickelt sich eine leistungsfähige, exportkräftige 
Umweltschutzindustrie. Diese Umweltschutzindu-
strie ist, so finde ich, geradezu ein Musterbeispiel 
für die Überlegenheit der Marktwirtschaft auch in 
diesem Bereich. Wir sollten es hier heute alle begrü-
ßen, daß die Initiativen, die wir hier im Hause für 
den Umweltschutz ergreifen, die kreativen Kräfte 
der Wirtschaft geradezu herausfordern, neue Tech-
nologien anzuwenden und damit Arbeitsplätze zu 
sichern. Das ist ein sehr gutes Verfahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich will hier auch einige Zahlen nennen, Herr 
Kollege Hauff; ich habe sie mir eben noch einmal 
geben lassen. Die Umsätze liegen im Augenblick bei 
mindestens 16 Milliarden bis 18 Milliarden DM pro 
Jahr mit wachsenden Steigerungsraten allein in 
diesem Bereich. Die Wirtschaftsforschungsinstitute 
schätzen die Zahl der Menschen, die insgesamt 
durch Umweltschutz beschäftigt sind, schon heute 
auf mehr als 400 000. Das ist eine ganz wichtige 
Sache, und sie zeigt, Herr Kollege Hauff, daß die 
vielfältigen marktwirtschaftlichen Instrumente, die 
wir angeregt haben, schon jetzt ihre positive Wir-
kung auf die Sicherung der Arbeitsplätze zeigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dabei sind in dieser genannten Zahl die Wirkungen 
etwa der Großfeuerungsanlagen-Verordnung noch 
gar nicht völlig eingeschlossen. 

Heute haben wir ja wieder die wichtigen Bera-
tungen in Brüssel wegen des umweltfreundlichen 
Autos. Wenn es uns gelingt, die vielfältigen Initiati-
ven zur Einführung neuer Technologien auch im 
Blick auf das Auto in die Tat umzusetzen, dann 
wird dies für die deutsche Automobilwirtschaft und 
auch für den Export der Automobilbranche einen 
zusätzlichen kräftigen Impuls — auch zur Siche-
rung von Arbeitsplätzen und zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze — geben. Ich finde, das ist eine ganz 
wichtige technologische Entwicklung. 

Lassen Sie mich in dem Zusammenhang auch ein 
wichtiges Instrument nennen, das ja gerade diese 
Bundesregierung immer wieder unter dem Stich-
wort der marktwirtschaftlich orientierten Umwelt-
schutzförderung ins Feld führt. Es ist der § 7d des 
Einkommensteuergesetzes. Danach wird die Mög-
lichkeit der Förderung von wichtigen Investitionen 
in diesem Bereich gegeben. Ich will hier gerne fol-
gendes sagen. Wir sollten doch hier ganz offen Bi-
lanz ziehen. Was sind denn die Erfahrungen mit 
Staatsprogrammen? Staatsprogramme zur Finan-
zierung bestimmter Dinge führen doch immer 
leicht zu einem Stop-and-go-System. Da wird die 
Erwartung genährt: Vielleicht bekomme ich einen 

Zuschuß vom Staat. Zunächst werden die Initiati-
ven dann zurückgestellt. Herr Kollege Hauff, das 
sollten Sie wirklich bedenken. Viele Erfahrungen 
sprechen dafür, daß dann, wenn wir Erwartungen 
nähren, über neue bürokratische Programme Geld 
zu verteilen, die Privatinitiative zumindest zurück-
gestellt, wenn nicht gelähmt wird. Dies sollten wir 
nicht herbeiführen. 

Ich fasse zusammen; denn wir hatten uns darauf 
geeinigt, daß ein wichtiger Bereich vom Wirt-
schaftsministerium — hier durch Kollegen Bange-
mann — dargestellt wird. Immer neue Staatspro-
gramme verunsichern nur. Manches an eigener In-
itiative wird sogar aufgehalten, weil die Erwartung 
auf Staatsdotation genährt wird. Die Bundesregie-
rung setzt bei dem wichtigen Aufgabengebiet Ar-
beit und Umwelt auf die bewährten Elemente der 
Sozialen Marktwirtschaft, wie sie Kollege Hauss-
mann, wie sie Sprecher meiner Fraktion hier darge-
stellt haben. 

Ich bin sicher, daß wir mit diesen wichtigen Ele-
menten eines deutlich machen werden: Umwelt-
schutz ist kein Arbeitsplatzkiller, sondern zusam-
men mit den Methoden der Sozialen Marktwirt-
schaft ein wesentliches Element zur Sicherung von 
Arbeitsplätzen und zur Schaffung neuer zukunfts-
weisender Arbeitsplätze für unsere Mitbürger. 

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Roth. 

Roth (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Bemerkungen der Redner der Koali-
tionsfraktionen und der Bundesregierung machen 
deutlich, daß man hier eine ernsthafte Auseinan-
dersetzung mit dem Vorschlag der SPD-Bundes-
tagsfraktion zu einem Sondervermögen „Arbeit und 
Umwelt" verweigert. Man ist sich der Dramatik der 
Massenarbeitslosigkeit und der Umweltkrise offen-
bar nicht bewußt. 

(Beifall bei der SPD) 

Die schlichte Antwort auf diese Frage, die Markt-
wirtschaft werde es schon richten — das war ja der 
Kern der Ausführungen des Herrn Staatssekretärs 
soeben —, geht an der Wirklichkeit der Situation 
doch schnurstracks vorbei. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, im Grunde gibt es eine 
historische Parallele zur gegenwärtigen Situation: 
So wie die Wohnungsnot und die Aufbaunot nach 
dem Zweiten Weltkrieg nicht allein durch markt-
wirtschaftliche Prinzipien, sondern durch ein wirk-
sames, positives Zusammenspiel zwischen Wirt-
schaft und Staat zu beseitigen waren, so werden die 
Umweltkrise und die Beschäftigungskrise der 80er 
Jahre nur durch ein Zusammenspiel zwischen Staat 
und Wirtschaft, nicht aber durch ein Trennen dieser 
beiden Bereiche zu bewältigen sein. 

(Beifall bei der SPD) 
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Das Waldsterben zu stoppen, die Verschmutzung 
der Meere und Gewässer zu beenden, unsere Nah-
rungsmittel und Böden zu entgiften, Pflanzen und 
Tierarten vor einer weiteren Ausrottung zu retten 
— das ist eine Gemeinschaftsaufgabe, so wie es der 
Wiederaufbau nach dem Zweiten Weltkrieg gewe-
sen ist. 

Meine Damen und Herren, ich glaube aber auch, 
daß die Partei DIE GRÜNEN der Herausforderung 
nicht gerecht wird. 

(Urbaniak [SPD]: Sehr wahr! — Dr. Göhner 
[CDU/CSU]: Da hat Roth recht!) 

Meines Erachtens schwingt in allen Aussagen eine 
Ausstiegshaltung gegenüber unserer Industriege-
sellschaft mit. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wollen die ökologische Sanierung unserer Indu-
striegesellschaft und laufen vor den Problemen die-
ser Industriegesellschaft nicht weg. Die alte Last — 
und darum handelt es sich, Herr Kleinert — auf 
unserer Umwelt, die in den letzten Jahrzehnten auf 
sie gelegt wurde, können Sie nicht anders als durch 
ein Sondervermögen, als durch eine staatliche, als 
durch eine Fonds-Aktivität beseitigen. Da können 
Sie keine Verursacher mehr feststellen; die gibt es 
in der Regel schon gar nicht mehr. 

(Beifall bei der SPD) 
Das heißt: Hier unterscheiden wir uns von den Kon-
servativen, von den Rechtsparteien und ihrer Hoff-
nung, ein naturwüchsiger Wirtschaftsprozeß werde 
die Probleme automatisch irgendwie lösen. Wir un-
terscheiden uns auch von der Partei DIE GRÜNEN 
und ihrer Vorstellung, man könne die Sache ganz 
neu anfangen. Nein, wir müssen uns den Herausfor-
derungen der Geschichte stellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Hauff hat schon dargestellt, daß es auch um 
eine ökologische Modernisierung insgesamt geht. 
Wir haben die Chance, mit der Natur, mit den natür-
lichen Lebensgrundlagen sorgsam umzugehen. So 
wie früher schon mit Kapital und Arbeit sparsam 
umgegangen worden ist, wird, meine Damen und 
Herren, in der Zukunft mit der Natur sparsam und 
sorgsam umgegangen werden müssen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Roth, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Kleinert? 

Roth (SPD): Ja, bitte schön. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

(Urbaniak [SPD]: Der Kleinert selber hat 
keine zugelassen!) 

Kleinert  (Marburg) (GRÜNE): Herr Kollege Roth, 
wenn ich einmal unterstelle, daß Sie bei dem, was 
ich hier vorgetragen habe, sehr genau zugehört ha-
ben, und wenn ich weiter unterstelle, daß Sie dann 
mitbekommn haben dürften, daß die Kritik, die wir 
an Ihrem Vorschlag in erster Linie zu üben haben, 
eine Kritik ist, die sehr genau auf Differenzen im 
Detail abhebt, dann verstehe ich nicht, Herr Roth,  

weshalb Ihre Fraktion gegenüber unserem Entgif-
tungsprogramm, das wir in den Haushaltsberatun-
gen vorgeschlagen haben, eine derart ablehnende 
Haltung eingenommen hat. Vielleicht könnten Sie 
hierzu auch einmal zwei Sätze sagen. 

Roth (SPD): Herr Kleinert, ich komme auf den 
Kern Ihrer Ausführungen. Der Kern Ihrer Ausfüh-
rungen war: Verursacherprinzip und nicht Gemein-
lastprinzip. Meine Antwort auf diesen Kern Ihrer 
Ausführungen ist folgende: Die alte Last auf der 
Umwelt, das, was schon zerstört ist, stellt den Kern-
punkt unseres Sondervermögens „Arbeit und Um-
welt" dar. Diese alte Last können Sie nur auf dem 
Wege über das Gemeinlastprinzip und einen Fonds 
beseitigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Exakt dort, wo Sie sich mit der Industriegesell-
schaft insgesamt auseinandersetzen, ist ja der phi-
losophische Bruch Ihrer ganzen Argumentation, 
der ganzen Argumentation der Partei DIE GRÜ-
NEN. Sie stellen sich nicht diesen Aufgaben, die 150 
Jahre Industriegesellschaft uns aufgelastet haben. 
Sie stellen sich diesen Aufgaben nicht, sondern Sie 
flüchten vor ihnen. Das ist der Punkt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie gesagt: In den Ausführungen von Herrn 
Hauff wurde klar, daß das nicht etwa die Ableh-
nung des Verursacherprinzips ist. Im Gegenteil, das 
Verursacherprinzip wird die Lösungsmöglichkeit 
der Umweltpolitik der Zukunft sein. Aber für das, 
was repariert werden muß, was eingedämmt wer-
den muß, was schon an Zerstörungen vorhanden ist, 
ist unser Sondervermögen „Arbeit und Umwelt" 
notwendig. 

Übrigens ist es verwaltungsmäßig auch gar nicht 
komplizierter als die ganzen Programme des ERP

-

Sondervermögens. Wenn der Herr Staatssekretär 
gerade behauptete, es sei so, daß dies bürokratische 
Elemente enthielte, dann muß er im Grunde auch 
das ERP-Sondervermögen und den Wohnungsbau 
der 50er Jahre nachträglich ablehnen. 

Wir sehen es als eine Folge unseres Vorschlags 
an, daß zwischenzeitlich auf Initiative des Bundes-
innenministers bei der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau und bei der Lastenausgleichsbank ein Mi-
niaturprogramm aufgelegt wurde. Wenn der Grund-
gedanke so falsch ist, wie er hier gerade bezeichnet 
wurde, dann frage ich mich, warum der abwesende 
Umweltminister Zimmermann unser Programm in 
Miniaturausgabe nachgeäfft hat. Das frage ich mich 
nun wirklich. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Übrigens, Herr Wirtschaftsminister: Ich habe ge-
rade heute früh von Ihnen ein längeres Gespräch 
im „Handelsblatt" gelesen, in dem Sie das Pro-
gramm kritisieren und sagen, das setze nicht an 
den Preisen an. Wenn Sie den Finanzierungsteil un-
seres Programms sehen, dann werden Sie feststel-
len, daß es exakt an den Energiepreisen ansetzt und 
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versucht, hier sparsames Verhalten zu erzwingen. 
Das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist insoweit marktwirtschaftlich und nichts an-
deres. 

(Dr. Haussmann [FDP]: Arbeitnehmer

-

feindlich!) 

Mit unserem Sondervermögen „Arbeit und Um-
welt" haben wir uns ein ehrgeiziges Ziel gesetzt, 
und zwar in einer relativ kurzen Phase von 10 bis 15 
Jahren die Umweltlasten zu beseitigen, die auf uns 
lagern. Wir möchten das mit attraktiven Kredit-
programmen tun, die Investitionschancen ermögli-
chen. 

Um weitere Mißverständnisse für diesen Bereich 
zu vermeiden, möchte ich ein paar Sätze zur prakti-
schen Funktionsweise des Sondervermögens „Ar-
beit und Umwelt" sagen. Ein Unternehmen bei-
spielsweise, das heute bei der Erweiterung oder Er-
neuerung seiner Betriebsstätten bereit ist, mehr für 
den Umweltschutz zu tun, als es verpflichtet wäre, 
oder das Altschäden beseitigt, kann Hilfen aus dem 
Sondervermögen erhalten. Es beantragt bei seiner 
Hausbank einen Investitionskredit. Dem Kreditan-
trag wird eine gutachtliche Stellungnahme beige-
fügt, in der die ökologische Notwendigkeit festge-
stellt wird. 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau, bei der das 
Sondervermögen eingerichtet wird, und die Haus-
bank überprüfen dann gemeinsam den Antrag. 
Wenn der Antrag der Aufgabenstellung entspricht, 
wird der Kredit mit einer entsprechenden Zinsver-
billigung bewilligt. Das Bewilligungsverfahren ist 
genauso kompliziert oder unkompliziert, wie wir es 
bisher in allen Programmen gehabt haben. 

Ziel unseres Sondervermögens ist es, die Investi-
tionstätigkeit im Umweltbereich nicht nur zu stär-
ken, sondern zu verstetigen. Weil der Herr Staatsse-
kretär es immer noch nicht begriffen hat, will ich 
noch einmal sagen: Es ist kein Konjunkturpro-
gramm, sondern es ist ein mittelfristiges Wachs-
tumsprogramm, das ganz stetig gefahren wird, das 
ganz stetige Rahmenbedingungen für die Volks-
wirtschaft schafft. 

(Beifall bei der SPD) 

Das heißt, es setzt nicht an Konjunkturproblemen 
an, sondern versucht, einen qualitativen Wachs-
tumsprozeß zu stärken und zu stabilisieren. 

Übrigens: Hauptabnehmer des Programms wären 
Gemeinden und Gemeindeverbände, die hier lang-
fristige Daten und nicht etwa kurzfristige Sonder-
programme vorgesetzt bekämen, wie Sie es bei-
spielsweise 1982 im Wohnungsbau gemacht haben. 
Das ist doch die Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit einer Gesamtlaufzeit von 20 Jahren wird 
auch deutlich, daß das mit Konjunktur überhaupt 
nichts zu tun hat. 

Ich würde zum jetzigen Zeitpunkt — um das ganz 
klar zu sagen — kurzfristige Konjunkturausgaben-
programme ablehnen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir haben eine Strukturkrise am Arbeitsmarkt und 
nicht eine Konjunkturkrise. Darüber besteht Einig-
keit. Das ist doch ganz selbstverständlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich ein weiteres Vorurteil ausräu-
men: Umweltschutz koste Arbeitsplätze. Das ist ja 
auch angeklungen. Ich war nun allerdings erstaunt 
über den starken Widerspruch zwischen der Aus-
sage des Herrn Redners der CDU/CSU-Fraktion 
und des Herrn Staatssekretärs. Der eine war bei 
eher 100 000 Arbeitsplätzen im Umweltsektor und 
der andere bei 400 000. Ich halte es mit der größeren 
Zahl und sage: Weitere 400 000 wären in unserem 
Lande möglich. 

(Beifall bei der SPD) 

Natürlich gibt es auch die Chance, mit diesem 
Programm neue Märkte zu erschließen. Wir würden 
bei der Markteinführung von umweltorientierten 
Produkten mithelfen. Das ersetzt nicht die Investi-
tionsinitiative der Unternehmen, sondern das för-
dert jene, die mehr Risiko zu tragen bereit sind. 
Und das ist in Ordnung. Der Staat sollte — das tut 
er weltweit — im Risikobereich stützend helfen; er 
sollte dem, der erneuert, ein Stück mehr Hilfe ge-
ben als dem anderen. 

(Beifall bei der SPD) 

Neue Arbeitsplätze werden aber nicht nur in den 
Umweltindustrien im engeren Sinne geschaffen. 
Vor allem im Baugewerbe würden Arbeitsplätze ge-
sichert und könnten neue entstehen; denn zwei 
Drittel aller Investitionen auf Grund unseres Son-
dervermögens würden auf den Bausektor entfallen. 
Sie wissen alle, 120 000 Bauarbeiter sind zur Zeit 
arbeitslos. Wir alle kennen die besorgniserregende 
Situation, die in diesem Winter bevorsteht. Die Bau-
industrie erwartet, daß in den nächsten Monaten 
weitere 150 000 Menschen arbeitslos werden. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Und Sie lehnen neue Initiativen für diesen Sektor 
ab! Ich halte das für unglaublich. 

(Beifall bei der SPD) 

Zum Schluß ein paar Worte zur Finanzierung. Wir 
wissen — im Gegensatz zu anderen —, daß Umwelt-
schutz Geld kostet. Und, meine Damen und Herren 
von der Partei DIE GRÜNEN, nehmen Sie es mir 
nicht übel: Es ist Roßtäuscherei, wenn Sie so tun, 
als wäre das Verursacherprinzip so, daß der Kapi-
talist es bezahlt, und als wäre die andere Finanzie-
rung so, als bezahle das der Steuerzahler oder der 
Konsument. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Hier müs

-
sen Sie hinsehen!) 

Das ist doch überhaupt nicht wahr. Natürlich endet 
das Verursacherprinzip logischerweise in höheren 
Produktpreisen. Was denn sonst? 

(Beifall bei der SPD) 
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Dieser Struktureffekt ist auch erwünscht und not-
wendig. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Er kann 
uns nicht in die Augen sehen!) 

Er ist die sinnvolle marktwirtschaftliche Steuerung 
über den Produktpreis. Das ist doch selbstverständ-
lich. 

Wir haben für unser Sondervermögen „Arbeit 
und Umwelt" ein klares Finanzierungsprogramm 
vorgelegt. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: In welcher Höhe 
denn?) 

Wir sagen, daß wir für den expansiven Effekt des 
Programmes Kreditfinanzierung der Investitionen 
brauchen. Was denn sonst? 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Wie hoch soll sie 
sein?) 

Wenn man das allein aus Steuermitteln bezahlte, 
wären der Effekt des Entzugs aus dem Wirtschafts-
kreislauf und der positive Effekt gleich stark, und 
wir hätten keinen Arbeitsmarkteffekt. 

Wir wollen die Schuldenproblematik dadurch ver-
hindern, daß die Kapitalkosten, Zinsen und Zinses-
zinsen — alles das, was im Programmzeitraum auf-
läuft —, durch eine Umweltabgabe, durch einen Zu-
schlag zu den Energiepreisen finanziert wird. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Ir welcher Höhe 
denn?) 

Das heißt, wir haben eine Finanzierung, die solide 
ist, die die Zinsklemme des Staates verhindert, 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Welche Höhe?) 

die die Probleme der Kreditfinanzierung der ver-
gangenen Jahre vermeiden wird. Wir haben hierfür 
eine Umweltabgabe vorgesehen. Wir wollen einen 
Aufschlag auf den Verbrauch von Energie, Strom, 
Mineralölprodukten und Erdgas erheben. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Welches Volu

-

men?) 

Wir wollen diesen Zuschlag auch deshalb, weil er 
selbst unmittelbare positive Umweltwirkungen hat. 
Höhere Energiepreise führen zum Sparen, führen 
übrigens auch zur Verbesserung der Leistungsbi-
lanz. 

Wir halten diese Opfer für tragbar. Nach unseren 
Berechnungen — die übrigens bestätigt worden 
sind — betrüge die zusätzliche Haushaltsbelastung 
zwischen 4,50 DM und 10,50 DM im Monat. Meines 
Erachtens sollte uns das die Umweltsanierung wert 
sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir hätten einen Be-
schäftigungseffekt von 400 000 Menschen. Das Sozi-
alprodukt könnte um 2 % dauerhaft stärker an-
wachsen. Das ist eine Antwort auf die Beschäfti-
gungskrise und die Umweltkrise. 

Meine Bitte wäre, daß Sie, da die Angelegenheit 
in die Ausschüsse überwiesen wird, die Denkpause  

in den Ausschüssen nützen, um ein Stück mehr 
positive Einstellung zu diesen Ideen zu gewinnen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Göhner. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zunächst eine Vorbemerkung. 
Herr Kollege Roth, Sie haben beklagt, daß der Um-
weltminister — das ist übrigens die passende Ei-
genschaft, die Sie Herrn Zimmermann hier beimes-
sen — nicht hier sei. Herr Zimmermann ist im EG

-

Ministerrat für Umweltfragen in Brüssel. Ich den-
ke, es ist wichtig, daß wir unsere europäische Vor-
reiterrolle in Sachen Umweltschutz in Brüssel bei-
behalten und daß er dort ist, um dort das durchzu-
setzen, wo andere noch blockieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Roth, Sie haben vorhin beklagt, daß man 
sich gar nicht mit Ihrem Antrag beschäftige. Ich 
will das gern tun. Ihr wichtigster Punkt aus Ihrem 
Antrag ist doch der vorletzte Satz, in dem Sie nicht 
mehr und nicht weniger ankündigen, fordern, bean-
tragen als die Einführung einer neuen Steuer, näm-
lich einer Energiesteuer. Unter dem freundlichen 
Titel „Arbeit und Umwelt" wollen Sie den Weg in 
den Abgaben- und Umverteilungsstaat fortsetzen 
und das Ganze mit dem Mäntelchen Umwelt hier 
verkleiden. Nach Waldpfennig, Schadstoffabgabe 
jetzt eine weitere, neue zusätzliche Steuer. 

Konkrete Umweltpolitik können Sie damit nicht 
bewirken, vor allem deshalb nicht — und damit 
möchte ich mich gerne auseinandersetzen —, weil 
Sie entgegen den Beteuerungen von Herrn Hauff 
damit eben doch entscheidend das Verursacher-
prinzip verlassen. Wir haben sicher darin Überein-
stimmung, daß das Verursacherprinzip das wichtig-
ste in der Umweltpolitik bleiben muß, um an der 
Quelle, beim Verursacher Umweltbelastungen abzu-
bauen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Natürlich ist auch das Gemeinlastprinzip, etwa bei 
Altlasten, dort, wo kein Verursacher zu ermitteln 
ist, in der Umweltpolitik notwendig. Sie aber setzen 
dort, wo durchaus der Verursacher vorhanden ist, 
wo Sie den Verursacher heranziehen können, das 
Gemeinlastprinzip an. Das will ich Ihnen gern an 
Ihrem Antrag beweisen. In der Ziffer II 4 sagen Sie, 
daß Sie mit Ihrem Sondervermögen bei den Maß-
nahmen der Luftreinhaltung die beschleunigte Sa-
nierung alter Feuerungsanlagen finanzieren wollen. 
Also wer diese Feuerungsanlagen betreibt, das weiß 
man; da kennt man den Verursacher. Da sind wir 
für die konsequente Anwendung des Verursacher-
prinzips, meine Damen und Herren. Sie sagen: Da 
wollen wir, zumindest finanziell, den Verursacher 
teilweise aus der Verantwortung entlassen. Sie lau-
fen damit, meine Damen und Herren von der SPD, 
gerade der in diesem Bereich besonders erfolgrei-
chen Luftreinhaltepolitik der Bundesregierung hin-
terher. Der Herr Farthmann erklärt öffentlich: 
Auch in Nordrhein-Westfalen greift die Großfeue- 
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rungsanlagen-Verordnung, greift die Luftreinhalte-
politik. Er sagt, 15 Milliarden DM werden allein in 
Nordrhein-Westfalen in der Kraftwerkswirtschaft 
an Umweltschutzinvestitionen veranlaßt. Da brau-
chen wir nicht Ihren Antrag. Da haben wir die kon-
kreten Schritte der Bundesregierung, wo diese In-
vestitionen bereits in Gang gesetzt worden sind, be-
reits beschäftigungspolitische Auswirkungen vor-
handen sind. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dr. 
Göhner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Hauff? 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Bitte sehr. 

Hauff (SPD): Herr Kollege, wenn das alles so klar 
ist und Sie im Kraftwerksbereich nur mit dem Ver-
ursacherprinzip arbeiten wollen, wie erklären Sie 
dann dem Plenum Ihre Zustimmung, daß im Falle 
Buschhaus doch das Verursacherprinzip verlassen 
wurde? 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Kollege Hauff, zu-
nächst bitte ich Sie sehr darum, daß Sie mir sowohl 
jetzt bei der Beantwortung der Frage als auch, 
wenn Sie Zwischenfragen stellen, meinen vorheri-
gen Ausführungen zuhören. Ich habe vorhin schon 
gesagt: Das Verursacherprinzip ist das wichtigste 
Prinzip in der Umweltpolitik, wenngleich auch das 
Gemeinlastprinzip in der Umweltpolitik durchaus 
eine Rolle spielen muß. Nur, unser Gegensatz ist 
der: Sie werfen, wie auch der soeben zitierte Absatz 
aus dem Antrag zeigt, das Verursacherprinzip über 
Bord, gerade in der Luftreinhaltepolitik, wo es nach 
unserer Auffassung entscheidend ist. Eine allge-
meine Energiesteuer, wie Sie sie fordern, eine allge-
meine steuerliche Auflage auf den Verbrauch von 
Energie widerspricht deshalb dem Verursacher-
prinzip, weil Sie doch z. B. mit der Kernenergie 
auch jene Energie besteuern, die keine Schadstoff-
emissionen an die Luft abgibt. Dies ist — wie auch 
der Waldpfennig — exakt das Gegenteil vom Verur-
sacherprinzip: Es ist nur Gemeinlastprinzip. Darin 
besteht unser Gegensatz. 

Meine Damen und Herren, wir setzen auf markt-
wirtschaftliche Prinzipien in der Umweltpolitik, 
weil wir glauben, daß mit marktwirtschaftlichen 
Mitteln eben die Umweltschutzinvestitionen veran-
laßt werden können, die zugegebenermaßen über 13 
Jahre lang versäumt worden sind, weil es nicht die 
Vorgaben gab, Herr Hauff, weil es nicht die neue-
ren, die technisch möglichen Grenzwerte gab, die 
wir vorgelegt haben. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage des Abge-
ordneten Burgmann? 

Dr. Göhner (CDU/CSU):. Bitte schön. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Burgmann (GRÜNE): Herr Kollege, ist es nicht so, 
daß gerade die Marktwirtschaft ursächlich für die 
Umweltzerstörung ist, die vorliegt, und wie wollen 

Sie dann mit eben dieser wohl ursächlichen Markt-
wirtschaft die Umweltzerstörung wiederaufheben? 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Nein, Herr Kollege, nicht 
die Marktwirtschaft ist ursächlich dafür, sondern 
die Tatsache, daß 13 Jahre lang versäumt worden 
ist, marktwirtschaftliche Mittel zur Bekämpfung 
von Umweltbelastungen einzusetzen. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist der Punkt, den es hier zu bedenken gilt. 
Denn es ist selbstverständlich marktwirtschaftliche 
Politik, daß der Staat Rahmen setzt; ich denke z. B. 
an den Rahmen der Großfeuerungsanlagen-Verord-
nung. . 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

— Sie können ja nun so lautstark protestieren, wie 
Sie wollen; wir haben das in Gang gesetzt, wir ha-
ben die Grenzwerte verschärft, wir haben Rahmen-
daten gesetzt. Wir schaffen dazu ergänzende Mög-
lichkeiten, z. B. erweiterte Abschreibungsmöglich-
keiten. Wir führen neue Kompensationsmöglichkei-
ten in die TA Luft, demnächst auch im Bundes-
Immissionsschutzgesetz ein. Das sind marktwirt-
schaftliche Schritte, die zu einer effizienten Verbes-
serung der Umwelt führen. 

Meine Damen und Herren, Ihr Antrag müßte ei-
gentlich nicht „Arbeit und Umwelt", sondern „Bü-
rokratie und Umverteilung" heißen. 

(Zurufe von der SPD: Unerhört!) 

Sie schweigen zum Volumen Ihres Antrages. Herr 
Roth hat hier soeben Zahlen aus der Tasche gezo-
gen; 4,50 DM pro Haushalt nach dem Motto: 4,50 
DM bezahlt, Gewissen beruhigt und Wald wahr-
scheinlich gerettet. — Aber ihre Philosophie ist 
doch eine andere. Sie sagen hier nichts zur Höhe 
der Energiesteuer, die Sie wollen. Kein Satz dazu! 
Sie sagen keinen Satz zum Volumen des Sonderver-
mögens, das Sie hier fordern. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Ihre Philosophie lautet: Wir schaffen neue, zusätzli-
che Abgaben und Steuerbelastungen, der Staat ver-
teilt sie um, und zwar durch irgendwelche staatli-
chen Programme. Das ist die Philosophie, Herr 
Roth, die in 13 Jahren Ihrer Regierung nicht zu „Ar-
beit und Umwelt" geführt hat, sondern zu Arbeitslo-
sigkeit und zu einem Zustand der Umwelt, den Sie 
jetzt als Umweltkrise bezeichnen. Es ist wahrlich 
kein Erfolgsrezept, was Sie uns da anbieten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Wirtschaft. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der Antrag, den wir heute behandeln, wirft 
drei grundsätzliche Fragen auf, erstens die Frage 
nach dem Verhältnis von Ökologie und Ökonomie, 
zweitens die Frage: Wie kann Umweltschutz in eine 
vernünftige Arbeitsmarktpolitik eingebracht wer-
den? und drittens die Frage: Wie soll das alles fi-
nanziert werden? 
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Ich glaube zunächst einmal, daß es falsch wäre, 

wenn man eine Harmonie zwischen Ökologie und 
Ökonomie predigen würde. Eine solche von vorn-
herein bestehende Harmonie gibt es nicht, und es 
wäre auch gefährlich, sie zu behaupten, weil dann 
jeder zufrieden ist. Diejenigen, die für Marktwirt-
schaft sind, sagen: Es ist ja alles in Ordnung, und 
diejenigen, die für Umweltschutz eintreten, sagen: 
Wir brauchen uns nicht besonders darum zu bemü-
hen; es wird von selber zustande kommen. — Diese 
Einstellung war übrigens auch nach meiner Mei-
nung eine Ursache dafür, daß wir alle in der Ver-
gangenheit zu wenig auf die Umweltschäden geach-
tet haben und daß dadurch eine Reihe von Umwelt-
gefahren entstanden sind, die erst heute virulent 
werden. Deswegen muß man dieses Verhältnis, 
diese Grundsatzfrage in der Tat etwas differenzier-
ter sehen. Man kann nicht einfach behaupten, daß 
es keinen Zielkonflikt gibt. Aber es kann durchaus 
Methoden geben, mit denen ein solcher Zielkonflikt 
aufgelöst wird. Diese Methoden beschreiben die 
beiden Stichworte Verursachèrprinzip und Gemein-
lastprinzip. Beides sind unterschiedliche Ansätze, 
die man zusammen sehen muß, wenn dieser Ziel-
konflikt aufgelöst werden soll. 

Das Verursacherprinzip ist der Ansatzpunkt für 
eine ökologisch verpflichtete Marktwirtschaft. 
Denn über das Verursacherprinzip werden Kosten, 
die für den Umweltschutz aufzubringen sind, in das 
System der Marktwirtschaft über den Preis einge-
bracht, so daß jeder, der mit einer solchen Umwelt-
belastung produzieren will, den Verbraucher über 
den Preis seines Produktes an der Beseitigung oder 
Verhinderung solcher Umweltschäden beteiligt. 
Deswegen ist das Verursacherprinzip die Grund-
lage einer ökologisch verpflichteten Marktwirt-
schaft. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das Gemeinlastprinzip kann man dabei nicht 
ganz ausschließen. Das hat auch niemand behaup-
tet. Nur muß das Gemeinlastprinzip die Ausnahme 
bleiben. Was wir Ihrem Programm gegenüber ein-
wenden, ist, daß Sie dort dieses Verhältnis umdre-
hen. Statt das Verursacherprinzip als Grundlage Ih-
rer Bemühungen, auch Ihrer Finanzierungsbemü-
hungen, zu nehmen, gehen Sie auf das Gemeinlast-
prinzip und machen es zur tragenden Säule Ihres 
ganzen Konzeptes. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das ist falsch!) 

Deswegen ist es fast schon etwas abenteuerlich, 
wenn man vom Sprecher der Fraktion der GRÜ-
NEN hört, wie er Ihnen marktwirtschaftliche Ab-
irrungen vorhält. Das ist schon ein bißchen witzig. 

(Beifall bei der FDP) 

Das zweite Problem, das wir hier grundsätzlich 
betrachten müssen, ist die Frage: Wieweit kann 
man Umweltschutzinvestitionen als Möglichkeit 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen ansehen? Wenn 
man es richtig macht, kann es hier keinen Dissens 
geben. Jeder vernünftig angelegte Umweltschutz, 
jede Investition, die in einem marktwirtschaftlichen 
System bleibt und nach den Regeln des marktwirt-
schaftlichen Systems zur Erhöhung der Kosten  

führt, die durch den Verbraucherpreis gedeckt wer-
den, ist natürlich arbeitsplatzschaffend. Denn jede 
Investition — das versuchen wir Ihnen seit Mona-
ten vergeblich klarzumachen — schafft Arbeitsplät-
ze. Nun anerkennen Sie zum erstenmal — auf ei-
nem Spezialgebiet, dem Umweltschutz — dieses 
Prinzip. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das ist lächerlich!) 

— Das ist nicht lächerlich, Herr Kollege Hauff, son-
dern das ist die Anerkennung dessen, was wir nicht 
nur im Umweltschutz sagen, sondern ganz generell 
in der Wirtschaftspolitik: Nur über Investitionen 
schaffen Sie Arbeitsplätze. Genau das behaupten 
Sie hier auch. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU — Dr. Hauff [SPD]: Wer hat das 

jemals bestritten?) 

— Wer das jemals bestritten hat? Jetzt muß ich 
Ihnen aber sagen: Ich stehe hier noch nicht sehr 
lange; die Kollegen dort stehen schon etwas länger 
an diesem Pult; aber seitdem ich hier stehe, bestrei-
ten Sie regelmäßig, 

(Dr. Hauff [SPD]: Das ist unglaublich!) 

daß das, was die Bundesregierung in ihrer Wirt-
schafts-, Haushalts- und Finanzpolitik vorschlägt, 
nämlich eine Stärkung der privaten Investitionstä-
tigkeit, Erfolge auf dem Arbeitsmarkt erzielen kön-
ne. Das bestreiten Sie, seitdem ich hier stehe. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: Hauffs Mär

-

chen!) 

Nun muß man aus beschäftigungspolitischer 
Sicht an Ihren Vorschlägen insbesondere folgendes 
kritisieren. Sie wollen einen Steuerzuschlag. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Höhe unbe

-

kannt!) 

— Nein, die Höhe ist insofern bekannt, als die ein-
zelnen Produkte, die belastet werden sollen, ge-
nannt werden. Die Gesamthöhe ist nicht bekannt. 
Man kann sie höchstens aus der Gesamthöhe von 
1 % Bruttosozialprodukt rückrechnen, die hier ein-
gesetzt werden kann. Aber da man das Bruttosozi-
alprodukt nicht in jedem Jahr kennt, ist das wirk-
lich das, was die „Süddeutsche" eine „Finanzie-
rungsmethode von hinten durch die kalte Küche in 
die Brust" genannt hat. Das habe nicht ich gesagt, 
sondern das ist die Kritik in der „Süddeutschen Zei-
tung". 

Die Höhe ist durchaus im einzelnen beschrieben. 
Es wäre sehr wünschenswert gewesen, Herr Roth, 
wenn Sie das hier einmal vorgelesen hätten. Wenn 
die Bundesregierung eine solche Finanzierungsart 
vorgeschlagen hätte — eine Erhöhung beim Strom-
verbrauch um 0,5 Pf je Kilowattstunde, beim Ben-
zin- und Dieselkraftstoffverbrauch um 2 Pf je Liter, 
beim leichten Heizöl um 2 Pf je Liter, beim schwe-
ren Heizöl um 2 Pf je Liter und beim Erdgas um 
2 Pf je Kubikmeter —, dann hieße es: Das ist eine 
Umverteilung von unten nach oben. Denn wenn 
man Ihre Vorschläge unter verteilungspolitischen 
Gesichtspunkten sieht, stellt man fest, daß Sie den 
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Verbraucher belasten, den kleinen Mann, und die 
sogenannte Gemeinlast zu einem umverteilungspo-
litischen Skandal wird. Das ist es, was Ihre Finan-
zierung bewirken wird! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU/

-

CSU) 

Sie erreichen damit auch keine — — 

(Zurufe von der SPD) 

— Nein, daran kann wohl kein Zweifel bestehen, 
daß diese Finanzierungsart, weil sie eine Art Erhö-
hung von indirekten Steuern ist, ohne Rücksicht 
auf Einkommenshöhen den kleinen Verbraucher 
prozentual stärker belasten wird als denjenigen, 
der ein höheres Einkommen hat. Das kann man 
doch gar nicht bestreiten. Wenn Sie das auch noch 
bestreiten wollen, dann ist ja nun eine rationale 
Debatte überhaupt nicht mehr möglich. 

(Beifall bei der FDP) 

Weil das so ist, ist das gar kein Gemeinlastprinzip, 
sondern Sie verletzen fundamentale Grundsätze 
der Verteilungspolitik, sozialpolitische Grundsätze, 
die zu beachten sind, und Sie verlassen das Verur-
sacherprinzip. Das Verursacherprinzip ist eine kla-
re, zu rechtfertigende Verteilung der Kosten, die 
durch Umweltverschmutzung entstehen. Das ist 
vollkommen klar. Wer die Umwelt verschmutzt, der 
muß diese Verschmutzung auf seine Kosten beseiti-
gen. Übrigens haben wir das schon in den Freibur-
ger Thesen gesagt. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich bitte Sie, Herr Präsident, mir zu gestatten, daß 
ich aus diesem geschichtlichen Dokument zitiere, 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist doch überholt! 
Das „Ahlener Programm der FDP"!) 

das immer noch gilt, Herr Vogel. Es heißt dort in 
der These 4: 

Die Kosten der Umweltbelastung werden 
grundsätzlich nach dem Verursacherprinzip 
aufgebracht. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf von der SPD: 
Grundsätzlich!) 

— Grundsätzlich! Sie hören ja nicht einmal zu. Ich 
habe vorhin schon gesagt, daß das Gemeinlastprin-
zip als Ausnahme gilt. Das steht auch noch darin; 
ich will das nur nicht lange vorlesen. Deswegen 
müssen wir gegenüber Ihrem Vorschlag einwenden, 
daß Sie in Wahrheit 

(Abg. Hoffmann [Saarbrücken] [SPD] mel

-

det sich zu einer Zwischenfrage) 

— ich habe nur sehr wenig Zeit; wenn Sie gestatten, 
möchte ich das gerne zu Ende bringen — mit einer 
Finanzierungsart, die dem nicht entspricht, was Sie 
erreichen wollen, diese umweltpolitischen Ziele 
auch nicht erreichen werden. 

Es kann ja nur eines richtig sein. Wenn das, was 
der Kollege Roth hier sagte, richtig ist, dann han-
delt es sich im Grunde genommen um eine Auf stok-
kung der Mittel aus ERP-Krediten und aus dem 
Sonderprogramm der Kreditanstalt für Wiederauf-

bau. Diese Mittel werden allerdings bei Ihnen durch 
eine Sondersteuer aufgebracht. Das ist der Kern 
Ihres Vorschlages. Dann wäre es aber relativ ein-
fach, zu sagen: Wir machen das, was die Regierung 
auch heute schon macht, nämlich zu den marktübli-
chen Bedingungen. Die Kreditanstalt für Wieder-
aufbau holt sich ihre 3,5 Milliarden DM für das Son-
derprogramm und die anderen Mittel, die 500 Mil-
lionen DM, die wir pro Jahr im ERP-Programm für 
Umweltschutzmaßnahmen haben, aus dem Kredit-
markt im Rahmen der dort geltenden normalen Be-
dingungen. Deswegen ist das auch nicht ein negati-
ver Beitrag zum Arbeitsmarkt. 

Wenn Sie demgegenüber 17 Milliarden DM oder 
noch mehr — das ist ja nach oben offen und ohne 
Ende — dem Kreditmarkt auf diese Weise abzie-
hen, dann schaffen Sie nicht neue Arbeitsplätze, 
sondern dann gefährden Sie exakt das, was wir 
heute erreicht haben, daß sich nämlich bei niedri-
gem Zinsniveau auf dem Kapitalmarkt der Private 
für seine Investitionen Mittel besorgen kann und 
damit Arbeitsplätze schaffen kann. 

Die Umweltschutzinvestitionen haben wir in 
Höhe von 3,5 Milliarden DM in einem Sonderpro-
gramm der Kreditanstalt für Wiederaufbau. Wir ha-
ben 500 Millionen DM in den normalen ERP-Pro-
grammen. Wir haben die Mittel für die Umwelt im 
Bundeshaushalt um 25% aufgestockt. Das heißt, wir 
können Jahr für Jahr 1,5 Milliarden DM ausgeben 
— unter Abzug der Mittel der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau —, die im Sinne von Gemeinlast einge-
setzt werden. Das ist ein vernünftiges Verhältnis 
zwischen Verursacherprinzip und Gemeinlastprin-
zip. Alles andere, was Sie hier machen, ist nach mei-
ner Meinung nicht nur arbeitsmarktpolitisch schäd-
lich und finanzpolitisch überhaupt nicht zu recht-
fertigen, sondern es bringt auch umweltpolitisch 
nichts; denn, meine Damen und Herren, wenn sie 
das Verursacherprinzip so fundamental verlassen, 
verlassen Sie natürlich auch die Bereitschaft der 
Bürger, der Öffentlichkeit und der Wirtschaft, mehr 
für Umweltschutz zu tun. 

Wir dürfen die Last für die Durchsetzung von 
Umweltschutz nicht abwälzen, sondern wir müssen 
sie dort lassen, wo sie in der Tat bleiben muß, damit 
die Verantwortung und damit auch die Bereitschaft 
wachsen, für Umweltschutz etwas zu tun. 

(Beifall bei der FDP) 

Deswegen war es letztlich so gefährlich, Herr Roth, 
daß Ihre Partei in Nordrhein-Westfalen den Vor-
schlag gemacht hat, die Filter bei Kohlekraftwer-
ken mit öffentlichen Mitteln zu finanzieren. Das ist 
gefährlich für den Umweltschutz, weil man dann 
glaubt, auf leichte Art diese Belastung wegdrücken 
zu können. Das ist gefährlich für die Verwendung 
der Kohle, weil nämlich bei denjenigen Ländern, 
die schon heute über den Kohlepfennig nicht unbe-
dingt nur Freude empfinden, noch stärker deutlich 
wurde, daß das keine Gemeinschaftsaufgabe ist. 
Diese Länder gibt es ja. Sie haben von Nordrhein-
Westfalen her dazu beigetragen, daß die Verwen-
dung von Kohle noch stärker in die Diskussion ge- 
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raten ist, als sie es schon war. Deswegen ist das 
auch ein falscher energiepolitischer Ansatz. 

(Beifall bei der FDP) 

Letztlich, meine Damen und Herren, weise ich 
auf eine Lektüre hin, die sich lohnt. Ich würde auch 
der Opposition empfehlen, sich einmal das Gutach-
ten des Sachverständigenrates vorzunehmen. Dort 
stehen gerade auch zu dem Verhältnis von Ökologie 
und Ökonomie und auch zu der Frage, wann eine 
Investition im Umweltschutz arbeitsplatzfördernd 
oder -erhaltend oder sogar -schaffend sein kann, 
bedenkenswerte Ausführungen. Ich möchte das 
gerne zitieren. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Ohne Genehmi

-

gung des Präsidenten!) 

— Nein, ich mache eine Pause, hole Luft und nehme 
an: Wenn der Präsident das nicht genehmigen wür-
de, würde er mich jetzt unterbrechen. 

Vizepräsident Stücklen: Ich habe dazu heute schon 
längere Ausführungen gemacht, Herr Bundesmini-
ster. Sie brauchen das Zitat nur anzukündigen und 
erkennbar mit dem Zitat wieder zu enden. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ich danke Ihnen, Herr Präsident. 

Zitatbeginn: 

Die Maßnahmen des Umweltschutzes verteu-
ern, unveränderte Preise für Arbeit und alle 
anderen Produktionsfaktoren unterstellt, die 
Produktion in den unmittelbar und mittelbar 
betroffenen Bereichen. In den meisten empiri-
schen Studien wird dieser Kosteneffekt ohne 
weiteres in einen Nachfrageeffekt umgedeutet. 
Danach führen die durch den Umweltschutz 
entstehenden Investitionsausgaben und sonsti-
gen Aufwendungen, soweit sie Arbeitsleistun-
gen abgelten, zu einer nachfragebedingten zu-
sätzlichen Beschäftigung. 

Bis dahin entspricht das Ihren Auffassungen. 

(Roth [SPD]: Sie haben es nicht verstan

-

den!) 

Jetzt kommt der Satz: 

Diese Sicht stellt in ihrer Einseitigkeit die 
Dinge offenbar auf den Kopf. Denn ihr zufolge 
wären die Beschäftigungswirkungen des Um-
weltschutzes um so höher, je teurer und damit 
auch je ineffizienter er wäre. 

(Roth [SPD]: Sie haben es nicht verstan

-

den!) 

Eine Beschreibung Ihres Programmes und die end-
gültige Kritik, die ihnen übrigens von den GRÜ-
NEN völlig zu Recht vorgehalten worden ist — völ-
lig zu recht! Nicht nur die Einteilung in rechts und 
links, in Marktwirtschaft und Nichtmarktwirtschaft 
haben Sie durch Ihren Antrag durcheinanderge-
bracht; Sie bringen mit Ihrem Antrag auch noch 
mehr durcheinander. Aber daß sich der Sprecher 
der GRÜNEN hier hinstellen und Ihnen sagen muß: 
dies entspricht überhaupt nicht mehr marktwirt-
schaftlichen — nicht mal volkswirtschaftlichen — 

Prinzipien, das ist, finde ich, schon ein starkes 
Stück — nicht für uns. 

Deswegen, Herr Präsident, darf ich — mit Ihrer 
Genehmigung — 

(Heiterkeit) 

den Kurs der Bundesregierung noch einmal deut-
lich machen, indem ich den Sachverständigenrat er-
neut zitiere: 

Eine kurstreue marktwirtschaftliche Umwelt-
schutzpolitik, dem Bürger durchschaubar und 
damit einsichtig gemacht, trägt nicht nur zur 
allseits gewünschten Verbesserung der Um-
weltqualität bei, sondern im Nebenergebnis 
auch zur Minderung unserer Beschäftigungs-
probleme, und zwar mehr, als steuerfinanzierte 
oder kreditfinanzierte Beschäftigungspro-
gramme für den Umweltschutz es vermöchten. 

Meine Damen und Herren, dem ist nichts hinzuzu-
fügen. Das ist ein vernichtendes Urteil über das, 
was Sie hier vorgelegt haben. 

(Roth [SPD]: Sie haben es nicht kapiert!) 

Es entspricht unserem Urteil. 

(Roth [SPD]: Sie kennen ja nicht mal das 
Programm!) 

Es entspricht offenbar auch dem Urteil einer der 
Oppositionsfraktionen, so daß Sie damit rechnen 
können, Herr Roth, daß dieses Programm nicht nur 
durch eine Mehrheit, deren Sachkenntnis Sie im-
mer wieder bestreiten, abgelehnt wird; Sie müssen 
sogar damit rechnen, daß es abgelehnt wird mit tie-
fen, guten Gründen. 

(Zuruf der Abg. Frau Nickels [GRÜNE]) 

Das sollte Sie ein bißchen nachdenklich machen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Bangema

-

chen gilt nicht!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Hauff. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist ganz gut, am Ende einer Debatte 
festzustellen, worüber man einig ist und worüber 
nicht. Worüber wir uns einig sind, ist ohne Zweifel, 
daß das Verursacherprinzip das Kernstück des Um-
weltschutzes ist und bleibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Und wir haben auch quantifiziert, daß die ungefähr 
2 % des Bruttosozialprodukts, die wir zur Zeit im 
Umweltbereich haben — 1,5 bis 2% —, unseres Er-
achtens bei Anwendung des Verursacherprinzips 
noch einmal erheblich gesteigert werden müßten, 
mindestens um 1 %. Das ist unser Vorschlag. 

Wir sagen zweitens aber, daß darüber hinaus in 
dem Bereich, in dem das Verursacherprinzip nicht 
angewandt werden kann, mindestens 1% des Brut-
tosozialprodukts aufgebracht werden muß, um die 
enormen Lasten, die da sind, tatsächlich abzu-
bauen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Jetzt stellt sich die Frage — auf die beiden Fra-

gen, die ich zu Beginn der Debatte gestellt habe, 
habe ich keinerlei Antwort bekommen —, wenn Sie 
bereit sind, zuzugeben, daß das ungefähr die Grö-
ßenordnung sein muß, und wenn es ernst gemeint 
ist, daß man da etwas tun will: Was machen Sie 
wirklich in dieser Größenordnung, um das Gemein-
lastprinzip dort anzuwenden — jetzt nehmen Sie es 
doch endlich einmal zur Kenntnis —, wo das Verur-
sacherprinzip nicht angewandt werden kann? Dar-
auf muß man doch eine Antwort haben. Und die ist 
bis jetzt nicht da. 

(Beifall bei der SPD) 

Die zweite Frage, auf die Sie keinerlei Antwort 
gegeben haben, ist die: Was machen Sie, um demje-
nigen einen ökonomischen Anreiz zu geben, der die 
Grenzwerte unterbietet, die wir im Hinblick auf das 
Verursacherprinzip festschreiben? Das ist doch der 
zweite Gedanke. Was machen Sie denn dort? 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie so weitermachen, werden Sie eine Dis-
kussion mit dem BDI dahin gehend kriegen, daß 
der Ihnen permanent sagt: Das, was Sie im Umwelt-
bereich machen, ist falsch — wenn Sie nicht die 
technologische Innovation wirklich organisieren 
und unterstützen, und zwar nicht punktuell, son-
dern strukturell, im Rahmen eines marktwirt-
schaftlichen Anreizsystems für denjenigen, der die 
Grenzwerte unterbietet. Hierzu gibt es keinerlei 
Antwort, weder von der Regierung noch von den 
Koalitionsfraktionen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist doch nicht 
richtig! Wurde doch gesagt: Novellierung 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes!) 

Zwei Schlußbemerkungen dazu. Herr Kollege 
Bangemann, wenn wir jetzt vorschlagen, Umwelt-
schutzinvestitionen über die Kreditanstalt für Wie-
deraufbau zu finanzieren, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das machen wir 
doch!) 

und Sie sagen, das würde, wenn man es in dem 
Umfang machte, die Marktwirtschaft in Frage stel-
len, frage ich Sie: Warum gebrauchen Sie dieses 
Argument eigentlich nicht bei den Zinsverbilligun-
gen im mittelständischen Bereich? Das ist doch ge-
nau das gleiche. Was soll denn diese Ordnungspoli-
tik? 

(Beifall bei der SPD) 

Was die Frage der Umfinanzierung angeht, wa-
ren wir Sozialdemokraten der Meinung, daß das 
im Kraftfahrzeugbereich durch Ordnungspolitik 
durchgesetzt werden muß. Die gigantischste Um-
verteilung mit einem riesigen staatlichen Bürokra-
tieapparat, die es im Umweltbereich überhaupt ge-
geben hat, ist die von dieser Koalition vorgeschla-
gene im Autobereich — und das, was Sie dazu im 
Steuerbereich vorschlagen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Wirtschaft. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Also, verehrter Kollege Hauff, die beiden Fragen, 
die Sie gestellt haben, haben wir doch beantwortet. 

(Dr. Hauff [SPD]: Nein!) 

— Aber selbstverständlich. 

(Dr. Hauff [SPD]: Reden Sie doch von 
sich!) 

Ich habe Ihnen hier gesagt: Wenn Ihr Programm 
lediglich eine Aufstockung dessen ist, was wir in 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau bereits machen, 
müssen Sie die Frage beantworten, wie Sie das 
finanzieren wollen. Die haben Sie beantwortet. Und 
dazu haben wir Ihnen gesagt: Diese Finanzierungs-
art halten wir nicht für richtig. 

(Dr. Hauff [SPD]: Was halten Sie denn für 
richtig?) 

Wir halten sie für steuerpolitisch, energiepolitisch, 
arbeitsmarktpolitisch und verteilungspolitisch für 
falsch. Die Antwort haben wir Ihnen bereits gege-
ben. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Hauff [SPD]: 
Aber Ihre Antwort?) 

Zweitens. Meine Antwort haben Sie zum Schluß 
noch einmal angeführt. Und da werden Sie wider-
sprüchlich; denn wir haben bei der Bewältigung des 
Problems des abgasarmen Autos eine marktwirt-
schaftliche Methode angewandt. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Und bezüglich unseres Anreizsystems muß ich Ih-
nen sagen: Sie verstehen unter Ordnungspolitik Ge-
bote und Verbote. 

(Dr. Hauff [SPD]: Nein!) 

Was Sie Ordnungspolitik nennen, das ist Dirigis-
mus. Sie wollen einen obligatorischen Grenzwert 
einführen und glauben, das sei Marktwirtschaft. In 
Wahrheit ist das System, das wir angewandt haben, 
ein marktwirtschaftliches Anreizsystem, das dazu 
führen wird, daß wir in sehr kurzer Zeit, in viel kür-
zerer Zeit als Sie annehmen, schadstoffarme Autos 
haben werden, übrigens mit einer arbeitsmarktpoli-
tisch günstigen Auswirkung; denn das, was dort an 
neuen Arbeitsplätzen geschaffen wird, wird in der 
Tat dann auch vom Verursacher getragen. 

Deswegen ist unsere Antwort: Unsere Umweltpo-
litik fügt sich nahtlos in die Wirtschafts-, Haushalts-
und Finanzpolitik ein. Wir verlassen dieses in sich 
logische Gebäude nicht, um irgendeine Idee, die Sie 
da ausgebrütet haben, umzusetzen. Das, was Sie 
wollen, ist in sich so widersprüchlich, daß Sie die 
unterschiedlichsten Begründungen heranziehen 
müssen und überhaupt nicht in der Lage sind, je-
mandem zu erklären, wie Sie das überhaupt ma-
chen wollen. Das ist aber Ihr Problem. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Hoffmann  [Saarbrücken] [SPD]: Sie sind 

die personifizierte Null-Option!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Roth. — Herr Abgeordneter, ich würde 
bitten, daß Sie sich auf fünf Minuten beschränken. 
— Sieben Minuten? — Gut. 
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Roth (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Bangemann, in Ihren zweimaligen In-
terventionen haben Sie kein Wort über die Frage 
verloren, wie Sie die alte Last auf der Umwelt besei-
tigen wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will Ihnen das jetzt ganz einfach machen. Ich 
bin Wahlkreisabgeordneter in Pforzheim. Das ist 
eine Stadt mit Edelmetallindustrie. Naturgemäß hat 
man jahrzehntelang wenig Rücksicht auf die Flüsse 
genommen. Man hat viel Schwermetalle eingeleitet. 
Das kann man doch nicht in den Flüssen lassen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Und wo sind denn die Verursacher, die ich heute 
noch belasten könnte? Wo wären sie denn? 

(Zuruf von der SPD: Herr Bangemann 
sucht die alle!) 

Es gibt im Ruhrgebiet — aber nicht nur dort, wir 
haben vielerorts, beispielsweise auch in Hamburg, 
solche Situationen gehabt — viele Deponien mit 
vergifteten Böden, die allmählich die Grundwässer 
belasten, ja sogar unmittelbar die Gesundheit ge-
fährden. Das ist doch die Situation. Wo sind denn da 
die Verursacher, die Sie nachträglich identifizieren 
können? 

(Beifall bei der SPD) 

Sagen Sie nun nicht, die Gemeinden könnten es 
aus Ihren Mitteln finanzieren, die sollten ihre ge-
meindlichen Geldquellen eben für diese Sache um-
widmen. Wir wissen es vom Deutschen Städtetag, 
und Sie wissen es vom Städte- und Gemeindebund, 
Sie wissen es vom Landkreistag, daß hier keine 
Spielräume für diese gewaltige Aufgabe sind. Hier 
exakt liegt der Kernpunkt unseres Programms: die 
alte Last, das, was 150 Jahre Industriegeschichte 
hinterlassen hat, aus unserer Umwelt zu beseitigen. 
Wir haben dafür ein Jahrzehnt Chancen, Arbeits-
plätze zu beschaffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Da hilft es überhaupt nichts, wenn Sie marktwirt-
schaftliche Sprüche machen. 

Noch zwei Bemerkungen. Sie haben auf den 
Sachverständigenrat Bezug genommen, dem ich ge-
wünscht hätte, er hätte sich genügend Zeit genom-
men, um unser Programm sorgfältig zu lesen. 

(Zurufe von der FDP und der CDU/CSU) 

Sie haben mit Bezug darauf gesagt, das hätte kei

-

nen expansiven Effekt; denn durch die Abgabe 
würde praktisch das genommen, was anschließend 
zugegeben wird. Sie haben leider nicht erkannt, daß 
wir eine kombinierte Finanzierung zwischen Kre

-

ditmarkt auf der einen Seite und Abgaben auf der 
anderen Seite haben. Das heißt, der expansive Ef

-
fekt kommt durch die Kreditmarktbeanspruchung. 
Da muß ich nun eine Frage stellen, wenn Sie sagen, 
das gebe der Kreditmarkt nicht her. In einer Situa

-

tion, in der über 20 Milliarden DM in einem Jahr 
allein in Dollaranlagen gehen, soll der Kapital

-

markt in der Bundesrepublik Deutschland nicht er

-

giebig sein, um ein Umweltinvestitionsprogramm 
zu finanzieren? 

(Beifall bei der SPD) 

Letzte Bemerkung, Herr Bangemann. Wir waren 
ja fast gerührt, als Sie die Verteilungsfrage ent-
deckten. Ein Mann, der im letzten Jahr nie prote-
stiert hat, als für allgemeine Budgetfinanzierung 
die Mehrwertsteuer erhöht wurde — das wurde 
nämlich letztes Jahr gemacht —, der soll uns heute 
in der Debatte, in der es um konkrete Investitionen 
für den kleinen Mann, um Umweltschutzinvestitio-
nen zur Verbesserung seiner Lebenslage geht, nicht 
mit der Verteilungspolitik kommen. Er ist völlig un-
glaubwürdig. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Burg-
mann, bitte sehr, für zwei Minuten. — Jetzt fängt er 
hier oben an, um Minuten zu handeln. Meine Da-
men und Herren. Die vorweihnachtliche Zeit, 
glaube ich, sollte eine gewisse Großzügigkeit auch 
in der Zuteilung der Redezeit ermöglichen. Also bit-
te, fünf Minuten, Herr Abgeordneter. 

Burgmann (GRÜNE): Meine Damen und Herren, 
ich darf mich zunächst einmal für das Lob von 
Herrn Wirtschaftsminister Bangemann bedanken, 
das wir sonst sehr selten bekommen. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich möchte aber deutlich machen, daß es doch an 
einem falschen Punkt gekommen ist. 

Der Streit um das Verursacherprinzip und in die-
sem Zusammenhang auch um die Frage, welche In-
strumente man einsetzt, um Umweltschutz durch-
zusetzen, ist sicher interessant. Für mich ist es aber, 
wenn wir die Umwelt wirklich verbessern können, 
eigentlich zweitrangig, ob wir das über das Gemein-
lastprinzip oder über das Verursacherprinzip ma-
chen sollten. 

Unsere entscheidende Kritik an diesem Vor-
schlag der SPD ist eine andere. Das möchte ich 
gleich an dem ersten Satz deutlich machen, mit 
dem dieser Antrag einsteigt: „Die Umwelt befindet 
sich in einer Krise." Genau hier ist nämlich der fal-
sche Ansatz. In Wirklichkeit handelt es sich nicht 
um die Krise unserer Umwelt, sondern um die 
Krise unseres Industriesystems. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Genau daher rühren auch die falschen Rezepte, die 
vorgeschlagen werden, sofern — das ist aus dem 
Beitrag des Kollegen Roth sehr deutlich geworden 
— hier ein neuer Wachstumsschub gefordert wird, 
der durch die Umweltpolitik ausgelöst werden soll. 
Hier verfällt die Politik in die alten Fehler, zu glau-
ben, wir könnten mit Wachstum die Probleme lösen. 
Genau da liegt der Hase im Pfeffer. Gerade die 
Wachstumswirtschaft und die Zwänge zum Wachs-
tum, die in unserer Wirtschaft sind, haben j a diese 
Umweltprobleme ausgelöst. Es ist absehbar, daß 
Sie, wenn Sie mit dieser neuen Umweltindustrie, 
die Sie ins Leben rufen, einen neuen Wachstums-
schub auslösen, die Probleme vertiefen werden und 
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Burgmann 
daß Sie weiter dazu kommen werden, daß wir durch 
zusätzlichen Rohstoffverbrauch und zusätzlichen 
Energieverbrauch in kürzester Zeit neue Probleme 
haben werden. Sie werden eines Tages fragen müs-
sen: Müssen wir u. U. Kohlekraftwerke bauen, da-
mit wir Absatz für unsere Entschwefelungsanlagen 
haben? Denn es ist absehbar, daß sonst auch dort 
der Markt erschöpft ist. 

Um was wir nicht herumkommen — und darüber 
müßten wir uns eigentlich unterhalten, wenn wir 
über den Zusammenhang von Arbeit und Umwelt 
reden —, ist die Möglichkeit, unsere Wirtschaft um-
zustrukturieren und zu entgiften. Wenn wir uns 
beispielsweise über Formaldehyd unterhalten und 
uns überlegen, Formaldehyd zu verbieten, dann 
wird das eben bedeuten, daß große Teile der Che-
mieindustrie umstrukturiert werden müssen. Und 
dann müssen wir uns hier darüber unterhalten, wie 
die Arbeitsplätze anders gesichert werden können. 
Wenn wir uns auf der anderen Seite mit biologi-
schem Landbau beschäftigen, kommt es zu der 
Konsequenz, daß ein Großteil der Chemieindustrie 
einfach überflüssig sein wird und daß dafür sinn-
volle Arbeitsplätze geschaffen werden müssen oder 
kürzer gearbeitet werden muß. Auch das ist ein 
Grund, weshalb wir uns für die Verkürzung der Ar-
beitszeit eingesetzt haben. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Burg

-

mann, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Burgmann (GRÜNE): Ja, bitte. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte, Herr Abgeordneter 
Hoffmann. 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD): Könnten Sie mir 
denn dann mal erklären, aus welchem Grund Sie im 
Haushaltsausschuß den Antrag gestellt haben, 
mehrere Milliarden für die chemische Umstruktu-
rierung aus dem Staatssäckel zu finanzieren? 

Burgmann (GRÜNE): Herr Kollege, ich habe Ih-
nen das schon neulich in der Debatte erklärt. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Nicht „er

-

klärt", sondern immer nur ausgewichen!) 
Ich habe Ihnen neulich in der Debatte erklärt, daß 
es uns darum geht, daß in den Bereichen, in denen 
ganz offensichtlich im Augenblick von seiten der 
Industrie nichts gemacht wird und auch nicht die 
Instrumente, um etwas zu schaffen, da sind, Selbst-
hilfegruppen, die in der Tendenz in den Rüstungs-
betrieben da sind, die sich mit Konversion befassen, 
Selbsthilfegruppen zur Umstrukturierung sozusa-
gen, von der Gemeinschaft unterstützt werden und 
daß Programme aus den Betrieben heraus, aus der 
Kenntnis in den Betrieben heraus zur Umstruktu-
rierung dieser Wirtschaft entwickelt werden kön-
nen. 

Diese Umstrukturierung muß nach unserer Mei-
nung mit konkreten Maßnahmen von seiten des 
Staates unterstützt werden. Dafür haben wir Inve-
stitionen vorgeschlagen, gezielte Investitionen, 
nicht ein Programm, aus dem alles, was zum Um-
weltschutz gehört, unterstützt werden kann, son-

dern ein konkretes Programm, das bei einer dezen-
tralen Energieversorgung ansetzt und das sich über 
einen biologischen Landbau, ein gezieltes Entgif-
tungsprogramm der Chemieindustrie fortsetzt und 
das gezielt vom Staat und nicht von Banken einge-
setzt wird, was Sie mit der Konsequenz vorschla-
gen, daß letzten Endes nach dem Gewinnmaximie-
rungsprinzip die Investitionen im Umweltschutz 
verteilt werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Haussmann. 

Dr. Haussmann (FDP): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Ich stelle fest: Die So-
zialdemokraten sind mit ihrem Vorschlag in eine 
sehr defensive Position hier im Deutschen Bundes-
tag gekommen, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Lachen bei der SPD) 

weil ihr Programm tatsächlich nicht erklärt werden 
kann. 

(Dr. Hauff [SPD]: Haussmann gibt Kaba

-

rett!) 

— Also, ich bin nicht am Frankfurter Wahlkampf 
beteiligt. Aber außer Lautstärke, Herr Hauff, habe 
ich hier nicht viel vernommen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Außer einer zusätzlichen Belastung des Verbrau-
chers habe ich hier heute keinen neuen Vorschlag 
bekommen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter 
Haussmann, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Urbaniak? 

Dr. Haussmann (FDP): Nein. Ich will sehr schnell 
zum Ende kommen. 

Die alte Last, Herr Roth, von der soviel gespro-
chen worden ist, wird beseitigt a) durch das Verur-
sacherprinzip bei neuen Lasten und b) durch die 
öffentlichen Investitionen aus normalen Haushalt-
mitteln. 

(Roth [SPD]: Die Gemeinden werden aus

-

geplündert!) 

Wozu haben wir denn das Abwasserabgabenge-
setz? 

Herr Hauff, die Situation der Gemeinden kann 
auch nicht so sein, daß sie beim Umweltschutz nur 
darauf warten, daß der Bund ein neues Programm 
auflegt, 

(Beifall bei der FDP) 

sondern hier muß das nach dem Verursacherprin-
zip zwischen den verschiedenen Ebenen getan wer-
den. 
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Zweiter Punkt. Auch in dieser Debatte ist klarge-

worden, daß die Koalition von CDU/CSU-FDP im 
Bereich des Umweltschutzes ein Konzept hat. 

(Lachen bei der SPD) 

Sie hat drei Stufen. Zunächst einmal versucht sie, 
durch die verschiedensten Maßnahmen dem einzel-
nen zu zeigen, daß er sein persönliches ökologi-
sches Verhalten ändern muß. Ihr Programm führt 
lediglich zu einer Entlastung des Privaten. Es kann 
nicht alles auf den Staat abgeschoben werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Dies betrifft den einzelnen. 

Das zweite ist die Weiterentwicklung der Markt-
wirtschaft zur ökologisch verpflichteten Marktwirt-
schaft. Genauso wie die „soziale Frage" durch die 
Wachstumskräfte der Marktwirtschaft und damit 
die Finanzierung der Sozialpolitik gelöst wurde, 

(Oh-Rufe von der SPD) 

genauso wird das marktwirtschaftliche System in 
der Bundesrepublik zeigen, daß wir mehr als alle 
zentralistischen planwirtschaftlichen Systeme im 
Umweltbereich Fortschritte erreichen 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

durch die überlegene Kraft der Wachstums- und 
Wettbewerbselemente. 

Drittens. Erst dort, wo der einzelne und die Wirt-
schaft von sich aus nicht in der Lage sind, ist der 
Staat gefordert. Dazu gibt es klare Rahmenrichtli-
nien, dazu gibt es Haushaltsmittel. Dazu bedarf 
man keiner Strafsteuer für den einzelnen Verbrau-
cher. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Als letzter Redner hat das 
Wort der Herr Abgeordnete Schreiber. — Bitte 
sehr. 

Schreiber (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Lassen Sie mich zunächst einmal 
mit zwei, drei Bemerkungen auf einiges eingehen, 
was hier von seiten der SPD, insbesondere auch von 
dem Kollegen Roth, gesagt worden ist. Da heißt es: 
Es geht um die Altlasten. Da heißt es: Die Frage 
„Gemeinlastprinzip oder Verursacherprinzip" muß 
gestellt werden. 

(Roth [SPD]: Nichts oder!) 

Ja, meine Damen und Herren von der Opposition, 
dann sehen Sie sich doch einmal Ihren Antrag ganz 
genau an! Dann müssen Sie Ihren Antrag nach mei-
ner Auffassung umformulieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn wenn ich das richtig sehe, so haben Sie hier 
in einer ganzen Reihe von Punkten etwas angespro-
chen, was Sie in der Debatte letztendlich in Frage 
gestellt haben. Versuchen Sie doch einmal, Ihren 
Antrag auf die Realitäten herabzubringen und das 
anzusprechen, was Sie tatsächlich in der Debatte 
angesprochen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU)  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, natürlich 
begrüßen wir alle, daß Umwelt und Umweltschutz 
auch am heutigen Morgen und Mittag zu einem Dis-
kussionsthema geworden sind. Umweltschutz ist 
ganz sicher einer der sensiblen Politikbereiche ge-
worden. Ich meine, man muß im Grunde genommen 
auch dankbar sein, daß dieser Politikbereich sensi-
bilisiert worden ist. Denn letztendlich hat diese 
Sensibilisierung mit dazu beigetragen, daß die Bür-
ger in unserem Lande eine Akzeptanz entwickelt 
haben, eine Akzeptanz für Entscheidungen, die 
auch unbequem sind, Entscheidungen — lassen Sie 
mich das hinzufügen —, die letztlich auch an den 
Geldbeutel gehen. 

Nur, machen wir uns doch überhaupt nichts vor. 
Wenn ich die Diskussion richtig verfolgt habe, die 
von seiten der SPD hier angezettelt worden ist, so 
muß ich doch die Frage stellen: Wo waren Sie denn 
in den letzten 13 Jahren, als Umweltpolitik in die-
sem Deutschen Bundestag gestaltet worden ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da muß man doch die Frage stellen: Wer hatte denn 
mit die Regierungsverantwortung in diesen 13 Jah-
ren? Dann muß man doch die Ausführungen unter-
streichen, die da — im wahrsten Sinne des Wortes 
doppeldeutig, möchte ich einmal sagen — lauten: 
Erst durch die Regierung Kohl ist die Umweltpoli-
tik von Rot auf Grün gestellt worden, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und zwar nicht auf Grün im Sinne der grünen Par-
tei, sondern Grün im Sinne der Vorfahrt für Um-
weltpolitik. 

Wir haben doch in den letzten Monaten eine 
ganze Reihe von Initiativen in diesem Hause ge-
habt, die von seiten der Regierung ausgegangen 
sind; eine Reihe von Initiativen, die beispielsweise 
die Großfeuerungsanlagen betreffen, 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN: 
Buschhaus!) 

eine Reihe von Initiativen, die den Bereich des Ka-
talysatorautos betreffen. All dies sind doch Initiati-
ven, meine Damen und Herren, liebe Freunde, die 
hätten Sie doch in den letzten 13 Jahren ebenfalls 
initiieren können. Wo sind Sie in diesen 13 Jahren 
gewesen? Man hat manchmal den Eindruck, Sie 
sind in diesen 13 Jahren auch umweltpolitisch im 
Abseits gewesen. 

Ich bin der Auffassung, daß das, was die CDU/

-

CSU, die FDP, was die Regierung in den letzten 
Monaten im Bereich des Umweltschutzes auf den 
Weg gebracht hat, eine Möglichkeit beinhaltet, den 
Schutz unserer Umwelt Schritt für Schritt auszu-
bauen, aber auch Schritt für Schritt — darüber sind 
wir uns im Grunde genommen ja einig — Arbeits-
plätze zu schaffen, mehr Arbeitsplätze zu schaffen. 
Da gebe ich im übrigen all den Rednern recht, die 
sagen, daß es letztendlich nicht dazu kommen darf, 
daß der Umweltschutz zum Arbeitsplatzkiller wird, 
sondern daß es darum geht, durch Umweltschutz 
auch Chancen für neue Arbeitsplätze 7u eröffnen. 
Darum geht es uns nämlich. 
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Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Urbaniak? 

Schreiber (CDU/CSU): Ich habe nur wenige Minu-
ten. Ich gehe aber mit dem Kollegen nachher gern 
eine Tasse Kaffee trinken; da können wir das dann 
gemeinsam besprechen. 

(Urbaniak [SPD]: Darauf lege ich keinen 
Wert! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Lassen Sie mich noch einen Aspekt ansprechen, 
der mir aufgefallen ist: Ich komme aus einem Lan-
de, das ein Kohleland ist, ein Land, das Energie 
sozusagen exportiert. Meine Damen und Herren, 
wenn Sie den Versuch unternehmen, durch eine 
Steuer auf die Energie diese Energie teurer zu ma-
chen, so nehmen Sie damit auch — auch wenn Sie 
etwas anderes behaupten — Abschied von der Koh-
levorrangpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hoffmann 
[Saarbrücken] [SPD]: So ein dummes Zeug! 
Das Gegenteil ist wahr! — Weitere Zurufe 

von der SPD) 
Die Tatsache, daß das Preisniveau angehoben wird, 
bedeutet nach meinem Eindruck — ich wiederhole 
es — den Abschied von der Kohlevorrangpolitik. Ich 
würde Sie also bitten: Überlegen Sie sich diese 
Frage noch einmal im Detail. Gehen Sie insbeson-
dere auch Ihren Antrag noch einmal durch und ver-
suchen Sie, mit uns gemeinsam einmal zu überle-
gen, wie man den Umweltschutz marktorientiert 
Schritt für Schritt verbessern und gleichzeitig dafür 
sorgen kann, daß neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren, ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag der Frak-
tion der SPD auf Drucksache 10/1722 zur federfüh-
renden Beratung an den Ausschuß für Wirtschaft 
und zur Mitberatung an den Innenausschuß, den 
Finanzausschuß, den Ausschuß für Arbeit und So-
zialordnung sowie den Haushaltsausschuß zu über-
weisen. Gibt es weitere Wünsche? — Bitte sehr, 
Herr Abgeordneter Roth. 

Roth (SPD): Ich bitte für meine Fraktion auch um 
Überweisung an den Verkehrsausschuß und den 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau. 

Vizepräsident Stücklen: Gibt es hinsichtlich dieser 
zwei zusätzlichen Überweisungswünsche Überein-
stimmung? — Gut, dann brauche ich darüber nicht 
abstimmen zu lassen. Es ist so beschlossen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
treten nun in die Mittagspause ein. Die Sitzung 
wird um 14 Uhr fortgesetzt. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 
(Unterbrechung von 12.58 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Westphal: Ich eröffne die unterbro-
chene Sitzung wieder. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
Fragestunde 
— Drucksache 10/2544 — 

Wir kommen zunächst zu den Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen. Zur Beantwortung 
steht uns der Parlamentarische Staatssekretär 
Herr Rawe zur Verfügung. 

Die erste Frage ist die Frage 39 des Abgeordneten 
Pfeffermann. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. 
Die Frage wird entsprechend der Geschäftsordnung 
behandelt. Dasselbe gilt für die Frage 40 des Abge-
ordneten Pfeffermann. 

Wir kommen zur Frage 41 des Abgeordneten Ei-
gen. — Der Abgeordnete ist ebenfalls nicht im Saal. 
Auch diese Frage wird entsprechend der Geschäfts-
ordnung behandelt. 

Ich rufe die Frage 42 des Abgeordneten Dr. Riedl 
auf: 

Trifft die Meldung der Süddeutschen Zeitung vom 24. Ok-
tober 1984 zu, daß durch die von der Deutschen Bundespost 
vor kurzem zurückgezogene Ausschreibung für das mobile 
„Europa-Netz" (Autotelefon-Netz) der deutschen Wirtschaft 
ein „äußerst interessanter Wachstumsmarkt" verlorengegan-
gen sei und damit zugleich die Gefahr isolierter Insellösun-
gen der verschiedenen Länder in Europa geschaffen werde? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident, 
wenn der Herr Kollege Dr. Riedl einverstanden ist, 
möchte ich gern die Fragen 42 und 43 im Zusam-
menhang beantworten. 

Vizepräsident Westphal: Der Fragesteller ist ein-
verstanden. Dann rufe ich auch die Frage 43 des 
Abgeordneten Dr. Riedl auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die im Zusammenhang 
damit geäußerte Kritik, die zurückgezogene Ausschreibung 
stelle eine „völlige Verkennung der Verbraucherinteressen 
dar, die rasch ein leistungsfähiges, in hohen Stückzahlen und 
dadurch preisgünstig gefertigtes Mobilfunksystem erwar-
ten"? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Riedl, es trifft nicht zu, daß durch die Aufhebung 
der Ausschreibung für das deutsch-französische 
Funktelefonsystem im 900-Megahertz-Band für die 
deutsche Industrie ein interessanter Wachstums-
markt verlorengegangen sei. Der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen hat mit dem 
französischen Postminister beschlossen, auch um 
der Gefahr von Insellösungen entgegenzuwirken, 
auf der Basis einer europäischen Norm ein sehr lei-
stungsfähiges voll digitales zellulares Mobilfunksy-
stem in beiden Ländern einzuführen und mit den 
erforderlichen experimentellen Vorarbeiten hierzu 
sofort zu beginnen. 

Zur Erschließung des zu erwartenden Wachs-
tumsmarkts von Funktelefonen wird in der Bundes-
republik Deutschland aber ab Herbst 1985 das lei-
stungsfähige zellulare C-System eingeführt, damit 
den Kunden sofort ein modernes System zur Verfü-
gung steht. Mit der beschleunigten Einführung des 
C-Systems und des noch wirtschaftlicheren ange- 
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strebten europäischen Digitalsystems Ende dieses 
Jahrzehnts hat die Bundesregierung die besten 
Voraussetzungen für ein baldiges und kräftiges 
Wachstum der Nachfrage nach Funktelefonen euro-
paweit geschaffen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Dr. 
Riedl zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, mich interessiert: Warum ist die Deutsche 
Bundespost von dem, wie Sie es nannten, zellularen 
Funktelefon im 900-Megahertz-Band abgerückt, 
nachdem es doch, soviel ich orientiert bin, weitge-
hend deutsche Unternehmer waren, die dieses Sy-
stem betrieben haben? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Riedl, die Sache verhielt sich so: Am 15. Juli hatten 
der französische und der deutsche Postminister ver-
einbart, ein Funktelefonsystem im 900-Megahertz-
Band einzuführen. Eine daraufhin erfolgte Aus-
schreibung, die von insgesamt fünf Konsortien 
wahrgenommen wurde, hat aber im wesentlichen 
ein Ergebnis gebracht, das nicht alle geforderten 
zeitlichen, kommerziellen und technischen Voraus-
setzungen erfüllte. Deswegen ist zunächst beschlos-
sen worden, keinem dieser Angebote den Zuschlag 
zu erteilen. 

Man hat sich dann darauf geeinigt — das war im 
Oktober; ich kann Ihnen das genaue Datum viel-
leicht nachliefern —, neu auszuschreiben. Damit 
aber keine Verzögerung eintritt, soll sofort mit den 
Experimenten begonnen werden. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dr. Riedl. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, ist meine Befürchtung unbegründet, daß 
durch die jetzige Entscheidung der Deutschen Bun-
despost künftig im digitalen Mobilfunknetz Euro-
pas die deutsche Industrie weniger Anteile haben 
wird als bisher? Oder anders ausgedrückt: Ist nicht 
zu befürchten, daß ausländische Konkurrenten die 
deutschen Wettbewerber aus dem Markt drängen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Dr. Riedl, ich 
glaube das nicht; denn, wie gesagt, die Ausschrei-
bung wird neu erfolgen, und vorher wird mit den 
Experimenten begonnen, an denen natürlich auch 
deutsche Firmen beteiligt sind. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dr. Riedl. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, welchen Nutzen hat der deutsche Autotele-
fonbenutzer von der jetzt zwischen der deutschen 
und französischen Postverwaltung getroffenen Re-
gelung, und können Sie heute schon sagen, welche 
gebührenmäßigen Konsequenzen sich aus dieser 
Entscheidung für die Autotelefonbenutzer in Zu-
kunft ergeben werden? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Was die Einführung 
des 900er-Systems anlangt, kann man nach den  

heutigen Erkenntnissen sagen, daß damit das mo-
dernste System geschaffen wird. Das wird aller Vor-
aussicht nach auch zulassen, Endgeräte mit einem 
wesentlich herabgesetzten Preis zu schaffen. 

Was die Gebühren angeht, so hoffen wir, schon 
früher zu einem besseren Ergebnis zu kommen. Ich 
sagte Ihnen vorhin: Wir wollen ein C-450-System 
Ende des Jahres 1985 einführen. Wir hoffen, durch 
die Einführung dieses Systems die Gebühren schon 
erheblich senken zu können; denn dann können we-
sentlich mehr Teilnehmer an das Funktelefonsy-
stem angebunden werden. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Eine letzte Fra-
ge: Wir werden als Abgeordnete ja immer wieder 
mit Briefen überschwemmt, in denen darüber ge-
klagt wird, daß die Kapazität des Mobilfunknetzes 
ausgeschöpft sei. Kann damit gerechnet werden, 
daß mit dem neuen System eine erhebliche Kapazi-
tätsausweitung einhergeht? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ja, das ist in der Tat 
richtig. Die Ausweitung wird beim C-Netz ganz er-
heblich sein. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 44 des 
Abgeordneten Berschkeit auf: 

Wie viele posteigene Kräfte waren Ende 1982 im Reini-
gungsdienst beschäftigt, und wie hoch war 1982 prozentual 
der Anteil an Eigenreinigung? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, wenn 
der Herr Kollege Berschkeit einverstanden ist, 
würde ich auch diese Frage gern im Zusammen-
hang mit der nächsten Frage beantworten. 

Vizepräsident Westphal: Der Fragesteller ist ein-
verstanden. Dann rufe ich auch die Frage 45 des 
Abgeordneten Berschkeit auf: 

Wie hoch waren die Kosten für Fremdreinigung, und von 
welchem Lohnniveau und welchen Leistungsanforderungen 
wird für die Reinigungskräfte ausgegangen, wenn angeblich 
die Fremdreinigung erheblich billiger ist? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bersch-
keit, Ende 1982 waren im Reinigungsdienst der 
Deutschen Bundespost rund 14 000 vollbeschäftigte 
und teilzeitbeschäftigte Kräfte. Der Anteil der Ei-
genreinigung betrug 55,2 %. Die Kosten der Fremd-
reinigung machten im Rechnungsjahr 1982 — die 
genauen Zahlen des Jahres 1983 habe ich noch 
nicht vorliegen — 137 Millionen DM aus. 

Der durchschnittliche Bruttostundenlohn ein-
schließlich der Zulagen für Reinigungskräfte betrug 
bei der Deutschen Bundespost 14,97 DM, im Gebäu-
dereinigerhandwerk etwa 9,10 DM. Die Leistungs-
anforderungen liegen bei der Deutschen Bundes-
post bei 90 bis 100 m 2  je Kraft und Stunde. Für das 
Gebäudereinigerhandwerk liegen genaue Erhebun-
gen nicht vor. Nach den bisherigen Erfahrungen 
kann aber davon ausgegangen werden, daß die 
durchschnittlichen Leistungsanforderungen der 
Reinigungsunternehmen in den Betriebs- und Ver-
waltungsräumen der Deutschen Bundespost 150 bis 
160 m 2  je Kraft und Stunde betragen. 
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Parl. Staatssekretär Rawe 
Die Deutsche Bundespost hat Wirtschaftslich-

keitsvergleiche zwischen Eigen- und Fremdreini-
gung bei zahlreichen Objekten unterschiedlicher 
Größe und Nutzungen angestellt. Danach ist die Ei-
genreinigung mehr als doppelt so teuer wie die 
Fremdreinigung. Dieses Ergebnis deckt sich im üb-
rigen auch mit den Feststellungen nicht nur des 
Bundesrechnungshofs, sondern auch mit denen der 
Rechnungshöfe der Länder und anderer Verwaltun-
gen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage. 

Berschkeit (SPD): Besteht die Absicht, weitere 
Reinigungsflächen an Fremdfirmen zu übergeben? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ja, wir wollen in der 
Tat, wie es der Rechnungshof und der Rechnungs-
prüfungsausschuß des Bundestages von der Deut-
schen Bundespost fordern, den Anteil der Fremdrei-
nigung erhöhen. Aber es gibt im Bereich der Deut-
schen Bundespost natürlich eine ganze Reihe von 
Räumen, die zu reinigen sind und für die besondere 
Sicherheitsvorschriften gelten. Sie sollen auch 
künftig von Eigenkräften gereinigt werden. 

Vizepräsident Westphal: Eine zweite Zusatzfrage 
des Abgeordneten Berschkeit. 

Berschkeit (SPD): Entsprechen die tariflichen Lei-
stungen der bei den Privatunternehmen beschäftig-
ten Arbeitnehmer denjenigen der Deutschen Bun-
despost, oder wären mit einem Wechsel des Arbeits-
platzes von der Bundespost zu privaten Reinigungs-
unternehmen Nachteile für die Betroffenen zu er-
warten? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
richtet sich nach den einzelnen abgeschlossenen 
Lohntarifverträgen. Ich habe darüber leider keine 
Übersicht. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Berschkeit. 

Berschkeit (SPD): Welche Mängel bei der Fremd-
reinigung werden von Postbediensteten und Kun-
den verstärkt reklamiert, und wie beurteilt die Bun-
desregierung diese Reklamationen? Und welche 
Gründe sprechen für eine erhebliche Dunkelziffer? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Die Beanstandungen, 
die bei Reinigungsarbeiten immer vorkommen, sind 
bei Fremdreinigung und bei Eigenreinigung nicht 
sehr unterschiedlich. Wenn es bei Fremdreinigung 
solche Beanstandungen gibt, dann wird das, wie es 
im Vertrag vorgesehen ist, zunächst abgemahnt. 
Wenn auch dann keine Abhilfe und keine Nachbes-
serung erfolgt, wird der Vertrag gekündigt und neu 
ausgeschrieben. 

Vizepräsident Westphal: Letzte Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Berschkeit. 

Berschkeit (SPD): Herr Staatssekretär, besteht 
nicht die Gefahr, daß, wenn Fremdfirmen — es gibt 
ja Erfahrungen darüber — den größten Teil der Flä-
chen zum Reinigen in ihren Besitz übernommen  

haben, verstärkt die Qualität dieser Reinigung 
nachläßt? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nein, diese Befürch-
tung hat die Bundesregierung nicht. Unsere Mei-
nung deckt sich auch mit den Feststellungen ande-
rer Verwaltungen und, ich sagte es schon, auch der 
Rechnungshöfe. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Pfeffermann 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie erläutern, ob es sich bei diesem Bereich 
Reinigung durch Fremdfirmen um ein ausschließ-
lich postspezifisches Gebiet handelt oder ob dies ein 
Vorgang ist, der auch von anderen Einrichtungen 
des öffentlichen Dienstes, vielleicht auch von Par-
teien und Gewerkschaften, so gehandhabt wird? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pfeffer-
mann, nach den Informationen, die der Bundesre-
gierung vorliegen, nehmen in der Tat viele öffentli-
che Verwaltungen Fremdreinigungskräfte in An-
spruch. Aber wenn meine Information zutreffend 
ist, dann tut das auch der deutsche Gewerkschafts-
bund bei seinem Geschäftsgebäude in Düsseldorf. 
Vielleicht ist es für die Kollegen von der SPD ganz 
interessant: Auch die Verwaltung der SPD-Zentrale 
in Bonn nimmt, wenn ich es richtig sehe, Fremdrei-
nigungskräfte in Anspruch. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, Sie sprachen 
in Ihrer ersten Antwort von insgesamt 14 000 bei 
der Bundespost beschäftigten Reinigungskräften. 
Können Sie das nach Vollzeit- und Teilzeitarbeits-
kräften aufschlüsseln? Gibt es dabei auch solche, 
die unter die 390-DM-Grenze fallen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wenn 
ich es richtig sehe, kommt bei den Fragen, die 
einige Kollegen von Ihnen noch gestellt haben, die 
Antwort vor. Aber ich müßte sie eben heraussu-
chen. — Eine Sekunde. Ja, bei Herrn Kretkowski. 
Er ist der nächste. Er hat schon gefragt, wie das auf-
geteilt ist. Wenn ich das jetzt schon beantworten 
darf, Herr Präsident, tue ich das gerne. 

Vizepräsident Westphal: Sie dürfen es. Aber es ist 
sinnvoller, das nachher zu tun. Dann kann sich der 
Abgeordnete Paterna noch einmal melden. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
ich kann die Antwort aufgliedern. Von den Kräften, 
die bei uns — posteigen — beschäftigt sind, arbei-
ten etwa 1 840 bis zu 10 Wochenarbeitsstunden. Das 
würde etwa dem Anteil entsprechen, nach dem Sie 
gefragt haben. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere 
Zusatzf rage.  

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, wie kann 
man es sich angesichts der Tatsache, daß die Reini-
gungsfläche für die bei privaten Reinigungsfirmen 
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Paterna 
Beschäftigten etwa doppelt so groß ist, eigentlich 
erklären, daß die Qualität vergleichbar ist? Sind die 
posteigenen Kräfte so faul, oder sind sie mit so 
schlechtem technischen Gerät ausgestattet, oder 
wie ist das überhaupt plausibel zu machen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
ich glaube nicht, daß ich dies bewerten kann. Ich 
habe nur die Feststellungen vorgetragen, wie sie 
der Wirklichkeit entsprechen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
dieses System der Aufteilung in diesen Größenord-
nungen eigentlich erst von der neuen Bundesregie-
rung und vom neuen Postminister eingeführt wor-
den, oder hat er das von seinen Vorgängern, die aus 
den gewerkschaftlichen Bereichen stammen, den 
Postministern Matthöfer und Gscheidle, im wesent-
lichen übernommen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe nicht im einzelnen nachgeprüft, wann das 
übernommen worden ist. Aber Sie haben natürlich 
völlig recht: Das ist ein Vorgang, der sich nicht nur 
bei der Deutschen Bundespost abspielt, sondern, ich 
sagte es vorhin schon, in vielen Verwaltungen ist 
deutlich erkannt worden, daß die Reinigungskräfte 
aus Fremdbetrieben ganz offensichtlich billiger 
sind. Deswegen werden sie eingesetzt. Und, wie ge-
sagt, das ist nicht erst jetzt, bei dieser Bundesregie-
rung, so geschehen, sondern schon vorher. Die 
Rechnungshöfe dringen ja auch darauf, daß wir es 
so handhaben. 

Kretkowski (SPD): Herr Staatssekretär, wie funk-
tioniert denn die Aufsicht über die Privatreini-
gungsfirmen, und ergeben sich daraus nicht 
Schwierigkeiten für das Personal der Deutschen 
Bundespost, weil es ja eigentlich den Privatreini-
gungsfirmen gegenüber nicht weisungsberechtigt 
ist? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Es ist auch nicht er-
forderlich, daß es weisungsberechtigt ist, sondern 
es genügt, festzustellen, ob ordnungsgemäß gerei-
nigt worden ist. Ich habe Ihnen das Verfahren ge-
nannt: Werden Mängel festgestellt, dann wird zu-
nächst vertraglich abgemahnt, und wenn keine 
Nachbesserung erfolgt, wird der Vertrag gekün-
digt. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Kretkowski. 

Kretkowski (SPD): Über welche Erfahrung verfügt 
denn die Deutsche Bundespost mit der Praxis der 
Arbeit der privaten Reinigungsfirmen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Sie werden daraus, 
daß die Deutsche Bundespost — aber nicht nur die 
Deutsche Bundespost, sondern auch andere Verwal-
tungen — verstärkt dazu übergeht, Fremdreini-
gungskräfte einzusetzen, erkennen, daß die Erfah-
rungen offensichtlich sehr gut sind. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Peter (Kassel). 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
sagten soeben, gängige Erfahrungen wiesen aus, 
daß die Arbeiten von privaten Firmen billiger ver-
richtet würden. Haben Sie in dem Zusammenhang 
als Teil der öffentlichen Hand die Steuerausfälle 
und die Ausfälle an Sozialversicherungsbeiträgen 
dagegengerechnet, die durch teilweise nicht abgesi-
cherte Arbeitsverhältnisse bei den Privatfirmen 
entstehen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nein, ich habe nicht 
gegengerechnet, aber man kann j a nicht so pau-
schal, wie das jetzt gerade erfolgte, sagen, daß die 
Kräfte, die nicht bei öffentlichen Händen tätig sind, 
keiner Steuer- und keiner Sozialversicherungs-
pflicht nachkommen. Auch diejenigen, die nicht so-
zialversicherungspflichtig sind und nur in Beschäf-
tigungsverhältnissen bis zu 390 DM sind, zahlen ja, 

 wie Sie wissen, Herr Kollege, Steuern, wenn sie von 
der Firma auch pauschal abgeführt werden müs-
sen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Riedel. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, nachdem mich diese Fragen etwas irritiert 
haben, frage ich: Sind Sie bereit, mir zu bestätigen, 
daß die Deutsche Bundespost ein Beförderungsun-
ternehmen und kein Reinigungsunternehmen ist, 
und könnten Sie mir bitte weiterbestätigen, daß die 
Deutsche Bundespost wie jedes Unternehmen auch 
ihre Diensträume und Verwaltungsgebäude aus-
schließlich nach den Grundsätzen der Wirtschaft-
lichkeit und der dadurch erzielten größtmöglichen 
Sauberkeit durchführen sollte? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Riedl, ich bestätige Ihnen dies noch einmal gern, 
was die Wirtschaftlichkeit betrifft. Ich denke, das ist 
auch aus meinen vorherigen Ausführungen deut-
lich geworden. Aber ich möchte auch sehr klar un-
terstreichen, daß wir hier ja Dienste für uns in An-
spruch nehmen und daß das nicht Dienstleistungen 
sind, die wir unseren Kunden zur Verfügung stel-
len. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 46 des Ab-
geordneten Kretkowski auf: 

Wie viele Arbeitnehmer/innen im posteigenen Reinigungs-
dienst waren Vollzeitarbeitskräfte, wie viele (unterteilt nach 
Wochenstunden — Gruppen) teilzeitbeschäftigt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich bitte um Nach-
sicht, wenn ich noch einmal die Bitte äußere, die 
beiden Fragen des Fragestellers gemeinsam beant-
worten zu dürfen. 

Vizepräsident Westphal: Das ist Ihr gutes Recht. 
Wir wollen einmal sehen, was der Abgeordnete 
sagt. 

(Kretkowski [SPD]: Einverstanden!) 
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Vizepräsident Westphal: Dann rufe ich auch Fra-
ge 47 des Herrn Abgeordneten Kretkowski auf: 

Wie hoch war der Anteil der von den Privatunternehmen 
für die Reinigung bei der Deutschen Bundespost eingesetz-
ten Vollzeitarbeitskräfte, und wie hoch war der Anteil der 
versicherungsfrei beschäftigten Arbeitnehmer (unter 390 
DM Monatseinkommen)? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kret-
kowski, im posteigenen Reinigungsdienst sind rund 
1 700 Vollarbeitskräfte und rund 11 400 Teilzeit-
kräfte beschäftigt. Von den Teilzeitkräften entfal-
len, aufgegliedert nach Wochenstundengruppen, auf 
bis zu zehn Wochenstunden 1 840 Kräfte, auf über 
10 bis 20 Wochenstunden 3 100 Kräfte, auf über 20 
bis 30 Wochenstunden 4 470 Kräfte und auf über 30 
bis 39 Wochenstunden 1 980 Kräfte. 

Die Deutsche Bundespost besitzt keine Unterla-
gen über die Wochenarbeitszeiten und die sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse 
von Arbeitskräften der beauftragten Reinigungsun-
ternehmen. Die jeweiligen Arbeitszeiten können 
nach Größe und Art der Objekte sehr unterschied-
lich sein. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Kretkowski. 

Kretkowski (SPD): Herr Staatssekretär, bedauert 
die Bundesregierung nicht den Abbau von Teilzeit-
arbeitsplätzen bei der Deutschen Bundespost, weil 
sie ja andererseits immer wieder zu Recht darauf 
hinweist, daß auf dem Arbeitsmarkt ein sehr hoher 
Bedarf an Teilzeitarbeitsplätzen vorhanden ist. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube nicht, daß man aus der Beauftragung von 
Fremdreinigungskräften schließen kann, daß Teil-
arbeitsplätze generell verlorengehen, denn die ent-
stehen ja bei diesen Unternehmen neu. Ob wir sie 
mit eigenen Kräften wahrnehmen oder durch 
Fremdkräfte, muß sich nach der Wirtschaftlichkeit 
richten. Sie kennen so gut wie ich die Vorhaltungen 
des Bundesrechnungshofs und des Rechnungsprü-
fungsausschusses, wonach nicht nur der Deutschen 
Bundespost, sondern auch anderen Verwaltungen 
auferlegt wird, den Reinigungsdienst wirtschaftli-
cher zu gestalten. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Kretkowski. 

Kretkowski (SPD): Achtet die Deutsche Bundes-
post bei der Vergabe von Reinigungsaufträgen an 
Privatfirmen eigentlich darauf, daß von den Firmen 
auch Tarifverträge eingehalten werden? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Wir können die Fir-
men nicht im einzelnen beaufsichtigen. Dafür sind 
die Aufsichtsämter zuständig. Aber Zuverlässigkeit 
und andere Voraussetzungen, die bei der Ausschrei-
bung von Fremdvergaben notwendig sind, werden 
selbstverständlich beachtet. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Paterna, bitte. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, ich darf auf 
die Qualitätsfrage zurückkommen. Da Sie sich 
nicht erklären können, warum bei einem Leistungs-
unterschied — ich nehme Ihre eigenen Zahlen — 
zwischen 90 bis 100 Quadratmetern durch postei-
gene Kräfte und 150 bis 160 Quadratmetern durch 
Fremdkräfte — ich kenne auch Angaben, die über 
200 Quadratmetern liegen — keine Qualitätsunter-
schiede fühlbarer Art eintreten, frage ich: Ist ei-
gentlich einmal geprüft worden, ob man die Wirt-
schaftlichkeit nicht auch dadurch verbessern könn-
te, daß man die Vorgaben für die posteigenen 
Kräfte ändert? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
ich habe nicht gesagt, daß ich mir das nicht erklä-
ren könnte. Ich habe gesagt, ich wolle das nicht wer-
ten, sondern hier nur die Tatsachen wiedergeben, 
die festgestellt worden seien. Ich denke, das ist ein 
kleiner Unterschied. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, für den Fall, 
daß Sie das nicht werten wollen, ich aber gern eine 
Bewertung von Ihnen hätte, hätten Sie die Güte, 
eine solche vorzunehmen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
es hilft uns beiden überhaupt nicht, ob wir hier 
Feststellungen dieser oder anderer Art treffen. Sie 
wissen so gut wie ich, wie schwer es ist, in öffent-
lich-rechtlichen Dienstverhältnissen bestimmte 
Leistungsanforderungen durchzusetzen. Wir haben 
die Auflage des Bundesrechnungshofs, den Reini-
gungsdienst wie andere Verwaltungen wirtschaft-
lich zu gestalten. Dem kommen wir nach. 

Ich greife das Beispiel von vorhin auf. Da sich 
auch der Deutsche Gewerkschaftsbund und selbst 
Ihre Parteizentrale der Fremdreinigung bedienen, 
denken Sie vielleicht einmal mit mir darüber nach, 
warum die das tun. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, be-
schränkt sich die Art der Teilzeitbeschäftigung und 
der versicherungsfreien Arbeitnehmer eigentlich 
auf den Bereich der Reinigung, oder haben Sie 
nicht aus betrieblichen Überlegungen Arbeitskräfte 
dieser Art auch in anderen Bereichen als soge-
nannte Abrufkräfte eingesetzt, weil sich das in der 
Deutschen Bundespost organisatorisch nicht an-
ders darstellen läßt? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Sicher, das haben wir 
in ganz großem Umfang. Solche Zahlen waren 
schon einmal Gegenstand der Fragestunde. Daran 
ändert sich selbstverständlich nichts. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
diese Art der Beschäftigung eigentlich eine Zumu-
tung für die betroffenen Arbeitnehmer, oder haben 
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Pfeffermann 
Sie das Gefühl oder die Erkenntnis, daß Sie in die-
sem Bereich einem erheblichen Bedarf entgegen-
kommen, weil viele Arbeitskräfte diese Art der Be-
schäftigung wünschen, weil sie damit Arbeit und 
Familie besser in Einklang bringen können als 
durch eine andere Art der Beschäftigung? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Das ist in vielen Be-
schäftigungsverhältnissen dieser Art der Fall, Herr 
Kollege Pfeffermann. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Staatssekretär, bei diesen 
gravierenden Unterschieden, die sich aus dem Lei-
stungsvergleich ergeben, zwingt sich die Frage auf, 
ob die hier behauptete höhere Leistungsfähigkeit 
privater Unternehmen nicht auch darin zu suchen 
ist, daß die Post mit der Vergabe an private Unter-
nehmen die Reinigungshäufigkeit herabsetzt, sie 
also im Gegenteil dann, wenn sie selbst reinigt, hö-
here Häufigkeiten unterstellt und damit auch die 
Wirtschaftlichkeit nachhaltig beeinflußt. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Soweit ich es bis jetzt 
übersehen kann, ist das nicht der Fall. Aber ich will 
die Frage gern noch einmal überprüfen, Herr Kol-
lege Bernrath. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie ausschließen, daß der nach Ihrer Auffas-
sung effektivere Einsatz von Arbeitnehmern in Pri-
vatfirmen auch unter Umgehung des Gesetzes zur 
Bekämpfung der illegalen Beschäftigung zustande 
kommen kann? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Das kann ich nicht 
beurteilen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine Zusatzfrage. 

Kretkowski (SPD): Herr Staatssekretär, welche 
Untersuchungen der Deutschen Bundespost liegen 
Ihrer Aussage zugrunde, daß Sie die letzte Frage 
des Abgeordneten Pfeffermann positiv bestätigen 
konnten? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nun, dazu brauche ich 
keine Untersuchungen. Ich kenne die Dienstver-
hältnisse der Mitarbeiter der Deutschen Bundes-
post und weiß, daß das, wonach er hier gefragt hat, 
zutreffend ist. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine 
letzte Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Kretkowski. 

Kretkowski (SPD): Warum sind Sie denn in die-
sem Fall bereit, Ihre persönliche Meinung vorzutra-
gen, im anderen Fall — bei der Frage des Kollegen 
Paterna — aber nicht? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kret-
kowski, ich will wirklich nicht flapsig antworten. 
Aber sehen Sie mir die laxe Art nach, mit der ich  

jetzt antworte: Ich denke, das haben Sie längst 
selbst gemerkt. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 48 
des Herrn Abgeordneten Liedtke: 

Welche mittelfristigen und langfristigen Veränderungen 
im Verhältnis Eigenreinigung/Fremdreinigung werden vom 
Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen ange-
strebt, und welche Mindestbedingungen sind dabei vorzuge-
ben, um die Umstellung für posteigenes Personal sozial ver-
träglich zu gestalten? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, es 
handelt sich um eine Serie von Fragen, die offen-
sichtlich alle dieselbe Sache zum Gegenstand ha-
ben. Ich hoffe, daß der Kollege Liedtke einverstan-
den ist, daß auch seine beiden Fragen zusammen 
beantwortet werden. 

Vizepräsident Westphal: Er ist einverstanden. Da-
mit rufe ich auch die Frage 49 auf: 

Welche Bedingungen (Ausbildung, Betriebsrat, keine Leih-
und Kettenarbeitsverträge u. a.) werden den privaten Reini-
gungsfirmen bei Ausschreibungen gestellt, und wie wird die 
Einhaltung dieser Bedingungen sichergestellt? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Liedtke, 
die Deutsche Bundespost läßt ihre gesamte Raum-
fläche zur Zeit zu rund 55 % durch eigene Kräfte 
und zu rund 45 % durch fremde Kräfte reinigen. Der 
Eigenreinigungsanteil soll unter Berücksichtigung 
der Sicherheitsbereiche auf etwa 25 % abgesenkt 
werden. Aus diesem Anlaß soll keine posteigene 
Reinigungskraft entlassen werden. Für die Umstel-
lung ist deshalb ein Zeitraum von bis zu zehn Jah-
ren vorgesehen. Die Vorhabenplanung ist auf die 
Personalfluktuation der eigenen Kräfte so ausge-
richtet, daß auf keinen Fall soziale Härten aufkom-
men können. Erforderliche Umsetzungen von Post -
reinigungskräften werden nur im Rahmen der Zu-
mutbarkeit durchgeführt werden. 

Das Gebäudereinigerhandwerk ist ein anerkann-
ter Handwerks- und Lehrberuf. Die Lohntarifver-
träge und der Rahmentarifvertrag, der die Zahlung 
der Jahressondervergütung, des Urlaubsgeldes und 
der Zuschläge sowie den Anspruch auf Urlaub re-
gelt, werden mit der IG Bau, Steine, Erden abge-
schlossen und von den Arbeitsministern der Länder 
bzw. vom Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung für allgemeinverbindlich erklärt. Für das Ge-
bäudereinigerhandwerk gelten dieselben allgemei-
nen gesetzlichen Regelungen wie für das übrige 
Handwerk. Die Einhaltung der Vorschriften ist von 
den hierfür zuständigen Stellen zu überprüfen, z. B. 
von der Gewerbeaufsicht und der Handwerkskam-
mer. 

Die Gebäudereinigungsleistungen werden nach 
der Verdingungsordnung für Leistungen nur an 
fachkundige, leistungsfähige und zuverlässige Un-
ternehmen vergeben. Von dem Bieter wird eine Er-
klärung gefordert, daß er seinen Verpflichtungen 
zur Zahlung der Steuern und Sozialversicherungs-
beiträge nachkommt. Sonstige Bedingungen wer-
den nicht gestellt; sie wären auch ein Eingriff in das 
Vergaberecht. Dies wird abgelehnt. 
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Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Liedtke. 

Liedtke (SPD): Die Frage drängt sich auf, Herr 
Staatssekretär, ob der finanzielle Vorteil und damit 
die höhere Wirtschaftlichkeit für die Bundespost, 
die durch die Umstellung in diesem Bereich er-
reicht werden sollen, finanziell und wirtschaftlich 
zu Lasten der bei Privatfirmen Beschäftigten geht. 
Gibt es, falls Ihnen diese Frage je gekommen sein 
sollte, Mindestvorkehrungen, um hier diese unbot-
mäßige Verlagerung zu vermeiden? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe vorhin schon einmal deutlich gemacht, daß es 
gute Gründe dafür geben muß, daß auch alle ande-
ren Verwaltungen — beispielsweise auch die Ver-
waltungen in Ländern, die, wie in Hessen, von Kol-
legen Ihrer Partei regiert werden — diesen Weg 
gehen. Ich sage noch einmal: Wir haben die Auflage 
nicht nur des Rechnungshofes, sondern auch des 
Rechnungsprüfungsausschusses, hier die Reini-
gungsdienste wirtschaftlicher zu gestalten. Dem 
müssen wir folgen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Liedtke (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen auf-
gegangen, daß ich meine Frage nicht an das Land 
Hessen, sondern an Sie gerichtet hatte? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Liedtke, 
ich habe vorhin schon deutlich gemacht, daß mir 
das sehr wohl aufgegangen ist. Nur versteht es die 
Bundesregierung nicht, daß Sie bei der Bundesre-
gierung das beanstanden wollen, was Sie selber 
dort handhaben, wo Ihre Parteifreunde regieren. 

(Liedtke [SPD]: Ich habe eine Antwort von 
Hessen, von der Partei, nur nicht vom 

Staatssekretär!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Berger. 

Berger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir der Meinung, daß die Post auch im Inter-
esse ihrer Benutzer gehalten ist, ihre Leistungen so 
wirtschaftlich wie möglich anzubieten und daß dazu 
z. B. auch die Reinigung ihrer eigenen betrieblichen 
Anlagen gehört? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das ist 
richtig. Alle Kosten, die uns entstehen, müssen wir 
in irgendeiner Form auf unsere Kunden abwälzen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich Ihre 
wiederholten Hinweise auf die Praxis in SPD-
regierten Ländern so verstehen, daß Sie bereit sind, 
im Bereich der Bundespost sich an positiven Bei-
spielen in diesem Sektor zu orientieren und z. B. zu 
den Rahmenbedingungen hinzuzuzählen, daß Sie 
das Vorhandensein eines Betriebsrates vorausset-
zen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
die Bundesregierung ist bereit, Beanstandungen, 
die der Rechnungshof festgestellt hat, so nachzuge-
hen, wie es das pflichtgemäße Ermessen gebietet. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu-
satzfrage, Herr Abgeordnete Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, ich habe 
doch die herzliche Bitte, daß Sie meine Fragen be-
antworten. Ich habe ganz konkret das Stichwort 
Betriebsrat genannt. Darf ich Sie nun zum wieder-
holten Male anflehen, wenn es irgend möglich ist 
auf meine Frage einzugehen. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Also, Herr Kollege Pa-
terna, ich habe nicht den Eindruck, daß Sie flehen 
müssen. Sie brauchen auch nicht zu bitten. Aber Sie 
kennen das Personalvertretungsrecht so gut wie 
ich, und Sie wissen, daß Vorstellungen, die im Be-
reich einer öffentlichen Verwaltung in dieser Form 
verwirklicht werden, natürlich mit dem Betriebsrat 
abgestimmt werden müssen. Das ist bei der Deut-
schen Bundespost auch so geschehen, und es wird 
natürlich im weiteren Verlauf des Verfahrens ge-
schehen. 

(Paterna [SPD]: Diese Ignoranz ist doch 
nicht zu fassen!) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wurden Ihnen denn z. B. von Kollegen der SPD

-F

raktion oder von anderen Umstände bekanntge-
macht, und zwar in so erheblicher Zahl, daß Sie 
einen Anlaß sehen, die Frage 49 als der Sache nach 
berechtigt zu betrachten, oder sind Ihnen dazu 
keine Einzelvorgänge bekanntgemacht worden? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege 
Pfeffermann, Einzelvorgänge sind mir dazu nicht 
bekanntgemacht worden. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Darf ich also davon aus-
gehen, daß diese Fragestunde heute in bezug auf 
die Fragen 48 und 49 ausschließlich im theoreti-
schen Bereich stattfindet? Könnte es also sein, daß 
die Kollegen, die hier anfragen, Ihnen auch in der 
Vergangenheit keine konkreten Einzelfälle be-
kanntgemacht haben, denen nachzugehen Sie si-
cherlich gerne bereit gewesen wären? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Aber sicher. Ich bin 
auch gerne bereit, noch nach dieser Fragestunde 
eingehenden guten Vorschlägen nachzugehen, Herr 
Kollege Pfeffermann. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Kretkowski. 

Kretkowski (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
denn bekannt, daß es bei der Deutschen Bundes-
post Personalräte und keine Betriebsräte gibt und 
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Kretkowski 
daß die Frage des Kollegen Paterna auf die Be-
triebsräte abzielte? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, sollte 
ich mich versprochen haben, dann will ich das 
gerne korrigieren. Aber ich denke, Sie kennen das 
öffentliche Personalvertretungsrecht so gut wie je-
der andere hier im Saal. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Kretkowski. 

Kretkowski (SPD): Sie wollen es wohl nicht verste-
hen. — Herr Staatssekretär, sind Ihnen Fälle bei 
der Deutschen Bundespost bekannt — wie mir aus 
anderen Bereichen —, daß Firmeninhaber von pri-
vaten Reinigungsunternehmen immer wieder neue 
Subunternehmen gründen, ganze Ketten von Sub-
unternehmen — einmal um Preise zu manipulieren, 
aber zweitens auch, um tarifrechtlichen Verpflich-
tungen aus dem Weg zu gehen —, und die Arbeit-
nehmer von einem Subunternehmen zum anderen 
verschieben? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kret-
kowski, ich kenne natürlich die Diskussion, die über 
dieses Thema immer wieder geführt wird. Aber uns 
liegen solche konkreten Vorgänge nicht vor. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Peter (Kassel). 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, nach 
Ihrer Aufforderung, Ihnen gute Ratschläge zu ge-
ben: Wären Sie denn bereit, die Bundesanstalt für 
Arbeit um Überprüfung zu bitten, ob in den bei 
Ihnen beschäftigten Reinigungsfirmen das Gesetz 
gegen illegale Beschäftigung und das Arbeitneh-
merüberlassungsgesetz eingehalten werden? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, dazu 
sieht die Bundesregierung, wenn kein konkreter 
Fall vorgetragen wird, keine Veranlassung. Ich 
habe Ihnen gesagt, daß die Aufsicht über diese Fir-
men von den dazu zuständigen Behörden durchge-
führt wird. Und ich denke, vorher hat die Bundesre-
gierung nicht tätig zu werden. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 50 des Ab-
geordneten Bernrath auf: 

Wie bewertet die Bundesregierung den Umstand, daß so-
zial abgesicherte Voll- und Teilzeitarbeitsplätze im Reini-
gungsdienst bei der Deutschen Bundespost durch eine Priva-
tisierung abgebaut und durch versicherungsfreie Teilzeitar-
beitsplätze ersetzt werden, die keinen eigenen Rechtsan-
spruch auf Alters-, Kranken- und Arbeitslosenversicherung 
ermöglichen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, darf 
ich auch die Fragen 50 und 51 gemeinsam beant-
worten? 

Vizepräsident Westphal: Sind Sie einverstanden? 
— Ja. 

Ich muß überhaupt ein bißchen auf Eile drängen, 
weil noch eine Reihe von Fragen vorliegen. 

Ich rufe dann also die Frage 51 des Abgeordneten 
Bernrath auf: 

Wie hoch werden die Einnahmeverluste an Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen durch je 5 v. H. gesteigerten 
Fremdreinigungsanteil bei der Deutschen Bundespost ge-
schätzt? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bern-
rath, die Gebäudereinigung ist keine Dienstleistung 
des Post- und Fernmeldewesens. Hier handelt es 
sich um eine Hilfstätigkeit für den eigenen Bedarf, 
die auch alle Unternehmen und Einrichtungen au-
ßerhalb der Verwaltung für sich in Anspruch neh-
men müssen. Die allgemeine Behauptung, Arbeits-
plätze im Reinigungsdienst der Deutschen Bundes-
post würden durch versicherungsfreie Teilzeitar-
beitsplätze im Gebäudereinigerhandwerk ersetzt, 
kann also so nicht akzeptiert werden. 

Erstens bleiben die Sicherheitsbereiche in Eigen-
reinigung — das sind nach den bisher vorliegenden 
Planungen 25 Prozent der Gesamtraumfläche —, 
zweitens ist bekannt, daß unter den beauftragten 
Reinigungsunternehmen viele sind, die entweder 
sämtliche Kräfte oder die Kräfte, die es wünschen, 
sozialversichert beschäftigen. Die nach den Ein-
schränkungen des Einundzwanzigsten Rentenan-
passungsgesetzes vom 25. Juli 1978 noch mögliche 
Beschäftigung unterhalb der Geringfügigkeits-
grenze gilt auch für das Gebäudereinigerhandwerk 
und für die Bewerber um solche Kurzzeitbeschäfti-
gungen. Die Beschäftigten im Gebäudereiniger-
handwerk zahlen genauso Steuern wie die Beschäf-
tigten im öffentlichen Dienst. Wenn die Bezüge von 
Kräften unter der steuerlichen Geringfügigkeits-
grenze bleiben, muß das Unternehmen, wie ich es 
vorhin schon gesagt habe, die Bezüge pauschal ver-
steuern. Deshalb kann grundsätzlich nicht von Ver-
lust an Steuereinnahmen ausgegangen werden. 

Die Reinigungsunternehmen haben 1983 rund 5,6 
Millionen DM Umsatzsteuer aus Reinigungsverträ-
gen der Deutschen Bundespost gezahlt. Wir rech-
nen damit, daß dieser Betrag bei einer weiteren 
Umstellung auf Fremdreinigung noch um weitere 
zehn Millionen DM ansteigen wird. 

Da die Deutsche Bundespost keine Unterlagen 
über den Umfang der sozialversicherungspflichti-
gen Arbeitsverhältnisse bei den beauftragten Un-
ternehmen besitzt, können die dort gezahlten So-
zialversicherungsbeiträge auch nicht denen für 
Postreinigungskräfte gegenübergestellt werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Staatssekretär, sieht die 
Bundesregierung in diesem Vorgehen nicht eine 
Konterkarierung ihrer eigenen Bemühungen, alle 
Betriebe und alle Beschäftigten gleichermaßen an 
den sozialen Kosten, Sozialversicherungskosten im 
weitesten Sinne, zu beteiligen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege, 
ich habe deutlich gemacht, daß wir davon ausgehen, 
daß auch die bei Fremdreinigungsfirmen Beschäf-
tigten, soweit das die Arbeitsverhältnisse ergeben, 
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sozialversicherungspflichtig sind und natürlich 
auch Steuern zahlen. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Staatssekretär, ist sich die 
Bundesregierung denn darüber im klaren, daß über 
diesen Weg, der übrigens nicht allein auf den Reini-
gungsdienst beschränkt ist, immer mehr Beschäf-
tigte in nicht existenzsichernde Tätigkeiten, Versi-
cherungsverhältnisse und damit langfristig auf die 
von den Kommunen zu finanzierende Sozialhilfe 
gedrängt werden? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bern-
rath, die Bundesregierung hat kein Verständnis da-
für, warum Sie und Ihre Kollegen in dieser Frage so 
hartnäckig insistieren. Ich sagte Ihnen vorhin 
schon: Dies wird von der Bundesregierung und an-
deren Verwaltungen so gehandhabt, weil die Rech-
nungshöfe diese Tatsachen festgestellt haben und 
darauf dringen, daß mehr Wirtschaftlichkeit in al-
len öffentlichen Haushalten praktiziert wird. 

Ich denke, es wäre, als die Feststellungen des 
Bundesrechnungshofs getroffen worden waren, 
eine gute Gelegenheit gewesen, diese Frage im 
Rechnungsprüfungsausschuß dieses Hohen Hauses 
zu diskutieren. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Staatssekretär, wir insistie-
ren nicht, wir fragen, weil wir wie viele andere Kol-
legen hier im Hause nicht nur die Wirtschaftlich-
keit der Post sehen, sondern auch besorgt die Fi-
nanzierbarkeit der Sozialversicherungssysteme be-
obachten. 

(Dr:Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sie fragen 
aber gar nicht, Sie reden!) 

Darum frage ich Sie noch einmal, ob Sie eventuell 
auf diese Weise den Trend zur Abkehr von der Bela-
stung arbeitender Personen mit Steuern und Abga-
ben und zur Hinwendung zur Belastung der Be-
triebe auf der Grundlage der Wertschöpfung mit 
solchen Steuern und Abgaben begünstigen wollen. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung bewertet dies nicht so wie Sie, 
sonst würden wir diesen Weg nicht gehen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ha-
ben Sie in Beantwortung der Fragen 50 und 51 des 
Kollegen Bernrath eigentlich einen neuen Tatbe-
stand beschrieben, oder ist dies ein Tatbestand, der 
auch schon existent war, als der Kollege Bernrath 
in seiner Eigenschaft als Personalchef der Deut-
schen Bundespost haargenau für diesen Bereich 
Zuständigkeit hatte? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pfeffer-
mann, dem Schmunzeln des Herrn Kollegen Bern-
rath entnehme ich, daß das wohl so ist. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Becker (Nienberge). 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wenn ich Ihnen zur Kenntnis bringe, daß beim Par-
teivorstand der SPD der größte Teil der Reini-
gungskräfte eigene Kräfte sind und bei der Fremd-
reinigung in den Verträgen mit den Firmen darauf 
gedrungen wird, daß auf jeden Fall die Alters-, 
Kranken- und Arbeitslosenversicherungspflicht 
eingehalten werden muß, würden Sie dann im Be-
reich der Bundespost für die Folgezeit ähnliche Be-
strebungen verfolgen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Becker, 
ich vermute, daß Sie meine Antwort vorhin nicht 
richtig verstanden haben. Ich habe ausdrücklich be-
stätigt, daß wir bei Abschluß der Verträge eine Er-
klärung verlangen, daß der Sozialversicherungs-
pflicht entsprochen ist. Aber ich bedanke mich na-
türlich dafür, daß für einen Teil der SPD-Zentrale 
das zutrifft, was ich hier vorhin ausgeführt habe. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ha-
ben Sie in den Unterlagen, die Sie in diesem Be-
reich von den Vorgängerregierungen übernommen 
haben, vielleicht hilfreiche Vorschläge des Kollegen 
Bernrath vorgefunden, diesen Aufgabenbereich im 
wesentlichen neu zu ordnen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pfeffer-
mann, ich habe in den beiden letzten Wochen nicht 
über so viel Zeit verfügt, daß ich alle Vorschläge aus 
der Vergangenheit hätte prüfen können. Es ist aber 
sicherlich so, daß die Vorschläge nicht erst jetzt 
erarbeitet worden sind, sondern die Frage der Um-
stellung auf Reinigungskräfte ist j a in allen Verwal-
tungen schon seit fünf bis zehn Jahren akut. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie be-
reit, in Zusammenhängen, wo wir in der Beurtei-
lung nahe beinander sind oder übereinstimmen, aus 
meinem Schmunzeln Schlüsse der Art zu ziehen, 
daß Sie entsprechende Aktivitäten dann im Postmi-
nisterium einleiten? 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Der soll 
schauen, daß die Briefe schneller ankom

-

men!) 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bern-
rath, die Bundesregierung wird immer gern Vor-
schläge verwirklichen, die zu mehr Wirtschaftlich-
keit führen. Da ich davon ausgehe, daß Sie dies 
damit gemeint haben: selbstverständlich einver-
standen. 
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Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Werner. 

Werner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
denn bereit, alle möglichen auftauchenden Fragen, 
die hier noch so manchem in den Kopf kommen 
könnten, gegebenenfalls auch privatim außerhalb 
des Plenums zu beantworten, so daß vielleicht noch 
andere Geschäftsbereiche heute zur Beantwortung 
von Fragen kommen können? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das ent-
springt dem Respekt vor diesem Hohen Hause. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zu Frage 52 
des Abgeordneten Paterna: 

Welche Bereiche sollen bei der Deutschen Bundespost 
durch Privatfirmen gereinigt werden, die bei der Überprü-
fung der dort Beschäftigten als „sicherheitsempfindlich" gel-
ten, und wie werden die unterschiedlichen Maßstäbe bei der 
Definition von Sicherheitsbereichen begründet? 

Oder sollen wir die beiden Fragen wieder zusam-
menfassen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
danke Ihnen, daß Sie schon vorgegriffen haben. 

Vizepräsident Westphal: Ich nehme an, Herr Pa-
terna ist einverstanden. — Dann rufe ich seine 
Frage 53 auf: 

In welchem Umfang sind Postbedienstete zu verstärkter 
Aufsicht von privaten Reinigungskräften erforderlich, und 
welche Schwierigkeiten gibt es in der Praxis bei der Mängel-
beseitigung? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
alle Bereiche, die von der Betriebssicherung der 
Deutschen Bundespost als sicherheitsempfindlich 
eingestuft worden sind, sollen nur durch eigene 
Kräfte und nicht durch Privatfirmen gereinigt wer-
den. Soweit solche Bereiche in einzelnen Fällen 
noch nicht durch Postkräfte gereinigt werden, sol-
len die Voraussetzungen durch zumutbare Perso-
nalumbe setzungen, gegebenenfalls aber auch durch 
Neueinstellungen, geschaffen werden. Für den Be-
reich der Deutschen Bundespost gibt es eine 
Dienstanweisung für die Betriebssicherung und zu-
sätzlich entsprechende Richtlinien für das Fernmel-
dewesen. Auf der Grundlage dieser postspezifi-
schen Anforderungen sind die Sicherheitsbereiche 
für die Gebäudereinigung festgelegt worden. Es ge-
hört heute schon zu den Aufgaben der örtlichen 
Betriebssicherung und der Hausverwaltungen, die 
Reinigungskräfte zu beaufsichtigen. Ob diese Per-
sonalansätze bei einem weiteren Übergang auf 
Fremdreinigung ausreichen werden, muß die Erfah-
rung noch zeigen. 

Wenn Reinigungsmängel in einzelnen Fällen fest-
gestellt werden, so bereitet das keine Schwierigkei-
ten. Ich habe vorhin schon deutlich gemacht: Die 
Reinigungsunternehmen sind vertraglich zu einer 
Nachbesserung verpflichtet, und das Verfahren ist 
in Richtlinien für die Gebäudereinigung der Deut-
schen Bundespost geregelt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mal die Bereiche beschreiben, die bei der Deut-
schen Bundespost als sicherheitsempfindlich be-
zeichnet werden? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich will 
jetzt nicht eine Liste aufführen. Aber vielleicht um-
schreibe ich es so, wenn ich sage: Überall dort, wo 
wir das Brief- und Fernmeldegeheimnis hüten müs-
sen, handelt es sich um Räume, die sicherheitsemp-
findlich sind. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Paterna. 

Paterna (SPD): Meine Frage zielte ja auf die Ver-
gleichbarkeit Ihres Sicherheitsbegriffs. Sind die Be-
reiche der deutschen Bundespost, für die es bei dem 
bei der Post beschäftigten Personal Sicherheits-
überprüfungen irgendwelcher Art gibt, mit den Be-
reichen identisch, die Sie in Zukunft in der Eigen-
reinigung belassen wollen? Wenn nein: Wie ist die 
Differenz zu erklären? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
ich gehe davon aus, daß das so ist. Aber ich möchte 
mich hier nicht festlegen, sondern die Frage zu-
nächst noch einmal überprüfen. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Paterna. 

Paterna (SPD): Abgesehen von diesem Sicher-
heitsaspekt im engeren Sinn: Kann ich davon aus-
gehen, daß Bereiche, in denen Postgut lagert — 
seien es Briefe, seien es Pakete oder anderes —, 
also zur Weiterbeförderung bestimmte Güter, oder 
in denen Daten über Personal oder Kunden zugäng-
lich sind, auch im Bereich der Eigenreinigung ver-
bleiben? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: So, wie Sie es jetzt 
formuliert haben, Herr Kollege Paterna, können Sie 
davon ausgehen. Denn dann handelt es sich ja um 
Räume, deren Wert besonders zu sichern ist. Und 
die sollen weiter von Eigenkräften gereinigt wer-
den. 

Vizepräsident Westphal: Letzte Zusatzfrage des 
Abgeordneten Paterna. 

Paterna (SPD): Ist bei der Vergabe an Fremdreini-
gungen auch daran gedacht, diese Reinigung mehr 
während der Dienstzeit durchführen zu lassen? Und 
könnten sich dadurch Beeinträchtigungen des Be-
triebsablaufs ergeben? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
ich bitte um Nachsicht, daß die Bundesregierung 
jetzt nicht die gesamten Reinigungsvorschriften 
der Deutschen Bundespost vortragen kann. Ich 
kann das im Moment nicht übersehen. Aber ich bin 
gerne bereit, Ihnen eine entsprechende Auskunft 
zukommen zu lassen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Riedl [München] [CDU/

-

CSU]) 
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Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bewußt, daß Ihre Antwort auf die zweite Zu-
satzfrage des Kollegen Paterna dahin ausgelegt 
werden könnte, daß Sie ausgeführt haben könnten, 
daß nur noch die sicherheitsempfindlichen Berei-
che von Eigenkräften gereinigt werden sollen? War 
das wirklich beabsichtigt? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pfeffer-
mann, ich habe eine bewußt sehr vorsichtige Aus-
kunft gegeben und habe so geantwortet, wie es der 
Fragestellung des Herrn Paterna entsprach, und 
habe dann darauf hingewiesen, daß ich das im ein-
zelnen gern noch überprüfen wolle. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ha-
ben Sie für diese meine Frage bitte insofern Ver-
ständnis, als ich doch davon ausgehe, daß all diese 
Fragen im Zusammenhang mit den Personalrats-
wahlen des nächsten Jahres gestellt worden sind 
und mit dem eigentlichen Sachvorgang herzlich we-
nig zu tun haben. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pfeffer-
mann, genauso habe ich das verstanden, und deswe-
gen bin ich auch für die — — 

(Paterna [SPD]: Unverschämtheit! Das ist 
eine Unverschämtheit!) 

Vizepräsident Westphal: Nur, dies gehörte, Herr 
Kollege Pfeffermann, nicht zu den Fragen und auch 
nicht zum Sachbereich. 

Ich möchte, bevor ich dem nächsten Fragesteller 
die Möglichkeit der Beantwortung durch den 
Staatssekretär gebe, insbesondere das Ohr der Ge-
schäftsführer haben. Wir haben für zehn Fragen 
mit ihren Zusatzfragen von allen Seiten des Hauses 
fast eine Dreiviertelstunde verbraucht. Dies geht so 
nicht. Man kann auch mit drei Doppelfragen ein 
ganzes Thema abhandeln.  

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Sehr 
gut, Herr Präsident! — Paterna [SPD]: Man 
soll präzise Antworten geben; dann 
braucht man nicht so viele Zusatzfragen!) 

Wir kommen zu der Frage 54 des Abgeordneten 
von der Wiesche: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein ausländischer 
Arbeitnehmer für die Anmeldung eines Telefonanschlusses 
in der Bundesrepublik Deutschland eine Aufenthaltserlaub-
nis, eine Arbeitserlaubnis und Arbeitsbescheinigung des Ar-
beitgebers vorlegen muß? 

Der Herr Staatssekretär hat das Wort. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Die Deutsche Bundes-
post ist daran interessiert, daß auch Ausländer, die 
sich hier niederlassen, einen Telefonanschluß be-
stellen. Um dies zu erleichtern, gibt es Übersetzun-
gen der Antragsformblätter, Herr Kollege, in sieben 
Sprachen. Für die Annahme von Anträgen auf Tele-
fon gelten für die ausländischen Antragsteller die 
gleichen Bestimmungen wie für Deutsche. Bei der 

Antragsannahme wird im allgemeinen kein aus-
drücklicher Nachweis der Identität des Antragstel-
lers verlangt. Im Einzelfall kann dies jedoch zweck-
mäßig sein, z. B. wenn sich der Antragsteller nur 
vorübergehend im Inland aufhalten will. Es liegt im 
legitimen Interesse der Deutschen Bundespost, z. B. 
bei kurzfristigem Wegzug des Teilnehmers die Mög-
lichkeit zu erhalten, etwa noch offene Gebührenfor-
derungen einzuziehen. Für Nachforschungen nach 
dem Aufenthaltsort bedarf es entsprechender An-
gaben, die aus geeigneten amtlichen Ausweisen 
usw. entnommen werden können. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten von der Wiesche. 

von der Wiesche (SPD): Herr Staatssekretär, was 
würden Sie denn sagen, wenn die Deutsche Bundes-
post mit hektographierten Schreiben ausländischen 
Arbeitnehmern gegenüber, die um einen Telefonan-
schluß nachsuchen, genau die Forderung aufstellt, 
nach der ich Sie gefragt habe? Halten Sie dies nicht 
für eine Diskriminierung einer Bevölkerungsgrup-
pe? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege. 
Ich habe Ihnen j a gesagt, es gibt keine anderen 
Bestimmungen als bei Anmeldungen aus dem In-
land auch. Aber es muß eine Möglichkeit geben, daß 
wir Telefonrechnungen auch nachher noch nachfor-
dern können. So gibt es z. B. eine Vereinbarung mit 
den Streitkräften der Vereinigten Staaten, die hier 
stationiert sind, daß die Angehörigen dieser Streit-
kräfte, wenn sie einen privaten Telefonanschluß ha-
ben wollen, auch ihre Sozialversicherungsnummer 
angeben, damit wir auch später noch in der Lage 
sind, Telefonrechnungen beitreiben zu können. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten von der Wiesche. 

von der Wiesche (SPD): Würden Sie mir denn zu-
stimmen, daß die Erfordernisse erfüllt sind, wenn 
ein Ausländer bereits seit zehn Jahren mit seiner 
Familie in der Bundesrepublik lebt und auch hier 
arbeitet? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bitte 
um Nachsicht, wenn ich, ohne den Einzelfall zu ken-
nen, keine Zustimmung gebe. Aber Sie wissen, daß 
es durchaus auch passiert, daß ein Deutscher einen 
Telefonanschluß einmal abgeschaltet bekommen 
muß. Wenn solche Fälle wiederholt vorkommen, 
dann muß man Vorkehrungen treffen, um künftig 
Sicherheit für die Rechnung zu haben. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Staatssekretär, teilen 
Sie meine Auffassung, daß es auch Deutsche gibt, 
die gelegentlich ins Ausland fahren und ihre Tele-
fonrechnung nicht bezahlt haben, und insofern 
durch die Vorabunterstellung beim Ausländer eine 
Diskriminierung gegeben ist? 
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Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe keine Vorabunterstellungen getroffen, und 
das tut die Deutsche Bundespost auch nicht. Im 
übrigen habe ich j a gesagt, es gelten die gleichen 
Vorschriften. 

Vizepräsident Westphal: So, meine Damen und 
Herren, wir sind am Ende des Geschäftsbereichs 
des Bundesministers für das Post- und Fernmelde-
wesen. — Ich versuche, durch schnelles Sprechen 
ein bißchen Zeit aufzuholen. 

Der Fragesteller der Fragen 55 und 56, Herr Ab-
geordneter Zander, hat um schriftliche Beantwor-
tung seiner Fragen gebeten. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Ich danke dem Herrn Staatssekretär für die Be-
antwortung der Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau. Zur Beantwortung der Fragen steht uns Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Jahn zur Ver-
fügung. 

Die Fragen 57 und 58 des Abgeordneten Dr. Sper-
ling sollen schriftlich beantwortet werden. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 59 des Abgeordneten Dr. Schöfber-
ger auf: 

Wie will die Bundesregierung im Rahmen der von ihr 
angekündigten Novellierung des Wohngeldrechts dem Um-
stand Rechnung tragen, daß die Wohnraummieten in ver-
schiedenen Großstädten und Ballungsräumen erheblich (z. B. 
in München um 35 v. H.) über dem allgemeinen Mietenni-
veau liegen und die bisherige Wohngeldsystematik dem nicht 
gerecht wird? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Kollege Schöfberger, die Bundesregierung hat 
zu der von Ihnen gestellten Frage noch keine Be-
schlüsse gefaßt. Der Bundesbauminister beabsich-
tigt aber, der Bundesregierung vorzuschlagen, die 
bisherige Wohngeldsystematik zu ändern und die 
geltende Einteilung der Höchstbeträge in drei Ge-
meindegrößenklassen durch eine solche in fünf 
Mietenstufen zu ersetzen. Die den einzelnen Mie-
tenstufen zugeordneten Höchstbeträge sollen an 
den regional unterschiedlich hohen Quadratmeter-
mieten orientiert sein. Für München sollen die zu-
schußfähigen Höchstbeträge der höchsten Mieten-
stufe gelten. Da die Bandbreite der Abstufung der 
Höchstbeträge nach dem regionalen Mietenniveau 
größer sein wird als nach der bisherigen Einteilung 
nach Gemeindegrößenklassen, wird München nicht 
nur durch die allgemeine Anhebung des Wohngel-
des, sondern auch durch diese beabsichtigte Neure-
gelung begünstigt werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Schöfberger. 

Dr. Schöfberger (SPD): Bis wann ist mit dem In-
krafttreten der Novelle zu rechnen, zum 1. Januar 
1986 oder erst später? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Soweit sich die 
Dinge abzeichnen, ist mit dem Inkrafttreten zum 
1. Januar 1986 zu rechnen. 

Vizepräsident Westphal: Dann haben wir noch 
eine Zusatzfrage von Dr. Riedl. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Danke, Herr 
Präsident. — Herr Staatssekretär, was für uns als 
Münchner Abgeordnete wichtig ist: Wird vom Zeit-
punkt des Inkrafttretens der Wohngeldnovelle an 
der einzelne Wohngeldbezieher in München auch 
tatsächlich mehr Geld bekommen, und ist nicht — 
hoffentlich nicht — zu befürchten, daß das jetzige 
Wohngeld als Höchstgrenze genommen und dann 
nach unten abgerechnet wird? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Riedl, 
ich habe soeben zum Ausdruck gebracht, daß so-
wohl die allgemeine Anhebung des Wohngeldes als 
auch die beabsichtigte Neugestaltung für die Ein-
führung von fünf Mietenstufen insgesamt für die 
Münchner Bevölkerung in doppelter Hinsicht eine 
Verbesserung darstellen. Ich kann zwar im Moment 
auf einen Einzelfall nicht eingehen; aber daran se

-

hen Sie die Tendenz, die darin zum Ausdruck 
kommt. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Danke 
schön!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wie 
wollen Sie die daraus resultierende, zu erwartende 
Inflation der Wohngeldverpflichtungen der Bundes-
regierung auffangen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Sie wissen, daß wir 
eine Wohngeldnovelle angekündigt haben. Sie wis-
sen, daß sich der Zeitpunkt 1. Januar 1986 abzeich-
net. Sie wissen auch, daß das endgültige Volumen 
noch nicht feststeht. Insgesamt läßt sich heute aber 
feststellen, daß die Bevölkerung auf dem Gebiete 
des Wohngeldes von der Bundesregierung nicht im 
Stich gelassen wird. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 60 
des Abgeordneten Dr. Schöfberger: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, im Rahmen des „Aus-
stiegs des Bundes aus dem sozialen Mietwohnungsbau" nach 
wie vor mit jedem Bundesland eine Vereinbarung zu treffen, 
wonach das jeweilige Bundesland mindestens ebenso viele 
Mittel für die Förderung von Eigentumsmaßnahmen im so-
zialen Wohnungsbau ausgibt, wie ihm Wohnungsbauförde-
rungsmittel des Bundes zufließen, und wie gestalten sich die 
einschlägigen Verhandlungen mit dem Freistaat Bayern? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schöf-
berger, im Entwurf des vom Deutschen Bundestag 
in der vergangenen Woche verabschiedeten Bun-
deshaushaltsplanes sind für das Programmjahr 
1986 Verpflichtungsrahmen in Höhe von 1,01 Milli-
arden DM als Finanzhilfen des Bundes für den 
sozialen Wohnungsbau bereitgestellt. 

Im Entwurf der Bundesregierung war in den Er-
läuterungen zu diesem Ansatz vorgesehen, die Mit- 
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Parl. Staatssekretär Dr. Jahn 
tel seien vorrangig für Eigentumsmaßnahmen ein-
zusetzen.. Der Haushaltsausschuß und — ihm fol-
gend — der Deutsche Bundestag sind dem Entwurf 
der Bundesregierung insoweit nicht gefolgt, son-
dern haben beschlossen, die Mittel seien „nur" für 
Eigentumsmaßnahmen zu verwenden. 

Die Bundesregierung wird in den Verhandlungen 
mit den Ländern über die gemäß Art. 104 a Abs. 4 
GG abzuschließende Verwaltungsvereinbarung die-
sen Beschlüssen des Deutschen Bundestages Rech-
nung tragen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Schöfberger. 

Dr. Schöfberger (SPD): Herr Staatssekretär, was 
ist das für eine Wohnungsbaupolitik oder -förde-
rungspolitik, wenn in einer Großstadt wie München 
die Quadratmeterpreise für Bauland auf 1 000 DM 
steigen, ein einfaches Reihenhaus bereits bis zu 
1 Million DM kostet und niemand, der noch sozial 
förderungsberechtigt ist, mehr daran denken kann 
— selbst bei bester Förderung —, sich eine Eigen-
tumswohnung oder gar ein Eigenheim in einer 
Großstadt anzuschaffen, sondern dieser Personen-
kreis vielmehr auf die Förderung des sozialen Miet-
wohnungsbaus angewiesen ist? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schöf-
berger, wenn vom Ausstieg des Bundes aus der Mit-
förderung des sozialen Mietwohnungsbaus gespro-
chen wird, so bedarf dieser Ausdruck einer Richtig-
stellung. Der Oberbürgermeister von München hat 
in einem Offenen Brief die Schlußfolgerung gezo-
gen, daß die Landeshauptstadt München ab 1986 
weniger Mittel für den sozialen Wohnungsbau er-
halten und die in München weiterhin notwendige 
Förderung des Mietwohnungsbaus stark einge-
schränkt werde. Diese Schlußfolgerungen sind 
falsch. 

Ich möchte das begründen. 

Erstens: Die Bundesmittel für den sozialen Woh-
nungsbau gehen als Finanzhilfen an die Länder. Es 
gibt in der Wohnungsbauförderung keine Finanzbe-
ziehungen zwischen dem Bund und einzelnen Städ-
ten und Gemeinden. 

Zweitens: Die Verteilung der insgesamt aus dem 
Bundes- und dem Landeshaushalt zur Verfügung 
stehenden Förderungsmittel auf die einzelnen Be-
willigungsstellen ist ausschließlich Sache des Lan-
des. Der bayerische Staatsminister des Innern hat 
bereits darauf hingewiesen, daß gerade München 
bei der innerbayerischen Verteilung der Wohnbau-
förderungsmittel nie schlecht gefahren sei; daran 
werde sich auch künftig nichts ändern. 

Drittens und letztens: Da das Land Bayern be-
reits bisher — auf das ganze Land bezogen — we-
sentlich mehr Förderungsmittel zugunsten von Ei-
gentumsmaßnahmen eingesetzt hat, als das Land 
Bundesmittel erhält, ändert sich in Bayern durch 
den Beschluß des Haushaltsausschusses gar nichts. 
Ich kann deshalb noch einmal unterstreichen, was 
der bayerische Innenminister festgestellt hat: Für  

den sozialen Wohnungsbau in München besteht 
keine Gefahr. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Dr. Schöfberger. 

Dr. Schöfberger (SPD): Habe ich dann recht, wenn 
ich davon ausgehe, daß sich die Bundesregierung 
voll und ganz darauf verläßt, daß die Länder in 
Zukunft für das einspringen, was der Bund nicht 
mehr leisten will, nämlich die Förderung des sozia-
len Mietwohnungsbaus, und was passiert, wenn 
sich das eine oder andere Bundesland weigert, ei-
gene Mittel einzuschießen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schöf-
berger, der Bund hat mit diesem Beschluß doku-
mentiert, daß er keinen bundesweiten — und dar-
auf liegt die Betonung — Bedarf für die weitere 
Förderung des Mietwohnungsbaus mehr sieht. 
Denn es ist offenkundig, daß das Problem des Miet-
wohnungsbaus, des sozialen Mietwohnungsbaus 
kein flächendeckendes Problem mehr ist, sondern 
ein punktuelles; ich gebe zu: ein für München be-
deutendes. Ich bin sicher, daß sich die bayerische 
Staatsregierung — das hat sie uns auch kundgetan 
— dieser Verantwortung verpflichtet weiß. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Kansy. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß auch bisher die ganz 
überwiegenden Mittel, die für den sozialen Miet-
wohnungsbau aufgebracht wurden, von den Bun-
desländern kamen, so auch vom Land Bayern? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Das ist zutreffend, 
Herr Kollege. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Riedl. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, ist die Bundesregierung bereit, in den Ver-
handlungen mit den Ländern — ich meine insbe-
sondere: mit dem Freistaat Bayern — darauf hinzu-
wirken, daß im Rahmen der vom Bund für den 
sozialen Wohnungsbau (Eigentumsmaßnahmen) 
bereitgestellten Bundesmittel der Freistaat Bayern 
veranlaßt wird, dort, wo es regionale Schwerpunkte 
gibt, wo der soziale Mietwohnungsbau noch erfor-
derlich ist, die entsprechenden Mittel, die für Eigen-
tumsmaßnahmen beim Freistaat gespart werden, in 
den sozialen Mietwohnungsbau zu stecken? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Riedl, 
ich bin der Auffassung, daß die Bayerische Staats-
regierung gar keines Anstoßes bedarf. Sie hat so-
wohl auf dem Gebiet der Eigentumsbildung als 
auch auf dem Gebiet der Verpflichtung im sozialen 
Mietwohnungsbau immer das entsprechend Not-
wendige getan. 

Ich darf noch einmal sagen, daß auch künftig 
jedes einzelne Land, wenn Bedarf besteht, den 
Mietwohnungsbau fördern kann und auch wird. 
Selbstverständlich werden auch künftig in Einzel- 
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fällen Mietwohnungen für Behinderte und für alte 
Menschen sowie Mietwohnungen im Zuge von Sa-
nierungsmaßnahmen gefördert. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, die Fragen 61 und 62 des Abgeordneten De-
lorme können nicht beantwortet werden, da der 
Fragesteller nicht im Saal ist. Die Fragen werden 
entsprechend der Geschäftsordnung behandelt. 

Damit sind wir am Ende des Geschäftsbereichs 
des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau. Vielen Dank für die Beantwortung, 
Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
kanzlers und des Bundeskanzleramts. Herr Staats-
minister Vogel steht zur Beantwortung zur Verfü-
gung. 

Die Frage 63 des Abgeordneten Dr. Hupka soll 
auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwor-
tet werden. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 64 des Abgeordneten Fischer 
(Frankfurt) auf: 

Ist es richtig, daß das Bundeskanzleramt Material, Aus-
künfte und ähnliches über mich beim Bundesamt für Verfas-
sungsschutz angefordert und erhalten hat, und wenn ja, auf 
wessen Veranlassung wurde dieser Schritt unternommen? 

Vogel, Staatsminister beim Bundeskanzler: Herr 
Präsident, ich möchte im angenommenen Einver-
ständnis mit dem Herrn Abgeordneten Fischer die 
beiden Fragen 64 und 65 im Zusammenhang beant-
worten. 

Vizepräsident Westphal: Können wir das Einver-
ständnis annehmen? — Ich habe Ihre Handbewe-
gung so gedeutet, Herr Fischer. Dann rufe ich auch 
die Frage 65 des Abgeordneten Fischer (Frankfurt) 
auf: 

Wie lautet der genaue Inhalt der Anfrage, und wurden in 
der Vergangenheit bereits derartige Anfragen über Abgeord-
nete an das Bundesamt für Verfassungsschutz oder andere 
Sicherheitseinrichtungen gerichtet? 

Vogel, Staatsminister: Herr Abgeordneter Fi-
scher, das Bundeskanzleramt hat in der Amtszeit 
der jetzigen Bundesregierung weder beim Bundes-
amt für Verfassungsschutz noch bei einer anderen 
Stelle nachrichtendienstliche Erkenntnisse in ir-
gendeiner Form über Sie oder andere Abgeordnete 
angefordert oder von diesen Stellen erhalten. 

Zur Vorbereitung der parlamentarischen Arbeit 
der Bundesregierung wollte sich das Bundeskanz-
leramt Kenntnis über Ihre frühere publizistische 
Tätigkeit verschaffen. Die für Kommunikationsfra-
gen zuständige Abteilung 5 des Bundeskanzleramts 
hatte daher das Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung gebeten, die Frankfurter Zeit-
schrift „Der Pflasterstrand", in der Sie sich häufig 
geäußert haben sollen, durchzusehen. Da diese Zeit-
schrift dort nur in vereinzelten Exemplaren vorhan-
den war, empfahl das Bundespresseamt, sich an die 
Bibliothek des Bundesamts für Verfassungsschutz 
zu wenden. Dieses Amt hat die Zeitschrift über das 

Bundeskanzleramt dem Bundespresseamt zur Ein-
sicht überlassen. 

(Berger [CDU/CSU]: Der einzige Abonnent! 
— Roth [SPD]: Das ist ein Gemälde der 
Effizienz dieser Regierung! — Heiterkeit 

bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Fischer (Frankfurt). 

Fischer (Frankfurt) (GRÜNE): Herr Staatssekre-
tär, wer hat denn die Anordnung für diese weitrei-
chende politische Maßnahme im Kanzleramt ge-
troffen? 

Vogel, Staatsminister: Ich habe diese Frage schon 
beantwortet, Herr Abgeordneter. Das ist Ihrer Auf-
merksamkeit entgangen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Ad perso

-

nam, Herr Staatsminister!) 
— Der Leiter der Abteilung 5 des Bundeskanzler-
amts, Herr Dr. Ackermann. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Fischer. 

Fischer (Frankfurt) (GRÜNE): Wann wurde denn 
diese Anordnung von Dr. Ackermann getroffen? 

Vogel, Staatsminister: Ich kann Ihnen jetzt das 
genaue Datum dazu nicht sagen. Es ist vor einiger 
Zeit erfolgt, Herr Abgeordneter. Den weiteren Vor-
gang habe ich Ihnen geschildert. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben zwei weitere 
Zusatzfragen, Herr Fischer. 

Fischer (Frankfurt) (GRÜNE): Sind Sie bereit, mir 
schriftlich das genaue Datum dieser Anordnung 
mitzuteilen? 

Vogel, Staatsminister: Ich bin gern bereit, das 
festzustellen und Ihnen mitzuteilen, Herr Kollege 
Fischer. 

Vizepräsident Westphal: Letzte Zusatzfrage. 

Fischer (Frankfurt) (GRÜNE): Keine Zusatzfrage 
mehr. Ich hoffe, die Lektüre hat Ihnen Spaß ge-
macht. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist wenig 
wahrscheinlich!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Staatsminister, ist es 
denkbar, daß Sie Unterlagen vom Bundesamt für 
Verfassungsschutz deswegen nicht anzufordern 
brauchten, weil sie bereits vorlagen? 

Vogel, Staatsminister: Nein, das ist falsch, Herr 
Kollege. Ich habe das, was vom Bundesamt für Ver-
fassungsschutz auf die Bitte hin mitgeteilt und ge-
liefert worden ist, mitgebracht. Ich gehe davon aus, 
daß diejenigen, die in diesem Publikationsorgan pu-
bliziert haben, die Absicht hatten, daß es die Öffent- 
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lichkeit erreicht. Ich kann Ihnen damit auch die 
„nachrichtendienstliche Erkenntnisquelle" vorzei-
gen. 

Vizepräsident Westphal: Eine zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Staatsminister, u m  

das noch einmal klarzustellen: Meine Frage bezog 
sich nicht auf die Unterlagen, die Sie angesprochen 
haben — auf den „Pflasterstrand" —, sondern dar-
auf, ob möglicherweise zusätzliche Informationen, 
die Sie eventuell angefordert hätten, bereits vorla-
gen, so daß das nicht erforderlich war. 

Vogel, Staatsminister: Ich habe bereits in meiner 
ersten Antwort darauf hingewiesen, Herr Kollege, 
daß ausschließlich nach im Bundespresseamt nicht 
vorhandenen Nummern des „Pflasterstrands" ge-
fragt und daß mehr und anderes nicht angefordert 
worden ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Broll. 

Broll (CDU/CSU): Herr Staatsminister, werden im 
Bundesamt in Köln nur Pflastersteine gesammelt, 
die gedruckt worden sind, oder auch solche, die ge-
worfen worden sind? 

Vogel, Staatsminister: Herr Kollege Broll, ich 
gehe davon aus, daß dies schon interessantes An-
schauungsmaterial genug ist. Wenn es gewünscht 
wird, bin ich aber auch gerne bereit, Ihnen den 
Inhalt der Erkenntnis vorzutragen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Krizsan. 

Krizsan (GRÜNE): Herr Vogel, wären Sie, um dem 
Informationsdefizit des Bundeskanzleramtes abzu-
helfen, bereit, außer dem „Pflasterstrand" auch 
noch andere Zeitungen und Zeitschriften zu lesen? 

Vogel, Staatsminister: Wenn wir der Auffassung 
sind, daß es interessant ist, Herr Kollege, werden 
wir sicherlich bereit sein, auch noch andere Zeitun-
gen und Zeitschriften zu lesen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Berger. 

Berger (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wären 
Sie bereit, dem Hohen Hause in einer kleinen Le-
seprobe einmal kundzutun, was über den Kollegen 
Fischer in diesem Presseerzeugnis steht? 

Vogel, Staatsminister: Herr Kollege Berger, ich 
bin gerne bereit, Ihnen das mitzuteilen, was Inhalt 
der Erkenntnis gewesen ist, die wir aus dieser Er-
kenntnisquelle haben schöpfen können. Ich darf 
mich auf ein auszugsweises Zitat beschränken. 

(Haehser [SPD]: Können Sie das auch sin -
gen? — Roth [SPD]: Bestellt ist bestellt! — 
Gegenruf von der CDU/CSU: Es ist nach 
einer Leseprobe, nicht nach einer Sing- 

probe gefragt worden!) 

— Herr Kollege, ich bin sicher auch in der Lage zu 
singen. Ich werde das dort tun, wo ich es für richtig 
halte. Alles zu seiner Zeit. 

Hier heißt es aus dem Jahrgang 1977 unter der 
Überschrift „Der Mythos des bewaffneten Kamp-
fes" u. a.: 

Das Seltsame ist, daß sowohl unsere Praxis als 
auch unsere Theorie die Fragesteller über-
haupt nicht interessieren, denn sie sind mit ih-
rer Antwort längst fertig. Sie haben sich ein 
Monster aufgebaut, das sie bewaffneter Kampf 
nennen und das sie gemeinsam zu erlegen 
trachten. Der Bogen derjenigen, die da am 
Schreibtisch auf die Jagd gehen, ist wahr-
scheinlich weit gespannt, und scheinbar unver-
söhnliche Gegner finden doch wieder ihren ge-
meinsamen Nenner: 

Zitat 1: „Unter der perfekt sitzenden Maske des 
Samariters und Menschenfreundes zeigt sich 
die Fratze des Terroristen, der über Leichen 
geht." 
(Hamburger Abendblatt vom 10./11. Mai 1975 
über K. H. Roth) 

Zitat 2: „Vorn das lichte Antlitz des heldenhaf-
ten Widerstandskämpfers, hinter dem aber be-
reits die Fratze des Bullen der zukünftigen 
Volkspolizei zum Vorschein kommt." (Joschka 
Fischer in Autonomie Nr. 5, S. 55) 

Dann daran anschließend die Frage: 

Woher rührt diese Hysterie, die einen Joschka 
Fischer bei Axel Springer Zuflucht suchen 
läßt? 

Vizepräsident Westphal: Wir sind am Ende des Ge-
schäftsbereichs des . Bundeskanzlers und des Bun-
deskanzleramtes. Ich danke dem Staatsminister für 
die Beantwortung der Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Auswärtigen. Zur Beantwortung der 
Fragen steht Herr Staatsminister Möllemann zur 
Verfügung. 

Die Frage 66 des Abgeordneten Hedrich soll auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet 
werden. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 67 des Abgeordneten Waltema-
the auf: 

Hat die Bundesregierung während der Sitzung der UNO

-

Vollversammlung 1984 eindeutig die Menschenrechtsverlet-
zungen in Chile verurteilt, indem sie unter Inbetrachtnahme 
der insbesondere während der letzten Tage und Wochen es-
kalierten Unterdrückungsmaßnahmen von seiten der Pino-
chet-Diktatur sich nicht wie in vorangegangenen Jahren der 
Stimme enthielt, sondern für die Resolution stimmte? 

Bitte schön, Herr Möllemann. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Kollege, der Resolutionsentwurf zur Men-
schenrechtslage in Chile wird zur Zeit noch mit den 
Miteinbringern der Vorjahresresolution abge-
stimmt. Der Entwurf wird in Kürze verabschiedet 
werden, wahrscheinlich morgen. Es steht im Augen-
blick nicht genau fest, ob es bei morgen bleiben 
wird. Es ist aber mit einer Verabschiedung in dieser 
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Woche zu rechnen. Wir werden dem Entwurf zu-
stimmen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Ich danke Ihnen ausdrücklich 
für diese Antwort. Ich habe bei der Fragestellung 
natürlich auch nicht gewußt, wann genau ein Reso-
lutionsentwurf in der UNO-Versammlung zur Ab-
stimmung steht. Ihre Ankündigung, daß die Bun-
desregierung auf jeden Fall einer Verurteilung — 
darum geht es ja — Chiles hinsichtlich der men-
schenrechtlichen Lage zustimmt, steht also fest? 
Das kann ich aus Ihrer Antwort entnehmen? 

Möllemann, Staatsminister: Ja. Es geht ja um ei-
nen Resolutionsentwurf, der unter anderem von 
Mexiko eingebracht worden ist, und wir verhalten 
uns zu diesem zustimmend. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
von Herrn Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Ist Ihnen bekannt, ob auch die 
USA zustimmen werden? 

Möllemann, Staatsminister: Nein, das ist mir nicht 
bekannt. Das wird sich bei der Abstimmung zei-
gen. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 68 
des Abgeordneten Waltemathe: 

In welcher Form hat die Bundesregierung auf die erneute 
Verhängung des Belagerungszustandes in Chile durch un-
sere diplomatische Vertretung in Chile reagiert? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Walte-
mathe, die Bundesregierung ist tief enttäuscht über 
die erneute Verhängung des Belagerungszustandes 
in Chile, die eine erhebliche Verschlechterung der 
Lage der Menschenrechte und eine weitere innen-
politische Verhärtung zur Folge hat. Im Falle von 
Chile hat es die Bundesregierung seit Jahren für 
wirkungsvoller gehalten, daß die zehn Mitgliedstaa-
ten der EG sich zu einer gemeinsamen Haltung 
bekennen und diese gegenüber der chilenischen 
Regierung zum Ausdruck bringen. Das ist zuletzt 
nach Ausrufung des Belagerungszustandes am 
6. November 1984 in einer Erklärung der zehn Au-
ßenminister, die vom 12. November 1984 datiert ist, 
in Dublin geschehen. 

Die Deutsche Botschaft in Santiago wird in be-
sonderen Einzelfällen darüber hinaus tätig. So ist 
ein Beispiel aus der jüngsten Vergangenheit der 
Bergarbeiterführer Hector Cuevas, für dessen 
Rückkehr sich die Botschaft eingesetzt hat. Das 
ging zurück auf einen Appell des Vorsitzenden der 
IG Bau, Steine, Erden, Herrn Carl. Wir werden auch 
im Rahmen unserer Präsidentschaft im Ministerko-
mitee des Europarates eine weitere Aktivität etwa 
in Form einer Entschließung oder weitere politische 
Aktivitäten beraten und beschließen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Staatsminister, darf ich 
dieser Antwort entnehmen, daß Sie sich bei rück

-

kehrwilligen Chilenen, die bei uns bisher im Exil 
gelebt haben und Aufenthaltserlaubnis hatten, über 
die diplomatische Vertretung dafür einsetzen wer-
den, daß diese zurückkehren können beziehungs-
weise, daß ihnen, wenn sie zurückgekehrt und von 
Chile auch aufgenommen worden sind, dort aus po-
litischen Gründen keine Repressalien drohen? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege, Sie wis-
sen, daß das so pauschal schwer zu beantworten ist, 
jedenfalls, ohne vielleicht falsche Hoffnungen zu er-
wecken. Man wird sich das von Fall zu Fall an-
schauen müssen und dabei berücksichtigen müs-
sen, daß man sich nicht übernimmt. Ich kenne die 
Zahl derer nicht, die möglicherweise ein solches An-
liegen haben. Aber man wird wie in dem von mir 
genannten Fall, wenn das Erfolgsaussichten be-
inhaltet, das sicherlich tun. 

Vizepräsident Westphal: Keine weiteren Zusatz-
fragen von Herrn Waltemathe. 

Dann kommen wir zu der Frage 69 des Abgeord-
neten Dr. Hupka: 

Welches ist der Stand der von der Bundesregierung verant-
worteten Vorbereitungen einer eigenen deutschen Fernseh-
stunde in Jordanien, und welches sind die Gründe dafür, daß 
die Deutsche Welle, die laut Gesetz „im Ausland ein umfas-
sendes Bild des politischen, kulturellen und wirtschaftlichen 
Lebens in Deutschland vermitteln soll", von den Vorbereitun-
gen ausgeschlossen ist? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Dr. Hupka, das 
Projekt, eine deutsche Fernsehstunde in Jordanien 
einzuführen, wurde vom Jordanischen Fernsehen 
und den deutschen Anstalten an die Bundesregie-
rung herangetragen. Diese hat gemeinsam mit den 
Rundfunk- und Fernsehanstalten mehrere Modell-
varianten für dieses Projekt erörtert. In einer ande-
ren Fragestunde haben wir darüber schon gespro-
chen. 

Seit November 1984 wird im fremdsprachigen Ka-
nal des Jordanischen Fernsehens testweise einmal 
wöchentlich ein deutsches Programm ausgestrahlt. 
Den entsprechenden Wunsch des Jordanischen 
Fernsehens vorausgesetzt, ist die Bundesregierung 
grundsätzlich bereit, die regelmäßige Belieferung 
Jordaniens mit geeigneten deutschsprachigen Fern-
sehprogrammen durch finanzielle Unterstützung zu 
ermöglichen. Die Programme werden vom Jordani-
schen Fernsehen arabisch untertitelt. 

Die Deutsche Welle war in allen Phasen an die-
sem Abstimmungsprozeß beteiligt. Das Vorhaben 
ist in dieser Form kein Auslandsrundfunk, da die 
Programmauswahl vom Jordanischen Fernsehen 
bestimmt und die Ausstrahlung von diesem auch 
verantwortet wird. Es handelt sich dabei um reine 
Fernsehtranskription, also um eine originäre Auf-
gabe von TransTel. ARD und ZDF, ohne deren Zu-
lieferung von Programmen sich ein derartiges Vor-
haben realistischerweise nicht darstellen läßt, zie-
hen es vor, daß TransTel die Projektkoordination 
übernimmt, zumal sie TransTel als Gesellschafter 
mittragen. 
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Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage von 
Herrn Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, Sie 
haben eben in Ihrer Antwort gesagt, die Deutsche 
Welle sei in allen Phasen der Vorbereitung beteiligt 
gewesen. Können Sie erklären, in welcher Weise? 
Hat man nur Briefe geschrieben, daß dem so ist, 
oder hat man auch einmal in Erwägung gezogen, 
daß die Deutsche Welle an diesem Projekt beteiligt 
werden könnte? 

Möllemann, Staatsminister: In den Beratungen 
und Abstimmungen hat man sich mit den Verant-
wortlichen aller zuständigen Institutionen unterhal-
ten. Aber, wie ich bereits sagte, für die komplette 
Durchführung kommt aus praktischen Gründen die 
Deutsche Welle nicht in Frage, sondern hier ist die 
Dienstleistung von TransTel gefragt. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
von Herrn Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Was ist der Grund für die 
letzte Antwort, Herr Staatsminister, daß die Deut-
sche Welle nicht in Frage komme, sondern nur die 
Dienstleistung von TransTel, da es ja im Gesetzes-
auftrag lautet, daß die Deutsche Welle „im Ausland 
ein umfassendes Bild des politischen, kulturellen 
und wirtschaftlichen Lebens in Deutschland ver-
mitteln soll"? Sie ist also gleichsam der Auslands-
sender, oder soll die Deutsche Welle nur auf die 
Kurzwelle beschränkt werden? 

Möllemann, Staatsminister: Nein, aber die Deut-
sche Welle ist Auslandsrundfunk, der sein eigenes 
Programm verantwortet — im übrigen im Sinne 
dessen, was Sie gesagt haben —, während hier eine 
Dienstleistung für ein Programm gefragt ist, das in 
vollständiger eigener Verantwortung des jordani-
schen Fernsehens steht. Dafür übernehmen wir 
keine inhaltliche Verantwortung, sondern wir lie-
fern Material zu, das sich die jordanische Seite aus-
sucht. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Werner. 

Werner (CDU/CSU): Herr Staatsminister, läßt sich 
von einer derartigen Handhabung wie im Falle Jor-
danien nicht ein Präzedenzfall ableiten, auch in an-
deren Ländern ähnlich zu verfahren, und sehen Sie 
dann eben nicht die Gefahr, daß in zunehmendem 
Maße die Möglichkeiten der Deutschen Welle auf 
diesem Wege — auf bilaterale Vereinbarungen zu-
rückgehend — mehr oder weniger nolens volens 
zurückgedrängt werden? 

Möllemann, Staatsminister: Nein. 

Vizepräsident Westphal: Frage 70 des Abgeordne-
ten Bindig soll auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet werden. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 71 des Abgeordneten Dr. Czaja 
auf: 

Hat die Bundesregierung Unterlagen darüber, daß das 
Bundesverfassungsgericht, gerade auf Grund der Darlegun-
gen der früheren Bundesregierung, am 7. Juli 1975 mit Bezug 
auf den Warschauer Vertrag festgestellt hat, „der Wille der 
Bundesrepublik Deutschland ..., nicht über den territorialen 
Status Deutschlands zu verfügen, war auch für den Vertrags-
partner erkennbar und hat sogar seinen Niederschlag in den 
Verträgen selbst gefunden", das Ansprechen von Grenzlinien 
beinhalte eine „Konkretisierung des Gewaltverzichts", die 
Gebiete östlich von Oder und Neiße seien „mit dem Inkraft-
treten der Ostverträge aus der rechtlichen Zugehörigkeit zu 
Deutschland" nicht entlassen, die Bundesrepublik Deutsch-
land habe Maßnahmen „auf eine gewaltsame Änderung", 
aber nicht die grundgesetzlich gebotene Wahrung der Ge-
bietsrechte Deutschlands vor friedensvertraglichen Regelun-
gen zu unterlassen? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Dr. Cza-
ja, der von Ihnen genannte Beschluß des Bundes-
verfassungsgerichts vom 7. Juli 1975 ist in der Amt-
lichen Sammlung der Entscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts, Band 40, Seite 141 ff., abge-
druckt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ich 
habe aber gefragt, ob die Bundesregierung Unterla-
gen über die damaligen Darlegungen der früheren 
Bundesregierung vor dem Bundesverfassungsge-
richt hat, die sich doch hoffentlich mit dem decken, 
was der Herr Bundesaußenminister Scheel am 
9. Februar 1972 im Bundesrat vorgetragen hat. Er 
fragte nämlich: „Wo steht denn in den Verträgen die 
Grenzanerkennung durch die Bundesrepublik?" — 
Er  beantwortete das: „Nirgendwo in den Verträgen 
ist von dieser Anerkennung die Rede." — Haben Sie 
Ausführungen der früheren Bundesregierung dar-
über in den Unterlagen? 

Möllemann, Staatsminister: Diese Unterlagen und 
diese Ausführungen sind uns bekannt. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Stimmt auch die frühere 
Denkschrift der Bundesregierung, und halten Sie 
auch noch daran fest, daß Art. 1 Abs. 1 des War-
schauer Vertrages nicht besagt, daß in den Verträ-
gen oder in Potsdam die westliche Staatsgrenze Po-
lens festgelegt worden ist, weil sich — so in der 
Denkschrift — das Wort „festgelegt" nicht auf die 
westliche Staatsgrenze Polens bezieht, sondern auf 
den Verlauf einer Linie, die in Potsdam beschrie-
ben, aber nicht festgelegt worden ist? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Czaja, 
auch diese Denkschrift ist uns bekannt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Becker (Nienberge). 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatsminister, 
können wir trotzdem davon ausgehen, daß auch die 
Bundesregierung dem polnischen Volk vermittelt, 
daß dieses Volk in sicheren Grenzen lebt? 
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Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Becker, 
ich vermag jetzt das Wort „trotzdem" nicht ganz 
einzuordnen. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Trotz dieser 
Frage!) 

— Ach so; ich habe hier nur mitgeteilt, daß wir 
Denkschriften und Unterlagen kennen. In der 
Sache habe ich hier kürzlich mehrfach vorgetragen, 
was der Bundespräsident, der Bundeskanzler und 
der Bundesaußenminister zu dieser Frage dem 
Deutschen Bundestag mehrfach unmißverständlich 
mitgeteilt haben. Es gibt dem nichts hinzuzufügen. 
Da gibt es auch keine Interpretationsspielräume. Es 
heißt in dieser Antwort des Bundeskanzlers: 

Die Politik der Bundesrepublik Deutschland ist 
Friedenspolitik. Sie hat deshalb von jeher auf 
Anwendung und Androhung von Gewalt als 
Mittel ihrer Politik verzichtet. Gewaltverzicht 
ist auch das Kernstück unserer Verträge mit 
den Staaten des Warschauer Paktes. Wir ste-
hen ohne Wenn und Aber zu diesen Verträgen. 
Die Bundesrepublik Deutschland erhebt keine 
Gebietsansprüche gegen irgend jemanden und 
wird das auch in Zukunft nicht tun. 
(Becker [Nienberge] [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Werner. 

Werner (CDU/CSU): Herr Staatsminister, sind Sie 
nicht mit mir einer Meinung, daß es zur Beruhi-
gung der derzeitigen Diskussion, aber auch für die 
Zukunft hilfreich wäre, wenn die Bundesregierung 
jene Darlegungen, die sie vor dem Gericht in Karls-
ruhe abgegeben hat, der Öffentlichkeit umfassend 
zugänglich machen würde, denn dies sind Unterla-
gen, auf die sich das Gericht in seinen Darlegungen 
laufend bezieht und die uns nicht umfassend be-
kannt sind. 

Möllemann, Staatsminister: Über das hinaus, was 
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht worden ist, 
kann ich im Augenblick aus sachlichen Erwägun-
gen keinen Veröffentlichungsbedarf erkennen. Das 
müßte im einzelnen besprochen werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Lowack. 

Lowack (CDU/CSU): Herr Staatsminister, können 
Sie die Auffassung der Bundesregierung bestätigen, 
die in dem folgenden Urteil ihren Niederschlag ge-
funden hat? Ich zitiere: 

Mit Rücksicht auf die Gesamtverantwortung 
der Vier Mächte für Deutschland als Ganzes 
konnten nach der Rechtsauffassung der Bun-
desregierung Verfügungen über den territoria-
len Status Deutschlands, die eine friedensver-
tragliche Regelung vorweggenommen hätten, 
ohne die Zustimmung der Vier Mächte nicht 
getroffen werden. Dies ist für den Warschauer 
Vertrag in der Denkschrift der Bundesregie-
rung ausdrücklich hervorgehoben worden:.. . 

An anderer Stelle heißt es in dem Urteil:  

Der Wille der Bundesrepublik, bei den Grenzre-
gelungen der Verträge von Moskau und War-
schau nicht über den territorialen Status 
Deutschlands zu verfügen, war auch für die 
Vertragspartner erkennbar und hat sogar sei-
nen Niederschlag in den Verträgen selbst ge-
funden. 

Möllemann, Staatsminister: Zunächst ist es nicht 
meine Aufgabe, ein Urteil zu bestätigen. Das haben 
Sie vorgelesen. Das hat seine Wirkung. 

Zweitens. Die Äußerungen der Bundesregierung, 
und zwar der früheren wie der jetzigen, habe ich 
präzise zitiert. Wir haben darüber hinaus zu einer 
Zusatzfrage im Blick auf die Denkschrift bestätigt, 
daß diese nicht nur bekannt ist, sondern auch nicht 
etwa wirkungslos geworden wäre. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Aber auch beachtet 
wird!) 

Herr Kollege Lowack, ich habe den Eindruck, daß 
es wirklich zweckmäßig ist, wenn die Gültigkeit der 
Aussagen, die der Bundeskanzler, der Bundespräsi-
dent und der Bundesaußenminister wirklich nicht 
zufällig in diesen Tagen wiederholt getroffen haben, 
nicht relativiert wird. Ich habe diesen Aussagen 
nichts hinzuzufügen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, nach-
dem Sie den Absatz 3 des  Art. I  des Warschauer 
Vertrages zitiert haben, sind Sie auch bereit, Art. IV 
des Warschauer Vertrages in diesen Zusammen-
hang einzubeziehen, um den Warschauer Vertrag 
als Ganzes zu sehen? 

Möllemann, Staatsminister: Selbstverständlich; 
wir stehen zum Warschauer Vertrag als Ganzes. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Schulze (Berlin). 

Schulze (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
hat nicht das Bundesverfassungsgericht nach ein-
gehender Anhörung der für die Ostverträge verant-
wortlichen Regierungen — damals Brandt/Scheel 
— festgestellt, daß die Gebiete östlich von Oder und 
Neiße aus der Zugehörigkeit zu Deutschland nicht 
entlassen und fremder Souveränität nicht unter-
stellt sind, und bindet das — das ist meine eigentli-
che Frage — alle Beamte und Staatsorgane? 

Möllemann, Staatsminister: Mir liegt im Moment 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts nicht im 
Wortlaut vor. Ich müßte nachsehen, ob das dort im 
Wortlaut so steht. Das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts bindet uns selbstverständlich ebenso 
wie die von uns eingegangenen Verträge. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Berger. 

Berger (CDU/CSU): Herr Staatsminister, teilen 
Sie meine Auffassung, daß die von dem Kollegen 
Czaja und anderen Kollegen jetzt aufgeworfenen 
Statusfragen nicht im Widerspruch zu der Tatsache 
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stehen, daß wir keine Gebietsansprüche erheben, 
sondern nur verschiedene Probleme eines sehr 
komplexen Gegenstandes sind, der einer späteren 
Regelung bedarf? 

Möllemann, Staatsminister: Dazu müßte ich jetzt 
etwas vornehmen, was mir nicht zusteht, nämlich 
bei Fragestellern in Gestalt von Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages eine Bewertung der Moti-
vation vornehmen. Das steht mir nicht zu. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers des 
Auswärtigen. Ich danke dem Staatsminister Mölle-
mann für die Beantwortung der Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Innern. Zur Beantwortung der Fragen 
steht der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Waf-
fenschmidt zur Verfügung. 

Herr Dr. Stavenhagen, der die Fragen 72 und 73 
gestellt hat, bittet um schriftliche Beantwortung. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Der Fragesteller der Fragen 74 und 75, Herr Ab-
geordneter Bamberg, ist nicht im Saal. Es wird nach 
den Richtlinien für die Fragestunde verfahren. 

Der Abgeordnete Becker (Nienberge) hat seine 
Fragen 76 und 77 zurückgezogen. 

Wir kommen zur Frage 78 des Abgeordneten 
Pauli: 

Läßt sich nach Auffassung der Bundesregierung der in vie-
len Gemeinden vollzogene Anschluß- und Benutzungszwang 
bei der Oberflächenentwässerung mit den Bemühungen von 
Bund und Ländern zur Vermeidung von Hochwasser bzw. 
zur Schadensminderung bei Hochwasserschäden vereinba-
ren? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Herr Kollege Pauli, ich be-
antworte Ihre Frage wie folgt. 

Es sollte weitgehend unverschmutztes Nieder-
schlagswasser möglichst versickert werden, sofern 
die örtliche Bebauung dies zuläßt. Dies soll auch 
deshalb geschehen, um einen zu schnellen Abfluß 
zu vermeiden und damit die unter Umständen be-
stehende Gefahr von Hochwasserschäden zu ver-
ringern. Nach den der Bundesregierung vorliegen-
den Informationen sind die für den Vollzug zustän-
digen Wasserbehörden bzw. die zur Abwasserbesei-
tigung verpflichteten Gebietskörperschaften zuneh-
mend bemüht, entsprechend ausgewogene Lösun-
gen zu finden und auch durchzusetzen. Damit wird 
dann gleichzeitig erreicht, daß bei der Auslegung 
von Kanalisationsnetzen auch Kosten insbesondere 
im Hinblick auf die Belastung der Bürger gespart 
werden. 

Letztlich ist folgendes festzustellen: Das von befe-
stigten Flächen, insbesondere von Verkehrs- und 
Gewerbeflächen abfließende Niederschlagswasser 
ist oft stark verschmutzt. Das gilt vor allem für das 
bei Regenbeginn abfließende Wasser. Ziel ist es, 
dieses verschmutzte Wasser möglichst in eine Klär-
anlage einzuleiten und dort zu behandeln, um die 
Belastung der Gewässer durch verschmutztes Nie-

derschlagswasser gering zu halten. Insoweit sind 
Fragen der Gewässerreinhaltung, die Sie hier an-
sprechen, immer mit zu berücksichtigen, und der 
angestrebte Ausgleich zwischen den Interessen der 
Gewässerreinhaltung und des Hochwasserschutzes, 
der hier vorgenommen wird, zeigt, daß Ihre Frage 
grundsätzlich zu bejahen ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, vielen Dank für 
die Antwort. Ich lasse das verschmutzte Oberflä-
chenwasser jetzt einmal außer Betracht. Beabsich-
tigt die Bundesregierung möglicherweise, in Zu-
sammenarbeit mit den Ländern für den Bereich des 
nicht verschmutzten Oberflächenwassers gesetzlich 
tätig zu werden? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Pauli, ich muß Ihnen sagen, daß die gesetzli-
chen Bestimmungen, die wir im Wasserhaushalts-
gesetz, im Abwasserabgabengesetz, in den notwen-
digen rahmenrechtlichen Vorschriften des Bundes 
haben, meines Erachtens ausreichen, um die Aufga-
ben zu erledigen, die Sie ansprechen. Wie das im 
einzelnen geschehen soll, ist Sache des Vollzugs 
und damit in erster Linie eine Aufgabe der für die 
Ausführung dieser Gesetze zuständigen Länder. 
Letztlich liegt der gesamte Fragenkomplex in der 
Kompetenz der kommunalen Körperschaften, 
sprich: der Städte und Gemeinden, die ja für die 
Abwasserbeseitigung zuständig sind. Das, was Sie 
ansprechen, muß man jeweils nach den örtlichen 
Gegebenheiten entscheiden, wie ich etwa aus mei-
ner eigenen kommunalen Praxis weiß. Dies kann 
man nicht so gut bundeseinheitlich regeln. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Pauli? — Keine weitere 
Frage. 

Dann rufe ich die Frage 79 auf: 
Läßt sich nach Auffassung der Bundesregierung die Ein-

führung größerer Haushaltsmüllgefäße z. B. der 240-Liter-
Tonne mit der beabsichtigten Festschreibung der Prinzipien 
Müllvermeidung, Müllverwertung und sichere Müllbeseiti-
gung in der Novellierung des Abfallbeseitigungsgesetzes ver-
einbaren? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Pauli, ich beantworte Ihre Frage mit Ja. Erfah-
rungen aus dem Länderbereich zeigen, daß mit der 
Einführung größerer Müllgefäße wie z. B. 120-l- und 
240-l-Müllgroßbehältern die Hausmüllentsorgung 
besser sichergestellt werden kann. Größere Behäl-
ter entlasten die Sperrmüllabfuhr wesentlich und 
ermöglichen auch wegen des ausreichenden Reser-
vevolumens eine bessere Überbrückung etwa von 
Feiertagen. Sie führen auch zu einem leichter sor-
tierbaren Müllgemisch, weil die verwertbaren Stoff-
gruppen weniger verschmutzt werden. Sie werden 
auch in den größeren Behältern nicht so stark zer-
kleinert und verpreßt. Daher begünstigen größere 
Müllbehälter die Anwendung spezieller Systeme 
zur getrennten Sammlung von Abfällen etwa in der 
Form der oft angesprochenen sogenannten Grünen 
Tonne. 
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Insgesamt ist festzustellen, daß eine von den ört-

lichen Gegebenheiten abhängige Kombination von 
120-1- und 240-1-Müllgroßbehältern den Erfordernis-
sen der Abfallentsorgung und Abfallverwertung 
entspricht und daher mit den Zielen der 4. Novelle 
zum Abfallbeseitigungsgesetz auch vereinbar ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, wie beurteilt 
denn die Bundesregierung grundsätzlich die ge-
trennte Mülleinsammlung in verschiedenen Gefä-
ßen bzw. Kammern im Vergleich zur Abfallsamm-

lung ohne Trennung in Großraumgefäßen, wenn die 
Sammlung in Großraumgefäßen auf die Müllver-
brennung hinausläuft? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär: Ich muß 
Ihnen sagen, daß auch in diesem Fall vorrangig fol-
gende zwei Gesichtspunkte zu beobachten sind. Die 
Bundesregierung heißt erstens alle die Systeme be-
sonders gut, die dazu führen, daß man die Abfälle 
trennen kann, um das herauszunehmen, was im 
Wege des Recyclings oder auf andere Art und Weise 
wieder einer nutzbringenden Verwertung zugeführt 
werden kann. Das ist ein Hauptanliegen, das von 
Bund, Ländern und Gemeinden bei der Entsorgung 
verstärkt im Auge zu behalten ist. Die zweite Frage 
ist, wie man dieser berechtigten Zielsetzung am be-
sten Rechnung trägt, zu einem hohen Maß an Wie-
derverwertung zu gelangen. Das entscheidet sich 
auf Grund der örtlichen Gegebenheiten und der ört-
lichen Einsammelsysteme. Das kann man nicht 
bundeseinheitlich abschließend bewerten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, lassen Sie mich 
noch einmal fragen: Ist denn die getrennte Müllein-
sammlung nicht geradezu prädestiniert, zu einer 
sinnvollen Verwertung des Mülls zu kommen? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär: Ich 
möchte Ihnen zustimmen, Herr Kollege Pauli, daß 
das getrennte Einsammeln im Hinblick auf die Wie-
derverwendung eines Teils der eingesammelten 
Stoffe sicherlich große Vorteile hat. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, die Fragen 80 des Abgeordneten Dr. Czaja, 104 
des Abgeordneten Urbaniak, 105 des Abgeordneten 
Roth, 106 des Abgeordneten Wolfram (Recklinghau-
sen), 133 und 134 des Abgeordneten Kirschner sind 
zurückgezogen worden. 

Wir sind am Ende der Fragestunde. Die noch 
nicht beantworteten Fragen werden schriftlich be-
antwortet. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär Dr. 
Waffenschmidt, für die Beantwortung der Fragen 
Ihres Bereiches. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 5 a und 5 b 
auf: 

5.a) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 
Technikfolgenabschätzung und -bewertung 
— Drucksache 10/2383 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Forschung und Technologie (federführend) 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Roth, Vose, Lutz, Catenhusen, Fischer (Hom-
burg), Grunenberg, Hansen (Hamburg), Dr. 
Kübler, Nagel, Stahl (Kempen), Stockleben, 
Vahlberg, Buschfort, Dreßler, Egert, Glombig, 
Heyenn, Kirschner, Peter (Kassel), Reimann, 
Schreiner, Frau Steinhauer, Urbaniak, Wein-
hofer, von der Wiesche, Dr. Vogel und der 
Fraktion der SPD 
Gestaltung der technischen Entwicklung; 
Technikfolgenabschätzung und -bewertung 
— Drucksache 10/2517 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Forschung und Technologie (federführend) 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Im Ältestenrat sind eine gemeinsame Beratung 
der Tagesordnungspunkte 5 a und 5 b und ein Bei-
trag von bis zu 10 Minuten für jede Fraktion verein-
bart worden. — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Dann ist so beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Lenzer. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Bevor ich mich der eigentlichen 
Sache zuwende, möchte ich, etwas schmunzelnd, 
auf die Debatte heute vor Eintritt in die Mittags-
pause zurückkommen. Der Bundeswirtschaftsmini-
ster, Herr Bangemann, hat die GRÜNEN als Kron-
zeugen bemüht, um zu dokumentieren, wie markt-
wirtschaftlich die Umweltschutzpolitik dieser Ko-
alition ausgerichtet sei. Jetzt traue ich mich fast 
nicht zuzugeben, daß ich hier für einen Antrag spre-
che, der von der Fraktion DIE GRÜNEN sogar mit 
unterschrieben worden ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das scheint eine völlig neue Entwicklung zu sein. 

Ich darf auch noch auf anderes hinweisen. Wir 
sprechen hier auch über einen SPD-Antrag, aber 
ich sehe nicht einen einzigen der Antragsteller der 
SPD hier im Saal. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Es werden sicherlich noch welche kommen. Aber 
Sie werden ihnen das sicherlich ausrichten, was 
hier gesagt worden ist. 

(Zuruf von der SPD: Zur Sache!) 
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Meine Damen und Herren, die Fragen der Tech-

nologiefolgenabschätzung und -bewertung sind ein 
Thema, mit dem sich die Unionsfraktion seit gerau-
mer Zeit beschäftigt. Ich darf daran erinnern, daß 
die erste Lesung unseres Antrags aus der 7. Legis-
laturperiode am 18. Mai 1973 hier in diesem Parla-
ment dieses Thema zum erstenmal aufgegriffen 
hat. Es wurde damals der Antrag gestellt, ein Amt 
zur Bewertung technologischer Entwicklungen 
beim Deutschen Bundestag einzurichten. Als Vor-
bild — ich habe das damals begründen dürfen —
diente uns das amerikanische Office of Technology 
Assessment. Das Ziel war, die voraussichtlichen 
Folgen der naturwissenschaftlichen und techni-
schen Entwicklungen im Hinblick auf ihre Bedeu-
tung für Volkswirtschaft und Gesellschaft abzu-
schätzen und darüber hinaus auch eine Kontrolle 
der Exekutive im Bereich der Forschungs- und 
Technologiepolitik auszuüben. Man kann eigentlich 
sagen: Seit damals hat sich die Zielsetzung gegen-
über der heutigen Initiative kaum geändert. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das wäre trau

-

rig!) 

— Herr Vosen, herzlich willkommen! Ich wollte ge-
rade eben die Frage stellen, ob die Diskussion des 
SPD-Antrags etwa unter Ausschluß der Arbeits-
gruppe Ihrer Fraktion für Forschung und Technolo-
gie stattfindet. 

(Zuruf von der SPD: Keine Sorge!) 

Am 21. November 1977, also in der 8. Legislatur-
periode, haben wir erneut die Einführung einer 
Prognose- und Bewertungskapazität zur Begutach-
tung technologischer und forschungspolitischer 
Entwicklungen beim Deutschen Bundestag gefor-
dert. Damals hat sich unser Kollege, der heutige 
Bundesforschungsminister Dr. Riesenhuber beson-
ders engagiert in unserer Arbeitsgruppe dieses 
Themas angenommen. Dieses Interesse dokumen-
tiert er auch heute in der Arbeit des Ministeriums. 
Ich verweise in dem Zusammenhang auf die gerade 
in der letzten Woche stattgefundene Konferenz in 
Berlin — sie ist auch ein Beitrag zur Technologiebe-
wertung — „l984 und danach", bei der der Versuch 
einer Abschätzung der Mikroelektronik unternom-
men wurde. 

In der 8. Legislaturperiode ist dann in der Druck-
sache 8/2629 am 7. März 1979 vom Ausschuß für 
Forschung und Technologie ein Bericht über den 
Stand der Beratungen gegeben worden. Aber wir 
sind in all diesen Jahren in der Sache eigentlich 
nicht so recht weitergekommen. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Warum eigent

-

lich nicht?) 

— Ja, das ist eine gute Frage. Warum eigentlich 
nicht? Es hat nie — diesen Vorwurf bitte ich nicht 
an uns zu richten — in der damaligen Zeit eine 
Mehrheit gegeben, die unseren Initiativen zuge-
stimmt hätte. Sie wurden mit Formalitäten abge-
wimmelt, etwa mit dem Vorwurf, da solle eine neue 
Bürokratie aufgebaut werden. Ich hatte das Gefühl, 
auch der damalige Bundesforschungsminister war 
nicht so sehr daran interessiert, die damalige Oppo

-

sition — der Antrag kam von unserer Seite — be-
sonders schlau zu machen. 

Am 29. Juli 1981 kam die Drucksache 9/701, Ziel: 
Verbesserung der Beratungskapazität des Deut-
schen Bundestages zur Bewertung technischer For-
schungsprogramme und Vorbereitung der Entschei-
dungen über technologiepolitische Probleme. Heute 
steht nun der Antrag auf Drucksache 10/2383 zur 
Debatte. Hier handelt es sich um eine Gemein-
schaftsinitiative — das räume ich gerne ein — aller 
im Forschungsausschuß vertretenen Fraktionen. Es 
war für uns um so unverständlicher, daß die Sozial-
demokraten, eigentlich in letzter Sekunde, noch von 
diesem fahrenden Zug abgesprungen sind und, 
wahrscheinlich unter sehr großem Zeitdruck, selber 
einen Antrag eingebracht haben. Wenn man den 
Antrag durchliest, sieht man nicht so recht ein, 
warum hier eigene Wege gegangen werden mußten. 
Ich glaube aber, daß wir in den Beratungen im Aus-
schuß wieder sehr schnell aufeinander zugehen 
können. 

Die Technologiefolgenabschätzung und -bewer-
tung hat nach unserem Antrag zum Ziel, insbeson-
dere die Auswirkungen technischer Entwicklungen 
auf Beschäftigung und Wachstum der deutschen 
Wirtschaft, ihre Folgen für die Lebensbedingungen 
der Menschen und ihre Konsequenzen für die na-
türliche Umwelt zu untersuchen. Das ist allerdings 
ein wichtiges Thema, für das wir uns viel Zeit neh-
men sollten. 

Ich darf daran erinnern, daß sich der Bundes-
kanzler in seiner Regierungserklärung am 4. Mai 
1983 in einer bis dahin beispiellosen Breite mit 
technischen Fragen beschäftigt hat, wie er dargetan 
hat, daß Technik auch Chance bedeutet, wie er ge-
warnt hat vor Technologiefeindlichkeit, vor dem 
Schüren von Zukunftsängsten und wie er auch ge-
warnt hat vor der Flucht in eine Idylle der vorindu-
striellen Gesellschaft — eine vermeintliche Idylle, 
so füge ich hinzu. Ich füge ebenso hinzu, daß für uns 
auch eine unkritische Technikgläubigkeit bedenk-
lich ist. Wir sind der Meinung, daß technischer Fort-
schritt auf Dauer nur im demokratischen Grund-
konsens möglich ist, daß der Mensch Herr der Tech-
nik bleiben muß und nicht zum Objekt von Sach-
zwängen werden darf. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Ist er doch 
schon!) 

— Er ist das vielleicht schon in einem gewissen 
Maße; das will ich nicht bestreiten. 

Die Sehnsucht des Menschen nach einfachen, 
überschaubaren und stabilen Lebensverhältnissen, 
nach dieser vermeintlich heilen Welt oder nach der 
guten alten Zeit ist evident, aber diese gute alte Zeit 
und diese heile Welt hat es doch eigentlich nie gege-
ben. Das sollten wir auch bei unserer Diskussion 
berücksichtigen. Wir müssen die Diskussion auf 
eine realistische Basis stellen. Ich glaube aber, das 
wollen wir alle. 

Wir wollen die Diskussion auch nicht auf die Fra-
gestellung „Ja oder nein?", „Richtig oder falsch?", 
„Was ist sozial verträglich?" reduzieren. Wer will 
das feststellen? Was bedeutet das? Politische Fra- 
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gen sind letztlich immer wieder kontroverse Fragen 
und Machtfragen, und je nach politischer Aus-
gangsposition wird man zu einer anderen Antwort 
kommen. Was ist gesellschaftlich relevant? — Si-
cher ist eines: daß das Parlament zur Beurteilung 
dieser ganz wichtigen Fragen, die in Zukunft noch 
größere Bedeutung haben werden, externen Sach-
verstand braucht, daß wir auf Beratung angewiesen 
sind, daß wir Entscheidungshilfe brauchen. Wir sind 
bisher doch — seien wir ehrlich, meine Damen und 
Herren — gerade im Forschungsbereich sehr stark 
der Exekutive ausgeliefert, die in vielen Fällen als 
Gutachter in eigener Sache bei den Beratungen auf-
tritt. Das ist kein Vorwurf an die Bundesregierung, 
geschweige denn vielleicht an eine bestimmte Bun-
desregierung, sondern das ist ein Strukturelement 
der politischen Willensbildung und der politischen 
Auseinandersetzung. Wer könnte schon als einzel-
ner Abgeordneter, selbst als Fraktion, mit einem 
minimalen Stab gegen den geballten Sachverstand 
der Ministerien, gegen die Hundertschaften von Ex-
perten dort antreten? Den Versuch zu unterneh-
men, dazu eine Art Gegengewicht zu schaffen, ist 
auch ein Bemühen dieses Antrags. Wir haben un-
sere Mitwirkungsmöglichkeit bisher eigentlich im-
mer nur bei der Haushaltsgestaltung, bei der Bewil-
ligung der Mittel gehabt, aber niemals oder j eden-
falls  kaum bei der Ausformulierung der Program-
me. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Na, na!) 

— Das war auch schon früher so, lieber Kollege 
Stahl, als Sie noch auf dieser Bank gesessen ha-
ben. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Da kann ich nicht 
zustimmen!) 

Wir wollen versuchen, diesen Prozeß der politi-
schen Meinungsbildung in Fragen der Technolo-
gie- und der Forschungspolitik — ob uns das ge-
lingt, weiß ich nicht — überschaubarer zu machen, 
transparenter zu machen, allgemein verständlich zu 
machen, so daß ihn der Bürger nachvollziehen 
kann. Trotzdem wollen wir wiederum versuchen, 
auch wissenschaftlich sauber zu argumentieren, bei 
der Realität und bei den wissenschaftlichen Fakten 
zu bleiben, obwohl ich weiß, daß man mittlerweile 
in der wissenschaftlichen Diskussion auch kaum 
mehr aus dem Meinungsstreit zu objektiven Krite-
rien kommen kann. Lassen Sie uns aus der Erfah-
rung lernen, lassen Sie uns aufeinander zugehen in 
den Ausschußberatungen. Wir werden ja Gelegen-
heit haben, darüber zu sprechen. Es ist sicherlich 
der Mühe wert; selbst wenn wir am Ende der Be-
richtspflicht am 31. Dezember 1986 zu der Meinung 
kommen würden, wir kämen hier nicht weiter, hätte 
sich das gelohnt. Dann hätten wir über die Schwie-
rigkeit der Materie etwas hinzugelernt. Ich bin si-
cher, daß wir uns einigen werden, und fordere Sie 
alle dazu auf. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Vahlberg. 

Vahlberg (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Lenzer, Sie haben Unverständnis 
über unseren Alleingang geäußert. Nun, uns kam es 
darauf an, im Einstieg in diese Enquete-Kommis-
sion die Problemfelder etwas differenzierter aufzu-
reißen, als dies in Ihrem Antrag der Fall ist. Wir 
fühlen uns in unserem Bemühen nachträglich auch 
bestätigt, wenn wir feststellen, daß Sie gemeinsam 
mit den GRÜNEN — eine etwas eigenartige Koali-
tion — in Ihrem Antrag z. B. das Wort „Arbeitsbe-
dingungen" im dritten Spiegelstrich herausgestri-
chen haben. 

(Dr:Ing. Laermann [FDP]: Das ist nicht 
wahr!) 

— Natürlich, lesen Sie es nach, es ist herausgestri-
chen worden. 

Wir wollten das Problemfeld schon in dem Antrag 
etwas differenzierter angehen. Nach einem zugege-
benermaßen langen Diskussionsprozeß sind wir 
jetzt so weit, daß wir eine Enquete-Kommission ha-
ben werden, daß wir uns mit den Auswirkungen der 
neuen Technologien beschäftigen wollen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben den 
Prozeß verzögert!) 

— Wir haben ihn nicht verzögert, sondern wir sind 
der Meinung, daß man sorgfältig an eine solche 
Sache herangehen muß. 

In der Tat ist es so, daß die technische Zivilisa-
tion in einer Krise ist. Die Werte der Industriege-
sellschaft sind entzaubert. Wir stellen eine zuneh-
mende Selbstzerstörung der natürlichen Lebens-
grundlagen fest mit wachsenden psychischen, so-
zialen und ökologischen Kosten auf der einen Seite 
und einem abnehmenden Nutzen auf der anderen 
Seite, ausgedrückt in immer mehr mehr oder weni-
ger sinnvollen Gütern. Die fast euphorische Hoch-
schätzung technischer Möglichkeiten ist heute 
nicht mehr feststellbar. 1980 glaubten nur noch 33% 
der Menschen in der Bundesrepublik, daß der tech-
nische Fortschritt die Menschen freier mache. 56 % 
vertraten dagegen die Ansicht, der technische Fort-
schritt führe zu mehr Unfreiheit. Dabei kritisieren 
wir nicht, wie es bei den Fundamentalisten inner-
halb der GRÜNEN zu hören ist, die Industriegesell-
schaft schlechthin. Es wäre nach unserer Auffas-
sung ein verhängnisvoller Irrtum, die Industriege-
sellschaft als neuzeitliche Fehlentwicklung zu be-
klagen und den Ausstieg aus ihr zu propagieren. 

(Beifall des Abg. Stahl [Kempen] [SPD]) 

Die industrielle Produktion hat ermöglicht, daß im-
mer mehr Menschen in ihrer Existenz gesichert 
sind. Wohlstand und soziale Sicherheit auch Be-
freiung von Abhängigkeit, all dies ist eine Frucht 
der industriellen Entwicklung. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Hickel [GRÜNE]) 

Sozialdemokraten können dies jedenfalls nicht ver-
gessen. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Das sehen wir auch 
so!) 
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— Das sehen Sie auch so. Gott sei Dank. 

Aber die Angst, die sich in bezug auf die neuen 
Techniken breitmacht, ist real. Sie ist nicht nur ein-
gebildet, wie vielfach behauptet wird. Es ist nicht 
nur Technikfeindlichkeit, wenn die Bürger den 
neuen Technologien auch kritisch begegnen. Die 
Angst ist begründet. Dabei diskutieren wir im Mo-
ment erst wenige Probleme, die auf uns zukommen 
werden. Es gibt Problemfelder, die überhaupt nicht 
in der öffentlichen Diskussion, sondern bisher viel-
leicht nur von Experten angerissen worden sind. 
Ich streife z. B. das, was unter dem Stichwort 
„fünfte Computergeneration" auf uns zukommt: 
künstliche Intelligenz, lernende Systeme, Experten-
systeme, in denen das Fachwissen ganzer Teilberei-
che zu 100% gespeichert ist. Das wirft die Frage auf, 
inwieweit wir von solchen Computersystemen ab-
hängig werden. Diese Frage wurde leider immer 
leichthin verneint. Es wird behauptet: Der Mensch, 
der die Technik geschaffen hat, bleibt auch Herr 
dieser Technik. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Der Mensch stellt die 
Fragen!) 

— Er stellt die Fragen. Aber versetzen Sie sich ein-
mal, Herr Lenzer, in die Situation eines Arztes, der 
ein Diagnosesystem befragt, nachdem er bestimmte 
Krankheitssymptome festgestellt hat, der dann dar-
auf eine Antwort bekommt, was das für eine Krank-
heit ist und wie er sie therapieren soll. Der Compu-
ter kann dies schon heute perfekter als der Arzt. 
Die Situation wird zukünftig so sein, daß ein 
Mensch nicht mehr in der Lage ist, sich gegen die 
Entscheidung eines Computers zu stellen, weil er 
weiß, daß seine Datenbasis, seine Informationen 
nicht so perfekt wie die des Computersystems 
sind. 

(Frau Dr. Bard [GRÜNE]: Aber menschli

-

cher!) 

Stellen Sie sich Simulationsmodelle der Zukunft 
vor. Wir können das heute schon feststellen, wenn 
wir den Rüstungsbereich anschauen. Stellen Sie 
sich Simulationsmodelle vor, bei denen der, der in 
einer aktuellen Situation entscheiden soll, nicht 
mehr in der Lage ist, festzustellen: Was für Daten 
sind mit eingegangen, welche Kriterien sind zu-
grunde gelegt worden, als man dieses System konzi-
piert hat? Das heißt, wir müssen uns mit der Frage 
beschäftigen: Inwieweit gerät der Mensch in Ab-
hängigkeit von solchen Systemen? Die Machtfrage 
stellt sich: Wer hat solche Systeme konzipiert? Wer 
darf eingeben? Wer hat Zugriff auf solche Systeme? 
Entwickeln sich neue Eliten mit unkontrolliertem 
Herrschaftswissen? Werden wir damit umgehen 
können, wenn es neben den Realitäten und Wirk-
lichkeiten, die wir kennen — ob es sich nun um 
Menschen oder um Prozesse oder um Ereignisse 
handelt —, jeweils eine datenmäßige Abbildung, ei-
nen Datenschatten gibt? Werden wir mit solchen 
synthetischen Welten fertig werden können? Diese 
Frage stellt sich jedenfalls. Es sind Ersatzwelten, 
die gleichsam einen Schutzwall gegenüber der 
realen Welt schaffen, simulierte Welten, die uns 
möglicherweise in unserer Fähigkeit bedrohen, mit 

den realen Problemen in einer realen Welt fertig zu 
werden. 

Das Problem, vor dem wir stehen, ist doch folgen-
des: Wir stellen auf der einen Seite eine rasante 
Entwicklung der Technologien fest. Der Mensch 
aber hat sich in seinen psychischen, anthropologi-
schen Strukturen seit Tausenden von Jahren nicht 
verändert; er ist konstant geblieben. Unser soziales 
und kulturelles Wertesystem ändert sich nur ganz, 
ganz langsam. Mit den Möglichkeiten, etwa mit der 
Gentechnologie umzugehen, können wir in unse-
rem Wertesystem jetzt nicht klarkommen. Wir müs-
sen es verändern. Das geht nur ganz, ganz langsam. 
Die Lücke wird immer größer. Es besteht die Ge-
fahr, da wir mit unserem Wertesystem 'die  Techno-
logie in ihren Auswirkungen nicht mehr voll erfas-
sen können, daß nach technischer Rationalität ent-
schieden wird. Das können wir heute schon feststel-
len, Herr Lenzer. Ich komme hier auf mein Lieb-
lingsthema, den computerlesbaren Personalaus-
weis, der deshalb her muß, weil die Technologie da 
ist. Es wird gar nicht mehr danach gefragt, inwie-
weit das zu unserer Lebenswirklichkeit paßt und 
einen Sinn macht. 

Es stellt sich eine weitere Frage: inwieweit wir 
heute im Gegensatz zu früher auf der politischen 
Ebene das Heft noch in der Hand haben. Es wird ja 
davon gesprochen, diese neuen Technologien seien 
eine Infrastruktur für unsere Wirtschaft. Als es frü-
her darum ging, ein Schienensystem zu entwickeln, 
ein Straßensystem zu entwickeln, Kanalisation zu 
bauen, hat noch auf der politischen Ebene die Ent-
scheidung stattgefunden. Das ist heute nicht mehr 
der Fall. Die neuen Technologien umstellen uns, 
ohne daß wir jemals dazu einen Beschluß gefaßt 
hätten. Wir stehen z. B. — das sehen Sie wahr-
scheinlich anders — der Arbeitslosigkeit tatenlos 
gegenüber. Wenn ich „wir" sage, dann schaue ich 
mehr auf die rechte Seite dieses Hauses, weniger 
auf die linke Seite. Wir hatten j a heute morgen dazu 
eine Debatte. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das ist auch so!) 

— Keine Proteste! Das sehe ich nun einmal so. Das 
können Sie mir nicht absprechen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Drehen Sie sich 
einmal um!) 

Ich sage Ihnen, warum: weil Sie sich mit den 
quantitativen und qualitativen Folgen der neuen 
Technologien nicht ernsthaft auseinandersetzen, 
weil Sie von dem Gestaltungsspielraum, wie groß er 
auch immer sein mag, nicht Gebrauch machen oder 
nicht Gebrauch machen wollen. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Das ist wirklich eine 
sehr persönliche Einschätzung!) 

— Das ist keine persönliche Einschätzung; sie wird 
von vielen hier im Raume geteilt. Da bin ich ziem-
lich sicher. 

(Beifall bei der SPD — Lenzer [CDU/CSU]: 
Auf der anderen Seite, da drüben!) 

Ich habe vom Gestaltungsspielraum gesprochen. 
Wir wissen, daß diese neuen Technologien ein Dop-
pelgesicht haben. Sie lassen sich zum Nutzen des 
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Menschen einsetzen, sie können aber auch schwe-
ren Schaden verursachen. Wenn ich mir z. B. den 
Einfluß auf die Arbeitsplatzgestaltung, Tätigkeits-
merkmale und Arbeitsorganisationen anschaue — 
das sind ja alles Dinge, die Sie jetzt in Ihrem An-
trag überhaupt nicht ansprechen wollten, so gibt es 
einerseits die Möglichkeit, auf Grund der Erfassung 
und der Vernetzung gewaltiger Informationsmen-
gen menschliche Arbeit noch stärker zu kontrollie-
ren, zu hierarchisieren, zu zentralisieren, also noch 
weiter zu entfremden. Auf der anderen Seite gibt es 
die Möglichkeiten, Arbeit wieder mit zusätzlichen 
Inhalten auszufüllen, Entscheidungsfreiheiten und 
Kompetenzen nach unten zu verlagern. — Ich be-
komme hier ein Zeichen, und deshalb beende ich 
meine Ausführungen. 

Es kommt darauf an, daß Technologien so einge-
setzt werden, daß Energie und Rohstoffe geschont, 
daß soziale, beschäftigungspolitische wie ökologi-
sche Folgen berücksichtigt werden. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter! 

Vahlberg (SPD): Es kommt auf einen breit ange-
legten technologiepolitischen Dialog an. Insofern 
bin ich froh, daß wir mit dieser Enquete-Kommis-
sion einen Einstieg in die Diskussion gefunden ha-
ben. 

Recht herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Es tut mir leid, aber Ihr 
Gestaltungsspielraum, um mit Ihren Worten zu 
sprechen, am Rednerpult war für diesmal beendet. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Er hat den Gestal

-

tungsspielraum schon überstrapaziert!) 

Jetzt hat der Herr Abgeordnete Dr. Laermann 
das Wort. 

Dr.-Ing . Laermann (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Als ich vor et-
was mehr als zehn Jahren in dieses Parlament kam, 
stand das Thema Technikfolgenbewertung, Tech-
nikfolgenabschätzung schon auf der Tagesordnung. 
Ich habe es von meinem Vorgänger übernommen. 
Wir haben jetzt inzwischen alle möglichen Diskus-
sionen zu diesem Thema geführt, z. B. darüber nach 
dem System des amerikanischen Office of Techno-
logy Assessment eine Minibürokratie einzurichten, 
mit Alibifunktion gegenüber dem Parlament, wir 
haben über einen Science Court, über ein Wissen-
schaftsparlament diskutiert. Aber ich denke, daß 
die Fragen der Technikbewertung und Technikfol-
genbewertung eine wichtige und andauernde politi-
sche Aufgabe darstellen, eine Aufgabe, der sich 
heute im industrialisierten Zeitalter die Parlamente 
nicht entziehen können und nicht entziehen sollen. 
Sie haben damit eine große Verantwortung über-
nommen, über neue technische Entwicklungen, de-
ren Chancen und Risiken, deren Wirkungen auf den 
einzelnen wie auf die Gesellschaft zu urteilen, diese 
Wirkungen zu erfassen und in die parlamentarische 
Arbeit mit einzubeziehen. Ich möchte an dieser 
Stelle auch schon deutlich sagen, daß es eine wich-

tige Aufgabe in dieser Auseinandersetzung mit 
neuen Technologien auch ist, sich nicht bloß auf 
Spekulationen, auf Emotionen zu verlassen; diese 
sind wenig hilfreich, sowohl nach der einen als auch 
nach der anderen Seite. Das hilft uns genausowenig 
wie Euphorie in bezug auf neue technische Ent-
wicklungen und ihre unbegrenzte Nützlichkeit. 

Verfolgt man die Geschichte der Umsetzung wis-
senschaftlicher, insbesondere naturwissenschaftli-
cher Erkenntnisse in Technik und deren Nutzung, 
so wird man feststellen, daß es stets und zu allen 
Zeiten eine Art Bewertung neuer Erkenntnisse ge-
geben hat. Eine Befassung mit den Folgen solcher 
Erkenntnisse für den Menschen, insbesondere auch 
für die Gesellschaft oder die zum jeweiligen Zeit-
punkt herrschende Staats- und Gesellschaftsform 
hat immer stattgefunden. Es hat also schon immer, 
solange wir die Geschichte der Menschheit zurück-
verfolgen können, eine Art Bewertung im Hinblick 
auf den Nutzen neuer Erkenntnisse für den einzel-
nen Menschen und die Gesellschaft gegeben, aller-
dings mehr eine Bewertung in positiver Richtung, 
weil es bei lange währenden Prozessen in den Früh-
zeiten mehr evolutionäre Entwicklungen waren, die 
eher negativ zu beurteilenden Folgen entweder 
überhaupt nicht auftraten, im Verlauf der langen 
Entwicklungszeiten auch abgewehrt werden konn-
ten und im Vergleich zu den erlangten Vorteilen 
nicht als hemmend empfunden wurden bzw. Ableh-
nung und Vorurteile sich im Verlauf einer Entwick-
lung als nicht zutreffend erwiesen und manches zu-
nächst negativ Beurteilte infolge sozialer und gei-
stiger Wandlungen dann später überhaupt anders 
beurteilt wurde, als dies im Augenblick der Gewin-
nung neuer Erkenntnisse geschehen ist und gesche-
hen konnte. 

Mit beginnender Industrialisierung im 19. Jahr-
hundert aber vollzogen sich Entwicklungen bereits 
immer rascher. Ihre Bewertungen bezogen sich in 
erster Linie — ich behaupte: nahezu ausschließlich 
— auf den ökonomischen Nutzen und in der ersten 
Hälfte dieses Jahrhunderts in starkem Maße auch 
auf den militärischen Nutzen. Eine Vielzahl techni-
scher Entwicklungen wurde gerade nicht aus dem 
uralten Streben der Menschheit nach ihrer Befrei-
ung von der Naturbefallenheit hervorgebracht, son-
dern aus dem Wunsch nach Aufbau und Erhaltung 
von Macht, wirtschaftlicher und politischer Macht 
mit einer zwangsläufigen Tendenz zu immer größe-
ren, konzentrierteren und komplexeren Systemen. 
Gewaltige Maschinenkombinate, Nachrichtensyste-
me, aber auch Verwaltungs- und Organisationsap-
parate in Verbindung mit für das Individuum, ja 
selbst für die gesetzgebenden Gremien unüber-
schaubaren EDV-Systemen sind im Laufe der letz-
ten Zeit entstanden. So hat Istvan Illich zu Recht 
die Frage aufgeworfen, ob nicht die mächtigen Ap-
parate und Maschinen den Menschen zum Sklaven 
machen und die politischen Systeme entmachten. 

Der technische Fortschritt hat nun einmal wegen 
der enormen Geschwindigkeit der Entwicklungen, 
wegen der ungeheuren Fülle der Erkenntnisse, der 
Explosion der Gesamtheit des Wissens und der da-
mit verbundenen unvermeidbaren „Verdummung" 
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des einzelnen, wegen der nur auf wenige, sehr ein-
seitige Aspekte gerichteten Folgenbewertungen zu 
schädlichen Neben- und Folgewirkungen, ja im 
Laufe der Zeit zu einer Kumulierung von schädli-
chen Wirkungen, zu einer Leben und Gesundheit 
bedrohenden Schädigung der Natur, aber auch zur 
Beeinträchtigung der sozialen Umwelt — Herr Kol-
lege Vahlberg, dazu gehört für mich selbstverständ-
lich auch die Arbeitswelt des Menschen —, zur Aus-
beutung der Natur im weitesten Sinne dieses Be-
griffes geführt. So schreibt Fromm in seinem Buch 
„Haben oder Sein" — ich zitiere —: 

Die industrielle Gesellschaft verachtet die Na-
tur ebenso wie alles, was nicht von Maschinen 
hergestellt wird. Die Menschen sind heutzutage 
fasziniert vom Mechanischen, von der mächti-
gen Maschine, vom Leblosen und in zunehmen-
dem Maße von der Zerstörung. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Sie nicht, Herr 
Laermann?) 

Meine Damen und Herren, gerade auf Grund dieser 
Worte ist es unsere Verpflichtung, die Verpflichtung 
des Parlaments, ist es unsere ungeheuer große Ver-
antwortung vor der Zukunft, diesen Trend zum Po-
sitiven hin zu verändern. Eine vorausschauende Be-
urteilung und Folgenbewertung neuer technischer 
Entwicklung ist aus vielen Gründen erforderlich ge-
worden. Manche Auswirkungen in politischer, wirt-
schaftlicher, sozialer oder ökologischer Beziehung 
hätten verstärkt werden können im Sinne positiver, 
also erwünschter Wirkungen, manche negativen 
Folgen im Sinne unerwünschter Nebenwirkungen 
hätten bei rechtzeitiger Erkenntnis und unter Be-
rücksichtigung der damit verbundenen negativen 
Wirkungen vermieden werden können, zumindest 
teilweise vermieden oder durch entsprechende 
Maßnahmen aufgefangen werden können. 

Ich muß an dieser Stelle die Frage offenlassen, 
wie und wer erwünschte und unerwünschte Wir-
kungen definiert. Es wird sicherlich ein Problem 
sein, aus der jeweiligen Position heraus festzustel-
len, was positiv oder negativ, was erwünscht oder 
unerwünscht ist. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Das ist eine 
Machtfrage!) 

— Sicherlich. Aber ich denke, in einem demokrati-
schen Prozeß, Frau Kollegin Hickel, werden die 
Auseinandersetzungen um „erwünscht" oder „uner-
wünscht" in fairer Weise ausgetragen werden kön-
nen und ausgetragen werden müssen. Das ist wohl 
letztendlich auch der Grund, warum wir uns für die 
Einrichtung einer Kommission zur Technikfolgen-
bewertung einsetzen. 

Ich denke, daß diese Kommission wichtige Aufga-
ben wahrnimmt, nämlich als Kontakt- und Anlauf-
stelle, als Nahtstelle zwischen Politik und den Bür-
gern einerseits, aber auch zwischen der Politik und 
den Wissenschaften, der technischen Intelligenz an-
dererseits. Dieses ist eine der wichtigsten Funktio-
nen der Kommission, wie sie in den vorliegenden 
Anträgen gefordert ist. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Hickel [GRÜNE])  

Wenn sie dieser ihrer Querschnittsfunktion ent-
sprechen und sie wirkungsvoll erfüllen soll, dann 
kann und darf sie nicht allein mit Technologen und 
Technokraten besetzt werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das ist nicht eine Aufgabe, die nur die Techniker 
wahrnehmen können. Wenn die Kommission ihre 
Querschnittsfunktion erfüllen soll, dann muß sie ih-
rem Charakter nach interdisziplinär besetzt sein. 

Ich habe in den vorbereitenden Gesprächen ge-
sagt — ich wiederhole das, weil es für mich der 
Kernpunkt der ganzen Geschichte ist —: Es müssen 
alle politikrelevanten Bereiche in dieser Kommis-
sion vertreten sein. Hier sollte es nicht darum ge-
hen, daß in erster Linie nach Fraktionskontingent 
besetzt wird, sondern danach, daß in erster Linie 
die verschiedenen Politikbereiche vertreten sind. 
Ähnliches müßte in bezug auf die Sachverständigen 
gelten. Ich halte dies für eine unverzichtbare Bedin-
gung. 

Ich will nun nicht im einzelnen auf die Anträge 
eingehen. Aber ich möchte ebenso wie der Kollege 
Lenzer Herrn Vahlberg und den Kollegen von der 
SPD-Fraktion gegenüber mein Bedauern darüber 
ausdrücken, daß wir hier nicht, wie doch im For-
schungs- und Technologieausschuß ursprünglich 
beschlossen wurde, einen interfraktionellen Antrag 
einbringen. Sie sind ausgestiegen. Herr Kollege 
Vahlberg, wir wollen doch der Wahrheit die Ehre 
geben: Wir wollten Ihnen j a entgegenkommen. Wir 
wollten zu den Lebensbedingungen die Arbeitsbe-
dingungen hinzufügen. Aber selbst dieses haben Sie 
nicht akzeptiert. So sind wir bei der alten Vereinba-
rung geblieben. 

(Vorsitz: Präsident Dr. Jenninger) 

Was heißt denn eigentlich „Lebensbedingungen"? 
Muß man das im einzelnen so aufdröseln, wie Sie 
das tun? „Lebensbedingung" heißt selbstverständ-
lich auch Einschluß der Arbeitsbedingungen, der 
Arbeitswelt. 

So, wie Sie, Herr Vahlberg, es vorhin dargestellt 
haben, in dieser unheimlichen Breite, gibt Ihr An-
trag das überhaupt nicht her. Gleichzeitig werfen 
Sie dem Antrag der übrigen Fraktionen vor, er sei 
zu breit und zu allgemein gefaßt. Wenn das, was Sie 
hier vorgetragen haben, Gegenstand der Arbeit 
werden soll, dann müssen Sie unserem Antrag, wie 
wir ihn ursprünglich formuliert hatten, zustimmen. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf des Abg. 
Stahl [Kempen] [SPD]) 

— Herr Stahl, Sie reden immer soviel. Ich kann Sie 
gar nicht verstehen. Lassen Sie mich noch einen 
Satz sagen, da hier schon das rote Lämpchen leuch-
tet. Sonst bekomme ich Ärger mit dem Präsiden-
ten. 

(Schlatter [SPD]: Besser die rote Karte als 
das rote Lämpchen!) 

— Was ist denn das? 

Meine Damen und Herren, ich gehe davon aus, 
daß wir uns in den anschließenden Ausschußbera-
tungen recht bald verständigen, daß Sie nicht bei 
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Ihrer einseitigen Orientierung auf „Ausmaß, Struk-
tur und Inhalt der Beschäftigung unter Berücksich-
tigung sektoraler und regionaler Aspekte" bleiben. 
Welche unzulässige und unvernünftige Einengung 
der Aufgaben einer solchen Kommission! 

(Zuruf von der SPD: Das steht doch auch 
bei Ihnen in der Begründung!) 

Ich sage noch einmal: Sie muß im wahrsten Sinne 
des Wortes philosophischer angesetzt sein, weiter 
übergreifend über alle Politikbereiche. Da kommen 
Sie mit sektoralen und regionalen Aspekten! Ver-
dammt eng! 

Danke schön. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Dr. Hickel. 

Frau Dr. Hickel (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Als nach der Sommerpause der 
gemeinsame Antrag aller vier Fraktionen im For-
schungs- und Technologieausschuß vorlag, eine En-
quete-Kommission zur Technikfolgenabschätzung 
einzusetzen, haben viele die Illusion bzw. die Hoff-
nung gehabt, daß das Parlament das nun schon 
mehr als zehn Jahre andauernde Zauberlehrlings-
syndrom in Bonn — so lange versucht das Parla-
ment nämlich schon, die Abschätzung der Folgen 
neuer Technologien zu organisieren —, das Dasein 
als versammelte Zauberlehrlinge hinter sich lassen 
werde und man in diesem Hause nun von Sklaven 
zu Herren bzw. Herrinnen der neuen Technologien 
aufsteigen könne. 

Als dann die SPD im letzten Augenblick aus dem 
gemeinsamen Unternehmen ausscherte — wie ich 
glaube, aus einem übergroßen Profilierungsbedürf-
nis —, hatten einige kurzfristig die Hoffnung ge-
habt 

(Zurufe von der SPD) 

— so war es wohl —, daß nun endlich einmal der 
Etikettenschwindel aufgedeckt würde, 

(Matthöfer [SPD]: Sie befinden sich jetzt 
mit den Konservativen in einer Koalition!) 

der — wie die GRÜNEN schon wiederholt dargelegt 
haben — mit dem Begriff Technikfolgenabschät-
zung (TFA) oder — wie die Amerikaner sagen und 
auch hier immer gesagt wird — Technology Assess-
ment (TA) betrieben wurde und immer noch wird, 
daß es nämlich in Wirklichkeit zumeist nur darum 
geht, Akzeptanzforschung und Akzeptanzförderung 
zu betreiben, d. h. die Bevölkerung durch Propa-
ganda und Gehirnwäsche dazu zu bringen, daß sie 
Technologien akzeptiert oder gar befürwortet, die 
außer den Betreibern eigentlich niemand will und 
braucht, die nur dem Prestige und den Gewinnen 
einiger weniger dienen und die zudem oft noch ge-
fährlich sind, wie wir es aus der Atomtechnologie, 
der Gentechnologie und Teilen der Mikroelektronik 
ja kennen. In dieser Hoffnung wurden wir dann 
aber enttäuscht; denn der SPD-Antrag leistet das 
leider nicht. Außer durch die Einfügung des Wortes 
„Arbeitsplätze" statt „Beschäftigung in der Wirt- 

schaft" unterscheidet sich der SPD-Antrag nicht 
wesentlich von dem, was die GRÜNEN mit unter-
zeichnet haben. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Dann haben Sie 
unseren Antrag aber nicht gelesen!) 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Abgeordnete Hickel, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Vosen? 

Frau Dr. Hickel (GRÜNE): Am Schluß meines Vor-
trages; er ist gleich schon wieder zu Ende. 

Das Wort Umweltverträglichkeitsprüfung fehlt 
auch in dem SPD-Antrag. Hätte ich das gewußt, 
hätte ich es Ihnen sonst empfohlen. So bleibt die 
Auslegung: „Technikfolgenabschätzung ist gleich 
Akzeptanzforschung" anstatt — wie wir es wol-
len —: „Technikfolgenabschätzung ist gleich vor-
ausschauende und vorbeugende Technikfolgenbe-
wertung" nach wie vor möglich. 

Warum nun haben wir GRÜNEN den Antrag mit 
den Regierungsfraktionen unterschrieben? Das 
scheint ja manche zu ärgern. Er ist derart allge-
mein gehalten, daß man alles darunter verstehen 
könnte, sowohl das Konzept der CDU/CSU/FDP 
von Akzeptanzforschung als auch das, was GRÜNE 
meinen, wenn sie Technikfolgenabschätzung sa-
gen. 

Zu unserem Konzept gehört nämlich vor allem 
eines: Der Schwerpunkt der vorausschauenden und 
bewertenden Technikfolgenabschätzung kann nach 
unserer Ansicht niemals bei Parlament oder Regie-
rung liegen. Vielmehr muß die Zusammenarbeit be-
troffener Bevölkerungsgruppen mit den betroffe-
nen Wissenschaftlern gefördert werden. Hierzu 
sind besonders die Dissidenten aus der Wissen-
schaft zu hören, und Parallelforschung wie etwa in 
der Arbeitsgemeinschaft der ökologischen For-
schungsinstitute muß dazu ermöglicht werden. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Darüber müssen 
Sie sich mit Herrn Lenzer einigen!) 

— Was Herr Laermann vorhin sagte, enthielt ja 
schon einige solcher Anklänge, wie er überhaupt in 
meinen Augen heute einen sehr begrüßenswerten 
Ausflug in die Technikgeschichte und in die Tech-
nikphilosophie gemacht hat. Solche Gruppen von 
Bürgern und Wissenschaftlern haben sich seiner-
zeit bereits in der Anti-AKW-Bewegung gebildet, in 
der Bewegung gegen die Atomkraftwerke, und sie 
haben, denke ich, die hochrangigste und effektivste 
Technikfolgenabschätzung überhaupt bisher in un-
serem Land betrieben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Solche Gruppen sind jetzt dabei, sich bezüglich der 
Gentechnik zu bilden, übrigens besonders von 
Frauen, die hier ja zu den zuerst Betroffenen gehö-
ren. Solche Gruppen vermehren sich zur Zeit über-
all im Lande auf dem Gebiet der Mikroelektronik, 
wo Arbeitnehmer und vor allem Arbeitnehmerin- 
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nen ja in erster Linie Grund zur Technikfolgenbe-
wertung haben. 

(Abg. Vosen [SPD] meldet sich erneut zu 
einer Zwischenfrage) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Vosen 
— Entschuldigung, wenn ich Sie unterbreche —, die 
Frau Kollegin hat gesagt, daß sie Ihnen am Schluß 
ihrer Ausführungen eine Frage einräumt. Ich bitte 
Sie um Verständnis, daß sie jetzt mit ihrer Rede 
fortfahren will. 

Frau Dr. Hickel (GRÜNE): Diese Gruppen, von de-
nen ich soeben sprach, sollten nach unserem Kon-
zept von Technikfolgenabschätzung dann im zwei-
ten Schritt in eine staatliche Initiative eingebunden 
werden, nämlich eine öffentliche Stiftung, analog 
etwa zur Stiftung Warentest, die unter ausschlagge-
bender Beteiligung von Umweltschutzverbänden, 
von Verbraucherverbänden, gegebenenfalls von Pa-
tienten- und anderen Betroffenen-Verbänden über-
regional die Technikfolgenabschätzung organisie-
ren müßte. Eine breite demokratische Diskussion 
müßte die Bewertungsmaßstäbe — und um die geht 
es schließlich —, die Interessen und die Vielzahl der 
variablen Faktoren herausarbeiten, die dann in 
eine systemanalytische Zukunftsabschätzung ein-
gehen müßten. 

Wie unsinnig es ist, der Regierung allein diese für 
unser Alltagsleben immer wichtiger werdende Be-
wertung neuer Technologien zu überlassen, dafür 
hatten wir vorige Woche bestes Anschauungsmate-
rial in der von Herrn Lenzer hochgelobten, aber von 
uns ganz anders gesehenen außerordentlich auf-
wendigen Berliner Konferenz des BMFT zu Fragen 
der Informationstechnologien. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Das war eine sehr 
gute Sache!) 

— Diesen Eindruck hatte ich gar nicht. Viele kom-
petente Kritiker haben mir erzählt, daß dort Niveau 
und Resultat in umgekehrtem Verhältnis zu dem 
Aufwand gestanden hätten — der Aufwand war rie-
sig — und daß die öffentlichen Gefahren der Infor-
mationstechnologie überhaupt nicht ernsthaft erör-
tert, geschweige denn Maßnahmen zu ihrer Bewäl-
tigung erarbeitet wurden. Beispielsweise die Frage, 
wie man in Zukunft mit der Gefahr eines sogenann-
ten Atomkrieges aus Versehen durch fehlerhaft ar-
beitende Computer im Frühwarnsystem umgehen 
wird — das ist eine zentrale Frage, denke ich; das 
kam gar nicht vor —, oder die Frage, wie man die 
Herausbildung neuer ungewollter Herrschafts-
strukturen, z. B. über Frauen an Heimarbeitsplät-
zen oder über solche Menschen, die nicht an Infor-
mationssysteme Anschluß haben, verhindern will, 
wurden gar nicht behandelt. Allzusehr befolgte man 
nach unserem Eindruck dort die Weisung des Re-
gierenden Bürgermeisters in seiner Eingangsrede, 
„sich nicht von Skepsis gegenüber der Technik-Ent-
wicklung lähmen zu lassen, damit wir nicht wie 
Aschenputtel in der Küche sitzen, während andere 
das Fest feiern". Die Herren kannten offenbar nicht 
den Ausgang dieses Märchens, wo nämlich Aschen-
puttel Königin wird, weil ihre feiernde Schwester, 

wie es heißt, „Blut im Schuh" hatte. Kennen Sie das 
Märchen? 

(Heiterkeit und Zurufe) 

Neben den vorhin erwähnten für eine sinnvolle 
und gesellschaftlich nützliche Technikfolgenab-
schätzung notwendigen Strukturen, wie es sich die 
GRÜNEN vorstellen, könnte dann auch daneben, 
aber nicht im Zentrum, eine Enquete-Kommission 
des Deutschen Bundestages eine durchaus vernünf-
tige Funktion haben. Deshalb stimmen wir ihr auch 
zu. 

Voraussetzung dafür, daß sie sinnvoll arbeiten 
kann, ist allerdings, daß sie sich für diese Legisla-
turperiode ein überschaubares, noch nicht in indu-
strieller Verwertung befindliches und daher noch 
steuerbares Projekt vornimmt, das Aussicht bietet, 
in dieser sehr kurzen Zeit, die uns jetzt nach der 
Verzögerung durch die SPD noch bleibt, auch bear-
beitet zu werden. 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Abgeordnete Hickel, 
da Ihre Redezeit dem Ende zugeht, darf ich die 
Frage stellen, ob Sie dem Kollegen Vosen eine Zwi-
schenfrage einräumen. 

Frau Dr. Hickel (GRÜNE): Ach so; nein, dann reicht 
die Zeit nicht mehr; es tut mir leid. 

(Heiterkeit) 

— Das ist immer das Problem bei den kurzen Re-
den. 

Der letzte Satz: Voraussetzung ist ferner, daß die 
Kommission tatsächlich bestrebt ist, Sackgassen in 
den neuen Technologien auch als solche zu erken-
nen und sie nicht bloß — wie bisher üblich — 
gesundzubeten. Möglichkeiten hierzu ergeben sich 
in unseren Augen beispielsweise auf den Gebieten 
der Fusionsforschung und der Kohleverflüssigung. 
Ob die Gemeinsamkeit mit den Regierungsfraktio-
nen und den GRÜNEN den Einsetzungsantrag 
überdauern wird, wird sich zeigen und ist vor allem 
daran zu messen, ob tatsächlich die Bewertung im 
Vordergrund steht oder doch wieder nur die be-
liebte Akzeptanzförderung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der An-
träge zu den Tagesordnungspunkten 5 a und 5 b auf 
den Drucksachen 10/2383 und 10/2517 an die Aus-
schüsse vor. Die Überweisungsvorschläge des Älte-
stenrates ersehen Sie aus der Tagesordnung. Gibt 
es dazu anderweitige Vorschläge? — Das ist nicht 
der Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlos-
sen. 

Ich rufe die Punkte 6 bis 10 der Tagesordnung 
auf: 

6. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
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steuerliche Maßnahmen zur Förderung des 
schadstoffarmen Personenkraftwagens 
— Drucksache 10/2523 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Finanzausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Verkehr 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

7. Beratung der Großen Anfrage des Abgeord-
neten Drabiniok und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 

Gesellschaftliche Kosten des Autoverkehrs 
— Drucksachen 10/803, 10/2348 —

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Großversuch der Bundesregierung zum 
Tempolimit 
— Drucksache 10/2276 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Verkehr 

8. Beratung des Antrags des Abgeordneten 
Drabiniok und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Stopp des Bundesfernstraßenbaus 
— Drucksache 10/2384 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

10. Beratung des Berichts des Bundesministers 
für Verkehr über Maßnahmen auf dem Ge-
biet der Unfallverhütung im Straßenverkehr 
für die Jahre 1982 und 1983 

— Unfallverhütungsbericht Straßenverkehr 
1983 —
— Drucksache 10/963 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Verkehr 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat sind 
eine gemeinsame Beratung der Tagesordnungs-
punkte 6 bis 10 und zwei Beiträge bis zu zehn Minu-
ten für jede Fraktion vereinbart worden. — Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch. Dann ist so beschlos-
sen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das Wort hat der Bundesminister der Finanzen. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Ge-
setzentwurf zur Förderung des schadstoffarmen 
Autos soll die Voraussetzungen für eine möglichst 
schnelle und umfassende Verminderung der Um-
weltbelastungen in einem besonders zentralen Be-
reich schaffen. Nach den Vereinigten Staaten von 
Amerika und Japan will die Bundesrepublik 
Deutschland damit als drittes Land die rechtlichen 
Voraussetzungen für die Einführung des umwelt-
freundlichen Kraftfahrzeuges herstellen. Wir zei-
gen so erneut, daß Ökonomie und Ökologie im Rah-
men einer marktwirtschaftlichen Ordnung nicht im 

Widerspruch zueinander stehen. Wir wollen die 
Marktkräfte nutzen, um den Umweltschutz mit den 
effizientesten wirtschaftlichen und technischen Me-
thoden voranzubringen, ohne den Bürgern die Viel-
falt der Auswahlmöglichkeiten bei konkurrieren-
den Angeboten zu nehmen. 

Unser Konzept hat zwei klare Stufen: Erstens. 
Wir haben Termine gesetzt 

(Drabiniok [GRÜNE]: Die noch nicht sicher 
sind!) 

— den 1. Januar 1988 bzw. den 1. Januar 1989 —, von 
denen an nur noch abgasarme PKW zugelassen 
werden sollen. Zweitens. Schon bevor die Einfüh-
rung des schadstoffarmen Personenkraftwagens 
verbindlich wird, wollen wir ein System der steuer-
lichen Förderung des schadstoffarmen Fahrzeuges 
einführen. 

Verbindlich festgelegt werden die Abgaswerte 
und der Zeitpunkt des Inkrafttretens. Industrie und 
Technik sollen bei der Ausfüllung der Normen 
keine Grenzen gesetzt werden. So entsteht ein ho-
her Anreiz, 

(Drabiniok [GRÜNE]: Zur Manipulation!) 

daß sich letzten Endes die kostengünstigsten und 
damit wirtschaftlichsten Methoden zur Abgasreini-
gung zur Verbesserung der Umweltsituation durch-
setzen. 

Ein nationaler Alleingang ohne Rücksichtnahme 
auf das EG-Recht kann nicht in Frage kommen. 
Wer das fordert, mißachtet oder verkennt die Reali-
täten, nämlich die enge politische und wirtschaftli-
che Verflechtung der Partner in der Gemeinschaft 
und die Bedeutung der Gemeinschaft für uns und 
für Europa. Es muß daher ein Konzept entwickelt 
werden, das mit dem EG-Recht in Einklang steht 
und auch die handels- und wettbewerbspolitischen 
Auswirkungen beachtet. 

Das hat die Vorbereitung des Regierungsentwur-
fes nicht leichter gemacht. Unter diesen Vorzeichen 
haben wir in einer relativ kurzen Zeit eine Vorlage 
erarbeitet, die unsere Absicht unterstreicht, in Eu-
ropa Schrittmacher für Umweltschutz zu sein. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Rückschrittmacher!) 

— Sie haben keine Ahnung, was in Europa vorgeht. 
Das zeigen Ihre törichten Zwischenrufe. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Krizsan 
[GRÜNE]: Das wisen wir sehr genau, Herr 

Stoltenberg!) 

Intensive Erörterungen hat es vor allem auch in 
den Bundesländern gegeben. Die Kraftfahrzeug-
steuer ist eine Ländersteuer. Deshalb mußten wir 
ihnen bereits im Vorfeld der Gesetzesinitiative Ge-
legenheit geben, unser Konzept zu prüfen und mit 
uns darüber zu reden. Der Bundesrat hat in seiner 
Entschließung vor zwei Wochen eine Reihe von 
Empfehlungen ausgesprochen, die erkennen lassen, 
daß der Gesetzentwurf der Bundesregierung grund-
sätzlich unterstützt wird. 

Kernstück der steuerlichen Regelung ist eine 
zeitlich nach dem Hubraum gestaffelte Steuerbe- 
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freiung für schadstoffarme Personenkraftwagen. 
Diese führt bei Personenkraftwagen mit Ottomotor 
und einem Hubraum bis zu 1400 ccm zu einer Steu-
erbefreiung von zehn Jahren. Mit fortschreitender 
Hubraumgröf3e verkürzt sich der Befreiungszeit-
raum, so daß der Steuervorteil unabhängig von der 
Hubraumgröße bis zu rund 3000 DM ausmacht. Da-
durch soll ein Teil der Mehrkosten für Anschaffung 
und Wartung schadstoffarmer Personenkraftwagen 
aufgefangen werden. Die Steuerbefreiung wird 
wirksam, sobald das Fahrzeug als schadstoffarm 
anerkannt ist. 

Für Personenkraftwagen, die nachträglich mit ei-
nem Katalysator ausgerüstet und dann als schad-
stoffarm anerkannt werden, wird die gleiche Steu-
erbefreiung wie für Neufahrzeuge eingeräumt. Ent-
gegen mancher anderslautenden Meldung der letz-
ten Zeit werden Dieselpersonenkraftwagen in die 
Regelung einbezogen. Wenn sie als schadstoffarm 
anerkannt sind, wird auch für sie eine — allerdings 
auf die Hälfte verkürzte — Steuerbefreiung vorge-
sehen. Wankel- und Elektromotoren werden eben-
falls begünstigt. 

Meine Damen und Herren, herkömmliche Perso-
nenkraftwagen können weiterhin zeitlich unbe-
grenzt im Verkehr bleiben, denn die Eigenschaft 
„schadstoffarm" wird ab 1. Januar 1989 bzw. für grö-
ßere Fahrzeuge 1988 nur für eine Neuzulassung vor-
ausgesetzt. Aber für diese herkömmlichen Perso-
nenkraftwagen sollen ab 1. Januar 1986 die Kraft-
fahrzeugsteuersätze erhöht werden. Dadurch sollen 
einmal die den Bundesländern durch die Steuerbe-
freiung entstehenden Steuerausfälle ausgeglichen 
und andererseits die Anreize zum Erwerb schad-
stoffarmer Fahrzeuge verstärkt werden. Wir ent-
sprechen damit auch dem Verursacherprinzip. Wer 
mit seinem Fahrzeug in Zukunft die Umwelt stär-
ker belastet, zahlt dafür einen höheren Preis. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird für die 
Käufer von Neufahrzeugen ein starker Anreiz ge-
schaffen, sich für einen schadstoffarmen Pkw zu 
entscheiden. Für die Umrüstung von Altfahrzeugen 
sieht der Gesetzentwurf bisher keine steuerliche 
Begünstigung vor. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

In der jüngsten Zeit hat sich die fachliche und poli-
tische Diskussion jedoch stärker dieser Frage zuge-
wandt, auch im Hinblick auf neue interessante tech-
nische Entwicklungen, die weitgehend jedoch noch 
nicht abschließend bewertet werden können und 
die erst jetzt den zuständigen Prüfungsbehörden 
vorgelegt werden sollen. Deshalb hat der Bundesrat 
nunmehr auch eine allerdings eingeschränkte För-
derung der Umrüstung von herkömmlichen Kraft-
fahrzeugen mit der Folge einer spürbaren Verringe-
rung der Schadstoffemissionen angeregt. 

Die Bundesregierung ist bereit, diese Initiative 
im Gesetzgebungsverfahren gemeinsam mit den zu-
ständigen Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
aufgeschlossen zu erörtern. Allerdings, meine Da-
men und Herren, ist dabei der absolute Vorrang der 
möglichst schnellen und umfassenden Einführung 
des abgasarmen Autos mit den anspruchsvolleren 

US-Abgaswerten uneingeschränkt zu beachten. Die 
Folge einer Erweiterung der steuerlichen Förde-
rung auf die Umrüstung wäre u. a.: Die Kraftfahr-
zeugsteuer für die Halter von Altfahrzeugen, die 
nicht umgerüstet werden oder wegen ihres Alters 
bzw. typbedingt nicht umgerüstet werden können, 
müßte weiter erhöht werden. Die in dem vorliegen-
den Gesetzentwurf vorgesehene Steuerregelung für 
nicht schadstoffarme Pkws von 16 DM je 100 ccm 
Hubraum reicht nicht aus, um die von den Ländern 
geforderte Aufkommensneutralität zu gewährlei-
sten. Es müßte dann ferner schnell Einvernehmen 
über einen zweiten Abgaswert als Voraussetzung 
für die erwähnte ergänzte steuerliche Förderung 
erzielt werden. 

(Lennartz [SPD]: Warum nicht? — Sie sind 
doch offen, Herr Minister!) 

— Wir sind offen für diese Diskussion. Herr Kolle-
ge, ich habe doch eingangs gesagt, daß wir bereit 
seien, diese neuen Vorschläge aufgeschlossen mit 
den zuständigen Ausschüssen zu erörtern. Das ist 
der Obersatz. Aber es ist, glaube ich, richtig, hier 
auch kurz auf die Probleme einzugehen, die geklärt 
werden müssen. Nicht mehr ist im Augenblick be-
absichtigt. 

(Lennartz [SPD]: Einverstanden!) 

Ich will vorsorglich sagen: Wenn sich der Deut-
sche Bundestag für diese Erweiterung entscheidet, 
halten wir allerdings höchstens zwei Abgaswerte 
für vertretbar: den strengeren für Neuzulassungen, 
die im Vordergrund unserer Bemühungen bleiben 
müssen, und gegebenenfalls einen zweiten, nicht so 
anspruchsvollen für Umrüstungen. Mehr als zwei 
Abgaswerte wären für die Steuerverwaltungen der 
Länder nach meiner Überzeugung nicht praktika-
bel. Schließlich muß sehr sorgfältig geprüft werden, 
wie sich dieser Gedanke steuerlicher Anreize für 
die Umrüstung mit der Zulassung neuer Pkws in 
den nächsten Jahren verträgt, die nicht den stren-
gen Abgaswert erreichen, aber gegebenenfalls ei-
nen neuen, nicht so anspruchsvollen, der, wie ge-
sagt, unter dem Vorzeichen der Umrüstung steht. 

Meine Damen und Herren, die Einführung der 
Katalysatoren-Autos setzt die Bereitstellung unver-
bleiten Benzins und ein ausreichendes Versor-
gungsnetz voraus. Die von der Bundesregierung 
vorgesehene Spreizung der Mineralölsteuer von 4 
Pf je Liter ab 1. April 1985 soll die Wettbewerbsfä-
higkeit des unverbleiten Benzins erhöhen. Der Auf-
bau eines zufriedenstellenden Tankstellennetzes 
für unverbleites Benzin ist bereits jetzt in vollem 
Gange. In der Öffentlichkeit ist allerdings noch 
nicht allgemein bekannt, daß nicht nur schadstoff-
arme Autos mit Katalysatoren unverbleites Benzin 
tanken können, sondern daß auch eine große Zahl 
von konventionellen Pkws, also nicht schadstoffar-
men Pkws, mit Benzin ohne Bleizusätze auskommt. 
Das wäre eine Umstellung, die nicht die wünschens-
werte Entlastung für die Umwelt brächte. 

Der Vorschlag des Bundesrates, die von der Bun-
desregierung vorgesehene Spreizung von 4 Pf je 
Liter weiter auszudehnen, würde deshalb eine 
Überforderung bedeuten, eine „Überförderung", 
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kann man auch sagen. Bereits der Steuervorteil von 
4 Pf je Liter gleicht die Herstellung- und Vertriebs-
mehrkosten für normgerechten unverbleiten Nor-
malkraftstoff aus. Außerdem könnten sich Miß-
brauchs- und Umgehungsmöglichkeiten und damit 
Wettbewerbsverzerrungen ergeben. Wir bitten den 
Bundestag, hier der Regierungsvorlage zu folgen. 

Meine Damen und Herren, ich habe schon her-
vorgehoben, daß wir in der Europäischen Gemein-
schaft auch hier vorangehen. Es muß noch viel 
Überzeugungsarbeit geleistet werden, bis alle Mit-
gliedstaaten und bis andere Nachbarn dieselbe Poli-
tik zeitgleich und konsequent verwirklichen, jene 
Politik, der wir so hohe Priorität zumessen. Aber 
die intensiven Gespräche der zuständigen Bundes-
minister, vor allem der Kollegen Zimmermann und 
Bangemann, haben bei unseren Partnern und bei 
der EG-Kommission jetzt doch wachsendes Ver-
ständnis und erste, noch begrenzte Schritte des 
Entgegenkommens in Richtung auf unsere Vorstel-
lungen gebracht. 

Das zeigt eine Reihe jüngster Äußerungen auch vor 
der heutigen Ratssitzung der Umweltminister. Wir 
begrüßen dies und werden unsere Bemühungen 
auch im europäischen Bereich verstärken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Auch unter diesen Vorzeichen war es richtig, die 
nationale Initiative sorgfältig auf die europäischen 
Konsequenzen hin zu durchdenken und abzustim-
men. Ein vorzeitiger Alleingang ohne Rücksicht auf 
die Gemeinschaft und die anderen Nachbarn, wie 
ihn einige Sprecher der Opposition forderten, hätte 
unser gemeinsames Ziel eines entscheidenden Fort-
schritts in der Umweltpolitik nicht gefördert, son-
dern gefährdet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Denn ebenso wie bei den Schadstoffemissionen der 
Energiewirtschaft brauchen wir hier dringend 
grenzüberschreitende Regeln. Die Freizügigkeit 
über nationale Grenzen hinweg darf weder direkt 
noch indirekt beeinträchtigt werden. 

Wir erwarten, daß unsere Nachbarn in Kürze ein 
flächendeckendes Netz für die Versorgung mit 
bleifreiem Benzin schaffen. Wir rechnen damit, daß 
sie die Übergangszeit bis 1988/89 nach der Konzep-
tion unseres Gesetzes nutzen, um ihre Pkw auch 
auf dem deutschen Markt unter den Bedingungen 
des neuen Abgaswertes anbieten zu können. 

Europäische Politik muß sich auch hier, unter 
dem Vorzeichen des Wettbewerbs, des technischen 
Fortschritts und vor allen Dingen des technischen 
Fortschritts unter den dringenden Erfordernissen 
des Umweltschutzes bewähren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lennartz. 

Lennartz (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nachdem die Bundesregierung mit ih-
ren Katalysator-Beschlüssen die tatsächliche Sen-
kung der Kfz-Emissionen praktisch auf die 90er 

Jahre verschoben hat, versuchen wir heute, mit 
dem Instrument der steuerlichen Anreize schon für 
die 80er Jahre wenigstens eine spürbare Verbesse-
rung zu erreichen. 

(Baum [FDP]: Quatsch!) 

— Herr Baum, auf diesen Zwischenruf werde ich 
noch eingehen. 

Auf Grund Ihrer halbherzigen und nachlässig ter-
minierten Vorgaben sind sogenannte zweitbeste Lö-
sungen — wie Sie es hier auch vorgetragen haben, 
Herr Minister, und wie es hier und da heißt — 
längst nicht mehr möglich. Die große Verunsiche-
rung der Konsumenten, die Sie mit einer sehr kom-
plizierten Darbietung 

(Zuruf des Abg. Pfeffermann [CDU/CSU]) 

eines einfach falschen — weil zu spät wirkenden — 
Beschlusses verursacht haben, können wir heute 
kaum noch beheben. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Hätten Sie es in 
den 70er Jahren gemacht! Halten Sie heute 

nicht so große Reden!) 

Ich kann Ihnen allein aus meinem engeren persön-
lichen Bekanntenkreis mehrere Personen benen-
nen, die zögern, sich turnusgemäß ihren neuen Pkw 
anzuschaffen, weil sie nicht so recht wissen, was los 
ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben doch 
13 Jahre Winterschlaf gehalten! — Weitere 

lebhafte Zurufe von der CDU/CSU) 

— Was regen Sie sich eigentlich so auf? Ich brauche 
doch nur auf die Anmerkung des ADAC zu verwei-
sen, die mittlerweile zurückgezogen worden ist. Ge-
stern hatte ich ein Gespräch mit der Landesinnung 
des Kfz-Handwerks Nordrhein-Westfalen. Unter-
halten Sie sich doch einmal mit den Obermeistern 
und den Meistern darüber, welche Verunsicherung 
Sie durch Ihre Beschlüsse bei den Konsumenten 
bewirkt haben! Das ist die Wirklichkeit. 

(Strube [CDU/CSU]: Sie haben doch gar 
nichts gemacht! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ist diese Verunsiche-
rungspolitik Ankurbelung der Wirtschaft, Steige-
rung der privaten Nachfrage, wie es in der Regie-
rungserklärung angekündigt wurde? Nein, es han-
delt sich hier um eine einfache Gefährdung von 
Arbeitsplätzen in der Automobilwirtschaft, verbun-
den mit einer zusätzlichen Schadstoffbelastung. 

Es hat sich doch mittlerweile herumgesprochen, 
daß — nehmen wir mal einen 1400-ccm-Golf — al-
lein der Anschaffungswert einer Katalysatorenaus-
rüstung dreimal so hoch ist wie die jährliche Steu-
erersparnis, von den Betriebskosten, Herr Minister, 
einmal ganz zu schweigen. 

Clevere Autohändler wissen diese Verunsiche-
rung zu nutzen. In den vergangenen Wochen habe 
ich große Anzeigen gesehen — Herr Minister, ich 
habe mir erlaubt, Ihnen das einmal zuzuschicken —, 

in denen steht, daß sich auf Grund der Beschlüsse 
der Bundesregierung nun auch Privat-Leasing für 
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Pkw lohnt. Die Überschrift lautet: „Wir übernehmen 
Ihr Katalysator-Risiko." Das müßte doch auch Ih-
nen zu denken geben. Ja, meine Damen und Her-
ren, Sie haben es geschafft, die Rettung des Waldes 
— in bester Absicht selbstverständlich — als Risiko 
für die Verbraucher auszugestalten. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Hetze!) 

Ja, so ist es. Nicht etwa als Risiko für den Bundesfi-
nanzminister! Nein, der Bundesfinanzminister — 
das konnten wir gerade hören — ist sehr zufrieden. 
Ihr Zweipfenningsbeschluß — bleihaltig 2 Pf mehr, 
bleifrei 2 Pf weniger Mineralölsteuer — ist ja in 
Wahrheit nur dann aufkommensneutral, Herr Min-
ster, wenn schon ab dem 1. Juli 1985 die Hälfte des 
gesamten Vergaserkraftstoffes bleifrei getankt 
wird. Da das auf keinen Fall so sein wird, besteht 
das Risiko des Bundesfinanzministers darin, bis da-
hin im Ungewissen darüber zu bleiben, ob er nun an 
der Rettung des deutschen Waldes 1985 nur 300 Mil-
lionen DM oder mehr verdienen wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Milchmädchen

-

rechnung!) 

— Wenn Sie sagen „Milchmädchenrechnung": Tan-
ken 25 Prozent bleifrei, wird er ca. 310 Millionen 
DM, tankt niemand bleifrei, ca. 620 Millionen DM 
mehr bekommen. Das ist ganz einfach zu rechnen. 
Ich nehme an, in dem Hause sind die Rechnungen 
bereits durchgeführt worden. 

Auch komplizierte Rechnungen, wie sie vorgelegt 
werden, können einfache Auswirkungen haben. 
Herr Bundesfinanzminister, das sind schon ganz 
tolle Auswirkungen, wenn Sie in der Anfangsphase 
Mehreinnahmen von ca. einer halben Milliarde DM 
erwarten. 

(Zuruf von der SPD: So macht der das im- 
mer!) 

Weniger toll, aber einfacher für die Verbraucher, 
einfacher für die Produzenten und besser für den 
Wald wäre gewesen, den einstimmigen Beschluß 
des Bundestages vom 9. Februar 1984 umzusetzen, 
nämlich die obligatorische Einführung abgasentgif-
teter Autos vom Jahre 1986 an vorzusehen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Statt dessen machen Sie Haushaltskonsolidie-
rung, wo Sie Umweltpolitik machen sollen. Das 
wird der nächste umweltpolitische Flop Ihrer Re-
gierungspolitik. Wenn Sie bei der Mineralölsteuer-
spreizung aufkommensneutral bleiben wollen, er-
mäßigen Sie doch einfach die Steuer auf bleifreies 
Benzin um 5 Pfennige und passen dann in den Fol-
gejahren entsprechend dem wirklichen Aufkom-
men an. Dann wäre sie aufkommensneutral. 

Die „schnellstmögliche Einführung des schad-
stoffarmen Kraftfahrzeuges" — so steht es schwarz 
auf weiß auf geduldigem Vorlagenpapier — haben 
Sie mit allen Kräften verhindert. Auch der vorlie-
gende Gesetzentwurf bewirkt das alles andere als 
„schnellstmöglich". 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Das war ein 
Tiefschlag!) 

— Hören Sie zu! 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Da kann man 
nicht zuhören!) 

Sie haben erst Anfang November die EG-Notifi-
zierung für die Änderung der Straßenverkehrs-Zu-
lassungs-Ordnung angekurbelt. Stimmt das, oder 
stimmt das nicht? Dies offensichtlich zu spät einge-
leitete Verfahren führt doch einfach dazu, daß Sie 
bereits auf EG-Ebene eine über dreimonatige Ver-
spätung in Kauf nehmen müssen. 

Die Umrüstung der über 22 Millionen Altfahr-
zeuge durch entsprechende Bauteile ist im Gesetz-
entwurf nur zu prüfen vorgesehen, genau wie der 
Herr Minister eben formuliert hat. Ich hätte nichts 
dagegen gehabt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was haben Sie 
denn?) 

wenn diese Drucksache als Termin nicht den 
28. November 1984, sondern den 28. November 1983 
getragen hätte. Sie formulieren hier: 

Die Bundesregierung prüft, ob die Schadstoff-
emissionen der Altfahrzeuge durch geeignete 
technische Einrichtungen vermindert werden 
können und ob auch für eine derartige Umrü-
stung eine Förderung in Betracht kommen 
kann. 

Ja, entschuldigen Sie bitte, sind Ihnen denn nicht 
bekannt, auch nicht dem Herrn Miltner, der, heute 
morgen im „Kölner Stadtanzeiger" nachzulesen, da-
von sprach, daß nur ca. 8 Millionen Fahrzeuge um-
gerüstet werden könnten: die sogenannte Hoch-
stromzündung, mit der alle Fahrzeuge mit Otto-
Motor innerhalb kürzester Zeit umgerüstet werden 
könnten, die Abgasrückführung, durch die die 
Stickoxidemissionen bereits bei Umrüstung der Alt-
fahrzeuge um 70 Prozent reduziert werden könn-
ten? Das finden Sie in keiner Formulierung von 
uns, das können Sie vielmehr schwarz auf weiß vom 
TÜV München nachlesen. Der TÜV München bestä-
tigt Ihnen, daß das möglich ist. 

Nun sage ich: Die technologischen Voraussetzun-
gen liegen doch vor, wir müssen nur in diesem 
Sinne handeln. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Woher wissen 
Sie das? Sie waren doch nicht dabei!) 

Dazu fordere ich Sie auf. Tun Sie es. 

Wir hätten sogar ohne bleifreies Benzin die Mög-
lichkeit dazu. Das geht sogar mit bleihaltigem Ben-
zin. Trotzdem wäre eine 70 %ige Reduzierung mög-
lich. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Zitieren Sie 
doch mal aus den Regierungsvorlagen der 

SPD aus den 70er Jahren!) 

— So steht es schwarz auf weiß im Bericht des TÜV 
München. Es ist getestet, als einwandfrei und 
marktreif befunden worden. 

Meine Damen und Herren, das sind die Faktoren, 
wobei man dann noch davon ausgehen muß — das 

 sage ich sehr offen —, daß wir das auch noch expor-
tieren könnten. Muß es denn sein, daß dies von zwei 
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Unternehmen aus der Schweiz und Schweden im-
portiert wird? Wir sollten dafür sorgen, daß dies so 
schnell wie möglich hier realisiert und dann für den 
europäischen Markt ein Exportschlager wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir als SPD-Bundestagsfraktion unterstützen 
den Änderungsantrag des Bundesrates zu den Alt-
fahrzeugen. Jeder, der sein Kraftfahrzeug minde-
stens zu 40 Prozent entgiftet, so, wie es in der EG

-

Verordnung vorgeschrieben ist, soll einen angemes-
senen Steuernachlaß bekommen. Herr Minister, 
hier sind unsere Auffassungen deckungsgleich. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Sie haben über

-

haupt keine Sachkenntnisse zu diesen Din

-

gen! Ist ja fürchterlich!) 

Über die Frage der Steuerentlastung werden wir 
uns, meine ich, auch noch finden. 

Und ich sage sehr offen, Herr Minister: Zu dem, 
was Sie hier formuliert haben, werden wir Sie mit-
tels eines Entschließungsantrags zu diesem speziel-
len Teil gerne beim Wort nehmen. Ich sage es ein-
mal ganz locker: Wir werden Ihnen durch diesen 
Entschließungsantrag Beine machen. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Nun komme ich zum zweiten Punkt. Bleifreier 
Kraftstoff muß billiger angeboten werden als blei-
haltiger. Das ist die Grundvoraussetzung. Dazu ist 
eine größere Spreizung — — 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

— Was sind Sie denn eigentlich so hektisch? Jetzt 
stimmen wir schon überein in der Entlastung. Das 
genügt Ihnen auch nicht. Was hätten Sie denn 
gerne? 

(Fortgesetzte Zurufe von der CDU/CSU) 

Also großes Einvernehmen zwischen SPD und Re-
gierung bei der Entlastung. Was wollen Sie noch 
mehr? 

Meine Damen und Herren, noch einmal zum 
bleifreien Kraftstoff. Wir sagen als SPD-Fraktion, 
er muß preiswerter werden. Und hier sind wir der 
Auffassung — Herr Minister, da unterscheiden wir 
uns —, daß eine größere Spreizung bei der Mineral-
ölsteuer sinnvoll wäre, als Sie sie in dem Gesetzent-
wurf mit vier Pfennig vorgesehen haben. Umwelt-
politik wird und muß über den Preis gemacht wer-
den und nicht nur über Ankündigen und Appelle. 

(Beifall bei der SPD) 

Zusätzliche, flankierende Maßnahmen sind 
ebenso notwendig wie steuerliche Anreize. Das An-
gebot an bleifreiem Kraftstoff muß ausreichend 
und flächendeckend sein. Die wenigsten Bundes-
bürger sind in der Lage, wie der rheinland-pfälzi-
sche Ministerpräsident publikumswirksam bleifrei 
mit Katalysator vorzufahren. Sie haben nämlich 
nicht einen 150-Liter-Tank. Wir forden die Bundes-
regierung auf, zusammen mit der Mineralölindu-
strie ein Bund-Länder-Sofortprogramm aufzulegen, 
das den Aufbau eines Tankstellennetzes mit blei-
freiem Kraftstoff fördert. Was wir von anderen for-

dern, sollten wir selbstverständlich auch tun. Wenn 
nicht in jeder größeren Gemeinde Zapfsäulen mit 
bleifreiem Kraftstoff stehen, werden alle anderen 
Anstrengungen vergeblich sein. Wenn die Mineral-
ölwirtschaft erst den Kfz-Markt beobachtet, die 
Verbraucher das Tankstellennetz beobachten und 
die Automobilindustrie beide, dann wird sich auf 
dem Umrüstungssektor gar nichts tun, und die pri-
vate Nachfrage nach abgasarmen Kraftfahrzeugen 
wird so niedrig bleiben wie heute. 

Wir sind bereit, Herr Minister, steuerpolitische 
Maßnahmen mit zu tragen, die Emissionsminde-
rungen bei den Personenkraftwagen nach sich zie-
hen. Wir sind der Ansicht, daß der Gesetzentwurf 
der Bundesregierung, wenn auch nur ungenügend, 
dazu beiträgt, obwohl die Regelung, die Sie für die 
Kfz-Steuer gefunden haben, besser ist als die frühe-
ren aus den unionsgetragenen Ländern. Wir for-
dern Sie allerdings auf, deutliche steuerpolitische 
Zeichen zu setzen, die gleichzeitig auch für das 
bleifreie Benzin dienlich sind und der Dringlichkeit 
des Vorhabens gerecht werden, nämlich dazu hel-
fen, unsere Wälder zu retten. Handeln Sie! Wir sind 
bereit, Sie in diesem Sinne zu unterstützen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lippold. 

Dr. Lippold (CDU/CSU): Herr Vorsitzender! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Es ist verständ-
lich, daß hier heute der Abgeordnete Lennartz ge-
sprochen hat; denn wenn der sonstige Experte für 
diese Fragen, Herr Hauff, gesprochen hätte, dann 
wäre die Diskrepanz zwischen dem, was jetzt verbal 
immer wieder gefordert wird, und dem, was jahre-
lang überhaupt nicht getan worden ist, unwahr-
scheinlich groß gewesen. Aber so, Herr Lennartz, 
stellen Sie sich mit der Unbekümmertheit dessen 
hier hin, der mit dem Eintritt in die Opposition völ-
lig das Gedächtnis für das verloren hat, was er in 
dreizehnjähriger Regierungszeit nicht geleistet 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Und jetzt entschuldigen Sie sich, Herr Lennartz, 
nicht damit, daß Sie damals nicht gewußt hätten, 
wie Entwicklungen laufen. In den USA ist dies ge-
laufen. In Japan ist dies gelaufen, zu Ihrer Zeit, und 
Ihr Herr Hauff hat damals auf der Regierungsbank 
gesessen, hat Däumchen gedreht und hat die Ent-
wicklung an sich vorbeiziehen lassen. 

(Zurufe von der SPD) 

Das sind doch die Sachverhalte, und jetzt stehen 
Sie da und sagen: alles nicht schnell genug, alles 
nicht gut genug, das müßte noch gestern gemacht 
werden. Ausgerechnet die reden, die während Ihrer 
Regierungszeit kein Jota dazu beigetragen haben, 
daß über die Einführung umweltfreundlicher Kraft-
fahrzeuge, über die Nachrüstung von Altwagen ein 
Beitrag zur Sanierung der Luft und damit zur Ret-
tung der Wälder und, was viel entscheidender ist, 
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auch zum Gesundheitsschutz geleistet wird. Alles, 
was wir in dieser Richtung tun, fördert die Gesund-
heit für die Menschen in diesem Land, für Kinder, 
für Frauen, für Familien. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Matthöfer? 

Dr. Lippold (CDU/CSU): Aber selbstverständlich, 
gern. 

Matthöfer (SPD): Herr Kollege, können Sie mir 
sagen, welcher Partei der damalige Innenminister 
angehörte, welcher Partei der alles blockierende 
Wirtschaftsminister angehörte, und wie lange Sie 
eigentlich noch nach mehr als zwei Jahren Regie-
rungszeit von der Vergangenheit leben wollen? 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Und welcher 
Partei der Finanzminister angehörte?! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Dr. Lippold (CDU/CSU): Sehr verehrter Herr Kol-
lege Matthöfer, ich sage Ihnen ganz klar: Das macht 
doch nur deutlich, wieviel mehr wir geleistet haben. 
Denn bei uns gibt es keine Blockaden; bei uns wer-
den die Probleme angefaßt. Sie sind damals dage-
sessen und haben gesagt: Wir dürfen nicht; wir kön-
nen nicht. Das ist doch der eigentliche Punkt. 

Im übrigen, wo ist denn der Vorstoß geblieben? 
Wir haben doch, Herr Matthöfer, von Ihnen noch 
nicht einmal einen Vorstoß in dieser Angelegenheit 
erlebt, etwas zu tun. Wo waren denn außer Pro-
grammsätzen die Initiativen, die Sie eingebracht 
hätten, die Sie mit dem Koalitionspartner bespro-
chen hätten? 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wo war denn 
der Finanzminister Matthöfer damals?) 

Da war doch, Herr Matthöfer, nichts; da war doch 
gar nichts. 

Deshalb kann man auch sagen: Der Herr Hauff 
wird das bleiben, was er hier ist: Mitglied der Oppo-
sition. Er wird nicht nach Frankfurt gehen, auch 
wenn er Kandidat ist. Denn die Frankfurter brau-
chen einen, der im Amt handelt — und nicht erst 
hinterher, wenn er das Amt verloren hat. So sind 
die Dinge, und so gehört sich das. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Und da kommt der Herr Lennartz, der sich bis-
lang an diesen Diskussionen überhaupt nicht betei-
ligt hat, und spricht von der Gefährdung der Wirt-
schaft; ausgerechnet der Herr Lennartz, der dann 
sagt: Aber, liebe Freunde, die verpflichtende Ein-
führung muß zum 1. 1. 1986 kommen. Ja, wovon 
träumen Sie denn eigentlich? Sie wissen doch, daß 
wir in dieser Frage an der EG nicht vorbeikommen. 
Wenn wir hier eine verpflichtende Regelung hätten, 
könnte die erste Firma zum Europäischen Gerichts-
hof gehen, und das Ganze wäre null und nichtig. Ist 
das die sichere Regelung, die Sie brauchen, damit 
unsere Wirtschaft sich ungefährdet entwickeln 
kann? 

Und Sie wissen doch ganz genau, was viel, viel 
wesentlicher ist, Herr Lennartz: Wenn wir hier über 
diesen Weg ohne Abstimmung mit unseren EG

-

Partnern dazu schreiten würden, nichttarifäre Han-
delshemmnisse aufzubauen, dann könnte das, wenn 
wir es nicht im Einvernehmen mit ihnen lösen, 
dazu führen, daß wir einen Handelskrieg in der EG 
herbeiführen. Aber wer wäre denn der Gewinner 
dieses Handelskriegs? Wir exportieren in der Auto-
mobilindustrie für 14 Milliarden DM mehr in die 
EG-Länder. Wir produzieren nicht für 14 Milliarden 
DM, sondern exportieren für 14 Milliarden DM 
mehr in die EG-Länder, als wir von denen importie-
ren. Das heißt, die einzigen, die dabei Verlierer wä-
ren, wären wir, und es wäre nicht die Automobilin-
dustrie, sondern es wären die Arbeitnehmer in der 
Automobilindustrie. Heute morgen haben Sie hier 
Tränen geweint, es werde nicht genug getan, über 
Umweltschutz Arbeitsplätze zu schaffen. Hier wür-
den Sie wissentlich und willentlich Arbeitsplätze 
gefährden. Die Automobilindustrie war die einzige, 
die in den letzten drei Jahren ca. 150 000 Arbeits-
plätze mit ihren Zulieferindustrien zugelegt hat. 
Aber Sie nehmen die Gefährdung dieser Arbeits-
plätze j a ohne weiteres in Kauf, wie auch Ihr Anhei-
zen im Metallarbeiterstreik deutlich gemacht hat, 
daß Sie wirtschaftlichen Aufschwung und Wach-
stum nicht wollen, daß Sie sich ganz einfach Wasser 
für Ihre politischen Mühlen versprechen, wenn Sie 
hier solche unrealistischen Lösungen schaffen. 

(Zuruf des Abg. Schwenninger [GRÜNE]) 

Sie haben darüber hinaus, Herr Lennartz, deut-
lich gemacht, daß Sie bei den Anreizlösungen, von 
denen Sie gesprochen haben, nicht begriffen haben, 
wie die Zusammenhänge zwischen deutschem 
Recht und EG-Recht sind. Bei den zeitlichen Vor-
stellungen haben Sie erkennen lassen, daß Sie über 
die Notifizierungsabläufe, wie diese Dinge ineinan-
dergreifen, nicht Bescheid wissen. 

Ich glaube, Herr Lennartz, das, was Sie brauchen, 
ist nichts anderes als ein ausreichender Nachhil-
feunterricht in den anstehenden Fragen, bevor Sie 
hier in die parlamentarische Debatte eingreifen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Lennartz: Wir müssen auch jetzt in der Um-
rüstung der Fahrzeuge Lösungen fnden, die EG-ver-
träglich sind. Das ist gar nicht so einfach. Wir kön-
nen nicht Lösungen wählen, von denen hinterher 
gesagt wird, das sei eine unzulässige Beihilfe. Darin 
stecken Probleme, mit denen wir uns auseinander-
setzen müssen. 

Und dann war Ihnen, wie nicht anders zu erwar-
ten, die Spreizung bei der Mineralölsteuer nicht ge-
nug. Auch das ist für Sie mangels Kenntnis der 
Fakten natürlich kein Problem, sondern ein Pro-
blemchen, und das lösen Sie mit der linken Hand. 
Aber das macht deutlich, daß Sie sich nicht mit dem 
Verwaltungsablauf auseinandergesetzt haben; das 
macht auch deutlich, daß Sie sich mit der betroffe-
nen Mineralölwirtschaft nicht auseinandergesetzt 
haben. Denn die hätte Ihnen gesagt, Herr Lennartz, 
daß das, was Sie vorschlagen, letztendlich zu 
Schwierigkeiten führt, die eben nicht so leicht lös-
bar sind. Je größer die Spreizung ist, desto deutli- 
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cher ist der Anreiz, unverbleites Benzin, das steuer-
lich gefördert wird, nachträglich zu verbleien. Dazu 
brauchen Sie noch nicht einmal Kosten in der Höhe 
von Pfennigen; sondern es sind Bruchteile von 
Pfennigen, die dies an Kosten verursacht, und dann 
können Sie dieses Benzin in den Verkehr bringen. 
Wir haben aber, Herr Lennartz, nicht die Möglich-
keit, das so zu kontrollieren, daß wir einem solchen 
Mißbrauch effizient begegnen könnten. Wir müßten 
dazu eine ganz umfassende Bürokratie aufbauen. 
Das wäre ungeheuer kostenträchtig. Nun weiß ich, 
daß Ihre Partei gegen den Aufbau neuer und zu-
sätzlicher Bürokratien nichts hat. Das ist eine ganz 
andere Sache. Aber Herr Lennartz, das wäre ganz 
einfach von der Abwicklung her nicht möglich, 
nicht darstellbar und nicht machbar. Da sollten Sie 
sich meines Erachtens zunächst einmal informie-
ren, bevor Sie hier Dinge angreifen, die Sie nicht 
kennen. 

(Zuruf des Abg. Lennartz [SPD]) 

— Ja, Herr Lennartz, sagen Sie es doch per Zwi-
schenfrage. Dann verstehen wir es alle. — Also 
doch nichts Entscheidendes dazu beizutragen! 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Was mich natürlich etwas irritiert hat, war in die-
sem Zusammenhang die Behandlung des Problems 
im Bundesrat. Erst ging es den SPD-regierten Län-
dern im Bundesrat mit dieser Vorlage nicht schnell 
genug. Als der Bundesrat dann beschlossen hatte, 
hier eine Fristverkürzung vorzunehmen, damit die 
Vorlage, die von der Bundesregierung kam, schnel-
ler behandelt und beraten werden konnte, mäkelten 
Ihre Bundesländer dort ellenlang daran herum, daß 
diese Fristverkürzung eingetreten sei. Ich weiß 
nicht, was Sie wollen. Entweder Sie sind für schnel-
lere Luftreinhaltung, Sie sind dafür, daß Baudenk-
mäler nicht angegriffen und zerstört werden, daß 
der Wald gerettet wird — dann könnte Ihnen aber 
doch die Frage einer solchen Fristeinrede nicht 
wert sein, sie ellenlang im Bundesrat zu erörtern —, 
oder Sie sind es nicht. Das zeigt doch ganz einfach, 
daß zwischen dem, was Sie sagen, und dem, was Sie 
tun, eine Lücke klafft, die nicht zu schließen ist. 

Gott sei Dank haben wir eine Bundesregierung, 
die hier ein in sich tragfähiges Konzept entwickelt 
hat und die dieses Konzept schnell umsetzen wird. 
Wir sind bereit, daran mitzuwirken und unseren 
Beitrag zu leisten, damit wir hier eine vernünftige, 
ökologisch verträgliche, aber auch ökonomisch 
tragbare Lösung finden und umgehend realisieren 
können. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Von Ökologie verste

-

hen Sie absolut Null!) 

Sie haben zu dieser Sache nichts beigetragen, son-
dern nur geschwätzt, und Sie wollen damit Ihr Ver-
sagen in der Vergangenheit überspielen. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt hören Sie aber 
auf!) 

Es wäre viel besser, Sie wären zu einer konstrukti-
ven Mitarbeit bereit. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Ehmke. 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Versöhnung von 
Ökologie und Ökonomie macht sich als Schlußwort 
immer gut, Herr Kollege Lippold. Wenn Sie sich 
aber am Anfang Ihrer Rede darüber beklagen, daß 
die frühere Bundesregierung 13 Jahre lang nichts 
für den Umweltschutz getan habe, dann möchte ich 
Ihnen vor Augen halten, daß es uns in der umwelt-
politischen Diskussion relativ wenig nützt, wenn 
wir immer auf die Fehler in der Vergangenheit star-
ren. 

(Dolata [CDU/CSU]: Deswegen tun wir ja 
etwas!) 

Die frühere Untätigkeit einer SPD-Regierung kann 
doch wohl keine Entschuldigung dafür sein, daß Sie 
heute untätig sind. 

Ich möchte jetzt an einem Beispiel, nämlich dem 
Beispiel des Tempolimits, darauf hinweisen, wie un-
tätig die Regierung in dieser Sache ist. Wie ich 
schon am 4. Oktober dieses Jahres an dieser Stelle 
ausgeführt habe, lehnen wir den von der Bundesre-
gierung in Auftrag gegebenen Großversuch zum 
Tempolimit grundsätzlich ab. 

(Strube [CDU/CSU]: Ist ja auch klar! Der 
könnte j a ein Ergebnis haben!) 

Dieser Versuch ist ein überflüssiges Ablenkungs-
manöver, denn die wichtigsten Daten für die ge-
planten Versuche sind schon jetzt hinreichend be-
kannt. Das für den Großversuch geplante Vermes-
sen von 350 Fahrzeugen dauert weit länger als ein 
Jahr, wenn man den Versuch richtig durchführen 
will, und bringt keine wesentlichen Änderungen der 
Schadstoffabschätzungen. Auch beim Großversuch 
muß die Schadstoffabgabe im wesentlichen auf den 
Prüfstand; sie muß ermittelt und über Kilometerlei-
stung, Straßenart und Fahrverhalten auf alle Pkw 
hochgerechnet werden. 

Ein zweites Ziel des Großversuchs, die Erfassung 
der Dynamik des Verkehrsflusses, wird nur zu ei-
ner Erhöhung der ohnehin schon errechneten 
Schadstoffminderungen führen; denn unbestreitbar 
verläuft der Verkehrsfluß bei einem Tempolimit 
harmonischer, also mit weniger Beschleunigungs-
und Abbremsvorgängen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, es macht einfach kei-
nen Sinn, die Emissionsminderung auf die Tonne 
genau feststellen zu wollen. Deshalb trügt der Ein-
druck wohl nicht, daß der Bundesinnenminister das 
Forschen bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag als Alibi 
für unterlassene Entscheidungen gebrauchen will. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
CDU/CSU: Unerhörte Unterstellung!) 

Aber auch eine unterlassene Entscheidung stellt 
eine Entscheidung dar; in diesem Fall gegen den 
Wald und gegen unsere Gesundheit. Durch die un- 
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terlassene Entscheidung sind schon rund 300 000 
Tonnen Stickoxide unnötig emittiert worden. Das 
ist z. B. das Vierfache des Wertes, um den die Ergeb-
nisse der einzelnen Untersuchungen über die 
Schadstoffminderungen durch ein Tempolimit noch 
auseinanderliegen. 

Als geradezu beschämend und gleichzeitig entlar-
vend muß die Absicht des Herrn Zimmermann be-
urteilt werden, in den Projektbeirat zum Großver-
such zwar jene Verbände mit einzuberufen, näm-
lich die Industrie- und Automobilverbände, die ein 
ureigenes Interesse am Nichtzustandekommen des 
Tempolimits schon immer lauthals verkündet ha-
ben, nicht aber zumindest auch Vertreter der Um-
weltschutzverbände zu beteiligen. So ist der Ver-
band der Automobilindustrie, auch wenn der Kol-
lege Broll im Innenausschuß immer anderer Mei-
nung ist, durch manipulierte, unwissenschaftliche 
Angaben aufgefallen. Hier wird wahrhaftig der 
Bock zum Gärtner gemacht, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn nicht zumindest die Umweltschutzverbände 
mitbeteiligt werden, dann können wir diesen Groß-
versuch schon heute für einseitig und deshalb für 
gescheitert erklären, noch ehe er überhaupt begon-
nen hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
CDU/CSU: Sie können sich als Chauffeur 
bewerben! — Weitere Zurufe von der CDU/

-

CSU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zu 
einem anderen Punkt unserer Tagesordnung kom-
men, 

(Straßmeir [CDU/CSU]: Hoffentlich ist der 
besser!) 

nämlich zu dem „Entwurf eines Gesetzes über steu-
erliche Maßnahmen zur Förderung des schadstoff-
armen Personenkraftwagens". Allein die Bezeich-
nung dieses Gesetzentwurfes zeigt, worum es der 
Bundesregierung mit diesem Entwurf geht. Ich will 
jetzt nicht von der Verschiebung des Einführungs-
termins von 1986 auf 1989 oder 1988 reden, sondern 
nur daran erinnern, daß wir schon mehrfach deut-
lich gemacht haben, daß diese Verschiebung ange-
sichts des raschen Fortschreitens des Waldsterbens 
unverantwortlich ist. Es ist zu begrüßen, daß Sie 
unsere Anregung aufgenommen haben und nicht 
mehr vom umweltfreundlichen Pkw, den es ja nach 
wie vor nicht gibt, sondern korrekterweise nur noch 
vom schadstoffarmen Pkw reden. Aber — und jetzt 
kommt das große Aber — Ziel der Bundesregierung 
ist nach wie vor die Förderung des Pkw-Verkehrs 
durch eine zusätzliche Subvention, die dazu beitra-
gen soll, daß auch in Zukunft der dann zwar schad-
stoffärmere, aber trotzdem nach wie vor umwelt-
feindliche Autoverkehr weiterhin steigt. 

(Straßmeir [CDU/CSU]: Was wollen Sie 
denn?) 

Das ist doch das eigentliche Hauptziel der Bun-
desregierung. Wenn es der Bundesregierung in er-
ster Linie tatsächlich darum gehen würde, die Um-

welt zu entlasten, dann hätte sie nicht diesen Ge-
setzentwurf zur Subventionierung eines nicht ganz 
so umweltfeindlichen Pkws vorlegen sollen, son-
dern einen Gesetzentwurf zur Förderung umwelt-
freundlicher Verkehrsmittel. Ich muß Sie von der 
Bundesregierung deshalb fragen: Wo bleibt Ihr Ge-
setzentwurf zur Förderung des umweltfreundlichen 
Fahrradverkehrs? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Ja, da lachen Sie; das ist bezeichnend. — 

(Straßmeir [CDU/CSU]: Sie fahren ja nicht 
einmal in Bonn mit dem Fahrrad! — Weite

-

rer Zuruf von der CDU/CSU: Auf, auf, Ka

-

merad, aufs Pferd!) 

Wo bleibt Ihr Gesetzentwurf zur Förderung des öf-
fentlichen Personennahverkehrs? Wann kommt 
endlich Ihr Gesetzentwurf zur Förderung der um-
weltfreundlichen Bundesbahn? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir werden darauf wohl vergeblich warten müssen, 
da Sie, wie man sieht, weder die Einsicht noch den 
Willen haben, diese umweltfreundlichen Verkehrs-
mittel zu fördern, obwohl mein Kollege Drabiniok 
im Verkehrsausschuß entsprechende realisierbare 
Vorschläge gemacht hat und vielleicht auch nach-
her noch machen wird. 

Das, was Sie mit Ihrer Verkehrspolitik bei den 
tatsächlich umweltfreundlichen Verkehrsmitteln 
fördern, läßt sich in wenigen Worten zusammenfas-
sen: Angebotsverminderung, Leistungseinschrän-
kung, Fahrplanausdünnung, Streckenstillegung 
und Fahrpreiserhöhung. Das sind die Dinge, die Sie 
vorhaben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Benutzer der wirklich umweltfreundlichen Ver-
kehrsmittel werden also durch Ihre Verkehrspolitik 
weder begünstigt noch gefördert noch belohnt, son-
dern statt dessen für ihr umweltfreundliches Ver-
halten auch noch bestraft. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir fordern eine sinn-
volle, rationale Verkehrspolitik, die darauf ausge-
richtet ist, Umwelt- und Lebensqualität endlich 
spürbar zu verbessern. Grundlage dafür ist der Auf-
bau eines flächendeckenden, leistungsfähigen und 
attraktiven öffentlichen Verkehrssystems, damit 
für den großen Teil der Autofahrer, die auf Grund 
fehlender bzw. unzureichender öffentlicher Ver-
kehrsangebote, insbesondere auf dem Lande, oder 
auf Grund mangelnden Einkommens heute auf das 
Auto angewiesen sind, überhaupt erst einmal die 
Möglichkeit geschaffen wird, entweder ganz oder 
öfter als heute auch ohne Auto auszukommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Parallel zu diesem Ausbau der öffentlichen Ver-
kehrssysteme sollte die schrittweise Einführung 
des Verursacherprinzips auch im Straßenverkehr 
realisiert werden. Die Autofahrer sollen zumindest 
die Kosten und Schäden, die sie verursachen, auch 
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selber zahlen und nicht auf die Allgemeinheit ab-
wälzen. Deshalb schlagen wir die Einführung einer 
emissionsabhängigen Schadstoffabgabe für Kraft-
fahrzeuge vor, die die heutige Kraftfahrzeugsteuer 
ersetzen könnte, eine emissionsbezogene Kraftfahr-
zeugsteuer, die sich nicht mehr an dem unsinnigen 
Wert Hubraum, sondern an den Emissionswerten 
für Abgase, Lärm und Benzinverbrauch orientiert, 
also eine kombinierte Umwelt- und Ressourcen-
steuer. 

Eine solche Regelung hätte gegenüber der von 
der Bundesregierung beabsichtigten Subventionie-
rung des schadstoffärmeren Kraftfahrzeuges fol-
gende Vorteile: Mit einer solchen Schadstoffabgabe 
würde nicht nur ein Kostenunterschied zwischen 
schadstoffärmeren und schadstoffreichen Kraft-
fahrzeugen geschaffen — das ist nämlich nur ein 
Teil des Verursacherprinzips, Herr Minister Stol-
tenberg —, sondern zusätzlich auch ein Kostenun-
terschied zwischen den mehr lärmerzeugenden und 
den weniger lärmerzeugenden Kraftfahrzeugen so-
wie den großen und weniger großen Energiever-
schwendern. Dies würde die Nachfrage nach sol-
chen Pkw-Modellen, die besonders viel Lärm verur-
sachen, größere Schadstoffmengen an die Umwelt 
abgeben und besonders viel Benzin verbrauchen, 
wohl zwangsläufig sinken lassen. Darin wäre natür-
lich auch ein gewisser Vorteil für die Katalysator-
autos enthalten. Eine solche Schadstoffabgabe 
sollte sich an den durch die genannten Kraftfahr-
zeugemissionen verursachten Gesamtfolgekosten 
orientieren und wäre damit keine Subvention, son-
dern die Anwendung des Verursacherprinzips, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

das durch die schrittweise Umwälzung der sonsti-
gen gesellschaftlichen Folgekosten des Kraftfahr-
zeugverkehrs auf die Mineralölsteuer schließlich 
komplettiert werden sollte. 

Die konsequente Anwendung dieses Verursacher-
prinzips würde zudem sicherstellen, daß in erster 
Linie ein Anreiz zur Benutzung der bei Berücksich-
tigung aller gesellschaftlichen Folgekosten wirt-
schaftlicheren Verkehrsmittel Fahrrad, Bahn und 
Bus geschaffen wird, und erst in zweiter Linie ein 
Anreiz zum Kauf schadstoffärmerer, leiserer und 
spritsparender Kraftfahrzeuge für diejenigen, die 
nach wie vor auf das Fahren eines eigenen Autos 
nicht verzichten wollen bzw. nicht verzichten kön-
nen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mit Benzinbe

-

zugschein!) 

Der besonderen Situation des ländlichen Raumes 
muß dabei Rechnung getragen werden. 

Meine Damen und Herren, einen entsprechenden 
Antrag für die Neuregelung der Besteuerung des 
Kraftfahrzeugverkehrs werden wir in nächster Zu-
kunft in den Bundestag einbringen. 

Hinsichtlich der Durchsetzbarkeit unserer Vor-
stellungen haben wir nach unseren bisherigen Er-
fahrungen in diesem Hause kein Illusionen. Es ist 
klar, daß die Straßenbau- und Automobillobby es 
mit ihrer geballten Macht ganz einfach nicht zulas-

sen wird, daß die Bundesregierung oder dieses Par-
lament den Abbau der Subventionen für den Kraft-
fahrzeugverkehr vorantreibt, zumal Teile dieser 
Straßenverkehrslobby in ihren Fraktionen festver-
ankert sind und ihre Willensbildung maßgebend be-
stimmen. 

Es ist uns ebenso bewußt, daß unsere Vorstellun-
gen bei einem nicht geringen Teil der Bundesbür-
ger derzeit noch vollkommen unpopulär sind. Wir 
meinen jedoch, daß es nicht unsere Aufgabe ist, in 
erster Linie populäre Vorstellungen zu vertreten, 
sondern Vorstellungen, die sich auch und vor allem 
an den Notwendigkeiten der Umwelt- und Zu-
kunftsvorsorge orientieren, die Probleme beim Na-
men nennen und ungeschminkt die erforderlichen 
Konsequenzen und Lösungswege aufzeigen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn wir schon diese undankbare und — das 
möchte ich hinzufügen — ungedankte Aufgabe 
übernehmen, so tragen Sie doch wenigstens dazu 
bei, daß die Verkehrsdebatten von Emotionen und 
Zweckideologie befreit werden. 

Meine Damen und Herren, es wird in diesem Be-
reich immer sehr viel von Freiheit gesprochen. Die 
Freiheit ist immer auch die Freiheit des anderen. 
Die freie Fahrt für freie Bürger — die Freiheit der 
Autofahrer — findet dort ihre Grenze, wo andere 
Menschen dadurch in ihrem Freiheitsraum unzu-
mutbar eingeschränkt werden. Diese Grenze ist be-
reits heute erreicht. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Ich bitte, zum Schluß zu 
kommen. 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Ich bin beim letz-
ten Satz. 

Die Grenze ist bei weitem überschritten. Deswe-
gen bringt uns der vorliegende Gesetzentwurf der 
Bundesregierung in diesem Feld leider auch nicht 
weiter. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hoffie. 

Hoffie (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir haben hier fünf Tagesordnungspunkte 
in verbundener Debatte zu debattieren. Das sind 
fünf Problemkreise, die verkehrsbedingte Gefah-
ren, die die Lebensfragen von Menschen und Um-
welt betreffen. Sie hätten sicher eine gründlichere 
Behandlung erfordert, als wir sie bisher hier gehört 
haben. Das läßt sich auch in zwei Kurzrunden à 
zehn Minuten nicht machen. 

Ich glaube, daß zur schlaglichtartigen Darstel-
lung dieser fünf Problemkreise zuerst eine Feststel-
lung gehört: Erstmals seit 30 Jahren haben wir in 
diesem zu Ende gehenden Jahr 1984 die Chance, die 
Zahl der im Verkehr getöteten Menschen unter 
10 000 zu drücken. Erstmals seit drei Jahrzehnten! 
Das ist und bleibt zuviel, aber verbesserte aktive 
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und passive Sicherheit, mehr Verantwortungsbe-
wußtsein, verstärkte Verkehrserziehung und Gurt-
anlegepflicht ermöglichen offensichtlich eine deutli-
che Verbesserung der traurigen Bilanz. Da gilt es, 
jetzt nicht nachzulassen. Jetzt muß das neue Ver-
kehrssicherheitsprogramm dieser Regierung — das 
erste seit 1972 — schnell in die Praxis umgesetzt 
werden. Jetzt brauchen wir keinen grünen Stopp im 
Straßenbau, keine statistischen Klimmzüge über 
die gesellschaftlichen, über die volkswirtschaftli-
chen Folgekosten des Autoverkehrs, wie es die An-
träge der GRÜNEN hier heute verlangen. 

Gefragt ist praktische Vernunft. Gefragt sind 
nicht Ideologien, gefragt sind Perspektiven für die 
Verkehrswelt von morgen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Gefragt ist der größtmögliche Kompromiß zwischen 
der Befriedigung individueller Mobilitätsbedürf-
nisse und -anspräche der Bürger, 

(Hinsken [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

sowie wettbewerbs- und arbeitsplatzsichernder Lei-
stungsfähigkeit unserer Volkswirtschaft einerseits 
und der größtmöglichen Sicherheit und Umwelt-
schonung auf der anderen Seite. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Anträge von SPD und GRÜNEN, die wir 
heute zu diskutieren haben, werden diesem An-
spruch nicht gerecht: Stopp des Fernstraßenbaus, 
Tempolimit um jeden Preis, d. h. Verzicht auf Orts-
kernentlastung, Umgehungsstraßen, d. h. Menschen 
weitere Jahrzehnte unter Abgas-, Lärm- und Ver-
kehrsunsicherheit leiden zu lassen, d. h. auch Ver-
zicht auf Beseitigung von Gefahrenstellen, also 
auch Stauverkehr und mehr Spritverbrauch. 

Da stirbt nicht nur der Wald, sondern auch die 
Lebensqualität der Menschen. Straßenbau nach 
Maß schädigt nicht, sondern dient dem Umwelt-
schutz, und Straßen ohne Schäden verkleinern 
nicht, sondern vergrößern die Verkehrssicherheit. 

(Dr. Ehmke [Ettlingen] [GRÜNE]: Schon 
ein starkes Stück!) 

Hunderttausende von Arbeitsplätzen, die dafür ste-
hen, sind die Dispositionsmasse für den grünen 
Stopp beim Straßenbau. Da werden Sie unsere Geg-
nerschaft finden. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Wir erwarten nichts 
anderes!) 

Mir ist jedenfalls ein autofahrender Arbeiter im 
Tiefbau immer noch lieber als ein arbeitsloser 
Fahrradfahrer. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Uns und dem Wald ist ein schneller Umstieg auf 
schadstoffarme Autos mehr wert als zweifelhafte 
Hochrechnungen über den Nutzen von Tempoli-
mits. Niemand bestreitet ja, daß Autoabgase Men-
schen und Natur krank machen. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Warum testen Sie 
denn erst lange?) 

47 % verkehrsbedingte Schadstoffbelastung zwin-
gen zu energischem Handeln, zwingen aber auch zu 
Verantwortung hinsichtlich der Maßnahmen und 
der Prioritäten. 90 % der Abgasgifte von Autos wer-
den durch Katalysatortechnik beseitigt. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Ab 1995!) 

Das ist der Stand der Technik auf der Basis des 
Vergleichswertes von 1969. 

Deshalb begrüßen wir, daß die Bundesregierung 
mit dem Gesetzentwurf über die steuerlichen Maß-
nahmen Klarheit für jeden Bürger und Klarheit für 
die gesamte Automobilindustrie schafft. Jetzt ist für 
jeden Autofahrer und jeden Hersteller ganz eindeu-
tig und berechenbar, welche Vorteile mit dem Kauf 
von schadstoffarmen Fahrzeugen verbunden sind. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Die Forstwirtschaft 
weiß auch Bescheid!) 

Ebenso zweifelsfrei steht fest, welche Nachteile 
auf diejenigen zukommen, die weiter mit Altfahr-
zeugen die Umwelt belasten. 

Damit gibt es ab sofort für alle, die ein neues 
Auto kaufen, keinen vernünftigen Grund mehr, her-
kömmliche oder nicht nachrüstfähige Fahrzeuge zu 
erwerben oder die Kaufentscheidung zurückzustel-
len. Nachdem also jeder weiß, unter welchen Vor-
aussetzungen er bis zu 3 000 DM Steuervorteile er-
hält, bleifrei fahren kann, er die Erhöhung der 
Kraftfahrzeugsteuer für Altfahrzeuge um bis zu 
50% vermeiden kann, und nachdem sich jeder dar-
auf einstellen kann, daß für verbleites Benzin künf-
tig 4 Pf mehr Mineralölsteuer als für bleifreies Ka-
talysatorbenzin erhoben wird, ist es nachgerade un-
verantwortlich, daß ausgerechnet die bayerische 
Nobelmarke, die als erste behauptet hat, der Kata-
lysator stelle für sie überhaupt keine Probleme dar 
— auch nicht auf dem Markt —, jetzt vom Kauf 
neuer Autos abrät. 

Ich frage: Wie verträgt sich das mit den ganzseiti-
gen Anzeigen für abgasarme Autos und für Nach-
rüstbarkeit bestimmter Modelle? — Damit schafft 
nicht die Bundesregierung, sondern die Automobil-
industrie eine unklare Lage. Ich hätte mir ge-
wünscht, seitens der Automobilindustrie wäre es 
beim ersten Akt der Unglaubwürdigkeit geblieben, 
indem behauptet wurde, es stünden nicht rechtzei-
tig genügend Autos mit Katalysatortechnik zur Ver-
fügung. 

Aber es geht ja auch um Unglaubwürdigkeit im 
politischen Raum, nämlich um die der GRÜNEN, 
die auf Kraftfahrzeugsteuerbefreiung verzichten 
wollen. Das hat man heute nicht gehört, weil sie 
blauäugig ihrer Utopie nachhängen, jeder, der über 
Umweltschutz rede, handle auch entsprechend. 
Wenn das so wäre, dann müßten ja wohl inzwischen 
fast 70% der Autofahrer freiwillig 100 km/h fahren, 
von denen die GRÜNEN behaupten, sie würden das 
gerne tun, wenn damit dem Wald geholfen würde. 

Dann müßten sich zuallererst die Abgeordneten 
der GRÜNEN selber daran halten. Heute lese ich 
wieder in allen Zeitungen, daß ausgerechnet die 
GRÜNEN im hessischen Landtag, die sich zum 
Tempo 100 und 80 verpflichtet haben, nun ein er- 
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neutes Mal, nach dem Ministerpräsidenten Börner, 
dabei erwischt wurden, daß sie auf der linken Spur 
mit voller Pulle gerast sind, während die anderen 
ordentlich rechts gefahren sind. Das ist die Praxis. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Ich sage Ihnen von den GRÜNEN: Wenn wir das 

Verursacherprinzip als tragende Säule des Umwelt-
schutzes erhalten wollen, dann darf nicht darauf 
verzichtet werden, diejenigen, die aktiven Umwelt-
schutz betreiben, auf Kosten derer zu begünstigen, 
die keinen Beitrag dazu leisten. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Stammtischniveau! 
— Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

Deshalb kann es überhaupt nicht in Betracht kom-
men, daß am Ende der Staat nach dem Muster und 
den Denkungsweisen der GRÜNEN am Umwelt-
schutz auch noch verdient, was bei der von Ihnen 
vorgeschlagenen reinen Mehrbelastung für Altfahr-
zeuge die ganz konsequente Folge wäre. Denn je 
höher der Anreiz, meine Damen und Herren — und 
dafür kämpfen wir —, desto .  schneller die Umstel-
lung. Das muß auch für die über 24 Millionen Alt-
fahrzeuge gelten, die nur zu einem Teil mit Kataly-
satortechnik nachgerüstet werden können, und des-
halb dann genauso steuerfrei gestellt werden. Aber 
es gibt ja Millionen von Altfahrzeugen, die zwar 
keinen Katalysator, dafür aber technische Hilfsmit-
tel nachrüsten können, z. B. Abgasrückführungs-
systeme. Mit diesen kann — das ist schon gesagt 
worden — etwa die Hälfte der Schadstoffe beseitigt 
werden, die ein Katalysator eliminiert. 

Wenn nur jeder dritte sein Auto mit solchen 
Hilfsmitteln ausrüstet, wenn er denn schon nicht 
den Katalysator nachrüsten kann, dann senkt das 
den Gesamtausstoß von verkehrsbedingten Stick-
oxiden schon auf 15 bis 20%. Das ist ein Vielfaches 
dessen, was selbst das Umweltbundesamt unter be-
sten Voraussetzungen mit Tempolimit für erreich-
bar hält. 

(Zuruf des Abg. Drabiniok [GRÜNE]) 
— Ja, ich weiß, daß es Ihnen nicht gefällt, daß wir 
mit den Mitteln der Technik, gegen deren Fort-
schritt Sie sind, ein Vielfaches dessen erreichen 
können, was mit Ge- und Verboten von Ihnen stän-
dig als Gängelei des Bürgers versucht wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Hof-
fie, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Hoffie (FDP): Nein. Ich habe nur noch eine Minute 
und will noch ein paar Sätze sagen. 

Deshalb wird es auch für solche Autos, meine 
Damen und Herren, für solche Hilfstechniken eine 
Befreiung von der Kraftfahrzeugsteuer geben. 
Daran will ich hier überhaupt keinen Zweifel las-
sen. Dazu, Herr Lennartz, brauchen wir nun wahr-
haftig keinen Entschließungsantrag der SPD. 

Umstritten bleibt, welchen wirklichen Beitrag ein 
Tempolimit bringt. Darüber soll der Großversuch 
Aufschluß geben, auch wenn das GRÜNEN und 
SPD nicht in den Kram paßt. Wir wollen diesen Ver-

such nicht als Vorwand zu einer Verzögerung, son-
dern als solide Grundlage für eine Entscheidung so 
schnell wie irgend möglich. Sie können sich darauf 
verlassen, daß wir zum Tempolimit ja sagen, wenn 
es wirklich etwas bringt. Aber Sie werden uns nicht 
auf der Seite der Ideologen und der Feinde des Indi-
vidualverkehrs finden. Meine Damen und Herren, 
es ist eine ideologische Position, für Autos wie für 
Elektrofahrzeuge ein Tempolimit zu fordern, die die 
Umwelt überhaupt nicht belasten, oder ein solches 
Tempolimit für Fahrzeuge zu verlangen, die 90% 
der Schadstoffe überhaupt nicht verursachen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von den GRÜNEN: Daß Sie keine 

Ahnung haben, haben Sie bewiesen!) 
Deshalb kann — wenn überhaupt — nur ein diffe-
renziertes Tempolimit sinnvoll sein, das diejenigen 
trifft, die umweltfeindliche Autos fahren. Daran ha-
ben wir von Anfang an nie einen Zweifel gelassen. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Ehmke 
möchte eine Zwischenfrage stellen. 

Hoffie (FDP): Herr Präsident, ich komme zu mei-
nem letzten Satz. Die obligatorische Einführung 
schadstoffarmer Neufahrzeuge ab Januar 1989 
bleibt, wie immer sich die Europäer entscheiden. 
Dieser Erfolg, die Europäer um fünf, sechs Jahre im 
Umweltschutz in Europa mit nach vorne zu ziehen, 
ist die eigentliche Leistung dieser Regierung, und 
dazu hätten wir Ihre Unterstützung gebraucht. 

Herzlichen Dank. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von den GRÜNEN: So eine Luftnum

-

mer, dieser Hoffie!) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Ehm-
ke, der Redner hatte Zwischenfragen ausdrücklich 
ausgeschlossen. Deswegen habe ich ihn nicht noch 
einmal gefragt. 

Das Wort hat der Abgeordnete Antretter. 

Antretter (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich denke, diese Debatte wird am 
Schluß sehr deutlich beweisen, wo die Ideologen in 
der modernen Verkehrspolitik sind und wo jene ste-
hen,  die unsere Probleme mit rationalen Argumen-
ten anzugehen versuchen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jobst [CDU/

-

CSU]: Herr Antretter, da werden Sie nicht 
rot? — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich möchte gleich zu Beginn sagen, weil Sie mich 
schon jetzt dazu ermuntern, meine verehrten Kolle-
gen: Es wird allerhöchste Zeit, daß wir bei der Ver-
kehrspolitik, die heute notwendig ist, die bei der 
Vielfalt von Problemen, die wir haben, zu betreiben 
ist, nicht mehr auf Lobbyisten, sondern auf Leute 
hören, die an den Umweltschutz, an die Verkehrsto-
ten denken und dabei Wirtschaft und Arbeitsplätze 
gewiß nicht aus dem Auge verlieren. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf von der CDU/CSU: Woran haben Sie 
denn in den letzten zehn Jahren gedacht?) 
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Heute haben wir eine Reihe von Anträgen mit-

einander zu behandeln. Sie dürfen auch noch etwas 
dazu sagen. Ich möchte mit dem Problem der ge-
sellschaftlichen Kosten des Autoverkehrs begin-
nen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mit den gesell

-

schaftlichen Kosten?) 

— So lautet der Antrag. Lassen Sie mich nur so viel 
dazu sagen: Ich habe den Eindruck, daß es in Zu-
kunft gerade beim Thema Auto erforderlich sein 
wird, Emotionen so weit wie möglich zurückzudrän-
gen. 

Wir wissen alle: Das Auto hat seinen unverzicht-
baren Platz in unserer Verkehrsinfrastruktur. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Welches Auto fah

-

ren Sie denn? — Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Antretter kann nicht Auto fah

-

ren!) 

Aber wir wissen auch: Es ist nur mit vernünftiger, 
emotionsloser Politik möglich, dem Auto den Platz, 
den es hat und haben soll, zu belassen. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Wie heißt denn Ihre 
Marke?) 

Das Auto gehört nicht verteufelt, das Auto gehört 
aber auch nicht auf ein Podest, sondern es ist erfor-
derlich, daß der Platz des Autos mit den Plätzen der 
anderen Verkehrsmittel, die wir in unserer insge-
samt doch recht ordentlichen Verkehrsinfrastruk-
tur haben, abgestimmt wird. Wir müssen durch ver-
nünftige Kooperation und Organisation der Ver-
kehrsmittel ein optimales Angebot für die Bürger in 
unserer Bundesrepublik schaffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will noch ein Zweites sagen. Meine Damen 
und Herren, wir haben über den Bundesfernstra-
ßenbau zu reden. Uns liegt hier eine Große Anfrage 
der Fraktion DIE GRÜNEN vor. Ich bitte herzlich 
darum, daß wir Verkehrspolitiker entsprechend 
dem parlamentarischen Verlauf im nächsten Jahr, 
wenn der Bundesverkehrswegeplan fortgeschrie-
ben wird, die Gelegenheit wahrnehmen, die 1 700 
Straßenbauprojekte, die uns auf die Tische kom-
men, daraufhin auszuleuchten, ob sie verkehrspoli-
tisch nach wie vor notwendig sind, ob sie umweltpo-
litisch verträglich sind und wie wir sie finanzpoli-
tisch leisten können. Dies würde ich für eine ver-
nünftige Straßenbaupolitik der nächsten Jahre hal-
ten. Seitdem es sozialdemokratische Verkehrsmini-
ster gibt, lassen wir uns von der Linie eines realisti-
schen umwelt- und landschaftsfreundlichen Stra-
ßenbaus leiten, 

(Zustimmung bei der SPD — Lachen bei 
der CDU/CSU — Dr. Jobst [CDU/CSU]: Sie 

haben ja keine!) 

jetzt in der Opposition wie ehedem in der Regie-
rung. Meine Damen und Herren von der jetzigen 
Regierung, es sei Ihnen zur Nachahmung empfoh-
len. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Was denn?) 

Der nächste Punkt ist der Unfallverhütungsbe-
richt. Die in diesem Bericht veröffentlichten Zahlen  

bestätigen unsere Auffassung von der Notwendig-
keit einer anderen Verkehrspolitik, als sie Minister 
Dollinger praktiziert. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Wo waren Sie in den 
letzten zehn Jahren?) 

Die Tatsachen sind schockierend. Prognosen, wie 
sie der eine oder andere Ideologe auf das Jahr 1984 
ausrichtet und die noch längst nicht bewiesen sind, 
nützen hier überhaupt nichts. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Der Ideologe sind ja 
Sie!) 

Die Zahlen für das Jahr 1983 sind erschreckend. Die 
Raserei auf unseren Straßen fordert immer mehr 
Tote, und dies führt drastisch vor Augen, wie be-
rechtigt jene Forderungen und Vorschläge der 
einstigen von Verkehrsminister Hauff einberufe-
nen Höcherl-Kommission für Verkehrssicherheit 
gewesen sind. Im Jahre 1983 sind bei 374 107 Ver-
kehrsunfällen 11 732 Menschen getötet worden. Da-
bei wurden allein 4 112 Menschen das Opfer von 
nicht angepaßter Geschwindigkeit. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter An-
tretter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Jobst? 

Antretter (SPD): Bitte, gern, Herr Dr. Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Kollege Antretter, da 
Sie hier Zahlen nennen: Ist Ihnen bekannt, daß die 
tödlichen Verkehrsunfälle trotz steigender Ver-
kehrsleistungen in den letzten Jahren erfreulicher-
weise zurückgegangen sind? 

Antretter (SPD): Herr Kollege Jobst, die Zahl der 
Verkehrsunfälle hatte schon einen viel tieferen 
Punkt erreicht. Wir befinden uns jetzt wieder in 
einer Zeit der Zunahme der Zahl der Verkehrsun-
fälle. Im Jahre 1983 war eine Zunahme der Zahl der 
Verkehrsunfälle zu verzeichnen. Dies kritisiere ich 
hier. 

Die durch überhöhte Geschwindigkeiten verur-
sachten Fahrunfälle, wie es im Bericht heißt, neh-
men in erschreckender Weise zu. Freilich muß ich 
hier schon sagen, meine Damen und Herren: Wer 
die aggressive Werbung der Autoindustrie kennt, 
die zu dümmlichen Imponiergehabe verführt, den 
wundert solches Fehlverhalten allerdings nicht 
mehr. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Welche Marke fah

-

ren Sie denn? Sagen Sie es doch endlich!) 

Hinzu kommt das verkehrspolitische Durcheinan-
der dieser Regierung, das mittlerweile nicht nur im 
Bereich der Autopolitik, sondern auch im Bereich 
der Bahnpolitik geradezu sprichwörtlich geworden 
ist. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ein Beispiel dafür ist doch das unglückselige 
Theater um die Bußgeldbewehrung für Gurtmuffel, 
meine Damen und Herren. Erst nach langem Hin 
und Her hat sich die Regierung entschließen kön-
nen, hier zu handeln. Sie wissen doch ganz genau, 
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daß Verkehrsminister Hauff den Erlaß schon unter-
schrieben hatte und daß Verkehrsminister Dollin-
ger ihn zunächst wieder zurückgezogen hat. Ich 
glaube, es wäre viel Unglück zu vermeiden gewe-
sen, wenn wir dies gleich hätten so passieren las-
sen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Rose [CDU/

-

CSU]: Stimmt es, daß Sie Porsche fahren?) 

Meine Damen und Herren, der Unfallverhütungs-
bericht steht im engen Zusammenhang mit dem 
anderen Thema, über das wir zu reden haben. 
Durch zwei Anhörungen des Deutschen Bundestags 
und einer der SPD-Bundestagsfraktion sowie durch 
viele wissenschaftliche Arbeiten wissen wir, daß die 
Stickoxide neben dem Schwefeldioxid einer der bei-
den Hauptverursacher des Waldsterbens sind. Wir 
wissen des weiteren, daß etwa die Hälfte der Stick-
oxide durch Kraftfahrzeuge verursacht wird. Wir 
haben außerdem gesicherte Erkenntnisse darüber, 
daß eine drastische Reduzierung der Geschwindig-
keit auf den Bundesautobahnen und -fernstraßen 
die Stickoxide beträchtlich verringern könnte. 

Die SPD-Bundestagsfraktion hält deshalb den 
Großversuch der Bundesregierung zum Tempolimit 
für völlig überflüssig. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Der Bundesregierung ist bekannt, wie bestürzend 
schnell sich das Waldsterben in den letzten zwölf 
Monaten fortgesetzt hat. Die geschädigte Fläche ist 
von 34 % im Jahre 1983 auf 5o) % der Waldfläche 
gestiegen. Das Tempolimit von 100 km/h auf Auto-
bahnen und 80 km/h auf Landstraßen ist sofort fäl-
lig. Es würde die Stickoxidbelastung der Luft durch 
den Pkw-Verkehr auf einen Schlag um mindestens 
80 % verbessern. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage des Abge-
ordneten Jobst? 

Antretter (SPD): Ich bitte um Verständnis, Herr 
Präsident; ich möchte keine Zwischenfragen mehr 
zulassen, weil meine Redezeit sehr knapp wird. 

Meine Damen und Herren, besser als immer neue 
Großversuche zum Tempolimit wäre es, wenn sich 
die Bundesregierung einmal hinsetzte und die vor-
liegenden Untersuchungen namhafter Institute — 
Bundesumweltamt, Institut für Energie- und Um-
weltforschung, Heidelberg, Bundesanstalt für Stra-
ßenwesen, Technische Universität Berlin, Rhei-
nisch-Westfälischer TÜV — ordentlich studieren 
würde. Da aber die Bundesregierung bis heute am 
Großversuch festhält, haben wir einen Antrag ein-
gebracht, der sicherstellt, daß bei diesem Großver-
such mit äußerster Neutralität vorgègangen und 
jede einseitige Einflußnahme ausgeschlossen wird. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Völlig überflüs

-
sig!) 

Das bisher bekannte Vorgehen der Bundesregie-
rung bietet dafür leider keinerlei Gewähr. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Reine Unterstel

-

lung!) 

Eine ausgewogene Beteiligung interessierter Ver-
bände und Sachverständiger lehnt die Bundesregie-
rung nach wie vor ab. Der Bundesinnenminister 
hielt es bisher nicht einmal für nötig, die Aufforde-
rung nach einer breiteren Beteiligung ernsthaft zu 
behandeln. Unserem Antrag liegen konkrete An-
haltspunkte zugrunde, daß ein Dachverband der 
Automobilindustrie seine Vorstellungen zum Groß-
versuch in die vorbereitende und begleitende Arbeit 
einfließen lassen kann und andere Gruppen bisher 
eben nicht. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Reine Unterstel

-

lung!) 

Diese Schlagseite der Bundesregierung zugunsten 
bestimmter Verbandsinteressen ist es, meine Da-
men und Herren, von der ein direkter Weg zu ihren 
umweltpolitischen Halbherzigkeiten führt. 

(Beifall bei der SPD) 

Zunächst fehlte es Ihnen am Mut, einen Termin 
für die Einhaltung umweltverträglicher Grenzen 
festzusetzen. Dann haben Sie sich über die Er-
kenntnisse und Forderungen der Wissenschaft hin-
weggesetzt, ein Tempolimit sofort einzuführen. Nun 
schaffen Sie erneut Unsicherheit dadurch, daß Sie 
am Großversuch überwiegend jene beteiligen, bei 
denen von vornherein klar ist, daß sie gegen jede 
Form von Geschwindigkeitsbegrenzung sind. 

Die Bürger erinnern sich noch gut, daß dies die 
gleichen waren, die seinerzeit den Zusammenbruch 
der Automobilindustrie an die Wand gemalt hatten, 
als die sozialliberale Koalition den Bleigehalt im 
Benzin senkte. Nichts dergleichen ist passiert. Die 
Exportquoten haben sich gerade in dieser Zeit in 
phantastische Größenordnungen entwickelt. 

Die Bürger glauben es Ihnen nicht, daß Sie es mit 
der Umwelt gut meinen, wenn Sie überwiegend mit 
denen kooperieren, die überall auf die Bremse tre-
ten, wo wir Fortschritt bräuchten, und die Gas ge-
ben, wo wir im Interesse der Menschen und der 
Natur langsamer tun müßten, 

(Beifall bei der SPD — Pfeffermann [CDU/

-

CSU]: Das sagen Sie vor dem Hintergrund 
der 30 %, die Sie noch haben!) 

die mit so überzogenen Preisankündigungen für 
den Katalysator die Leute schrecken wollten, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sie sind doch 
eine Minderheitenpartei!) 

damit der Termin für die verbindliche Einführung 
noch lange hinausgeschoben wird, und die mit einer 
Aggressivwerbung ohnegleichen für schnelles Fah-
ren werben und die innerhalb weniger Monate, als 
die Beweislast aller wissenschaftlichen Institute er-
drückend wurde, die von ihnen selbst veröffentlich-
ten Zahlen zum Stickoxidausstoß um 100% korrigie-
ren mußten. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist leider abgelaufen. Bitte kommen Sie 
zum Schluß. 

Antretter (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich komme zum Schluß und möchte 
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Sie als letztes doch noch darauf aufmerksam ma-
chen, daß Sie offenkundig alles, was Sie zum Groß-
versuch sagen, selbst nicht recht glauben. Wie 
könnte sonst der Staatssekretär im Innenministe-
rium bei der Umweltministerkonferenz in Ludwigs-
burg sagen, die Bundesregierung sei, unabhängig 
vom Ergebnis des Langsamfahrversuchs, nicht be-
reit, sich auf ein Tempolimit festzulegen? Was hat 
dies mit Glaubwürdigkeit zu tun? Diese Frage 
möchte ich Ihnen am Schluß doch noch stellen, 
meine Damen und Herren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Haungs. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Die SPD stellt 
immer nur Fragen, Fragen, Fragen! Gehan

-

delt hat sie zwölf Jahre lang nicht!) 

Haungs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte zuerst dem Herrn Kol-
legen Antretter kurz antworten, der die Feststel-
lung getroffen hat, die Bürger glaubten uns, der 
CDU, nicht, deshalb glaubten sie Ihnen, und deshalb 
schlage die SPD sicherlich bei allen Wahlergebnis-
sen neue Rekorde. So glaubwürdig sind Sie in Ihrer 
Politik! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, leistungsfähige Ver-
kehrswege gehören zu den Voraussetzungen einer 
Industriegesellschaft. Es ist deshalb logisch, wenn 
die GRÜNEN einen Stopp des Bundesfernstraßen-
baus beschließen wollen. Wer nicht weiß oder nicht 
wissen will, wie eine Arbeitsteilung der Volkswirt-
schaft funktioniert, tut sich mit solchen Anträgen 
nicht schwer. 

Es soll nach dem Wunsch der GRÜNEN festge-
stellt werden, daß das bestehende Fernstraßennetz 
für den heutigen Verkehr ausreicht und deshalb auf 
einen weiteren Ausbau verzichtet werden kann. 
Dies gilt aber sinnigerweise nicht nur für den Neu-
bau, sondern auch der Ausbau soll eingestellt wer-
den. Selbst der Bau von Ortsumgehungen, für viele 
lärm- und abgasgeplagte Mitbürger ein dringender 
Wunsch, 

(Drabiniok [GRÜNE]: Differenzierter!) 

ist nach dem Willen der GRÜNEN nur noch unter 
sehr restriktiven Bedingungen möglich. Dieser An-
trag, meine Damen und Herren, macht ziemlich 
klar, wie utopisch die Verkehrspolitik der GRÜNEN 
angelegt ist 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und wie wenig sie sich um die Fakten und Wünsche 
unserer Mitbürger kümmern. 

Ich hätte mir an dieser Stelle schon ein klares 
Wort des Kollegen Antretter gewünscht, ob seine 
„realistische Politik", die in der Vergangenheit in 
der Regel aus Kürzungen von Verkehrsinvestitio-
nen bestand, hier den GRÜNEN folgt oder worin 
der neue „Realismus" und der angekündigte „Mut" 

bestehen. Doch sicherlich wird er uns darüber im 
Ausschuß Auskunft geben. 

Die Zahl der Pkws steigt. Sie stieg von Mitte 1982 
bis Mitte 1983 um knapp eine halbe Million auf 24,6 
Millionen Fahrzeuge. Sie wird allen Prognosen 
nach von heute ca. 25 Millionen auf 31,5 Millionen 
Fahrzeuge im Jahr 2000 weiter zunehmen. 20 % 
mehr Fahrleistungen werden bei den Pkws erwar-
tet; der Straßengüterverkehr soll nach den Progno-
sen um bis zu 47 % zunehmen. Es gibt wenig Grund, 
an diesen Prognosen zu zweifeln. Wer dann — wie 
die GRÜNEN — von einer Stagnation im Straßen-
verkehr spricht, weist schon einen erheblichen Ver-
lust an Realitätssinn auf. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wer mit offenen Augen auf unseren Straßen 
fährt, sieht, daß unsere Bevölkerung in einem nie 
gekannten Maß mobil ist. Gerade die junge Genera-
tion betrachtet die Anschaffung eines Kraftfahr-
zeuges als selbstverständlich, und dies sicherlich 
unabhängig von ihrer politischen Einstellung. 

Es darf deshalb keinen Stopp beim Straßenbau 
geben. Unsere politischen Anstrengungen müssen 
vielmehr verstärkt dahin gehen, das Straßennetz 
entsprechend dem Bedarfsplan weiter auszubauen. 

Man kann in diesem Zusammenhang durchaus 
einmal der oft wiederholten, aber dadurch nicht 
besser gewordenen Behauptung entgegentreten, 
daß in der Bundesrepublik unvertretbar große Flä-
chen vom Verkehr genutzt würden. Es sind ganze 
0,15 % für Bundesautobahnen, 0,19 % für Bundes-
fernstraßen, insgesamt nicht mehr als 1,3 % des 
Bundesgebietes, die für den Verkehr genutzt wer-
den. 

Für die weitere wirtschaftliche Entwicklung ist es 
unerläßlich, daß die Bundesautobahnen ergänzt, 
ausgebaut, modernisiert werden. Die deutschen 
Autobahnen sind Verkehrswege von hoher Lei-
stungsfähigkeit und Sicherheit. Mehr als ein Viertel 
aller Fahrleistungen werden auf ihnen erbracht. 
Wenn dies so ist, daß sie mit Abstand die sichersten 
Straßen sind, obwohl dieser Straßentyp der einzige 
ist, für den kein starres Tempolimit erlassen wurde, 
kann der Sinn einer sicheren Verkehrspolitik nicht 
darin bestehen, hier zu stoppen. 

Ich bin mit dem Kollegen Antretter einig, daß wir 
bei der Diskussion über Verkehrspolitik vor allem 
an die Sicherheit, vor allem an die viel zu hohe Zahl 
von 11 715 im Jahr 1983 im Straßenverkehr Getöte-
ten denken müssen. Aber wir müssen in diesem 
Zusammenhang sehen, daß es auf den Autobahnen 
bei über 25% der Verkehrsleistung nur 877 Tote 
waren, auf Landstraßen mit Tempolimit 6 568 und 
in der Stadt 4 270. Alle, die heute — aus welchen 
Gründen auch immer — ein starres Tempolimit for-
dern, sollten bedenken, daß bei Verlagerungen des 
Verkehrs auf ein nachgeordnetes Straßennetz das 
Risiko einer Erhöhung der Zahl der Unfälle mit 
Personenschäden auf bis das Dreizehnfache, der 
Zahl der Getöteten auf mehr als das Vierfache be-
fürchtet werden muß. Auch dies wäre eine sehr ern- 
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ste Seite der gesellschaftlichen Kosten des Autover-
kehrs, die nach dem Willen der GRÜNEN heute dis-
kutiert werden sollen. 

Die meisten schweren Unfälle, nämlich 74 % der 
Unfälle mit schwerem Sachschaden und 69 % der 
Unfälle mit Personenschaden, ereigneten sich 1982 
innerorts. 1982 verunglückten 93 % aller Fußgänger 
innerhalb von Ortschaften; bei Krafträdern waren 
es 71 %, bei Pkw 50 %. Das Risiko zu verunglücken 
ist hingegen auf Ortsumgehungen ca. 30 % geringer 
als innerorts. Deshalb sollten wir für die Zukunft 
mit großer Entschiedenheit Ortsumgehungsmaß-
nahmen durch Wort und Tat fördern und nicht — 
wie viele Umweltschützer — behindern. 

Es ist für uns selbstverständlich, daß die Belange 
des Umweltschutzes rechtzeitig, schon im Pla-
nungsstadium, mit einbezogen werden. Es geht also 
nicht um das „Ob" neuer Verkehrswege, sondern 
um das „Wie" der Ausführung und um die Umwelt-
verträglichkeit von Erschließungsmaßnahmen. Es 
mag durchaus sein, daß hier die Planung mehr ge-
fordert wird als früher, und es ist sicherlich so, daß 
es Fälle gibt, in denen die Straßenplaner nicht die 
optimale Anpassung an Natur und Landschaf t . ge-
funden haben. 

Ich halte es für unklug und kurzsichtig, wenn bei 
der Verkehrsdiskussion versucht wird, das Auto ge-
gen die Eisenbahn auszuspielen und sogar — wie 
heute — das Fahrrad als ernsthafte Alternative zu 
erwähnen. Wenn gegen das Auto polemisiert wird, 
so muß jedes Argument herhalten. Es ist deshalb zu 
begrüßen, wenn die Bundesregierung in Beantwor-
tung der Anfrage nach den Kosten des Autover-
kehrs lapidar bemerkt, daß der Kraftfahrzeugver-
kehr unbestreitbar Vorteile und Nachteile mit sich 
bringt. Die Vorteile sind uns allen bekannt. Selbst 
die GRÜNEN fahren in Bonn nicht mit dem Fahr-
rad, sondern bedienen sich eines sicherlich nicht 
sehr umweltfreundlichen, weil stinkenden Autos. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Nicht alle! Ich 
nicht!) 

Es heißt, die Dinge ökonomisch auf den Kopf stel-
len, wenn man weiß, daß allein 23 Milliarden DM an 
Mineralölsteuer gezahlt werden, die GRÜNEN aber 
in ihren Fragen den Eindruck zu erwecken suchen, 
die braven Benutzer der Bundesbahn und des öf-
fentlichen Personennahverkehrs bezahlten durch 
ihre Fahrpreise und ihre persönlichen Steuern den 
habgierigen Autofahrer. Ich glaube schon, daß sich 
durch Wegekostenberechnungen ziemlich eindeutig 
beweisen läßt, daß die Kosten verursachungsge-
recht belastet werden. 

Bleiben die sogenannten gesellschaftlichen Ko-
sten, über die man durchaus reden kann. Der Be-
richt des Bundesverkehrsministers über Unfallver-
hütung im Straßenverkehr zeigt eindeutig, was ge-
tan wurde und was noch getan werden muß, um 
weniger Unfälle, weniger Verkehrstote und weniger 
Lärm oder Abgase zu erreichen. 

Ich habe versucht, kurz darzulegen, daß Straßen-
baumaßnahmen jeglicher Art — natürlich auch 
Radwege — dazu gehören. Mehr Straßenbau, ge-
zielt an Unfallschwerpunkten, konzentriert auf 

Ortsumgehungen, heißt mehr Verkehrssicherheit. 
Verkehrssicherheit ist nicht in erster Linie abhän-
gig von der Zahl der Vorschriften und Verkehrs-
schilder, sondern von der Qualität der Verkehrs-
wege und der Vernunft und Einsicht der Verkehrs-
teilnehmer. Die Vernunft gebietet es, die Verkehrs-
ströme soweit wie möglich auf jene Straßen, näm-
lich die Autobahnen, zu lenken, die ein Höchstmaß 
an Sicherheit bieten. 

Wer sich um Arbeitsplätze sorgt, darf den Aspekt 
der Produktion und des Exports unserer Fahrzeuge, 
die deshalb einen hohen Sicherheitsstandard ha-
ben, nicht vernachlässigen. Wer allerdings am lieb-
sten ganze Industriezweige stillegen möchte wie 
Sie von den GRÜNEN, läßt hunderttausend Arbeit-
nehmer für sein pathologisches Verhältnis zum 
Auto büßen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für die Scheinheiligkeit der Argumentation ist es 
auch bezeichnend, daß in der jetzigen Umwelt-
schutzdiskussion gerade diejenigen schärfere Ge-
setze, Überwachungen und Vorschriften wollen, die 
sonst in der täglichen Praxis ganz locker mit Geset-
zesüberschreitungen umgehen. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Oi, oi!) 

Wer die Umwelt von Schadstoffen aus Kraftfahr-
zeugen weitgehend befreien will, muß die Abgase 
der neuen und der im Verkehr befindlichen Autos 
drastisch reduzieren. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Reden Sie nicht so 
plattfüßig!) 

Dafür stehen die technischen Mittel heute zur Ver-
fügung. Man muß die SPD fragen: Warum wissen 
Sie in der heutigen Diskussion dies alles, warum 
aber haben Sie keinerlei Initiative ergriffen, auch 
nicht bei der Umrüstung vorhandener Fahrzeuge, 
als Sie die Verantwortung hatten? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich komme zum Schluß. Der Entwurf eines Geset-
zes über steuerliche Maßnahmen zur Förderung 
des schadstoffarmen Personenkraftwagens will 
durch kräftige steuerliche Anreize möglichst vielen 
Autofahrern die Anschaffung umweltfreundlicher 
Fahrzeuge erleichtern. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Es gibt keine um

-

weltfreundlichen Autos!) 

— Doch, die gibt es. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Wieso heißt dieser 
Gesetzentwurf denn so? — Weiterer Zuruf 

der Abg. Frau Nickels [GRÜNE]) 

Sie können doch nachher versuchen, das Gegenteil 
zu beweisen. 

Auch die Umrüstung von Altwagen hat eine we-
sentliche Herabsetzung der Schadstoffemissionen 
zum Ziel, ohne daß sich der Benzinverbrauch we-
sentlich erhöht. 

Warum die SPD und die GRÜNEN den Großver-
such ablehnen, ist mir unerklärlich. Es kann nur so 
sein, daß die GRÜNEN wie immer von vornherein 
die Ergebnisse des Versuchs kennen, so nach dem 
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Motto: Vor Beginn muß das Ergebnis feststehen. 
Große Enttäuschung breitet sich regelmäßig aus, 
wenn eine vorher angekündigte Katastrophe nicht 
eintritt. 

Ich möchte auch korrigieren: Es sind keine — — 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Bitte kommen Sie zum 
Schluß. 

Haungs (CDU/CSU): Ja. 

Ich darf in meinem letzten Satz noch den Kolle-
gen kritisieren und ihm sagen, daß entgegen seiner 
Aussage in den projektbegleitenden Ausschuß zum 
Großversuch neben dem Bundesressort, den Bun-
desländern, dem Umweltbundesamt und der Bun-
desanstalt für Straßenwesen vier neutrale sachver-
ständige Professoren aufgenommen worden sind. 
Deshalb ist die von der SPD geforderte Neutralität 
gewährleistet. Die Aussage, daß hier Automobilver-
bände mit einbezogen würden, ist falsch. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Drabiniok. 

Drabiniok (GRÜNE): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Freundinnen 
und Freunde! Lieber Herr Haungs, Sie haben vor-
hin davon gesprochen, daß die Prognosen voraus-
sagten, daß bis zum Jahre 2000 30 Millionen Pkw 
auf den Straßen fahren würden. Die Schäden durch 
den Autoverkehr, die ich gleich schildern werde, 
sind schon heute zu sehen. Es geht darum, ver-
kehrspolitische Entscheidungen zu treffen, damit 
sich diese Prognosen nicht erfüllen. Es gilt, ver-
kehrspolitische Entscheidungen zu treffen, die es 
ermöglichen, daß z. B. die Deutsche Bundesbahn, 
der öffentliche Schienenpersonennahverkehr geför-
dert werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir haben vor genau einem Jahr die Große An-
frage zu den gesellschaftlichen Kosten des Autover-
kehrs eingebracht. Dabei waren wir uns klar, daß 
wir hiermit die Regierung in die Zwickmühle brin-
gen würden, entweder durch ihre Antworten 
erstmals regierungsamtlich die gigantischen Aus-
maße der sozialen und ökologischen Schäden des 
Autoverkehrs einzugestehen oder eine Investitions-
politik zu betreiben, ohne deren Folgen zu kennen. 
Durch die mehrmalige Verlängerung der Beantwor-
tungsfrist wuchs bei uns die Erwartung, eine um-
fassende, qualifizierte Antwort zu bekommen. Doch 
was uns dann vor kurzem ins Haus flatterte, war 
dürftig bis nichtssagend oder schlichtweg: eine Un-
verschämtheit. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Es ist schon bezeichnend, Herr Dollinger, daß Sie 
einen Teil Ihres dreizehn Seiten langen Antwort-
textes aus dem Katechismus der Deutschen Stra-
ßenliga abgeschrieben haben. Bei den Fragen nach 
den ökologischen Verlusten durch die Naturzerstö-
rung beim Bundesfernstraßenbau geben Sie Unter-

suchungsergebnisse der Deutschen Straßenliga 
wieder. Ich zitiere: 

Untersuchungen haben gezeigt, daß im Zuge 
von Straßenbaumaßnahmen auch ökologisch 
wertvolle Sonderstandorte geschaffen werden. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Straßenbau als Naturschutzmaßnahme? Wenn 
diese Logik stimmen sollte, Herr Minister, dann sa-
gen Sie uns doch bitte, wie viele Kilometer Straßen 
noch gebaut werden müssen, um die Bundesrepu-
blik zum Naturschutzgebiet zu machen. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Für wie dumm halten Sie eigentlich die Bürger? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ob Versiegelungen oder Grundwasserabsenkungen, 
klimatische Veränderungen oder Landschaftsver-
schandelung, all diese negativen ökologischen Fol-
gen sind hinreichend untersucht und veröffentlicht 
worden. Aber was interessiert Sie das? 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Herr Drabiniok, 
nehmen Sie Ihre Rede eigentlich alle aus 

der Vorlage für Fastnachtsscherze?) 

Und wenn Sie dann, Herr Dollinger, in einer Zeit, 
wo selbst der letzte fanatische Wachstumspolitiker 
das Waldsterben nicht mehr als grüne Panikmache 
abtun kann, wo selbst Ihr Kollege Kiechle die Auto-
und Kraftwerkabgase eindeutig als Ursache be-
nennt, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Jetzt verliest er 
wieder und liest und liest und liest und ver

-

liest!) 

in dieser Waldkatastrophenphase, antworten — ich 
zitiere: 

Über ökologische Schäden durch den Kraft-
fahrzeugverkehr im bestehenden Netz liegen 
der Bundesregierung keine ausreichenden In-
formationen vor, 

so kommt dies einer Mißachtung der fragenden Op-
position gleich und offenbart Ihr umweltpolitisches 
Desinteresse, nach dem Motto: Augen zu und 
durch. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Alles Blödsinn!) 

Erkenntnisse über die Auswirkungen des Auto-
verkehrs auf die Ökologie sind seit Jahren bekannt. 
Sie hätten nur einmal bei der Bundesforschungsan-
stalt für Naturschutz und Landschaftsökologie oder 
beim Umweltbundesamt nachzufragen brauchen. 
Zeit genug hatten Sie ja. Zusätzlich ergibt sich nach 
Ihren Angaben für die Kosten der Straßenver-
kehrswege und die vom Autofahrer nicht bezahlten 
Unfallfolgekosten 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Lesen Sie lang

-

sam, Herr Kollege, sonst verlesen Sie 
sich!) 

jährlich schon die unvorstellbare Summe von 52 
Milliarden DM. Realistischerweise sollte man für 
die kalkulatorischen Gesamtkosten allerdings den 
für die Bahn angewandten Zinssatz von  6% statt 
von 2,5% zugrunde legen. Wenn Sie dieses Defizit 
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von dann 65 Milliarden DM im Sinne des Verursa-
cherprinzips, das Sie selber in den Vorbemerkun-
gen in Ihrer Antwort wollen, den Pkw-Fahrern an-
lasten würden, so müßten Sie die Mineralölsteuer 
um sage und schreibe 1,63 DM erhöhen; um 1,63 
DM, Herr Verkehrsminister. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Die Arbeitneh

-

mer werden sich über Ihre Milchmädchen

-

rechnung freuen!) 

Verursacherbezogen müßte sich also der Benzin-
preis verdoppeln. 

Wieso werden eigentlich in den Fachbehörden 
des Bundes von hochdotierten Wissenschaftlern 
Gutachten erstellt, die anschließend von den verant-
wortlichen Ministern schlichtweg ignoriert werden? 
Ich kann Ihnen die Antwort geben: 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Nicht geben, 
sondern lesen! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

weil nämlich nicht die Erkenntnisse unabhängiger 
Forscher zählen, sondern letztlich die Einflüsse 
zahlungskräftiger Branchen. Buschhaus — Formal-
dehyd — und Katalysator-Entscheidung sind aktu-
elle Beispiele hierfür. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Trotz alledem: Wie falsch eine seit Jahrzehnten 
einseitig auf das Auto fixierte Politik ist, kann letzt-
lich selbst Ihre Antwort nicht verheimlichen. In die-
sem Zusammenhang sollte Sie, Herr Dollinger, we-
niger die angebliche Sorge um die Bezahlbarkeit 
der Deutschen Bundesbahn umtreiben als vielmehr 
die Frage: Wie lange können wir eigentlich noch 
den Autoverkehr bezahlen? Dies vor allem wenn 
man berücksichtigt, daß das Gros der Kosten und 
Schäden bei diesen 65 Milliarden DM Defizit unbe-
rücksichtigt bleibt. Zum Beispiel bleiben die Fragen 
offen nach den ökologischen Folgen in der Natur, 
nach den gesundheitlichen Schäden am Menschen, 
nach den materiellen Verlusten der Forst- und 
Landwirtschaft, den negativen Auswirkungen auf 
das Trinkwasser oder nach der einzigartigen Ver-
schwendung an Energie und Rohstoffen durch den 
Autoverkehr. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wann werden 
Sie denn abgelöst?) 

Überall keine qualifizierten Angaben, ein blackout 
auf der ganzen Linie. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Lassen Sie mich an dieser Stelle nochmals ver-
deutlichen, daß die Antwort nicht nur lückenhaft, 
sondern auch falsch ist. Wie immer und überall wer-
den die Straßenbauinvestitionen mit dem Argu-
ment der Arbeitsplätze zu rechtfertigen versucht. 
Jetzt können Herr Hoffie und Herr Haungs mal ein 
bißchen zuhören. Eine Untersuchung Ihres eigenen 
Ministeriums, Herr Minister, hat im letzten Jahr 
die Beschäftigungseffekte von Investitionen ermit-
telt. Es ergab sich die Spannbreite von pro inve-
stierter Milliarde im Verkehrsbereich von 13 700 
Arbeitsplätzen beim Bundesfernstraßenneubau bis 
19 900 Arbeitsplätzen im öffentlichen Personennah-

verkehr. Das heißt, die von uns geforderte Haus-
haltsmittelumschichtung vom Straßenbau zum um-
weltfreundlichen öffentlichen Verkehrsbereich 
würde wesentlich mehr Arbeitsplätze schaffen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieviel müssen 
es denn sein?) 

Doch eben diese Tatsache leugnen Sie, Herr Mini-
ster, in der Antwort und behaupten — ich zitiere —: 
„Nennenswerte Unterschiede bestehen bei der Be-
rücksichtigung aller Wirkungen nicht." 

(Zuruf von der FDP) 

Die gesellschaftlichen Kosten werden mit jedem 
zusätzlichen Autobahnkilometer weiter in die Höhe 
getrieben. Der Steuerzahler soll aber nicht nur den 
Bau der geplanten 2 500 Kilometer Autobahn und 
über 5 000 Kilometer Bundesstraßen finanzieren, 
sondern wird auch für einen ständig wachsenden 
Erhaltungsbedarf in den 90er Jahren mit über 3 
Milliarden DM jährlich zur Kasse gebeten. Ange-
sichts der bekannten und zu erwartenden Gesamt-
belastung für unsere Gesellschaft verbietet es sich 
nach Auffassung der GRÜNEN, den Fernstraßen-
bau weiter voranzutreiben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Deshalb haben wir als logische Konsequenz einen 
Baustopp-Antrag eingebracht. Dieser ermöglicht 
nur noch in Ausnahmefällen den Bau von Umge-
hungsstraßen bei Nachweis der Umweltverträglich-
keit und der Entlastungsfunktionen sowie bei 
gleichzeitigem Rückbau anderer Straßen. Die Be-
rücksichtigung mittel- oder langfristig entstehender 
Folgekosten war noch nie bei politischen Entschei-
dungen von Bedeutung, weil nur in Legislaturperio-
den gedacht wurde. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Die wollen Sie 
boykottieren!) 

Diese verantwortungslose Nach-mir-die-Sintflut-
Mentalität hat absolut nichts mit einer verantwor-
tungsvollen, in die Zukunft gerichteten Politik zu 
tun. 

Danke schön. 
(Beifall bei den GRÜNEN — Pfeffermann 

[CDU/CSU]: Helau!) 

Präsident Dr. Jenniger: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Baum. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Der wird erzäh

-

len, was er alles als Minister gemacht 
hat!) 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bin nicht hier, um die Vergangenheit zu 
beleuchten, sondern ich will etwas zur Zukunft sa-
gen, nämlich daß die Bundesregierung mit ihren 
Beschlüssen zum Auto einen guten Weg geht und 
unsere volle Unterstützung hat. Ich finde, mit Aus-
nahme der offenen Diskussion über das Tempolimit 
tragen Sie nichts dazu bei. Ich bin auch der Mei-
nung, daß die pauschalen Schuldzuweisungen, die 
wir hier mitunter vornehmen, von der Öffentlich-
keit überhaupt nicht angenommen werden. Die will 
wissen, was der bessere Weg ist, aber nicht, wer 
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welche Schuld hat. Wissen Sie, diese Schuldzuwei-
sungen in diesem Haus stören mich, da sie sehr 
grob stattfinden: nach der jeweiligen Rolle. 

(Beifall bei der FDP und Beifall des Abg. 
Lennartz [SPD]) 

Die Leute glauben das, was wir hier so grob ma-
chen, sowieso nicht. 

(Zuruf des Abg. Dr. Jobst [CDU/CSU]) 

Aber zur Aufklärung über die Vergangenheit 
möchte ich doch noch sagen: Es ist ja keineswegs 
so, daß wir das Auto mit seinen umweltschädlichen 
Wirkungen erst jetzt entdeckt hätten. Im Umwelt-
programm der Bundesregierung von 1971 war ein 
sehr konkretes Programm enthalten, das, wie ich 
zugebe, nicht voll ausgefüllt worden ist, aber auf das 
hin damals eine Menge geschehen ist: in bezug auf 
die Lärmreduzierung, in bezug auf die Abgasredu-
zierung. Es ist Forschung in die Wege geleitet wor-
den. Wir haben 1973 ein Sachverständigengutach-
ten des Umweltrats der Bundesregierung auf dem 
Tisch gehabt. Wir haben 1977 im internationalen 
Bereich in der ECE Vorschläge zur Abgas- und 
Lärmreduzierung gemacht. Wir haben ein Pro-
gramm allgemein zur Lärmreduzierung und auch 
zur Verbesserung der Forschung in die Wege gelei-
tet. Es ist ja überhaupt mal die Frage zu stellen: 
Können wir nicht in Zukunft mal irgendwann damit 
rechnen, daß wir ein anderes individuelles Fortbe-
wegungsmittel als das mit dem Otto- und Dieselmo-
tor bekommen, das zugegebenermaßen auch mit 
dem Katalysator noch Schadstoffe und Lärm produ-
ziert? Deshalb ist die Forschung notwendig. Ich 
frage mich, warum z. B. im Nahverkehr bei den 
Dienstleistungen auch etwa unserer Bundesunter-
nehmen das Elektroauto nicht stärker eingesetzt 
wird. 

(Vereinzelter Beifall bei der FDP) 

Als ich ein Kind war, gab es in Dresden sehr viel 
mehr Elektroautos, als ich heute in Köln sehe. 

Also: Diese Schuldzuweisung, daß die frühere 
Bundesregierung hier geschlafen habe, kann ich 
nicht akzeptieren. Ich stehe zu den Taten und auch 
zu den Versäumnissen in früherer Regierungsver-
antwortung. Ich bekenne auch, daß man mehr hätte 
tun können. 

(Zuruf des Abg. Drabiniok [GRÜNE]) 

Nur, kleiden wir uns doch nicht in Selbstgerechtig-
keit! 

(Zuruf des Abg. Drabiniok [GRÜNE]) 

— Sie waren nicht da, Sie können sagen, Sie haben 
alles nun entdeckt. Aber so überzeugend ist das 
auch nicht. Ich habe mit Ihnen jahrelang nur über 
Kernenergie diskutiert und habe dringend gebeten, 
auch mal andere Themen anzuschneiden. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Das können wir ja 
jetzt!) 

Es hat sich — leider — die allgemeine Bewußt-
seinslage durch das Waldsterben geändert. Das war 
erst notwendig, damit wir überhaupt angefangen 
haben, noch etwas intensiver zu handeln. Und bitte,  

wir haben ja gewisse Forschungsergebnisse erst in 
den letzten Jahren bekommen, z. B. über die Stick-
oxide. Die Zusammenhänge zwischen Stickoxiden 
und Waldsterben sind erst vor etwa zwei Jahren so 
deutlich geworden, wie wir sie heute kennen. Wir 
dürfen doch nicht den Fehler machen, die Vergan-
genheit aus der Sicht unserer Erkenntnisse von 
heute zu betrachten. Das wäre ungerecht. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich kann nur sagen: Wir brauchen die Beachtung 
ökologischer Eckwerte, d. h. eines ökologischen 
Zielrahmens, der die Grenzen absteckt, die nicht 
überschritten werden dürfen, weil wir sonst die Re-
generationsfähigkeit unserer öffentlichen Systeme 
gefährden. Das, was hier jetzt mit dem Auto ge-
schieht, 

(Drabiniok [GRÜNE]: Ist nichts!) 

ist sehr viel. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Sie wissen es doch 
besser!) 

Starren Sie doch nicht immer nur auf den Eck-
punkt, auf den Endpunkt, auf die Deadline 1988/89 

(Drabiniok [GRÜNE]: Das ist notwendig!) 

— es ist notwendig, einen solchen Eckpunkt zu set-
zen —, sondern sehen Sie doch, daß hier eine Dyna-
mik in Gang gesetzt worden ist, daß sich die Men-
schen umorientieren, daß der Markt reagiert. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Ich finde es gar nicht so bedauernswert, Herr Kolle-
ge, daß die Leute jetzt die Händler fragen: Wo ist 
denn das Katalysatorauto? Wie kann ich denn mög-
licherweise mein altes Auto umrüsten? — Wir wer-
den ihnen auch noch weitere Anreize geben. In der 
Marktwirtschaft sind Anreize, sich umweltfreund-
lich zu verhalten, für eine Übergangszeit notwendig. 
Ich begrüße es außerordentlich, daß in das Gesetz-
gebungsverfahren auch eine Regelung zur steuerli-
chen Begünstigung der Umrüstung von Altfahrzeu-
gen aufgenommen wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Das ist eine Maßnahme, die sehr viel bewegen wird 
und die Umwelt günstig beeinflußt. 

Wir geben gerne zu: Das Auto hat die moderne 
Industriegesellschaft wie kein anderes Industrie-
produkt sichtbar geprägt. Es verkörpert für viele 
natürlich auch ein Stück Freiheit. Seien wir doch 
nicht so selbstgerecht, als ob wir das Auto nicht 
gerne benutzten. Wir können auch nicht alle unsere 
Mitbürger auf das Nahverkehrssystem verweisen. 

(Zuruf von der SPD: Oder aufs Fahrrad!) 

Das wird nie gehen. Wir brauchen das Auto, aber 
wir müssen das Auto und auch unsere Verkehrspo-
litik umweltfreundlicher ausgestalten. Also nicht 
das totale Nein, nicht die totale Verteufelung, son-
dern an den Schäden ansetzen; diese Schäden müs-
sen reduziert werden. Dies geschieht, und das ist 
sehr schwer und mit außerordentlichen Anstren-
gungen, auch volkswirtschaftlichen Anstrengungen 
verbunden. 



8078 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 108. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 6. Dezember 1984 

Baum 
Meine Damen und Herren, ich möchte zu der 

Großen Anfrage und zu der Antwort, die die Bun-
desregierung gegeben hat, folgendes sagen. Ich 
finde es ganz verdienstvoll, daß einmal diese Wech-
selwirkungen aufgezeigt werden. Aber ich ziehe an-
dere Schlüsse als Sie, Herr Kollege. Ich möchte 
nicht eine Philippika gegen das Auto halten, wie 
Sie, 

(Drabiniok [GRÜNE]: Sagen Sie doch et

-

was zu den Kosten!) 
sondern ich möchte daraus den Schluß ziehen, daß 
wir weiterhin alles tun müssen, um das Auto um-
weltgerecht zu bauen. 

Ich habe leider kein Echo in vielen Gesprächen 
mit der Automobilindustrie gefunden. Die Automo-
bilindustrie hat jahrelang diesen Gesichtspunkt lei-
der nicht beachtet. Ich habe ihr gesagt: Das werdet 
ihr eines Tages spüren, denn in Zukunft wird das 
umweltfreundliche Auto gekauft und verkauft wer-
den, 

(Schwenninger [GRÜNE]: Das gibt es 
nicht!) 

und die anderen, die Japaner beispielsweise, wer-
den auf die Märkte kommen und werden es haben, 
wenn ihr es nicht habt. — 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Baum, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Drabiniok? 

Baum (FDP): Eine Sekunde. — Ich kann nachfüh-
len, daß der Kollege Zimmermann in seiner Amts-
zeit ähnliche Erfahrungen gemacht hat. Deshalb 
hat er hier meine volle Unterstützung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Drabiniok (GRÜNE]: Herr Kollege Baum, könnten 
Sie mir vielleicht sagen — Sie haben gerade die 
gesellschaftlichen Kosten angesprochen —, ob Sie 
es für notwendig halten, daß man in Anbetracht der 
65 Milliarden DM, die jährlich an Folgekosten ent-
stehen, diese Verkehrspolitik so weiterbetreiben 
kann wie bisher, und welche Maßnahmen Ihrer 
Einschätzung nach notwendig wären, um diese 
65 Milliarden DM den Bürgern nicht mehr zuzumu-
ten? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Baum (FDP): Den Bürgern zuzumuten? Wir sind 
ja Verursacher, Herr Kollege. Wir alle sind ja Ver-
ursacher. Zunächst einmal müssen wir hinnehmen, 
daß wir als Verursacher zusätzliche Kosten tragen. 
Wir selber müssen uns doch in die Pflicht nehmen 
und nicht immer auf den Staat sehen oder auf die 
Regierung oder die Regierungsparteien, sondern 
wir müssen einen vernünftigen Gebrauch von dem 
Fortbewegungsmittel Auto machen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Und wir müssen dafür sorgen, daß das umwelt-
freundliche Auto so schnell wie möglich auf den 
Markt kommt. Ich kenne die Sünden der Nach-
kriegszeit wie Sie. Wir haben dem Auto viele Ent

-

scheidungen auf den anderen Lebensgebieten un-
tergeordnet. Wir haben das Gefühl gehabt, wir 
könnten die autogerechte Stadt bauen. Wir haben 
Urbanität zerstört, dann haben wir Urbanität mit 
Fußgängerzonen wiederhergestellt. Es gibt Fehlent-
wicklungen. Das Auto ist auch vergöttert worden. 
Es gibt Leute, die halten das Auto heute noch für 
ein Statussymbol. Es ist ein Fortbewegungsmittel, 
und es muß auf Nützlichkeit, Zweckmäßigkeit und 
Umweltschonung eingerichtet werden. Diesen Be-
wußtseinsprozeß in der Bevölkerung gilt es zu för-
dern. Ich freue mich, daß das Waldsterben — so 
bedauerlich das ist — ein Augenöffner gewesen 
ist. 

Ich möchte zum Abschluß noch etwas zu den 
Bundesfernstraßen sagen: Also, einen Stopp, wie 
Sie ihn verlangen, lehnt meine Fraktion ab. 

(Zuruf des Abg. Drabiniok [GRÜNE]) 

— Ja, gut, Sie haben Ausnahmen gemacht. — Noch-
mals: Einen totalen Stopp des Bundesfernstraßen-
baus können Sie nicht verantworten. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und des 
Abg. Roth [SPD]) 

Sie müssen eine andere Frage stellen. Sie müssen 
sich die Frage stellen, ob jeder Straßenbau sinnvoll 
ist und ob jeder Straßenbau auch umweltverträg-
lich angelegt wird. In dieser Hinsicht ist in der Ver-
gangenheit vieles nicht geschehen: Wir haben Stra-
ßen durch Wohnsiedlungen gebaut; wir haben an 
Straßen Häuser gebaut; wir haben die Art der Ver-
kehrsführung nicht umweltgerecht ausgestaltet; die 
Art des Straßenbelages hat dem nicht Rechnung 
getragen; auch haben wir Straßen gebaut, die in die-
ser Dimension gar nicht notwendig waren. Ich be-
daure, daß es zu einer so starken Versiegelung des 
Bodens in der Bundesrepublik Deutschland auch 
durch andere Faktoren gekommen ist. Wir müssen 
jetzt wirklich dafür sorgen, daß sich der Landver-
brauch in Grenzen hält, und das ist auch Ziel des 
Bodenschutzkonzeptes der Bundesregierung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deshalb, meine Damen und Herren, gebe ich ein-
mal zu überlegen, ob wir Fernstraßen nicht nur 
dann bauen, wenn sie zur Beseitigung von Gefah-
ren notwendig sind, wenn die Kosten in einem an-
gemessenen Verhältnis zum volkswirtschaftlichen 
Nutzen stehen und wenn der Naturhaushalt eben 
nicht beschädigt wird, die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts bestehen bleibt. Aber z. B. die Ver-
besserung der wirtschaftlichen Bedingungen in 
strukturschwachen Gebieten, meine Damen und 
Herren, wird immer ein Argument sein, den Stra-
ßenbau zu fördern. Also, eine differenzierte Be-
trachtung, aber keine pauschale Schuldzuweisung 
ist notwendig. Niemand hat hier die Weisheit ge-
pachtet. 

Meine Fraktion unterstützt auf diesem Felde wie 
auch auf anderen Feldern die Politik des Kollegen 
Stoltenberg, der sie hier heute überzeugend vertre-
ten hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort dem 
Bundesminister für Verkehr. 

Dr. Dollinger, Bundesminister für Verkehr: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Es ist natürlich nicht möglich, vier Vorlagen in 
der kurzen Zeit von zehn Minuten zu diskutieren. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Sehr richtig! Das 
gleiche Problem haben wir auch, Herr Mi

-

nister!) 

Ich muß mich also auf die Darstellung von Schwer-
punkten beschränken. 

Es ist sicher interessant zu wissen, welche Ko-
sten das Auto der Gesellschaft aufbürdet. Herr Dra-
biniok hat gemeint, daß die Antwort ihn nicht be-
friedigt. Nun, es hätte mich unwahrscheinlich über-
rascht und geradezu bestürzt gemacht, wenn Sie 
mich, die Bundesregierung gelobt hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Drabiniok [GRÜNE]: Das habe ich das 
letzte Mal schon getan! — Zuruf von der 

SPD: Das fällt auch schwer!) 

Aber ich glaube, meine Damen und Heren, eines ist 
klar: Man kann nicht nur von den Kosten sprechen, 
sondern muß auch vom Nutzen reden. Es ist im 
Leben in allen Bereichen so: Dort, wo man einen 
Nutzen hat, hat man auch Kosten, und umgekehrt 
gilt das gleiche. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: So ist das!) 

Ich meine, daß das Auto auch viel Nutzen bringt. 

Ich möchte einmal ein paar Zahlen nennen, die 
vielleicht doch nachdenklich stimmen: Wir hatten 
am 1. Juli 1984 25 217 787 Pkw, einschließlich Kom-
bis. Von diesen Fahrzeugen gehören 20 966 406 Ar-
beitnehmern — eine sehr erfreuliche Zahl. Denn sie 
zeigt, daß in den breiten Schichten unserer Bevöl-
kerung Wohlstand vorhanden ist. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Unternehmer und Selbständige sind mit 4 122 144 
Fahrzeugen beteiligt; damit sind auch die freien Be-
rufe, die Landwirtschaft und sonstige berücksich-
tigt. Die Organisationen, einschließlich der Behör-
den, der Kirchen, der Gewerkschaften und sonsti-
ger Organisationen, haben 129 237 Fahrzeuge. Ich 
glaube, allein diese Zahlen sollten nachdenklich 
machen. Denn wenn die breiten Schichten der Be-
völkerung das Auto in diesem Ausmaß nutzen, dann 
zeigt das, was das Auto für den Bürger bedeutet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir können nicht bei 
dem heutigen Wagen stehen bleiben. Ich unter-
stütze alles, was dazu beiträgt, ein umweltfreundli-
ches Auto zu bauen, 

(Schwenninger [GRÜNE]: Das ist ein Wi -derspruch, das Wort ist ein Widerspruch in 
sich!) 

nicht nur in bezug auf die Abgase, sondern auch in 
bezug auf den Lärm. Der entscheidende Punkt da- 

bei ist, daß wir neue Technologien erforschen und 
dann auch nutzen, auch für die Pkw und die Lkw. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Machen Sie das doch 
einmal beim ÖPNV!) 

Meine Damen und Herren, es wurde in dem Zu-
sammenhang vom ÖPNV gesprochen, davon, daß 
der vernachlässigt worden sei. Dazu ein paar Zah-
len: Nach der Finanzplanung der Regierung 
Schmidt waren für den ÖPNV für 1985 Investitio-
nen in Höhe von 1 225 000 000 DM vorgesehen. Nach 
unserem Haushaltsentwurf haben wir für 1985 ei-
nen Ansatz von 1 327 000 000 DM. Bei der Regierung 
Schmidt waren Investitionen der Deutschen Bun-
desbahn für 1985 mit 2 640 000 000 DM angesetzt, 
bei uns sind sie mit 3 400 000 000 DM angesetzt. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Diese Zahlen zeigen ganz genau, daß die Behaup-
tung, wir würden die Bahn und den öffentlichen 
Personennahverkehr vernachlässigen, einfach 
falsch ist. Wir liegen hier höher als die alte Regie-
rung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich fasse zusammen: Wir brauchen das Auto für 
den Bürger und für die Wirtschaft. 

Eine zweite Bemerkung zum Thema Stopp des 
Bundesfernstraßenneubaus. Meine Damen und 
Herren, der Deutsche Bundestag hat 1980 praktisch 
einmütig einen Verkehrswegeplan verabschiedet. 
Er hatte damals festgelegt, was gebaut werden soll, 
und dafür auch Dringlichkeitsstufen geschaffen. 
Wenn die beschlossene Streckenlänge nicht er-
reicht wird, so hat das etwas mit der Finanzpolitik 
der früheren Regierung zu tun. Das, was ich heute 
an Autobahnen baue, ist nicht meine Phantasie, 
sondern das ist die Erfüllung des Beschlusses des 
Deutschen Bundestags von 1980. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Den kann man doch 
aufheben! Wer zwingt Sie denn, den durch

-

zuführen?) 

Man sollte deshalb endlich mit der falschen Kritik 
aufhören. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich füge hier hinzu, daß wir neben den Autobah-
nen Ortsumgehungen bauen. Ich glaube, das ist 
eine wichtige Maßnahme im Interesse der Mitmen-
schen. Wenn durch Ortschaften und Städte in 24 
Stunden 18 000, 20 000 und mehr Fahrzeuge fahren, 
dann muß doch gehandelt werden. Da soll man 
nicht immer sagen: Eingriff in die Natur. Hier steht 
einfach die Frage im Raum: Wollen wir die Men-
schen in den Ortschaften bei diesem Durchgangs-
verkehr kaputtmachen, weil wir den Eingriff in die 
Landschaft nicht wollen, oder machen wir vorsich-
tige Eingriffe in die Landschaft zugunsten der Men-
schen? Da entscheide ich mich für den Menschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Drabiniok [GRÜNE]: Das ist doch gar nicht 

die Frage!) 

80 % der Gelder für die Bundesfernstraßen flie-
ßen in die Ortsumgehungen. Wir müssen das Auto- 
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Bundesminister Dr. Dollinger 
bahnnetz und das Bundesfernstraßennetz im näch-
sten Jahr überprüfen und fortschreiben. Die Arbei-
ten sind im Gange. Ich gehe davon aus, daß wir 
nach der Sommerpause 1985 den Plan für das Stra-
ßennetz zur Beratung vorlegen können. 

Im übrigen: Die Bundesfernstraßen beanspru-
chen 0,18 % der Fläche der Bundesrepublik 
Deutschland. Man sollte endlich einmal aufhören, 
die Dinge so zu verfälschen, daß man von der Zube-
tonierung unseres Landes spricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Drabiniok [GRÜNE]) 

Zum Unfallbericht: Er umfaßt die Jahre 1982 und 
1983. Der Tiefpunkt der Unfallzahlen lag in den Jah-
ren 1974 und 1975. Es erfolgten dann entsprechende 
Steigerungen. Wir haben im Verkehrssicherheits-
programm Folgerungen daraus gezogen. Das muß 
vollzogen, geprüft und verabschiedet werden. 

Ich darf mit einer gewissen Befriedigung feststel-
len, daß wir von Januar bis September dieses Jah-
res zwar eine Zunahme der Gesamtzahl der Unfälle 
um 5 % hatten; aber die Zahl der Toten nahm um 
13,4 % und die der Verletzten um 4,4 % ab. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Drabiniok 
[GRÜNE]) 

Das zeigt, daß die Verkehrsaufklärung, die bei-
spielsweise von der Verkehrswacht und vom Ver-
kehrssicherheitsrat betrieben wird, wirkt. In Zu-
kunft wird es, wie bei uns im Programm vorgese-
hen, darauf ankommen, die Ausbildung zu verstär-
ken, an die Disziplin der Verkehrsteilnehmer zu ap-
pellieren und die Verantwortung des einzelnen Bür-
gers für sich selbst und für den Nächsten entspre-
chend herauszustellen. 

(Zuruf des Abg. Drabiniok [GRÜNE]) 

Was die Raserei anlangt, meine Damen und Her-
ren: Wir wissen, daß die Durchschnittsgeschwindig-
keit auf der Autobahn 112 Stundenkilometer be-
trägt. Wieviel auf den anderen Straßen gefahren 
wird, kann ich Ihnen nicht sagen; dafür sind die 
Länder zuständig. 

Der letzte Punkt betrifft die Frage, was wir be-
züglich des Tempolimits tun. Meine Damen und 
Herren, wir werden 200 Fahrzeuge nach den Vor-
schlägen des TÜV einsetzen, und zwar Fahrzeuge 
mit Katalysator und mit Nachrüstung. Wir werden 
17 Teststrecken haben, zusätzlich die Avus in Ber-
lin. Die verschiedenen Geschwindigkeiten werden 
dort gefahren werden. 

(Zuruf des Abg. Drabiniok [GRÜNE]) 

Ein Kriterienkatalog wird gemeinsam mit den Bun-
desländern erstellt. Es werden ca. 15 000 Muster-
fahrten durchgeführt mit einer Gesamtfahrstrecke 
von 600 000 km. Es werden acht Prüfstände benö-
tigt, um dort die entsprechenden Prüfungen durch-
zuführen. Wir hoffen, daß die Ergebnisse Ende No-
vember nächsten Jahres vorliegen werden. Die Prü-
fungen müssen so durchgeführt werden, daß sie 

wissenschaftlich einwandfrei und auch stichhaltig 
sind. 

(Drabiniok [GRÜNE]: 10 Millionen Ko

-

sten!) 

Was die Zusammensetzung anlangt, so besteht 
der das Projekt begleitende Ausschuß aus vier Pro-
fessoren, aus Vertretern der Bundesanstalt für das 
Straßenwesen, des Umweltbundesamtes, der Bun-
desministerien für Verkehr, für Inneres, für Wirt-
schaft und für Forschung und aus drei Länderver-
tretern. Es ist vorgesehen, in gewissen Zeitabstän-
den Anhörungen aller gesellschaftlichen Gruppen 
durchzuführen, die daran interessiert sind. Ich gehe 
davon aus, daß das eine gute Sache werden wird. 
Wir sollten nicht heute schon versuchen, den Tem-
polimitversuch, den viele gefordert haben, mies zu 
machen. Vielleicht wird er mies gemacht, weil man 
die Ergebnisse fürchtet. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir wollen tatsächlich eine sachliche Aufklärung 
ermöglichen, die im Interesse des Ganzen liegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Drabiniok [GRÜNE]: Sagen Sie ja zum 

Tempolimit!) 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Vorla-
gen zu den Tagesordnungspunkten 6 sowie 8 bis 10 
auf den Drucksachen 10/2523, 10/2276, 10/2384 und 
10/963 an die Ausschüsse vor. Die Überweisungs-
vorschläge des Ältestenrates ersehen Sie aus der 
Tagesordnung. Gibt es dazu anderweitige Vorschlä-
ge? — Das ist nicht der Fall. Dann sind die Überwei-
sungen so beschlossen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die Tagesordnung um den Zusatzpunkt 3 erweitert 
werden: Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Gemeinde-
finanzreformgesetzes, Drucksachen 10/2230 und 
10/2572. Sind Sie mit der Erweiterung der Tagesord-
nung einverstanden? — Das ist der Fall. Dann ist so 
beschlossen. Der Zusatzpunkt wird nach Tagesord-
nungspunkt 30 aufgerufen. 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über das Kreditwesen 
— Drucksache 10/1441 — 

a)  Beschlußempfehlung und Bericht des Fi-
nanzausschusses (7. Ausschuß) 
— Drucksachen 10/2459, 10/2510 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Köhler (Duisburg) 
Rapp (Göppingen) 
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Vizepräsident Wurbs 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 10/2495 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Wieczorek (Duisburg) 
Dr. Hackel 
Kleinert (Marburg) 

(Erste Beratung 73. Sitzung) 

Auf den Drucksachen 10/2555 und 10/2556 liegen 
Ihnen zwei Änderungsanträge und auf Drucksache 
10/2557 ein Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die Aussprache 90 Minuten vorgesehen. Sind Sie 
mit dieser Regelung einverstanden? — Ich sehe kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich frage: Wird von den Berichterstattern das 
Wort gewünscht? — Das ist offensichtlich nicht der 
Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr. Köhler (Duisburg). 

Dr. Köhler (Duisburg) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
wollte heute unserer Kollegin Hamm-Brücher ei-
nen Gefallen tun und sie bei dem Versuch unter-
stützen, die Parlamentsreform etwas voranzutrei-
ben. Leider hat sie in diesem Augenblick das „Lo-
kal" verlassen, was ich bedaure. Ich will nämlich 
frei sprechen; ich benutze nicht einmal Notizen. Da-
her bitte ich um Nachsicht, wenn das nicht alles so 
gut geht, wie man es sich vorstellt bei einer Rede, 
die schön abgelesen wird. Ich habe die berufliche 
Erfahrung gemacht — die berufliche nur — , daß 
man das, was man nicht im Kopf hat, anderen Men-
schen nur sehr schwer an den Verstand bringen 
kann. Ich nehme Sie natürlich alle ausdrücklich 
aus. 

Ich fange mit dem Thema an. Anders als das 
System, das wir uns Laisser-faire, Laisser-aller zu 
nennen angewöhnt haben — meistens mit etwas 
negativem Beiklang —, ist die Soziale Marktwirt-
schaft ein System, in dem eine Reihe von Grundent-
scheidungen ordnungspolitischer Art gefällt wer-
den, die sicherstellen, daß die im übrigen freie Ent-
faltung der betroffenen Unternehmen an Kriterien 
gebunden ist, die dem volkswirtschaftlichen und ge-
meinwohlabhängigen Rahmen entsprechen. Das 
gilt aber nicht nur für die gewerbliche Wirtschaft — 
dazu will ich mich hier ganz kurz fassen —, sondern 
das gilt auch für Geld und Kredit. 

Das Geld — ein sehr sensibles Gebiet, ebenso wie 
das Gebiet der Kreditvergabe — ist ordnungspoli-
tisch im Bundesbankgesetz geregelt. Das Wichtig-
ste dabei ist: das Bundesbankgesetz garantiert der 
Bundesbank die volle Unabhängigkeit von der je-
weils wechselnden Regierungsmehrheit und ver-
pflichtet sie zugleich bei ihrer Geldumlaufpolitik 
auf das Ziel der Geldwertstabilität. Das ist also ein 
Gesetz von hohem ordnungspolitischem Rang. 

Heute ist insofern ein historischer Tag, als wir 
gewissermaßen über das Grundgesetz des Kredit-
wesens zu entscheiden haben, indem wir das gel-

tende Gesetz novellieren. Ich möchte das ganz be-
sonders hervorheben. Wir sind ja geübt in einer gro-
ßen Zahl von Maßnahmegesetzen, die wir jeden Tag 
hier verabschieden. Dieses Gesetz unterscheidet 
sich qualitativ von diesen anderen Formen der Ge-
setzgebung, weil es den Rahmen für die deutsche 
Kreditwirtschaft bestimmt und gleichzeitig sicher-
stellt, daß im übrigen die freie Bewegungsfähigkeit 
der Kreditinstitute nicht beeinträchtigt wird, also 
nicht dirigistisch in Einzelentscheidungen der je-
weiligen Unternehmer oder Kreditinstitute einge-
griffen wird. 

Es ist natürlich verlockend, nun auch noch das 
historische Datum zu nennen. Es ist der 6. Dezem-
ber, und zu Haus werden wir ja heute abend 

(Zurufe) 

noch etwas von Nikolaus und Sankt Ruprecht zu 
hören haben. 

(Zuruf von der SPD: Die Rute!) 

Ich werde mich nicht allzulange bei diesem ja etwas 
an den Haaren herbeigezogenen Vergleich aufhal-
ten, obwohl es verlockt, auch dazu etwas zu sagen. 
Ich höre damit auf und fange damit an, zu sagen, 
warum das gegenwärtige Kreditwesengesetz geän-
dert werden mußte. Denn das ist ja die wichtigste 
Frage, die man sich stellen muß, wenn wir uns an 
sparsame Gesetzgebung gewöhnen wollen. 

Nun, die Reformbedürftigkeit besteht schon fast 
ein Jahrzehnt, und zwar aus zwei Gründen. Im In-
land gab es, man kann sagen, relativ gut verteilt auf 
alle Arten von Instituten, große Schwierigkeiten. 
Ich nenne Landesbanken, ich nenne Privatbanken, 
aber ich nenne auch Genossenschaftsbanken, bei 
denen es große Schwierigkeiten gegeben hat. Das 
ist der eine Komplex, der begründet, warum Re-
formbedürftigkeit bestand. 

Das Zweite betrifft die Aktivitäten, in der Haupt-
sache von Landesbanken, von größeren Landesban-
ken und von Privatbanken im Ausland. Wie Sie wis-
sen, hat das Gesetz es zugelassen — und davon 
haben die Landesbanken und Privatbanken auch in 
reichlichem Maße Gebrauch gemacht — , über in-
und ausländische Tochtergesellschaften Kreditpy-
ramiden aufzubauen, die keinerlei angemessene 
Beziehung mehr zu der Eigenkapitalversorgung des 
Gesamtinstituts hatten. Diese beiden Gründe mach-
ten die Reformbedürftigkeit dringlich. 

Nun hat sich eine Strukturkommission damit be-
schäftigt, und wir haben auch eine EG-Richtlinie 
auf diesem Gebiete. Wir haben hier auch eine ganze 
Reihe von Entwürfen schon der alten Regierung zu 
sehen gekriegt. Da gibt es aber die alte parlamenta-
rische Regel: alle Entwürfe werden Makulatur, 
wenn sie keine Mehrheiten bekommen. Deswegen 
können wir sie beiseite legen. 

Nach dem Regierungswechsel hat es die Bundes-
regierung sofort unternommen, ein Gesetzgebungs-
verfahren in Gang zu setzen. Wir haben — wenn ich 
die Methoden der Beratung betrachte — über ein 
Jahr lang diese Gesetzesnovellierung sehr gründ-
lich besprochen. Wir — und zwar die Kollegen aller 
Parteien — haben im Finanzausschuß wirklich das 
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äußerste an sachlicher Verbesserungsdiskussion 
getan. Ich kann da alle Beteiligten nur loben. Ich 
nehme allerdings — mit Verlaub — die GRÜNEN 
aus. Deren Realitätssinn ist so ausgebildet, daß sie 
mit beiden Beinen fest in der Luft stehen. Das 
macht es natürlich etwas schwieriger, sich mit ih-
nen sachlich auseinanderzusetzen. Aber was die 
große Oppositionspartei anbetrifft, möchte ich hier 
ausdrücklich erwähnen, daß wir in großer Sachlich-
keit beraten haben. 

Wir haben alle, die unmittelbar vom Gesetz be-
troffen sind, gehört. Es gehört dazu, daß ich in die-
sem Zusammenhang an einem solchen historischen 
Tag — das ist jetzt der Nikolaus-Teil — einigen 
Dank ausspreche und den Dank mit einem hohen 
Lob verbinde. An die Spitze gehört der Finanzmini-
ster. Es war seiner Führungskraft zu verdanken, 
daß das Gesetz wirklich so zügig und mit diesem 
Ergebnis beraten worden ist. Die Gruppe, die ich 
hier zweitens loben möchte, sind die Sachverständi-
gen des Ministeriums, der Bundesbank und der 
Aufsichtsbehörde die ihren Sachverstand einge-
bracht und uns bei den Beratungen sehr geholfen 
haben. 

Kein Betroffener kann sich darüber beklagen, 
daß er nicht ausreichend Gelegenheit hatte, sich zu 
äußern. Wir haben ein öffentliches Hearing veran-
staltet und eine große Zahl von Eingaben geprüft. 
Ich habe es nicht genau gemessen, aber wenn man 
die Protokolle des Hearings und die Eingaben auf-
einanderschichtet, kommt man schon ganz gut auf 
zwei Meter Papier. Das sagt auch etwas über das 
Engagement der Beteiligten, das übrigens noch bis 
heute früh angehalten hat. Alle Beteiligten an die-
sem Geschäft sind gestern, vorgestern und noch 
heute vormittag mit dem Nötigen versorgt worden, 
damit sie hier eine weise Entscheidung treffen. 

Was ist der Inhalt dieser Entscheidung? Die Bun-
desregierung hat die Ergebnisse der Strukturkom-
mission überprüft und zwei wichtige Entscheidun-
gen gefällt: erstens hält sie die Konsolidierung für 
eilbedürftig und zweitens meint sie, ein Handlungs-
bedarf für andere Fragen der Struktur sei nicht vor-
handen, wobei ich offenlasse, ob man das mit dem 
Wort „gegenwärtig" verbindet. 

In den Beratungen ist allerdings eine wesentliche 
Ergänzung in das Gesetz aufgenommen worden. Ich 
leugne für meine Person nicht — aber ich sage das 
auch für viele andere hiervon Betroffene —, daß es 
sehr schwer geworden wäre, den Wunsch der Spar-
kassen abzuwehren, einen Haftungszuschlag vorzu-
sehen, wenn es nicht gelungen wäre, zweierlei zu 
tun. Erstens wurde in das Gesetz die Möglichkeit 
einer anderen Art von Eigenkapitalbildung aufge-
nommen, nämlich die sogenannten Genußrechte, 
die sich übrigens vom haftenden Kapital hinsicht-
lich der Haftung und der Gewinn- und Verlustteil-
nahme in gar nichts von normalem Eigenkapital 
unterscheiden, aber wohl einen wesentlichen Unter-
schied in sich tragen: Sie sind gewissermaßen wie 
stimmrechtslose Aktien nur an Gewinn und Verlust 
und Haftung beteiligt, haben aber keine Mitwir-
kungsrechte. Das ist ein wesentlicher Unterschied, 
insbesondere was die Argumentation aus bestimm-

ten Bereichen der Kommunalpolitik hinsichtlich 
der Befürchtung angeht, die Sparkassen könnten 
ihre Selbständigkeit verlieren oder den Anfang ei-
ner Privatisierungsentwicklung durchmachen. 

Das zweite war, daß der Finanzminister im Fi-
nanzausschuß zu Protokoll gegeben hat, er werde 
mit dem Inkrafttreten des Gesetzes gleichzeitig von 
seiner Ermächtigung Gebrauch machen, den Haft-
summenzuschlag der Genossenschaften in einer 
sehr komfortablen Übergangszeit von heute 50 auf 
dann 25% zu halbieren. 

Ich finde, wenn ich mich jetzt an die Bewertung 
mache, daß dies ein Gesetz ist, mit dem alle Betei-
ligten leben können. Gleichzeitig verhindert es aber 
nicht das Ziel der Konsolidierung. Durch die Mög-
lichkeit, normales Eigenkapital neu aufzunehmen 
oder über die Genußrechte zu anderen Formen des 
Eigenkapitals zu kommen, setzt es vor allen Dingen 
die Landesbanken und natürlich die Privatbanken 
instand, ihre Kreditvergabe nicht einschränken zu 
müssen. Das ist sehr wichtig. Wir brauchen diese 
Kreditinstitute nicht nur zu Finanzierung der Ex-
pansion der Wirtschaft im Inland, wir brauchen sie 
auch zur Förderung des Exports. Aber wir brauchen 
sie auch für die Mithilfe bei der Umschuldung von 
vielen Ländern der Welt in Ost und Süd, wenn ich 
das einmal so allgemein apostrophieren darf. 

Insofern bin ich persönlich der Meinung, daß das 
ein wohlgelungenes Werk ist, das es verdient, auch 
eine längere Zeit in Kraft zu bleiben, weil nämlich 
nur diese längere Zeit die Beteiligten instand setzt, 
ihre unternehmerischen Entscheidungen an diesen 
neuen Rahmenbedingungen langfristig zu orientie-
ren. 

Was nun die Anträge der SPD betrifft 

(Schlatter [SPD]: Gute Anträge!) 

— also, da kommt der Sankt Ruprecht nicht der 
Nikolaus —, so muß ich sagen, daß dies der Sankt 
Ruprecht etwas anders beurteilt, als Sie es erwar-
ten. Deswegen kann ich namens der Fraktion — 
Einzelheiten wird mein Kollege von Wartenberg 
dazu noch zu sagen haben — nur sagen: — — 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, ich darf 
Sie bitten, zum Schluß zu kommen. 

Dr. Köhler (Duisburg) (CDU/CSU): Ja, ich bin ja 
auch gerade bei der letzten Bemerkung. 

Wir werden beide Ergänzungs- und Änderungs-
anträge ablehnen, ebenso den Entschließungsan-
trag. 

(Zuruf von der SPD: Unerhört!) 

Aber meine Fraktion — das darf ich in ihrem Na-
men sagen — wird das Gesetz in der Ausschußfas-
sung mit großer Überzeugung und mit dem besten 
Wunsch an die Betroffenen verabschieden. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Rapp. 
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Rapp (Göppingen) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lieber Herr Kollege Köhler, 
wir haben uns mit unseren Beiträgen unterschiedli-
che Ziele gesetzt. Über ein Thema wie das unsrige 
eine Stunde lang frei zu parlieren, macht kein Pro-
blem. Die Kompliziertheit und Komplexheit dieses 
Themas in 13 Minuten einzufangen, schaffe ich nun 
einmal nicht ohne Aufzeichnungen. 

Um was geht es? — Die internationale Verflech-
tung der Märkte für Güter und Dienste, die in der 
Nachkriegszeit zugleich Ursache und Folge der ge-
waltigen Expansion der Weltwirtschaft war, ist in 
den 70er Jahren durch die Internationalisierung 
der Geld- und Kapitalmärkte komplettiert worden. 
Die in der Ölpreiskrise drohende Gefahr eines Kol-
laps der Finanzmärkte hat den Prozeß beschleu-
nigt. Nahezu jedermann wußte es damals zu rüh-
men, wie geräuschlos die international tätigen Kre-
ditinstitute das Recycling der Petrodollars bewältig-
ten: zumeist mit Töchtern von Banken aus Indu-
striestaaten, die eigens gegründet oder erworben 
worden waren, um die Kostenvorteile anderenorts 
geringerer Bankenaufsicht und weniger belasten-
der Liquiditätsvorschriften zu nutzen und dabei auf 
dem von der Mutterbank gestellten und dort weiter-
hin bilanzierten Eigenkapital eigene zusätzliche 
Kreditpyramiden aufzubauen, ohne daß durch diese 
zusätzlichen Kreditpyramiden das Ausleihvolumen 
der Mutterbank beeinträchtigt worden wäre. 

Ob der Genugtuung über das gelungene Re-
cycling hat man dann zu spät erkannt, daß hinter 
der scheinbar so problemlosen Rückschleusung der 
Petrogelder in den internationalen Kreislauf eine 
neue Gefahr aufzog: Die bewegten Volumina wuch-
sen ins Riesenhafte, ihre Zunahme beschleunigte 
sich schneeballartig. Flexible Wechselkurse und 
neue Banktechniken ließen die Währungsspekula-
tion ins Kraut schießen. Und plötzlich war das Pro-
blem da: Ganze Länder und halbe Kontinente gerie-
ten in Zahlungsschwierigkeiten. 

Es geschah in der internationalen Schuldenkrise, 
daß sich die besorgten Blicke auf die nationalen 
Banken und deren Bonität und Liquidität zurück-
wandten. Die Verschärfung der nationalen Banken-
aufsichtsgesetze kam damals auf die Tagesordnung. 
Vor allem galt und gilt es, die Mehrfachnutzung des 
haftenden Eigenkapitals zum Aufbau zusätzlicher 
Kreditvolumina über Tochterinstitute — insbeson-
dere über solche im Ausland — zu verhindern. 
Durch ein bankenaufsichtliches Zusammenfas-
sungsverfahren — „Konsolidierungsverfahren" ge-
nannt — soll das Gesamtrisiko der einzelnen Insti-
tutsgruppe an das tatsächlich vorhandene Eigenka-
pital gebunden, sollen verbundene Kreditinstitute 
nicht mehr ausschließlich einzeln beaufsichtigt 
werden. Indem wir dieses mit der vorliegenden Ge-
setzesnovelle tun, setzen wir auch eine EG-Richtli-
nie in deutsches Recht um. 

Dies, die Konsolidierung, ist somit das Kernstück 
der KWG-Novelle, eine Teilstrategie, wenn Sie so 
wollen, zur Sicherung auch der internationalen Fi-
nanzbeziehungen in die Zukunft hinein. Die beste-
hende Schuldenkrise allerdings muß jenseits der 
Bankengesetzgebung weltwirtschaftspolitisch ge-
löst werden. 

Eine nicht einfache Optimierungsaufgabe war ge-
stellt. Es galt, Konsolidierungsmethode, Konsolidie-
rungsschwelle und Konsolidierungsumfang so zu 
gestalten und mit der Definition des Kredits und 
des haftenden Eigenkapitals so zu kombinieren, 
daß erstens der Primärzweck erreicht wird, der ver-
änderten Risikosituation Rechnung zu tragen; daß 
zweitens dabei aber die Fähigkeit des Bankenssy-
stems zur Kreditversorgung der Wirtschaft nicht 
beeinträchtigt wird, und daß drittens Wettbewerbs-
verzerrungen zwischen den Gruppen des deutschen 
Kreditgewerbes vermieden und abgebaut werden. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat auf Vorarbeiten aus der Zeit der sozialdemokra-
tischen Regierungsführung zurückgreifen können. 
Sie hat einen kompletten Referentenentwurf ge-
erbt. Hätte sie sich nur an dieses Erbe gehalten! 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Oh, oh! — Zuruf von der CDU/

-

CSU: Ihr wärt heute noch nicht damit fer

-

tig!) 

Der Entwurf, der heute zur Entscheidung ansteht, 
verdient zwar Anerkennung hinsichtlich des Pri-
märzwecks. Die Konsolidierungsregelung, die sich 
ja weitgehend an den 82er Entwurf anlehnt, ist gut 
gelungen. Er erreicht jedoch das zweite von mir auf-
gezeigte Teilziel, nämlich die Aufrechterhaltung der 
Kreditversorgung, nur unzureichend und verfehlt 
das dritte Teilziel, die Wahrung und Verbesserung 
der Wettbewerbsstruktur im Kreditgewerbe, weit-
gehend. 

Was nun das erste Ziel anbelangt, die Konsolidie-
rung, so war zunächst über den Umfang des Zu-
sammenfassungsverfahrens zu entscheiden. Sollten 
nur die ausländischen Töchter oder auch die inlän-
dischen Töchter — im Klartext: die verbundenen 
Realkreditinstitute — einbezogen werden? Wäh-
rend die Zusammenfassung mit den Auslandstöch-
tern sozusagen ratio legis ist, war die Einbeziehung 
der Hypothekenbanken umstritten. Für ihre dann 
doch dahin entschiedene Einbeziehung sprechen 
die systematische Stimmigkeit wie auch der wettbe-
werbspolitische Gesichtspunkt, daß die öffentlich-
rechtlichen Kreditinstitute ihr Realkreditgeschäft 
seit eh und je mit den sonstigen Bankgeschäften 
zusammen bilanzieren. Erleichtert wurde diese Ent-
scheidung dadurch, daß zum Zusammenfassungs-
verfahren im Finanzausschuß der Kompromiß der 
jährlich degressiven Hinzurechnung des aktivi-
schen Unterschiedsbetrages zum Konzernkapital 
gefunden werden konnte. Dies kommt vor allem 
den im privaten Bankgewerbe angesiedelten Mut-
terinstituten von Hypothekenbanken zugute, min-
dert insoweit ihren Kreditrückführungsbedarf. Für 
gelungen halten wir auch die Modalitäten der Ein-
beziehung des Leasing- und des Factoringgeschäfts. 
Ebenso tragen wir die auf 40 % festgesetzte Konsoli-
dierungsschwelle und die verlängerte Übergangs-
frist mit. Zu alledem gibt es unsere — der Sozialde-
mokraten — volle Zustimmung. 

Mit Ausnahme der Vorschriften zur Definition 
des haftenden Eigenkapitals — darauf komme ich 
zurück — gilt dies auch für alle anderen Neurege-
lungen, z. B. für den Kredit- und Kreditnehmerbe- 
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griff — Kreditnehmerbegriff in der Zusammenfas-
sung, für die wir die Beteiligungsschwelle auf 50 % 
angehoben haben. Die Herabsetzung der Höchst-
kreditgrenze von 75 auf 50% des Haftkapitals wird 
für die Geschäftspraxis der Institute Folgen haben. 
Gerade dieser gravierende Schnitt aber war — auch 
im Lichte konkreter Erfahrungen — als vertrauens-
bildende Maßnahme unerläßlich. Hoffentlich wird 
es nicht zur Beeinträchtigung des bewährten Haus-
bankprinzips kommen, wenn nun Großkreditneh-
mer verstärkt mit mehreren Instituten zusammen-
arbeiten müssen. Daß darob eine weitere Großkre-
ditregelung gestrichen werden konnte, begrüßen 
wir ebenso wie gewisse Erleichterungen bei den 
Meldepflichten und auch bei der Vorlage von Bi-
lanzunterlagen zur Bonitätsprüfung. 

Weitere Einzelheiten zu Positionen, in denen wir 
mit den Koalitionsfraktionen übereinstimmen, 
spare ich aus. Eine Anmerkung nur noch zur weite-
ren Behandlung: Dem Vernehmen nach wird be-
reits an der nötigen Neufassung des Grundsatzes I 
nach § 10 des Kreditwesengesetzes gearbeitet. Ich 
möchte nicht versäumen, anzumerken, daß man da-
bei gewisse Konsequenzen aus der Vereinheitli-
chung des Kommunalkreditbegriffs und des Real-
kreditbegriffs nicht übersehen darf. 

Nicht mit der Ausschußmehrheit stimmen wir So-
zialdemokraten bezüglich der Definition des haf-
tenden Eigenkapitals überein. Wir sehen durch die 
mehrheitlich beschlossenen Festlegungen das Teil-
ziel der Wahrung und Verbesserung der Wettbe-
werbssituation im deutschen Kreditgewerbe ver-
letzt. Auch befürchten wir — denken Sie nur an die 
Höchstkreditgrenze — Probleme bei der Kreditver-
sorgung. Das gilt sowohl wegen der Verweigerung 
des Haftungszuschlags für die Sparkassen als auch 
wegen der beabsichtigten Abschmelzung des Haft-
summenzuschlags bei den Kreditgenossenschaf-
ten. 

Meine Damen und Herren, hätten wir das Kredit-
wesen der Bundesrepublik auf der grünen Wiese 
neu aufzubauen, würden wir uns wohl alle auf einen 
strengen Eigenkapitalbegriff verständigen und die 
Grundsätze nach § 10 des Kreditwesengesetzes ent-
sprechend formulieren. Aber in dieser Lage sind 
wir nicht. Wir haben es mit einer gewachsenen Ban-
ken- und Sparkassenlandschaft zu tun. Unser Ban-
kensystem hat sich hervorragend bewährt. Wer 
Bankdienste sucht, kann sie je nach seiner meinet-
wegen ideologischen Präferenz bei privaten, genos-
senschaftlichen, kommunalwirtschaftlichen, ande-
ren öffentlich-rechtlichen oder gemeinwirtschaftli-
chen Instituten finden. Und in einer historisch so 
gewachsenen und bewährten freiheitlich-vielgestal-
tigen Struktur fummelt nun die Gesetzesnovelle um 
der bloßen Reinheit einer Lehre willen mit Maß-
nahmen herum, 

(Beifall bei der SPD) 

die zudem die Wettbewerbsstruktur der deutschen 
Bankenlandschaft verschlechtern. 

Dabei waren die politischen Vorgaben schon bis-
her nicht wettbewerbsneutral. Den Kreditgenos-
senschaften ist ein Haftsummenzuschlag von  

50 v. H. auf das eingezahlte Eigenkapital einge-
räumt, der gegen unseren Willen jetzt abgebaut 
werden soll, obwohl er in der genossenschaftlichen 
Nachschußpflicht ja seine wirtschaftliche und 
rechtliche Legitimierung hat. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Den Sparkassen, deren Möglichkeit zur Außenfi-
nanzierung ohnehin geringer ist als die von Institu-
ten anderer Gruppen, stand und steht ein entspre-
chendes Äquivalent für die Haftungspflicht ihrer 
Gewährträger nicht zur Verfügung. Dies war schon 
bisher wettbewerbsverzerrend und nicht gerecht. 
Mag es auch tatsächliche und rechtliche Unter-
schiede zwischen dem Haftsummenzuschlag und 
dem Haftungszuschlag geben, so geht es doch nicht 
an, daraus eine Würdigung, eine Anerkennung ab-
zuleiten, die sich im Verhältnis von 50 :0 spreizt. 
Unser im Ausschuß abgewiesener Antrag liegt wie-
der auf dem Tisch, den Sparkassen einen Haftungs-
zuschlag von 20 % einzuräumen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir gehen davon aus, daß es beim genossenschaftli-
chen Haftsummenzuschlag von 50 v. H. bleibt. Den 
anderen Institutsgruppen möchten wir die Möglich-
keit einräumen, bis zu 20% nachrangige Verbind-
lichkeiten einzugehen und sie als Haftkapital zu 
berücksichtigen. Es handelt sich bei den nachrangi-
gen Verbindlichkeiten um ein funktionsgerechtes, 
wettbewerbsneutral gestaltbares und international 
eingeführtes Instrument. All dies kann man von 
den Genußrechten nicht sagen. Das von der Koali-
tion allen Institutsgruppen, den Kreditgenossen-
schaften kumulativ, angebotene Instrument des 
Genußrechtskapitals schafft insofern keine Wettbe-
werbsgleichheit, als Sparkassen mit ihrem kommu-
nalwirtschaftlich geprägten Selbstverständnis da-
von keinen Gebrauch machen werden. 

(Lennartz [SPD]: So ist das!) 

International ist das Genußrecht nicht eingeführt. 

Alles in allem ist dies keine ausgewogene Lösung. 
Sie begegnet verfassungsrechtlichen Bedenken, 

(Beifall bei der SPD) 

und sie ist mit dem Stigma gezeichnet, daß es letzt-
lich doch darum geht, den öffentlich-rechtlichen Be-
reich in der von mir als vielgestaltig gerühmten 
Bankenlandschaft einzuschränken. Das ist wohl der 
eigentliche Zweck. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Herr Kollege Kreile hatte in einem Artikel 
meinen Appell zu einer friedenstiftenden Lösung 
aufgenommen. Die jetzt vorgesehene Lösung ist 
keine friedenstiftende. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Der erste Verfassungsrechtsstreit ist angekündigt. 

Beherzigen Sie, meine Damen und Herren von 
der Koalition, deshalb das bessere Lösungsangebot, 
das nachher mein Kollege Günter Schlatter hier 
darstellen und begründen wird. 

(Beifall bei der SPD) 
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Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Solms. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt der Spar

-

kassen-Killer!) 

Dr. Solms (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Rapp, ich 
glaube, die Aufregung, mit der Sie Ihre Rede abge-
schlossen haben, 

(Urbaniak [SPD]: Das ist unerhört!) 

entspricht nicht dem Ergebnis dieser Gesetzesbera-
tung. Ich glaube, wir können alle mit diesem Gesetz 
leben. Wenn Sie schon von Herumfummeln reden: 
Der Vorschlag, den Haftungszuschlag einzuführen, 
einen Zuschlag für die Gewährträgerhaftung der 
Gemeinden, für die dann der Steuerzahler eintreten 
muß, ist ein Herumfummeln, nicht aber der Vor-
schlag, das Genußscheinkapital einzuführen, das 
voll eingezahlt und dauerhaft verfügbar sein muß. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Das darf doch nicht 

wahr sein!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
KWG-Novelle ist eines der wirtschafts- und finanz-
politisch bedeutsamsten Gesetzesvorhaben dieser 
Legislaturperiode, obwohl die sich eigentlich nur in 
Fachkreisen diskutieren läßt. 

Das Kreditwesengesetz ist das Grundgesetz der 
Kreditwirtschaft. Es hat große ordnungspolitische 
Bedeutung. Ein geordnetes Kreditwesen ist eine 
entscheidende Voraussetzung für eine funktionsfä-
hige Marktwirtschaft. Bürger und Wirtschaft müs-
sen Vertrauen in die Solidität und in die Sicherheit 
des Bankenapparates haben. Die Novelle war in er-
ster Linie wegen des gestiegenen Risikos des Kre-
ditgeschäfts im In- und Ausland notwendig. Insbe-
sondere die Risiken, die die Auslandstöchter der 
Kreditinstitute bei der Finanzierung der Exportge-
schäfte aufgebaut haben, galt es durch eine Geset-
zesnovelle einzufangen. Die FDP kann für sich in 
Anspruch nehmen, durch ihr Grundsatzpapier zum 
Kreditwesengesetz vom Herbst 1983 die aktuelle 
Diskussion um die KWG-Novelle entscheidend mit

-

geprägt zu haben. 

(Beifall bei der FDP) 

Nach langem Ringen ist jetzt eine Gesetzesvorlage 
zustande gekommen, die als eine vernünftige 
marktwirtschaftliche Lösung betrachtet werden 
kann. 

Das zentrale Anliegen der Novelle ist die Anpas-
sung der gesetzlichen Regelungen für die Banken-
aufsicht an die gestiegenen Risiken, insbesondere 
im internationalen Bereich. Die Verschuldung vie-
ler Entwicklungsländer ist dramatisch gewachsen. 
Die Verschuldung der Entwicklungsländer steht 
heute mit rund 830 Milliarden Dollar zu Buche. 
Dazu kommt noch die Verschuldung der Staatshan-
delsländer. Die deutschen Banken, die deutsche 
Kreditwirtschaft sind mit einem Volumen von etwa 
110 Milliarden DM, was die Verschuldung der Ent-
wicklungsländer und der Staatshandelsländer ge-
meinsam angeht, betroffen. 

Wir werden in den nächsten Jahren darauf ach-
ten müssen, daß diese Verschuldungsprobleme, die 
bis heute in keiner Weise gelöst sind, nicht drama-
tisch auf unsere Finanzwirtschaft zurückschlagen 
und auch bei uns unvorhersehbare Konsequenzen 
auslösen. 

Beachtliche Risiken bestehen für die Banken na-
türlich auch im Inland. Die zahlreichen Konkurse 
der vergangenen Jahre sprechen eine deutliche 
Sprache. Auch in diesem Jahr haben wir wieder 
rund 12 000 Konkurse zu erwarten. 

(Urbaniak [SPD]: 17 000, die höchste Zahl, 
die es jemals gegeben hat! Nur wegen Ih

-

rer Politik!) 

— Ich habe mich hier auf den Verein Creditreform 
berufen. 

(Dr. Weng [FDP]: Die SPD hätte gern 
mehr!) 

In der gegenwärtigen Aufschwungphase kann aller-
dings eine weit größere Zahl an Unternehmens-
gründungen registriert werden. Auch dafür zeich-
nen wir verantwortlich. 

(Zuruf von der SPD: Und für die Kon

-

kurse?) 

Ein Zeichen der Zuversicht ist es, daß eben so viele 
Bürger bereit sind, Unternehmen zu gründen und 
mit Tatkraft und Risikobereitschaft ihre Erspar-
nisse einzusetzen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Tatsache ist natürlich, daß in Gründungsjahren das 
Risiko für neue, junge Unternehmen besonders 
hoch ist. Dieses Risiko muß die Bankwirtschaft 
eben auch tragen. Deswegen war es vordringlich, 
die Regeln für die Kreditvergabe strenger zu fas-
sen. Die Einführung des Konsolidierungsverfah-
rens faßt das gesamte Eigenkapital eines Bankkon-
zerns zusammen. Der Grundsatz 1, nach dem die 
Kredite das Achtzehnfache des Eigenkapitals nicht 
übersteigen dürfen, gilt in Zukunft für alle Bank-
konzerne einschließlich der Auslandstöchter. Eine 
Bildung von Kreditpyramiden wird durch das Ge-
setz eingefangen. Das Konsolidierungsverfahren, 
das nach einem Übergangszeitraum von sechs Jah-
ren voll greifen wird, soll diese Risiken begrenzen. 
Wir haben erreicht, daß diese Übergangszeit um ein 
Jahr auf sechs Jahre verlängert wurde, weil wir das 
Problem sehen, daß auch die deutsche Kreditwirt-
schaft bei der Bereinigung der internationalen Ver-
schuldungsproblematik herausgefordert ist, daß sie 
also gleichzeitig ihre Institute mit Eigenkapital bes-
ser ausstatten muß, aber zusätzliche Kredite mit 
hohem Risiko an Entwicklungsländer herausgeben 
muß, um einen Zusammenbruch der internationa-
len Finanzwirtschaft nicht zu riskieren. Deshalb ist 
in der Zukunft darauf zu achten, ob dieser sechsjäh-
rige Übergangszeitraum ausreichend ist. 

In der Fachwelt herrscht Einigkeit darüber, daß 
die Bankenaufsicht nach Einführung des Konsoli-
dierungsverfahrens über ein angemessenes Instru-
mentarium verfügen wird. Die Vertreter der GRÜ-
NEN haben in dieser Diskussion wieder einmal den 
Vogel abgeschossen. Ich zitiere die Kollegin Frau 
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Beck-Oberdorf aus der ersten Lesung: „Wir fordern 
eine drastische Verschärfung der Bankenaufsicht, 
um die zerstörerische Macht der bundesdeutschen 
Geschäftsbanken in den Griff zu bekommen." Da 
muß man doch fragen: Was war die zerstörerische 
Macht der deutschen Banken beispielsweise bei der 
Rettung und Sanierung des AEG-Konzerns? Erkun-
digen Sie sich bei den Arbeitnehmern des AEG

-

Konzerns — dies nur als ein Beispiel —, ob sie 
darin die zerstörerische Macht der Banken wieder-
erkannt haben. 

(Urbaniak [SPD]: Bei einer Milliarde DM 
Bürgschaft des Bundes!) 

Die Banken haben gerade in den letzten Jahren 
ein hohes Verantwortungsbewußtsein bewiesen. Sie 
haben zahlreiche Unternehmen vor dem Konkurs 
gerettet, oft unter Verlust erheblicher eigener Mit-
tel. Die FDP weist daher die Forderung der SPD 
nach Beschränkung des Anteilbesitzes der Banken, 
wie sie in dem Entschließungsantrag vorgebracht 
wird, an Industrie- und Handelsunternehmen zu-
rück. Wir werden diesen Entschließungsantrag ab-
lehnen. Mißbräuche des Anteilbesitzes an Indu-
strie- und Handelsunternehmen können den Ban-
ken nicht vorgeworfen werden. 

(Zuruf des Abg. Schlatter [SPD]) 

— Herr Kollege Schlatter, Sie könnten vielleicht 
nachher Beispiele für die Notwendigkeit Ihres Ent-
schließungsantrages vorbringen. — Ganz im Gegen-
teil, ohne die schnelle Hilfe der Banken — oft ver-
bunden mit der zeitweisen Übernahme von Ge-
schäftsanteilen — wäre so manche Rettungsaktion 
zum Scheitern verurteilt gewesen. 

Die Problematik des Wettbewerbs zwischen den 
einzelnen Institutsgruppen ist unserer Meinung 
nach zufriedenstellend gelöst — im Gegensatz zu 
den Ausführungen von Herrn Rapp. Die Forderung 
der SPD nach Einführung eines fiktiven Eigenkapi-
talzuschlags zugunsten der Sparkassen wurde aus 
guten Gründen nicht realisiert. Die SPD hat hierzu 
heute noch einen Änderungsantrag eingebracht, 
den wir ablehnen werden. Ein Haftungszuschlag 
würde den Kreditspielraum der Sparkassen ohne 
Zuführung echten Eigenkapitals erweitern — mit 
dem Argument, hinter den Sparkassen stünden die 
Gemeinden und letztlich der Steuerzahler. Dies 
wäre ordnungspolitisch unvertretbar und wider-
spräche dem zentralen Ziel der KWG-Novelle, die 
Eigenkapitalbasis der Kreditinstitute zu verbrei-
tern. Es wäre auch unvertretbar, weil die Gemein-
den ja heute permanent über eine zu schlechte Aus-
stattung mit Finanzen klagen. 

(Zuruf von der SPD: Da hätten Sie einmal 
die Große Anfrage lesen sollen!) 

— Dazu habe ich gesprochen. — Wenn die SPD 
hierzu namentliche Abstimmung verlangt, ist dies 
nur als Vorbote des kommenden Wahlkampfes in 
Hessen und Nordrhein-Westfalen zu sehen. Die 
SPD ist nämlich in diesem Fall als Erfüllungsgehil-
fin des Städtetags tätig, 

(Lachen bei der SPD)  

der per Fernschreiben gestern namentliche Abstim-
mung gefordert hat. Heute bekommen wir das auf 
den Tisch. 

(Zuruf des Abg. Schlatter [SPD]) 

— Aber das Fernschreiben ist auch bei uns ange-
kommen. 

(Schlatter [SPD]: Das ist ein Hammer!) 

Wir haben in diesem Gesetz das Genußscheinka-
pital für alle Bankengruppen eingeführt. Das Ge-
nußscheinkapital entspricht den Kriterien für Ei-
genkapital. Es ist voll eingezahlt, ist auf Dauer ver-
fügbar und nimmt an Verlusten teil. Damit haben 
alle Bankengruppen die Möglichkeit, über die Be-
schaffung von Eigenkapital hinaus durch Genuß-
scheinkapital ihre Kapitalausstattung zu verbes-
sern. 

Beim Haftsummenzuschlag der Genossenschaf-
ten sollte die Opposition anerkennen, daß dieser 
Zuschlag in einer Übergangszeit von zehn Jahren 
von 50 auf 25% abgebaut wird. Der Herr Kollege 
Rapp, der ja bekanntlich einer der besten Experten 
in diesem Hause für den Bereich der Kreditwirt-
schaft ist, hat in der ersten Lesung eingeräumt, daß 
man in der Frage „Haftungszuschlag für Sparkas-
sen — Haftsummenzuschlag für die Kreditgenos-
senschaften" zu unterschiedlichen Wertungen kom-
men kann. Er hat ausgeführt — ich zitiere wört-
lich —: 

... sicher ist: Die Relation von 50 :0 ist nicht 
sachgerecht, nicht wettbewerbsgerecht, und sie 
ist eine Quelle ständigen Streits ... Es muß 
eine friedenstiftende Lösung gefunden wer-
den. 

Die jetzt angekündigte Halbierung des Haftsum-
menzuschlags, die die Relation von 50 : 0 auf 25 : 0 
bringt, ist nach unserer Meinung friedenstiftend. 
Der Änderungsantrag der SPD ist deshalb nicht be-
gründet. 

Es kann auch nicht angeführt werden, zu dem 
25%igen Haftsummenzuschlag könnten die Genos-
senschaften 25% Genußscheinkapital aufnehmen, 
und so wäre die alte Relation wiederhergestellt. Die 
anderen Bankengruppen haben ja die Möglichkeit, 
selber durch Genußscheinkapital ihre Eigenkapital-
basis zu verbessern und damit diesen Unterschied 
zu reduzieren. 

(Gattermann [FDP]: Das wollen die Herren 
Kommunalpolitiker nicht!) 

Der von Herrn Geiger vom Sparkassen- und Gi-
roverband angedrohten Verfassungsklage sehen 
wir mit Zuversicht entgegen. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir haben sogar eigentlich Zweifel, ob diese Klage 
überhaupt erhoben werden wird. Auch die Opposi-
tion kann die Unterschiede zwischen Genossen-
schaften und Sparkassen nicht wegdiskutieren. Es 
ist eben ein Unterschied, ob ein Bürger freiwillig 
Mitglied einer Genossenschaftsbank wird und frei-
willig eine Nachschußverpflichtung durch Vertrags-
unterzeichnung auf sich nimmt 

(Zuruf des Abg. Lennartz [SPD]) 
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oder ob der Bürger durch Geburt in einer Gemeinde 
in die Haftung für die Sparkasse als Steuerzahler 
quasi hineingeboren wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das ist ein qualitativer Unterschied. Den muß man 
dann eben auch berücksichtigen. 

Die Drohung mit der Verfassungsklage ist auch 
deswegen nicht überzeugend, weil die früher beste-
hende Ermächtigung für einen Haftungszuschlag 
zugunsten der Sparkassen bereits 1961 abgeschafft 
wurde. Wenn damals keine Verfassungsklage not-
wendig erschien, als die Relation noch 50 : 0 war, ist 
sie heute, da sich diese Relation j a verbessert hat, 
erst recht nicht notwendig. Das läßt sich dann wirk-
lich nur noch an den Haaren herbeigezogen begrün-
den. 

(Schily [GRÜNE]: Das Bundesverfassungs

-

gericht hat schon genug zu tun!) 

— Das stimmt, Herr Kollege Schily. Das Bundesver-
fassungsgericht ist sowieso mit Klagen überlastet. 

(Schily [GRÜNE]: Aber durch das Verhal

-

ten der Bundesregierung!) 

Abschließend: Die FDP-Fraktion stimmt dem 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über das Kreditwesen zu. Wir halten die-
sen Gesetzentwurf für abgerundet, ausdiskutiert, 
akzeptabel für alle Bankengruppen und alle Betei-
ligten. Wir glauben, daß den Interessen der Bundes-
bank und der Bankenaufsicht in ausreichendem 
Maße Rechnung getragen ist, nämlich die neuen 
hohen Risiken besonders im Auslandsgeschäft ein-
zufangen. Wir glauben, daß dies auch für alle Frak-
tionen in diesem Hohen Haus akzeptabel ist. Wir 
meinen deshalb, daß die Diskussion über das Kre-
ditwesengesetz abgeschlossen sein sollte und nun-
mehr Ruhe und Vertrauen einkehren sollten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Kriszan. 

Krizsan (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Seit vielen Jahren ist es ein offenes 
Geheimnis, daß die bundesdeutschen Universal-
banken durch vielfältige Einflußmöglichkeiten 
enorme Macht in der Volkswirtschaft ausüben und 
damit auch ein gesellschaftlicher Machtfaktor er-
ster Ordnung sind. Herr Solms, Sie haben das Bei-
spiel AEG angesprochen. Sie hätten dann bitte auch 
erzählen sollen, wieviel Bankenvertreter dort im 
Aufsichtsrat sitzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Bei der ungezügelten Forcierung des Wirtschafts-
wachstums, bei der Vernichtung der natürlichen Le-
bensgrundlagen durch Industrie- und Energiewirt-
schaft, beim Anstieg der Massenarbeitslosigkeit 
und der neuen Armut spielen die großen Privatban-
ken eine zentrale Rolle. Nach einer Aufstellung der 
Arbeitsgruppe „Alternative Wirtschaftspolitik" war 
allein die Deutsche Bank im Jahre 1981 in den Auf-
sichtsräten von 18 der 25 größten Industrieunter-

nehmen vertreten, davon in sechs Fällen mit Auf-
sichtsratsvorsitzenden. Die Dresdner Bank brachte 
es immerhin auf 12 und die Commerzbank auf sie-
ben Sitze in denselben Unternehmen. 

Über ihren umfangreichen Beteiligungsbesitz 
üben die Großbanken direkten Einfluß auf die Ge-
schäftspolitik der führenden bundesdeutschen Un-
ternehmen in Industrie, Handel und im Dienstlei-
stungssektor aus. So hat die bereits erwähnte Ar-
beitsgruppe „Alternative Wirtschaftspolitik" festge-
stellt, daß die drei eben genannten Großbanken 
1981 an 32 Unternehmen aus dem Kreis der 200 
größten Industrie-, der 50 größten Handels- und der 
20 größten Dienstleistungsunternehmen beteiligt 
waren. Die gesetzlichen Regelungen zum Depot-
stimmrecht ermöglichen den Geschäftsbanken zu-
sätzlich eine enorme Machtausweitung. 

In der Bundesrepublik befindet sich, von Schwan-
kungen abgesehen, rund die Hälfte aller inländi-
schen Aktien in den Depots der Banken. Zusammen 
mit ihren Eigenbeständen werden dadurch beinahe 
60 % des Aktienkapitals von den Banken vertreten. 

Das sind die Tatsachen, meine Damen und Her-
ren, über die gesamtwirtschaftliche und damit auch 
— wie wir alle wissen und in den letzten Monaten 
immer wieder feststellen konnten — die politische 
Macht der Banken. Aber mit keinem Wort geht die 
vor uns liegende Novelle auf diese Tatbestände 
ein. 

Wir GRÜNEN lehnen die vorliegende Novelle 
zum Kreditwesengesetz aus grundsätzlichen Erwä-
gungen entschieden ab. Die kosmetischen Änderun-
gen dieses Entwurfs, z. B. bei der bankenaufsichtli-
chen Konsolidierung von Mutter- und Tochterinsti-
tuten sowie beim Kreditnehmerbegriff, können 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß die wesentli-
chen Fragen der staatlichen Kontrolle des Banken-
sektors ohne Ausnahme ausgeklammert worden 
sind. Dies entspricht — wer hätte es anders erwar-
tet? — dem Staatsverständnis der regierungstra-
genden Parteien, die einen Nachtwächterstaat wol-
len. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen bei 
der CDU/CSU und der FDP) 

Die kritische Auseinandersetzung mit wirtschaftli-
cher Macht ist ein Tabu. — Da lacht zwar der Herr 
Stoltenberg, aber zur kritischen Auseinanderset-
zung mit wirtschaftlicher Macht hätte ich von Ih-
nen auch gern einmal ein Wort gehört. — Regulie-
rungsbedarf besteht nicht, denn eine politische 
Kontrolle und Steuerung der Machtausübung 
scheut diese Bundesregierung wie der Teufel das 
Weihwasser. 

Meine Fraktion, DIE GRÜNEN, hat bei der Anhö-
rung des Finanzausschusses eine Reihe von Fragen 
zur Machtzusammenballung im Bankensektor an 
die Sachverständigen gestellt. Übereinstimmender 
Tenor der Stellungnahmen von Wirtschafts- und 
Bankenverbänden, aber auch von der Deutschen 
Bundesbank war, daß es hier doch gar keine Pro-
bleme gebe. So antwortete der Bundesverband der 
Deutschen Banken z. B. — ich zitiere —: 
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sogar in Anführungszeichen, als ob es sich hier um 
das Phantasieprodukt einiger Uninformierter han-
delt — im Bankensektor liegt nicht vor. 

Ganz anders dagegen der Deutsche Gewerk-
schaftsbund. Er beklagt, daß der vorliegende Ent-
wurf ein Torso sei, weil wichtige bankpolitische 
Fragen zur Macht der Banken ausgeklammert blie-
ben. Wir GRÜNEN haben es sehr bedauert, daß der 
DGB nur eine kurze schriftliche Stellungnahme ab-
gegeben hat, aber kein Vertreter zur Anhörung des 
Finanzausschusses geschickt wurde, wo genau 
diese Fragen von den etablierten Parteien abgebü-
gelt wurden. 

Damit komme ich zur Rolle der SPD. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

Wir begrüßen die späte Initiative der SPD, die Vor-
schläge der Bankenstrukturkommission jetzt nach-
träglich in die Debatte zu bringen. Warum aber hat 
die SPD, so frage ich mich und auch die anwesen-
den Herren, diese Punkte nicht in ihrem Fragenka-
talog zur Anhörung aufgegriffen? Warum hat die 
SPD — zusammen mit der CDU/CSU und der FDP 
— bei der Anhörung gegen den Antrag der GRÜ-
NEN gestimmt, daß sich der Finanzausschuß zu-
nächst ausführlich mit den Lücken und Versäum-
nissen der Novelle, vor allem in bezug auf die 
Machtzusammenballung, beschäftigt? Das können 
Sie, meine Damen und Herren, im Protokoll der 
Anhörung alles im einzelnen nachlesen. Insgesamt 
sehen wir GRÜNEN in den Vorschlägen der SPD 
einen Schritt in die richtige Richtung, 

(Zuruf von der SPD: Donnerwetter!) 

der aber bei weitem nicht ausreicht, um die ange-
sprochenen Probleme in ihrem Kern anzugehen. 

(Catenhusen [SPD]: Das sagen Sie immer! 
— Schily [GRÜNE]: Meistens stimmt es 

auch!) 

Jetzt zur Eigenkapitalregelung: Die GRÜNEN ha-
ben in den Beratungen des Finanzausschusses ei-
nen Änderungsantrag eingebracht, der eine Gleich-
stellung der Sparkassen mit den Genossenschafts-
banken durch einen Haftungszuschlag von 25% vor-
sieht. Dabei haben wir aber — im Gegensatz zur 
SPD — keine generelle Anrechnung nachrangiger 
Verbindlichkeiten und der Einlagen stiller Gesell-
schafter ohne Verlustteilnahme für den gesamten 
Kreditsektor vorgesehen. Denn wir wollen nicht, 
wie die SPD das offenbar anstrebt, allen Banken-
gruppen eine generelle Ausweitung ihrer Eigenka-
pitalbasis zugestehen, sondern wir wollen ganz ge-
zielt den öffentlich-rechtlichen Sektor stärken. Die 
Sparkassen haben im bundesdeutschen Kreditge-
werbe einen ganz besonderen Platz und einen ganz 
besonderen Auftrag. Diese in die kommunale Ver-
antwortung eingebundenen Kreditinstitute bieten 
die Chance einer Geschäftspolitik nach sozialen 
und ökologischen Kriterien, wobei nicht das Ge-
winnstreben an erster Stelle steht, sondern lokale 
Bedürfnisse und Gegebenheiten ernstgenommen 
werden. 

Wir GRÜNEN lehnen deshalb die Anerkennung 
des Genußrechtskapitals bis zur Höhe von 25% des 
Eigenkapitals für alle Kreditinstitute entschieden 
ab. Dies ist eindeutig und unmißverständlich der 
Einstieg in die Privatisierung der öffentlich-rechtli-
chen Kreditinstitute, wie das auch Oberbürgermei-
ster Rommel aus Stuttgart in der Anhörung deut-
lich kundgetan hat. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Die Einführung des Genußrechtskapitals erhöht au-
ßerdem noch den Druck zur Gewinnerzielung auf 
die Sparkassen, die damit immer mehr von ihrem 
öffentlich-rechtlichen Auftrag entfernt werden. 

Schritt für Schritt soll der Handlungsspielraum 
der Sparkassen eingeschränkt werden, bis ihnen 
schließlich der Atem ganz abgeschnürt werden 
kann. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Das ist die Realität der Politik dieser Bundesregie-
rung gegenüber den Kommunen — allen wohlfeilen 
Beteuerungen zum Trotz. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD — 
Schily [GRÜNE]: Die wollen, glaube ich, 

eine andere Republik!) 

Die GRÜNEN treten demgegenüber dafür ein, die 
Kompetenzen der kommunalen Gebietskörper-
schaften zu stärken. Dazu zählen unverzichtbar die 
Sicherung und Verbesserung der Existenzbedin-
gungen für die Sparkassen. Allerdings erwarten wir 
GRÜNEN dann auch, daß die Sparkassen ihre öf-
fentlich-rechtliche Rolle uneingeschränkt wahrneh-
men und im Interesse der Öffentlichkeit und ihrer 
eigenen Beschäftigten als Marktführer in Erschei-
nung treten. Das fängt bei Arbeitsbedingungen, Ar-
beitsplatzsicherheit und der Bereitstellung von ge-
nügend Ausbildungsplätzen an und umfaßt die vor-
urteilslose und risikobereite Kreditversorgung für 
alternative und ökologische Betriebe und Projekte. 

Grundsätzlich erwarten wir von den Sparkassen, 
daß sie sich in ihrer Kreditvergabe von sozialen 
und ökologischen Kriterien leiten lassen und keine 
Finanzmittel für Vorhaben zur Verfügung stellen, 
die zur Zerstörung von Umwelt und Natur beitra-
gen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die enormen Gewinnspannen der Sparkassen in 
den letzten Jahren weisen darauf hin, daß hier er-
hebliche Spielräume für die Erhöhung der Zinsen 
für kleine Sparguthaben und die Senkung der Kre-
ditkosten für sozial und ökologisch wünschens-
werte Finanzierungsanträge vorhanden sind. 

(Schily [GRÜNE]: Sehr wahr!) 

Schönen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. von Wartenberg. 

Dr. von Wartenberg (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn 
ich manche der Stellungnahmen der Opposition zur 
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KWG-Novelle lese oder vielleicht auch einige der 
Briefe heranziehe, die wir alle noch in den letzten 
Tagen bekommen haben, habe ich manchmal den 
Eindruck, als ob der Ernst der Lage sowie Sinn und 
Inhalt dieses Gesetzes nicht begriffen wurden. 

(Zurufe von der SPD) 

Herr Solms hat mit Recht auf den internationa-
len Aspekt dieses Bemühens um Konsolidierung 
hingewiesen und dargestellt, daß es eben das Gebot 
der Stunde ist, den Eigenkapitalbegriff zu stärken, 
anstatt ihn durch die Anerkennung von Eigenkapi-
talsurrogaten zu verwässern. Der Gesetzgeber hätte 
seine Aufgabe einfach nicht erfüllt, wenn er diesen 
Wünschen nachgegeben hätte. 

Ich glaube auch, meine Damen und Herren, daß 
den Sparkassen ein schlechter Dienst erwiesen 
worden wäre. Es hätte j a heißen können: Die Spar-
kassen benötigen im Wettbewerb eine Eigenkapi-
talhilfe, um bestehen zu können, so wie dies ur-
sprünglich im Jahre 1934 für die Genossenschaften 
gegolten hat. 

Ich glaube ferner, daß das internationale Anse-
hen der deutschen Kreditwirtschaft nicht gerade 
rühmlich unterstrichen worden wäre. Im Ausland 
wäre die massive Erhöhung der Kreditobergrenzen 
mit Sicherheit als Hilfestellung für die vielleicht im 
Auslandsengagement leidende deutsche Kreditwirt-
schaft diskutiert worden. In einer Zeit, da die ameri-
kanische Bankenaufsicht einzelne Institute zur 
Heraufsetzung ihres echten Eigenkapitals zwingt, 
hätten wir mit einem Federstrich Kunsteigenkapi-
tal geschaffen. Immerhin hätte ein 20 %iger Haft-
summenzuschlag eine Heraufsetzung der Kredit-
obergrenze nach dem Grundsatz I vom 18fachen auf 
das 22fache bedeutet. Ohne daß auch nur ein Pfen-
nig gezahlt worden wäre, wäre Kapital geschaffen 
worden. 

In meinen Augen benötigen die Sparkassen Gott 
sei Dank auch keine Eigenkapitalkrücke. Ihre Er-
tragslage ist befriedigend; 

(Dr. Köhler [Duisburg] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

dies auch dank der in vielen Gemeinden vernünftig 
betriebenen Kommunalpolitik und der Ausstattung 
und Hilfe für ihre eigenen Kreditinstitute. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die neu geschaffene Möglichkeit, Genußrechte 
auszugeben, ermöglicht ihnen zusammen mit stil-
len Einlagen der Sparkassenförderungsgesellschaf-
ten die wünschenswerte Verbreiterung ihrer Eigen-
kapitalbasis. Die vielen Sparkassen, die den Grund-
satz I nicht ausnutzen, können Genußrechte an jene 
geben, die bereits an die Grenze gestoßen sind. Hier 
liegen die Chance und die Aufgabe für die Sparkas-
senorganisation, ein Eigenkapital-Clearingsystem 
aufzubauen. 

Wer angesichts der letzten Briefe, die er bekom-
men hat, meint, daß das gesamte Lager so festge-
fügt und im Eifer des Gefechts vielleicht auch etwas 
emotional gegen den Vorschlag ist, der verkennt, 
daß auch in der Sparkassenorganisation durchaus 
unterschiedliche Argumente vorgebracht werden. 

Ich darf zitieren, was der Präsident des niedersäch-
sischen Sparkassenverbandes gestern auf der zu-
ständigen Verbandsveranstaltung in Hannover aus-
geführt hat: 

Die Nichtanerkennung des Haftungszuschlags 
für die Sparkassen ist bedauernswert. Die Zu-
lassung von Genußscheinkapital als Ausgleich 
dafür ist jedoch unter den gegebenen Umstän-
den eine Konstruktion, mit der unsere größten 
Probleme gelöst werden können. 

Er führt weiter aus: 

Denn da die öffentlich-rechtlichen Kreditinsti-
tute bisher die einzige Gruppe in der Kredit-
wirtschaft sind, die — von der Ausstattung 
durch den Gewährträger abgesehen — kein Ei-
genkapital im Sinne des KWG einwerben kön-
nen, sind sie allein aus dieser Tatsache die 
Hauptnutznießer dieser Neuregelung. 

Auch das ist eine Stellungnahme einer wesentli-
chen Persönlichkeit der Sparkassenorganisation. 

(Kühbacher [SPD]: Und CDU-Mitglied!) 

Das Genußrechtskapital, das nun eingeführt wur-
de, ist kein Surrogat, sondern erfüllt alle Vorausset-
zungen, die an bankaufsichtlich anerkanntes Eigen-
kapital zu stellen sind, so wie sie auch von der Stu-
dienkommission selbst erarbeitet wurden. Es ist 
tatsächlich eingezahlt, nimmt bis zur vollen Höhe 
am Verlust teil, ist erst nach Befriedigung aller an-
deren Gläubiger zurückzuzahlen und steht dauer-
haft zur Verfügung. 

Das Genußrechtskapital ist wettbewerbsneutral, 
indem es alle Institutsgruppen unabhängig von ih-
rer Rechtsform aufnehmen können. Es gewährt nur 
schuldrechtliche Ansprüche, hingegen keine Mit-
wirkungsrechte. Es greift somit auch nicht in be-
währte öffentlich-rechtliche oder genossenschaftli-
che Strukturen ein. Die Befürchtung insbesondere 
der kommunalen Spitzenverbände ist also aus der 
Luft gegriffen. 

(Schlatter [SPD]: Na!) 

Das Genußrechtskapital ist kapitalmarktpolitisch 
unbedenklich. Es ist eben wegen der fehlenden Mit-
wirkungsrechte, wegen der fehlenden Bezugsrechte 
keine Konkurrenz zur Aktie. Die Deutsche Bundes-
bank hat das in ihrer Stellungnahme zur KWG-
Novelle ausdrücklich bestätigt. 

Die Zulassung dieses Genußrechtskapitals über 
den Regierungsentwurf hinaus ist ein großer Erfolg 
meiner Fraktion, weil damit allen Institutsgruppen 
eine Verbreiterung ihrer Eigenkapitalbasis in ord-
nungspolitisch und bankaufsichtlich völlig unbe-
denklicher Weise ermöglicht wird. Kein Institut 
wird also gezwungen sein, in Anpassung an die ver-
schärften Vorschriften der KWG-Novelle seine Kre-
dite zurückzuführen. Während der Übergangszeit, 
die ja von fünf auf sechs Jahre verlängert wurde, 
kann nötigenfalls durch die Ausgabe von Genuß-
rechtskapital das Eigenkapital aufgestockt werden. 
Deshalb werden wir den Antrag von der SPD ableh-
nen. 
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Wir lehnen aber auch Ihren Entschließungsan-

trag ab, der einen Aufschluß gibt über die Ansicht 
der SPD zur Rolle der staatlichen Aufsicht über 
Wirtschaftsunternehmen. Mit Ihrem Entschlie-
ßungsantrag erweisen Sie der gesamten deutschen 
Kreditwirtschaft einen schlechten Dienst. 

(Schlatter [SPD]: Das ist doch ein Witz!) 

Unbestreitbar gibt es weite Felder, die regelungs-
fähig sind. Wir legen aber einen anderen Maßstab 
an. Nur was der Gesetzgeber unbedingt regeln muß, 
soll Gesetz werden. Wir glauben nicht daran, daß 
möglichst viele Regelungen schon einen Wert in 
sich haben. Wir wollen nur Rahmenbedingungen 
setzen und, wenn nötig, bei erkannten Mißbräuchen 
rasch und entschieden Abhilfe schaffen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

nicht aber schon im voraus jedermann schlechte 
Absicht unterstellen oder mit unserer Gesetzge-
bung gewissen Gefühlen des Unbehagens in Teilen 
der öffentlichen Meinung Rechnung tragen. Um es 
ganz klar zu sagen — auch an Herrn Krizsan —: 
Wenn es bei vagen Verdachtsäußerungen bleibt, 
wenn die Macht der Banken nur nebulös beschwo-
ren wird, werden wir der Bundesregierung abraten, 
tätig zu werden. Über die Macht der Banken — es 
handelt sich um rund 4 500 selbständige Institute — 
kann man trefflich spekulieren. 

Wir werden diesen Antrag ablehnen, 

(Krizsan [GRÜNE]: Werden Sie konkre

-

ter!) 

weil wir es nicht als sinnvoll erachten, mit der An-
kündigung eines neuen Gesetzes die nun unbedingt 
notwendige Ruhe, die wir im deutschen Kreditwe-
sen benötigen, wieder abzuschaffen. Die deutsche 
Kreditwirtschaft braucht verläßliche, auf Dauer an-
gelegte Rahmenbedingungen. Diese haben wir mit 
der vorliegenden KWG-Novelle geschaffen. Deshalb 
halten wir den Entschließungsantrag der SPD für 
schädlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir ab-
schließend, Sie aufzufordern, diesem Gesetz zuzu-
stimmen. Aber erlauben Sie mir auch, eine persönli-
che Anmerkung zu machen. Ich bin seit acht Jahren 
Abgeordneter und habe noch niemals ein Gesetzes-
werk erlebt, welches so intensiv — über zwei Legis-
laturperioden hinweg — beraten wurde. Insoweit 
möchte ich nicht nur denen danken, die vom Mini-
sterium ihren Sachverstand zur Verfügung gestellt 
haben, um über diese beiden Legislaturperioden 
hinweg unterschiedliche Bundesregierungen zu be-
raten, sondern ich möchte mich auch bei denen be-
danken, die von seiten der Verbände ihre Arbeit 
positiv dargestellt haben und jederzeit unseren Kol-
legen zu einer Sachauskunft zur Verfügung stan-
den. Bei einer derartig schwierigen Gesetzesmate-
rie zeigt sich, daß es sinnvoll ist, Gesprächspartner 
auf allen Seiten zu haben. 

Ich bitte Sie, diesem Gesetzentwurf zuzustim-
me n.  

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Schlatter. 

Schlatter (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich will zunächst ein Wort an den Kol-
legen Solms von der FDP richten. Herr Solms, ich 
schätze ja die klare und präzise Art, wie Sie Stand-
punkte — Ihre eigenen und die der FDP — vortra-
gen. Aber in dem Zusammenhang, den Sie heute 
ausgewählt haben, um Ihren Standpunkt klarzuma-
chen, sehe ich einmal mehr einen Beleg dafür, daß 
Sie zum kommunal verfaßten Sparkassenwesen 
aber auch überhaupt keine Beziehung haben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Es ist in den Beratungen über die KWG-Novelle 
deutlich geworden, daß es Ihnen an Kenntnis oder 
Einsichtsfähigkeit mangelt, wenn es um die Anlie-
gen der Kommunen und des Sparkassenwesens 
geht. Ich muß Ihnen mit auf den Weg geben, daß 
nicht die hohe Bonner Warte, sondern die Kommu-
nalpolitik, um die es hier auch geht, der Ernstfall 
der Bürgernähe ist. Daß Sie das in der FDP nicht 
sehen oder nicht aufgreifen, belegt einmal mehr, 
daß Ihnen die Erfahrungen einer Volkspartei feh-
len, meine Damen und Herren. 

(Krizsan [GRÜNE]: Das liegt nicht in sei- 
nem Interesse!) 

Bevor ich auf die kommunalrechtlichen und kom-
munalwirtschaftlichen Aspekte der KWG-Novelle 
zurückkomme, will ich zunächst einmal folgendes 
festhalten. Der uns heute vorliegende Vorschlag zur 
Änderung des Gesetzes über das Kreditwesen ist 
leider nur eine Teilantwort auf die Grundsatzfragen 
der Kreditwirtschaft. Ich bedaure das sehr. Denn es 
hätte bei aller Eilbedürftigkeit zur Einführung ei-
nes bankenaufsichtlichen Konsolidierungsverfah-
rens Zeit genug gegeben, auch andere drängende 
strukturpolitische Fragen zu lösen, Fragen, zu de-
nen eine eingesetzte Studienkommission bereits 
1979 einen Bericht mit wichtigen Vorschlägen zur 
Begrenzung des Einflußbereiches der Banken vor-
gelegt hat. Insofern sind die Vorschläge, die wir als 
SPD-Fraktion dazu zu machen haben, Vorschläge, 
die schon seit langem dem Parlament und der Bun-
desregierung vorliegen und bis heute nicht aufge-
griffen worden sind. 

Ich will in diesem Zusammenhang eine Bemer

-

kung an den Kollegen Krizsan richten. Sie haben 
die SPD-Fraktion kritisiert, daß sie nicht rechtzeitig 
deutlich genug gemacht hat, daß sie auch diesen 
Teil, der bei der Lösung der Bankenproblematik 
wichtig ist, aufgegriffen hat. Herr Krizsan, ich stelle 
dazu fest: Sie haben zwar zu diesen Fragen hier und 
da geredet, wie die GRÜNEN j a überhaupt gerne 
über Probleme reden. Aber die SPD hat zu diesen 
Fragen Lösungen vorgeschlagen und Anträge vor-
bereitet, über die Sie heute mit abstimmen können. 
Insofern muß ich Ihre Kritik in diesem Punkt zu-
rückweisen. 

(Beifall bei der SPD) 

Bei den Kreditinstituten, zu denen wir Lösungs-
vorschläge einbringen, z. B. zu der Frage, wie Ein-
flußmöglichkeiten der Banken begrenzt werden 



Deutscher Bundestag — 10.Wahlperiode — 108. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 6. Dezember 1984 	8091 

Schlatter 
können, haben wir das Problem, daß verschiedene 
Einflußmöglichkeiten kumulieren und daß jede ein-
zelne dieser Einflußmöglichkeiten an sich schon ein 
Faktor ist, der erheblichen Einfluß gewährleistet. 
Ich nenne z. B. den Einfluß aus Kreditbeziehungen 
auf Unternehmen, den Einfluß aus Anteilsbesitz, 
aus Vollmachtsstimmrechten, aus der Ausübung 
von Aufsichtsratsmandaten durch Bankenvertreter. 
In dem Entwurf zur Änderung des Kreditwesenge-
setzes aus dem Jahre 1981, der er noch von der sozi-
alliberalen Bundesregierung zu verantworten war, 
ist ein umfangreicher Änderungskatalog vorge-
schlagen worden. In dem heute vorliegenden Ent-
wurf wird nicht einmal mehr das Problem ange-
sprochen, geschweige denn werden Vorschläge un-
terbreitet, wie die Probleme in den Griff genommen 
werden können. Ich will nicht behaupten — das 
auch ein Wort an den Kollegen von Wartenberg —, 
daß es im Bankenbereich einen systematischen 
Einflußmißbrauch gibt. Trotzdem ist eine Begren-
zung der Einflüsse, über die ich gesprochen habe, 
ordnungspolitisch unverzichtbar. Die Ausklamme-
rung der strukturpolitischen Anregungen der soge-
nannten Geßler-Kommission bei der Vorlage, die 
uns heute beschäftigt, bestätigt den Verdacht, daß 
bei der Regierungsmehrheit der politische Wille zur 
Neuregelung der ordnungspolitischen Fragen fehlt. 

Die SPD-Fraktion wird hier für Klarheit sorgen. 
Sie fordert in einem Entschließungsantrag die Bun-
desregierung auf, sich zu den Vorschlägen der Ban-
kenstrukturkommission zu erklären. Wir fragen: 
Wie hält die Bundesregierung es mit der Beschrän-
kung des Anteilsbesitzes von Banken an Nichtban-
ken? Hier will ich doch einmal daran erinnern, daß 
im Gegensatz zu der Behauptung des Sprechers der 
CDU-Fraktion dieses Thema doch auch schon in 
den Äußerungen des früheren Bundeswirtschafts-
ministers Graf Lambsdorff eine Rolle gespielt hat, 
der sogar gemeint hat, ordnungspolitisch sei es ge-
boten, den Anteilsbesitz an Nichtbanken, wenn ich 
mich richtig erinnere, sogar auf 10 % zu senken. 
Dies nun uns, der SPD-Fraktion, als einen Angriff 
auf Marktwirtschaft auszulegen, dazu bedarf es 
schon sehr viel Verdrängungspotential, muß ich 
feststellen. Das muß ich zurückweisen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir fordern in unserem Entschließungsantrag die 
Reform des Vollmachtstimmrechts und die Verbes-
serung der Publizitätsvorschriften. Wir fordern in 
Änderungsanträgen zusätzlich eine Begrenzung der 
Zahl von Aufsichtsratssitzen, die von einer Person 
wahrgenommen werden, die Stärkung der Befug-
nisse des Aufsichtsrates, eine Einschränkung des 
Vollmachtstimmrechts und eine verbesserte Publi-
zität, um mehr Transparenz in den Bankenunter-
nehmensbereich hineinzubekommen. Ich akzep-
tiere die Kritik — wenn sie dann dennoch laut wird 
— an unseren Vorschlägen, diese unsere dringlich-
sten Forderungen lösten die Einflußproblematik 
noch nicht. Sie weisen aber die Richtung, in die sich 
die Bemühungen des Gesetzgebers weiterentwik-
keln sollten. 

Jetzt spreche ich Sie an, Herr Stoltenberg. — Der 
Bundesfinanzminister meinte kürzlich vor dem Fi-

nanzausschuß, er halte seine Vorlage für eine der 
wichtigsten in dieser Legislaturperiode, obwohl nur 
ein begrenzter Teil der Öffentlichkeit von der Dis-
kussion um die KWG-Novelle Notiz nimmt. Ich will 
diesem Selbstlob — falls es so gemeint war, Herr 
Bundesfinanzminister — nur entgegenhalten, daß 
es bereits zwei Entwürfe für eine dritte KWG-No-
velle vor der jetzigen Bundestagsdrucksache gege-
ben hat. Neben dem Referentenentwurf aus dem 
Jahre 1981 will ich vor allem auf die Bundesrats-
Initiative vom Februar 1982 verweisen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie einen Augenblick. — Meine Damen und 
Herren, ich darf doch bitten, Platz zu nehmen. 

Schlatter (SPD): Diese Bundesrats-Initiative ist 
von Dr. Stoltenberg, der damals allerdings noch Mi-
nisterpräsident des Landes Schleswig-Holstein war, 
mitgetragen worden. Sie zeichnete sich gegenüber 
der heute von dem gleichen Dr. Stoltenberg als 
Bundesfinanzminister vertretenen Auffassung vor 
allem dadurch aus, daß den Besonderheiten des 
öffentlich-rechtlichen Sparkassenwesens damals 
Rechnung getragen wurde. Heute plagt den Bun-
desminister der Finanzen mehr die Sorge, ob das 
neue Gesetz den privaten Banken nicht zuviel zu-
mute. Diese Kehrtwendung nach nur zwei Jahren 
ist schon eine beachtliche Leistung, Herr Dr. Stol-
tenberg. Die nachgelieferte Begründung, daß sich 
das Betriebsergebnis und die Eigenkapitalausstat-
tung der Sparkassen in dieser Zeit deutlich verbes-
sert habe, ist zu dünn, um zu überzeugen, und sie ist 
zu dünn, als daß wir sie für Ihren Meinungswechsel 
akzeptieren könnten. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, immerhin sind die Bun-
desländer bis zum heutigen Tage fast einstimmig 
bei ihrer Auffassung geblieben, daß die Wettbe-
werbs- und Leistungsfähigkeit der öffentlich-recht-
lichen Kreditinstitute und vor allem der Sparkas-
sen erhalten bleiben muß. 

Droht den Sparkassen Gefahr? — Das ist die Fra-
ge, die hier in die Debatte eingeführt worden ist. 
Dazu will ich zunächst feststellen, daß es eine Vor-
zugsstellung der Kreditgenossenschaften im Wett-
bewerb gibt, die für diese Institute auch nach der 
angekündigten Zurückführung des Haftsummen-
zuschlages auf am Ende 25% des Eigenkapitals 
noch beachtlich bleibt. Ich mache allerdings nicht 
mit, was manche hier allzu gerne als Spiel betrei-
ben: Ich spiele hier Kreditgenossenschaften und 
Sparkassen nicht gegeneinander aus. Es geht hier 
nicht um ein Entweder-Oder, sondern es geht um 
die Frage, welche Institute in welchem Umfange 
eine Einengung ihres Kreditvolumens hinnehmen 
müssen. Da bin ich wieder bei der Behauptung des 
Bundesfinanzministers, daß insbesondere dem pri-
vaten Sektor erhebliche Anpassungen abverlangt 
würden. Richtig ist, daß die Sparkassen natürlich 
nicht von den geplanten Konsolidierungsvorschrif-
ten betroffen sind, wie sie ja auch bis heute nicht 
von der praktizierten Doppelbelegung des Eigenka-
pitals profitiert haben. Umgehungsmöglichkeiten 
bei der Doppelbelegung von Eigenkapital bleiben 
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für die betroffenen Institute auch nach der Konsoli-
dierungspflicht in erheblichem Umfang erhalten. 
Die Konsolidierungsschwelle ist bei 40% Beteili-
gungsbesitz angesiedelt und läßt noch erheblichen 
Spielraum. 

Deshalb stelle ich als Ergebnis der von der Regie-
rungskoalition und von der Bundesregierung vorge-
schlagenen Novellierung fest: Der Sparkassensek-
tor ist der einzige Kreditbereich, auf den in der Tat 
die Begrenzung des Kreditvolumens auf das 
18fache des haftenden Eigenkapitals angewendet 
werden soll. Der Sparkassensektor ist der einzige 
Bereich, der an diese Grenze gebunden bleibt. 

(Zuruf von der SPD: Das war gewollt!) 

Dieses Ergebnis ist nicht wettbewerbsneutral. Es 
dokumentiert die Ferne der Regierungskoalition 
und insbesondere die Ferne des Bundesfinanzmini-
sters zum kommunal verfaßten Sparkassenwesen. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Sind Sie denn Kommunalpoli

-

tiker? — Unruhe) 

Vizepräsident Wurbs: Einen Augenblick, Herr Ab-
geordneter, ich will für Ruhe sorgen. — Meine Da-
men und Herren, ich darf bitten, Platz zu nehmen. 
Der Redner ist nicht zu verstehen. Auch die Damen 
und Herren in den Ecken darf ich bitten, Platz zu 
nehmen. 

Schlatter (SPD): Ich wiederhole: Durch diese Re-
gelung wird die Ferne der Regierungsfraktionen 
und des Bundesfinanzministers zum kommunal 
verfaßten Sparkassenwesen dokumentiert. 

Ich füge hinzu: Es gibt bei dieser Lösung auch 
noch erhebliche verfassungsrechtliche Risiken. 
Aber wir haben ja in diesem Parlament gelernt, daß 
die Regierungskoalition und der Bundesfinanzmini-
ster solche Risiken nicht scheuen. Ich bitte darum, 
das aufmerksam zu registrieren, damit Sie in ein 
oder zwei Jahren, wenn das Bundesverfassungsge-
richt Ihre Lösung verwirft, nicht wieder geltend ma-
chen, Sie seien nicht ausreichend gewarnt worden. 
Die Opposition hat die Verfassungsrisiken heute 
angesprochen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, der heutige Streit um 
den Sparkassensektor hat eine Vorgeschichte, an 
die ich erinnern möchte. Durch das Subventionsab-
baugesetz 1981 wurde die Steuerbelastung der öf-
fentlich-rechtlichen Kreditinstitute weiter angeho-
ben. Die Folge ist — weil die Sparkassen darauf 
angewiesen sind, sich Eigenkapital aus versteuer-
ten Gewinnen selbst zu erwirtschaften —, daß sich 
die Wettbewerbsposition der Sparkassen ver-
schlechtert hat. Als wir das Subventionsabbauge-
setz verabschiedet haben, bestand zumindest bei 
den großen Fraktionen dieses Hauses — ich erin-
nere Sie bei dieser Gelegenheit daran — und im 
Bundesrat die erklärte Absicht, durch die Anerken-
nung eines Haftungszuschlags für einen Ausgleich 
zu sorgen. 

Meine Damen und Herren, es gibt also im Gegen-
satz zu den Beteuerungen der Redner der Regie-

rungsfraktionen Probleme, und es gibt einen Rege-
lungsbedarf. Aber der Bundesfinanzminister und 
mit ihm die Regierungsfraktionen verschließen vor 
diesem Regelungsbedarf die Augen. 

Ich will Ihnen hier nicht die Notlage der Sparkas-
senorganisationen vor Augen führen. Darum geht 
es mir nicht. Ich glaube, das wäre auch ein über-
zeichnetes Bild. Aber ich will Ihnen deutlich ma-
chen, falls Sie überhaupt bereit sind, dies hier und 
jetzt zur Kenntnis zu nehmen, daß Sie mit den 
Sparkassen eine öffentlich-rechtliche Einrichtung 
diskriminieren, die zum Kernbestand der gemeind-
lichen Selbstverwaltung zählt, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Denn den Sparkassen ist eine besondere Zielbe-
stimmung gegeben, die sie von allen anderen Kre-
ditinstituten grundsätzlich unterscheidet. Ich bitte 
nun mindestens die Kommunalpolitiker bei Ihnen, 
in diesem Punkt einmal zuzuhören. Vielleicht kön-
nen Sie noch etwas lernen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und den 
GRÜNEN) 

Die Sparkassengesetze der Länder besagen näm-
lich sehr eindeutig, die Sparkassen sollen sich nicht 
vornehmlich an Gewinninteressen ausrichten. Ins-
besondere in der Fläche unseres Landes sollen sie 
die kreditwirtschaftliche Versorgung der Bevölke-
rung sowie ihrer Gewährträger sicherstellen. In der 
Sparkasse steckt deshalb auch immer ein Stück Da-
seinsfürsorge. Denn eine Sparkasse muß auch an 
solchen Orten präsent sein, die für andere Kreditin-
stitute nicht lohnend sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, dieser kommunalwirt-
schaftliche und kommunalrechtliche Aspekt wird 
von der Bundesregierung völlig ignoriert. Die Klage 
der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzen-
verbände, daß die Sparkassen drauf und dran sind, 
ihre Funktionsfähigkeit als Instrument kommuna-
ler Selbstverwaltung zu verlieren, wird von Ihnen 
einfach nicht zur Kenntnis genommen. Der Bundes-
minister der Finanzen weigert sich, einen spezifisch 
öffentlichen Auftrag der Sparkassen in der KWG

-

Novelle zu honorieren. Die Regierungsfraktionen 
sind drauf und dran, die Landesgesetze zum Spar-
kassenwesen durch die Gesetzgebung des Bundes 
zur Makulatur werden zu lassen. Meine Damen und 
Herren, das ist die Wirklichkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Wann endlich tragen Sie den Appellen, die an Sie 
gerichtet worden sind, Rechnung? Muß denn der 
Appell der Bundesvereinigung der kommunalen 
Spitzenverbände ungehört bei Ihnen verhallen, 

(Glocke des Präsidenten) 

die einmütig und eindringlich für die kommunalen 
Sparkassen einen Haftungszuschlag gefordert ha-
ben und sich ebenso eindeutig gegen das Genuß

-

rechtskapital als Ersatzlösung ausgesprochen ha-
ben? 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 108. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 6. Dezember 1984 	8093 

Schlatter 
Ich will Ihnen sagen, daß all das, zusammenfas-

send von mir bewertet, den Eindruck bestätigt und 
den Schluß zuläßt, daß das, was Sie hier heute ver-
abschieden wollen, die Einengung des öffentlich-
rechtlichen Kreditsektors zugunsten des privaten 
Bankbereichs anstrebt, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Auf diesem Wege wird Ihnen die SPD-Bundestags-
fraktion nicht folgen. Wir stehen zu unserem Wort 
und zu unserer Ankündigung, durch Anerkennung 
eines Haftungszuschlags den Sparkassen ihre Wett-
bewerbsposition zu sichern und einer Lockerung 
der kommunalen Bindung von Sparkassen und ih-
ren Gewährträgern entgegenzuwirken. Wir sagen 
nein zur Entkommunalisierung des Sparkassenwe-
sens. 

Wir beantragen heute eine namentliche Abstim-
mung und appellieren an jeden einzelnen Abgeord-
neten, 

(Unruhe — Glocke des Präsidenten) 

sich den Kommunen verbunden zu fühlen und da-
mit Systemveränderungen im Kreditwesen zu La-
sten des öffentlich-rechtlichen Bereiches ein ent-
schiedenes Nein entgegenzusetzen. 

Vielen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
ich möchte Sie doch noch einmal bitten, Platz zu 
nehmen. 

Ich erteile das Wort dem Bundesminister der Fi-
nanzen. 

(Anhaltende Unruhe) 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte meine Überzeugung bekräftigen, daß wir 
heute über eines der wichtigsten Gesetze dieser 
Wahlperiode abstimmen. Deshalb will ich trotz der 
bedrängten Zeitsituation des Hohen Hauses in eini-
gen Minuten noch zu der soeben geführten Diskus-
sion Stellung nehmen. Ich möchte vor allem die Ge-
gensätze in der Sache unter dem Eindruck der Re-
den der Sprecher der sozialdemokratischen Frak-
tion noch einmal deutlich machen: 

Wir haben uns entschieden, die Novellierung des 
Kreditwesengesetzes auf die wesentlichen Punkte 
zu konzentrieren. Das ist die Aufgabe der Konsoli-
dierung und bestimmter Verbesserungen in der 
Bankenaufsicht. Wenn wir die Fülle der anderen 
Themen aufgegriffen hätten, auf die unsere sozial-
demokratischen Kollegen heute erneut hingewie-
sen haben, wäre es ausgeschlossen gewesen, in ei-
ner Zeit von etwa 18 Monaten von einem Vorent-
wurf bis zur Abstimmung und Entscheidung im 
Deutschen Bundestag und noch in diesem Monat 
im Bundesrat zu kommen. Die Konsolidierung ist 
das entscheidende Reformziel, und sie ist wichtig. 
Die anderen aufgeworfenen Fragen können ohne 
Zeitdruck im Für und Wider weiter geprüft wer-
den. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das zweite: Ich widerspreche nachdrücklich dem 
Bild, das vor allem der Kollege Schlatter soeben von 
den Wirkungen des Gesetzes auf die verschiedenen 
Bereiche des deutschen Kreditwesens gezeichnet 
hat, die natürlich miteinander im Wettbewerb ste-
hen. — Herr Präsident, ich wäre dankbar, wenn Sie 
noch einmal versuchten, mir Gehör zu verschaffen. 

(Glocke des Präsidenten — Schlatter 
[SPD]: Wir hören Ihnen zu! Das ist Ihre 
Fraktion! Für uns ist das ein wichtiges Ge

-

setz! Wir hören gerne zu!) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
ich bitte, doch Platz zu nehmen. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Meine Damen und Herren, bis in die letzten Tage 
hinein haben wir eine Fülle von Denkschriften und 
Zuschriften und Interviews gelesen, in denen die 
unterschiedlichen Interessen der verschiedenen Be-
reiche des Kreditwesens noch einmal — zum Teil 
auch kämpferisch — gegeneinandergestellt wurden. 
Das liegt in der Natur der Sache; denn unsere Kre-
ditwirtschaft muß durch Wettbewerb — ich unter-
streiche freilich: durch geregelten und fairen Wett-
bewerb — bestimmt sein. Man kann aber nicht 
ernsthaft, wenn man die Tatsachen und Zahlen 
würdigt, von einer unzuträglichen Benachteiligung 
eines bedeutenden Bereiches sprechen, auch nicht 
im Hinblick auf die Sparkassen. Herr Kollege 
Schlatter, nach den Feststellungen der Deutschen 
Bundesbank nehmen die Sparkassen bei einem 
Ende 1983 erzielten Jahresüberschuß vor Steuern 
von 1,22 % ihres Geschäftsvolumens den absoluten 
Spitzenplatz innerhalb aller Gruppen des Kreditge-
werbes ein, gefolgt von den Kreditgenossenschaften 
auf Platz 2 mit einem Jahresüberschuß von 1,05 % 
des Geschäftsvolumens. Dieser Geschäftserfolg 
hebt sich um so eindrucksvoller ab, wenn ich hinzu-
füge, daß im Durchschnitt aller Bereiche des Kre-
ditgewerbes der Jahresüberschuß nur 0,69 % des 
Geschäftsvolumens betrug. 

Ebenso erfreulich ist ihre Eigenkapitalausstat-
tung in den letzten Jahren angestiegen — wir be-
grüßen das alle miteinander —, und zwar auch nach 
dem von Ihnen durchgesetzten sogenannten Sub-
ventionsabbau für das öffentliche Kreditgewerbe, 
der damals zu erheblichen Befürchtungen und zu 
den erwähnten Stellungnahmen im Bundesrat und 
im Deutschen Bundestag Anlaß gab. Freuen wir 
uns doch miteinander, daß die pessimistischen Pro-
gnosen nicht in Erfüllung gegangen sind, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD) 

sondern daß wir hier über einen in seinen verschie-
denen Bereichen insgesamt blühenden Wirtschafts-
zweig sprechen, für den wir uns um eine ordnungs-
politisch vernünftige und sachgerechte Regelung 
bemühen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Auch wenn es auf meine Redezeit angerechnet 



8094 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 108. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 6. Dezember 1984 

Bundesminister Dr. Stoltenberg 
wird, möchte ich meinem Vorredner gerne eine Zwi-
schenfrage ermöglichen. 

Schlatter (SPD): Herr Dr. Stoltenberg, da Sie dar-
auf abheben, daß sich das haftende Eigenkapital bei 
den Sparkassen erfreulich entwickelt hat: Sind Sie 
dennoch bereit, mir zu bestätigen, daß dieses haf-
tende Eigenkapital bei den Sparkassen, verglichen 
mit anderen Kreditinstitutgruppen, z. B. den priva-
ten Kreditbanken und den Kreditgenossenschaften, 
immer noch am unteren Ende liegt und daß die 
Sparkassen im Verhältnis zum Vomhundertsatz des 
Geschäftsvolumens weit schlechter gestellt sind? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Das kann ich nicht generell für den Privatbanken-
sektor bestätigen. Jene Banken, die im Ausland die 
gewaltigen Kreditpyramiden von über 70 Milliar-
den ohne unterlegtes Eigenkapital aufgebaut ha-
ben, stehen weithin ungünstiger da. 

Als Drittes möchte ich Ihnen sagen, Herr Kollege 
Schlatter: Der Marktanteil der Sparkassen ist als 
gutbehauptet zu bezeichnen. Deshalb sind die Bil-
der eines drohenden Unterganges oder eines Verlu-
stes an Substanz ohne jede Realität in den Zahlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Bereich, der in den letzten zehn, fünfzehn Jah-
ren Marktanteile gewonnen hat, ist der Bereich der 
Volksbanken und der Genossenschaftseinrichtun-
gen. Von daher begründet sich auch die jetzt vorge-
sehene Neuregelung. 

Es ist konsequent, wenn wir den Privatbanken 
endlich — nach meiner persönlich Meinung zu spät 
— die notwendigen strengen Maßstäbe für Konsoli-
dierung auferlegen. Wenn wir den Eigenkapitalbe-
griff nach klassischem Verständnis durchsetzen, 
dann ist es logisch, zu einer Einschränkung des 
Haftsummenzuschlages zu kommen und nicht zu 
einem Aufbau oder einer Schaffung anderer Eigen-
kapitalsurrogate. Das ist der innere Sinnzusam-
menhang dieser Vorlage. 

Ich will hinzufügen, was ich im Finanzausschuß 
zu Protokoll gegeben habe: Ich beabsichtige, unmit-
telbar nach der Verabschiedung des Gesetzes im 
Bundestag und Bundesrat — also nach heutiger 
Einschätzung noch in diesem Jahr — die Verord-
nungsermächtigung an den Bundesminister der Fi-
nanzen, die auch meine Vorgänger schon hatten, für 
den schrittweisen Abbau des Haftsummenzuschla-
ges auf die Hälfte sofort zu nutzen und mit einer 
angemessenen Übergangsfrist voll auszuschöpfen. 
Das — was ich ebenfalls auf diesem Wege für nötig 
halte — ist Verbesserung der Wettbewerbsbedin-
gungen auch für Sparkassen und für die anderen. 
Die härteste Anpassungspflicht — lassen Sie mich 
das aber auch, vollkommen abweichend von Ihrer 
Bewertung, Herr Kollege, noch einmal sagen — le-
gen wir mit diesem Gesetz den Privatbanken und 
einigen Landesbanken auf. Denn sie müssen die 
aufgebauten Kreditpyramiden von über 70 Milliar-
den DM nach einer Übergangsfrist — auch bei ih-
ren Auslandstöchtern — voll mit haftendem Eigen-
kapital unterlegen. Das bedeutet: In wenigen Jah-
ren müssen sie aus versteuerten Gewinnen fast  

4 Milliarden DM Kapital bilden ohne jede Möglich-
keit, in Verbindung damit eine Geschäftsauswei-
tung vorzunehmen. Dies — das ist der einzige Satz, 
den ich Ihnen sagen möchte, Herr Krizsan — als 
eine „kosmetische Operation" zu bezeichnen, ist 
schon witzig, um das nicht noch deutlicher zu be-
werten. 

Es ist nach meiner Einschätzung seit langem der 
härteste Eingriff, den der Gesetzgeber einer wichti-
gen Gruppe der deutschen Wirtschaft zugemutet 
hat und zumuten muß, weil für alle Kreditgruppen 
der Vertrauensschutz der Sparer, der Investoren 
und der Kunden der Banken oberstes Gebot unse-
rer Banken sein muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die zweite, nicht einfache, auch in unseren Dis-
kussionen schwierige Entscheidung ist jetzt, unter 
anderen Bedingungen auch die Hypothekentöchter 
der Privatbanken in die Konsolidierung einzubezie-
hen. 

Ich glaube, daß wir damit eine vertrauensbil-
dende und vertrauensfestigende Entscheidung für 
das deutsche Kreditgewerbe insgesamt treffen. Ver-
trauensbildung und Vertrauensfestigung sind hier 
noch wichtiger als in anderen Sektoren unserer 
Wirtschaft. 

Gerade auch die hier kritisch angesprochenen 
Privatbanken und Landesbanken müssen in Zu-
kunft weiterhin einen entscheidenden Teil der Ex-
portfinanzierung im Interesse unserer Betriebe und 
Arbeitsplätze leisten, und zwar mit wachsenden Ri-
siken, auch im Hinblick auf die Verschuldungspro-
bleme der Dritten Welt. 

Dieses Gesetz in der Form, in der es der Finanz-
und Steuerausschuß des Bundestages, dem ich für 
seine Arbeit danken möchte, jetzt zur Abstimmung 
vorgelegt hat, ist wettbewerbspolitisch fair und ord-
nungspolitisch richtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. Ich rufe die Art. 1 und 2 auf. 

Auf Drucksache 10/2555 liegt hierzu ein Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD vor, der mehrere 
Änderungen umfaßt. Die Fraktion der SPD verlangt 
gemäß § 52 unserer Geschäftsordnung, über diesen 
Änderungsantrag namentlich abzustimmen. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, die Abstim-
mungskarte mit Ja, wer dagegenstimmt oder sich 
der Stimme enthalten will, den bitte ich, die ent-
sprechende Abstimmungskarte in die hier vorne 
aufgestellten Urnen zu legen. 

Ich eröffne die namentliche Abstimmung. — 

Ich möchte bekanntgeben, daß im Anschluß an 
die namentliche Abstimmung noch weitere Abstim-
mungen stattfinden. 
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Vizepräsident Wurbs 
Meine Damen und Herren, darf ich fragen, ob 

jemand im Saal ist, der seine Stimme noch nicht 
abgegeben hat. — Das ist nicht der Fall. Ich 
schließe die Abstimmung und bitte die Schriftfüh-
rer, mit der Auszählung zu beginnen. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das von den 
Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung bekannt. Von den voll stimmbe-
rechtigten Mitgliedern des Hauses haben 407 Mit-
glieder ihre Stimme abgegeben. Davon ungültig: 
keine. Mit Ja haben gestimmt 165, mit Nein haben 
gestimmt 241; es gab eine Enthaltung. 21 Berliner 
Abgeordnete haben ihre Stimme abgegeben. Davon 
ungültig: keine. Mit Ja haben gestimmt 10, mit Nein 
haben gestimmt 11, Enthaltungen: keine. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 407 und 21 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 	165 und 10 Berliner Abgeordnete 

nein: 	241 und 11 Berliner Abgeordnete 

enthalten: 1 

Ja 

SPD 
Amling 
Antretter 
Bachmaier 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Berschkeit 
Bindig 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Curdt 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dreßler 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Vert) 
Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Haar 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Dr. Hauff 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Hoffmann (Saarbrücken) 
Horn 

Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Jungmann 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Klein (Dieburg) 
Klose 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Lohmann (Witten) 
Lutz 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Purps 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Reuter 

Rohde (Hannover) 
Sander 
Schanz 
Schlaga 
Schlatter 
Frau Schmedt 

(Lengerich) 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stockleben 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Vogelsang 
Vosen 
Waltemathe 
Walther 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram 

(Recklinghausen) 
Würtz 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Diederich (Berlin) 
Egert 
Heimann 
Löffler 
Frau Luuk 
Dr. Mitzscherling 
Stobbe 
Dr. Vogel 
Wartenberg (Berlin) 

DIE GRÜNEN 
Frau Dr. Bard 
Burgmann 
Drabiniok 
Dr. Ehmke (Ettlingen) 
Frau Gottwald 
Frau Dr. Hickel 
Horacek 
Hoss 
Krizs an 
Frau Nickels 
Frau Potthast 
Frau Reetz 
Sauermilch 
Schily 
Frau Schoppe 
Schwenninger 
Stratmann 

Verheyen (Bielefeld) 
Frau Dr. Vollmer 

Berliner Abgeordneter 

Schneider (Berlin) 

fraktionslos 

Handlos 
Voigt (Sonthofen) 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Dr. Althammer 
Frau Augustin 
Austermann 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Conrad (Riegelsberg) 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. Geißler 

Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Götzer 
Günther 
Dr. Häfele 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Freiherr Heereman 

von Zuydtwyck 
Frau Dr. Hellwig 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
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Vizepräsident Wurbs 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Dr.-Ing. Kansy 
Keller 
Kiechle 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Kolb 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter  
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch 
Frau Roitzsch 

(Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin  

Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
Schneider 

(Idar-Oberstein) 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 

(Schwäbisch Gmünd) 
Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zierer 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Frau Berger (Berlin) 
Boroffka 
Buschbom 
Dolata 
Feilcke 
Dr. Hackel 
Kalisch 
Kittelmann 
Schulze (Berlin) 
Straßmeir 

FDP 
Frau Dr. Adam-

Schwaetzer 
Beckmann 

Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Grünbeck 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Hirsch 
Hoff ie 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing.  Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Mischnick 
Möllemann 

Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng 
Wolfgramm (Göttingen) 
Wurbs 

Berliner Abgeordneter 

Hoppe 

Enthalten 

SPD 

Dr. Wernitz 

Der Änderungsantrag ist damit abgelehnt. 

Wer Art. 1 und 2 in der Ausschußfassung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Das 
erste war die Mehrheit. Die aufgerufenen Vorschrif-
ten sind in der Ausschußfassung angenommen. 

Ich rufe die Art. 3 bis 6 in der Ausschußfassung 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Die aufgerufe-
nen Vorschriften sind angenommen. 

Meine Damen und Herren, darf ich bitten, Platz 
zu nehmen. Es ist nicht festzustellen, wer wie ab-
stimmt. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 10/2556 auf. Es wird beantragt, 
nach Art. 6 einen neuen Art. 6 a einzufügen. Wer zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenstimmen? — Das letzte war die 
Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe die Art. 7 bis 9, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenstimmen? 
— Enthaltungen? — Die aufgerufenen Vorschriften 
sind angenommen. 

Wir treten in die 
dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenstimmen? — Enthal-
tungen? — Das Gesetz ist angenommen. 

Es ist noch über den Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 10/2557 abzu-
stimmen. Wer dem Entschließungsantrag zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Der Entschlie-
ßungsantrag ist abgelehnt. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zehnten Gesetzes zur Änderung des Bundes-
kindergeldgesetzes 
— Drucksache 10/2222 — 
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Vizepräsident Wurbs 
a) Beschlußempfehlung und Bericht des 

Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit (13. Ausschuß) 
— Drucksache 10/2563 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Schlottmann 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 10/2567 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Rossmanith 
Dr. Diederich (Berlin) 
Verheyen (Bielefeld) 

(Erste Beratung 98. Sitzung) 

Hierzu liegt auf Drucksache 10/2564 ein Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD vor. 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Aussprache eine Runde vereinbart worden. Sind 
Sie mit der Regelung einverstanden? — Ich sehe 
keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Wird vom Berichterstatter das Wort gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die allgemeine Aussprache. Das 
Wort hat der Abgeordnete Schlottmann. 

Schlottmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Durch die heu-
tige Änderung des Kindergeldgesetzes wollen wir 
arbeitslosen Jugendlichen wieder — — 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, einen 
Augenblick. — Ich darf doch bitten, Platz zu neh-
men. — Bitte, fahren Sie fort. 

Schlottmann (CDU/CSU): Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, durch die heutige Änderung 
des Kindergeldgesetzes wollen wir arbeitslosen Ju-
gendlichen wieder ein Kindergeld zahlen, das ihnen 
durch die unseligen Beschlüsse der alten Regierung 
entzogen wurde. Das Kindergeld wollen wir auch 
den Jugendlichen zahlen, die keinen Ausbildungs-
platz erhalten haben. 

Betroffen sind Jugendliche zwischen 18 und 21 
Jahren. Einer Heraufsetzung der Altersgrenze auf 
23 Jahre, wie die SPD sie beantragt, können wir 
wegen unserer familienpolitischen Gesamtkonzep-
tion 

(Lachen bei der SPD) 

und ihrer finanziellen Eingrenzung nicht zustim-
men. 

(Zurufe von der SPD) 

— Hören Sie gut zu! — Die meisten Jugendlichen 
über 21 Jahre haben ihre Berufsausbildung bzw. 
den ersten Ausbildungsabschnitt zu diesem Zeit-
punkt bereits abgeschlossen. Für junge Männer, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, die ihre 
Wehrpflicht erfüllten und dadurch auf ihrem beruf-
lichen Weg in der Regel Verzögerungen erleiden 

mußten, wird eine entsprechende Überschreitung 
des 21. Lebensjahres zugelassen. 

Diese Gesetzesinitiative ist Bestandteil unserer 
familienpolitischen Gesamtkonzeption, die ab 1. Ja-
nuar 1986 voll greifen wird. Die heutige Debatte 
wird von Meldungen begleitet, meine Damen und 
Herren, wonach die Entwicklung am Arbeitsmarkt 
— ich sage das mit großer Freude und Genugtuung 
— für Jugendliche bedeutend günstiger wird. Im 
November sank die Zahl der erwerbslosen Jugendli-
chen weiter und liegt jetzt mit 155 200 um 27 000 
oder 15 % unter der Zahl des Vorjahres, ein Erfolg 
unserer Finanz- und Wirtschaftspolitik, wie wir 
meinen. Der gleiche Personenkreis, den die heutige 
Gesetzesinitiative erfaßt, ist also auch in dem Be-
reich in einer günstigen Lage. 

Man fragt sich immer wieder, wie es der alten 
Regierung 1981 überhaupt möglich war, die durch 
Arbeitslosigkeit und Ausbildungsstellenmangel so 
hart betroffenen Jugendlichen und ihre Familien 
empfindlich zu benachteiligen. Denn man kürzte 
damals ohne Beachtung von Einkommensgrenzen, 
also wie mit dem Rasenmäher, das Kindergeld für 
das zweite und dritte Kind um monatlich 20 DM 
und entließ gleichzeitig die arbeitslosen Jugendli-
chen aus der Familienversicherung der Kranken-
kassen, was zusammengenommen zu harter Bestra-
fung der betroffenen Familien führte, insbesondere 
der Familien mit niedrigem Einkommen und meh-
reren Kindern. Das hat, wie ich meine, zur Enttäu-
schung der Jugendlichen durch den Staat beigetra-
gen. 

Die SPD-Regierung konnte in der Hauptsache 
auf Grund ideologischer Mehrheiten — bringen wir 
uns das einmal in Erinnerung — in ihren Reihen 
seinerzeit keine familienpolitischen Schwerpunkte 
mehr setzen, was schließlich auch zum Rücktritt 
der zuständigen Ministerin führte. Ein ganzes Jahr-
zehnt familienfeindlicher Politik begann, sich ge-
gen die Regierung selbst zu wenden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier einmal die Kennzeichen: Ihre Ideologen stell-
ten die Familie und ihre Leistungsfähigkeit perma-
nent in Frage. Sie überbetonten die Rechte von 
Frau und Kind gegen die Familie insgesamt, die in 
den Hintergrund treten mußte. Sie wollten die Kin-
der von der sogenannten elterlichen Fremdbestim-
mung befreien, was zu Verunsicherungen in den 
Familien führte. Bewährte Erziehungsmethoden 
der Eltern wurden massiver Kritik ausgesetzt, Me-
thoden wurden gefördert, die sich bald als brüchig 
und ungeeignet erwiesen, aber Unruhe und Unsi-
cherheit in der Familie verursachten. Die Kernfa-
milie erhielt den Stempel einer Unterdrückungssta-
tion gegen Eltern und Kinder. 

(Lachen bei der SPD) 

Die soziale Indikation bei Schwangerschaften, 
meine Damen und Herren, blieb ohne Schwer-
punkthilfen durch soziale Unterstützung. Das Ja 
zum Kind haben Sie nicht gefördert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Schlottmann 
Bis heute besitzen Sie keine eigene familienpoliti-
sche Konzeption. Darüber sollten Sie nachdenken. 

Ihrer Politik fehlt es daher an Glaubwürdigkeit, 
meine Damen und Herren von der Opposition. 

(Zuruf des Abg. Egert [SPD]) 

Dasselbe aber, was Sie hier gemacht haben, pas-
siert heute in den Ländern, in denen Sie regieren, 
so auch in Nordrhein-Westfalen, wo es Ihnen nicht 
gelingt, auf die Bedürfnisse der Familien einzuge-
hen. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Da ist alles in 
Ordnung!) 

— Das zeige ich Ihnen gleich; da werden Sie sich 
wundern. 

So lehnte die Rau-Regierung jüngst das Landes-
familiengeld ab. Ebenso weigerte sie sich, eine Lan-
desstiftung für Familien in Not zu gründen. 

(Vorsitz : Vizepräsident Westphal) 

Jungen Familien verweigerte man Familiendarle-
hen als dringend gebotene Hilfen bei Familiengrün-
dungen. 

Dort, wo Sie Ihre Mehrheiten haben und die Re-
gierung stellen, zeigt sich klipp und klar, wie Sie die 
Familien weiterhin schätzen und welche Familien-
politik Sie betreiben, meine Damen und Herren von 
der Opposition. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Egert [SPD]) 

So wollte die Regierung Rau in Düsseldorf, die 
Jugenderholung, die Kindererholung, die Berlin-
Fahrten, die internationalen Begegnungen, 1983 die 
gesamte Förderung der Familienerholung und die 
Altenerholung völlig streichen. 

(Zuruf von der SPD) 

— Hören Sie gut zu. Obschon dies bis auf die Fami-
lienerholung in 1983 vom Parlament verhindert 
werden konnte — — 

(Zuruf des Abg. Egert [SPD]) 

— Hören Sie mal gut zu; das ist sehr lehrreich. Dar-
aus können Sie Schlüsse ziehen. Diese Energie hier 
sollten Sie in Richtung Rau-Regierung in Düssel-
dorf verwenden; damit könnten Sie der Familie hel-
fen. 

In Nordrhein-Westfalen, meine Damen und Her-
ren, gab es zwischen 1980 und 1984 folgende Kür-
zungen in der Jugend- und Familienpolitik 

(Zuruf des Abg. Gilges [SPD]) 

— hören Sie gut zu, Herr Gilges —: Kürzungen 
des Landesjugendplans um ein Viertel seines Volu-
mens, d. h. um 77 Millionen DM; Kürzung der För-
derung der Jugenderholung um fast die Hälfte des 
Gesamtansatzes; Kürzung bei der Kindererholung 
von 18 auf 5 Millionen DM, also auf fast ein Viertel 
des früheren Betrags; Kürzungen bei den Berlin-
Fahrten und den internationalen Begegnungen von 
1,7 Millionen DM auf lediglich 700 000 DM; völlige 
Streichung der Förderung freiwilliger sozialer 
Dienste — und das in Nordrhein-Westfalen, im be-
völkerungsreichsten Land, meine Damen und Her- 

ren —; Kürzungen bei den Investitionen im Jugend-
hilfebereich um fast die Hälfte des Ansatzes 

(Erneuter Zuruf des Abg. Gilges [SPD]) 

— hören Sie gut zu; ich kann das nur raten —; Kür-
zungen der Familienerholung von 12 auf 3 Millio-
nen DM, also ein Leistungsabfall auf ein Drittel der 
früheren Förderung; 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Kürzung bei der Kinder- und Müttererholung um 
über die Hälfte des Ansatzes; Kürzungen der Alten-
erholung — das ist alles Familienpolitik — um ein 
Drittel; Kürzung der Förderung von Alteneinrich-
tungen von 102 auf 59 Millionen DM, also um die 
Hälfte der früheren Leistungen. 

(Egert [SPD]: Sind Sie der Kandidatener

-

satz für Herrn Worms?) 

Meine Damen und Herren, man kann sich nach 
dieser Auflistung, die höchst interessant ist, vorstel-
len, was heute in Bonn passierte, wenn Sie hier die 
Mehrheit hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Braun [CDU/

-

CSU]: Nicht auszuhalten! — Zuruf des Abg. 
Egert [SPD]) 

Meine Damen und Herren, wir dagegen erhöhen 
die Leistungen an die Familien bei gleichzeitigem 
Abbau der Neuverschuldung bei hoher Preisstabili-
tät und ausreichendem Wirtschaftswachstum. Das 
kommt den Betroffenen zugute. Wir setzen diese 
Politik fort; darauf können Sie sich verlassen. 

(Egert [SPD]: Das ist allerdings zu befürch

-

ten!) 

Was Helmut Kohl in der Regierungserklärung ver-
sprochen hat, wird erfüllt. Die Bundesstiftung zum 
Schutz des ungeborenen Lebens war der erste 
Schritt. Sie wurde — das können wir heute mit 
Genugtuung feststellen — von der Bevölkerung an-
genommen, entgegen Ihren Unkenrufen und den 
Schmähungen durch die GRÜNEN. 

(Zuruf des Abg. Egert [SPD]) 

Heute, meine Damen und Herren, tun wir den 
zweiten Schritt und helfen den arbeitslosen Jugend-
lichen. Ab 1986 werden wir steuerliche Erleichte-
rungen im Sinne eines gerechten Familienlasten-
ausgleichs einführen und dazu den Kindergeld-
zuschlag für Minderverdienende zahlen. Wir wer-
den das Erziehungsgeld für alle Mütter einführen 
und bei der Rente neben der bereits verkürzten 
Anwartschaft für Frauen den Einstieg in die An-
rechnung von Erziehungsjahren schaffen. 

Wir halten es für dringend geboten, meine Da-
men und Herren, daß so bald wie möglich auch 
alleinstehenden Vollwaisen besser geholfen wird. 
Das ist ein Anliegen der CDU, das wir im Ausschuß 
deutlich gemacht haben. 

(Zuruf des Abg. Egert [SPD]) 

— Wir haben im Ausschuß, verehrter Herr Kollege, 
diesen Antrag als erste gestellt. Das ist nachweis-
bar. Ich weiß nicht, was Sie früher alles gemacht 
haben. Das ist jetzt geschehen. 
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Schlottmann 
Wir wollen, daß diese jungen Menschen, die nach 

dem Tode ihrer Eltern zusammen mit ihren jünge-
ren Geschwistern leben und für diese den elterli-
chen Haushalt weiterführen, Kindergeld erhalten. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter 
Schlottmann, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Hauck? 

Schlottmann (CDU/CSU): Ich fasse zusammen — 
ich bin am Ende der Redezeit; schönen Dank —: 
Unsere Koalition macht die Politik für die Familien; 
hinreichend, wie wir meinen, und zukunftssi-
chernd. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Witek. 

Witek (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Liebe Kollegen! Dies ist die 
erste Rede, die ich vor diesem Hohen Hause halte, 
und das nach ungefähr zweieinhalb Jahren Mit-
gliedschaft. Ich möchte bewußt nicht polemisieren; 

(Egert [SPD]: Das kann sich nur angenehm 
abheben!) 

denn ich meine, hier ist in letzter Zeit genug pole-
misiert worden. 

(Krey [CDU/CSU]: Da müssen Sie aber 
nach links gucken!) 

Das dient der Sache nicht, und das dienst sicherlich 
auch nicht dem Ansehen dieses Hauses, das ja all-
gemein als Quasselbude verschrien ist. Sicherlich 
dient es auch nicht dem Ansehen der Kollegen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Sie können mich nicht aus der Ruhe bringen. 
Wir haben heute in zweiter und dritter Lesung 

den Entwurf eines Zehnten Gesetzes zur Änderung 
des Bundeskindergeldgesetzes zu beraten, der die 
Berücksichtigung arbeitsloser junger Menschen 
über die Volljährigkeit hinaus bis zum vollendeten 
21. Lebensjahr vorsieht. Um gleich Zwischenrufen 
wie Erblast und ähnlichen vorzubeugen — wir ha-
ben j a eben einen kleinen Vorgeschmack bekom-
men —, möchte ich, wenn auch in Anbetracht der 
vorgerückten Zeit nur kurz, auf die Vorgeschichte 
eingehen. 

Bis zum 31. August 1976 bestand für junge Men-
schen, die das 18. Lebensjahr vollendet hatten und 
entweder die beabsichtigte Ausbildung vorerst 
nicht durchführen konnten und auch für die Zwi-
schenzeit keinen Ausbildungsplatz fanden oder 
nach Abschluß der Schulausbildung keinen Arbeits-
platz erhielten, kein Anspruch auf Kindergeld. 
Diese Regelung führte schon damals in vielen Fäl-
len zu sozial nicht vertretbaren Ergebnissen. 

Meine Fraktion hat auf maßgebliche Initiative 
meines Kollegen Norbert Gansel gemeinsam mit 
dem damaligen Koalitionspartner einen Gesetzent-
wurf eingebracht, der die Berücksichtigung arbeits-
loser junger Menschen bis zum 23. Lebensjahr vor-

sah. Dabei vertrat der federführende Ausschuß, 
dem ich damals nicht angehörte, einstimmig die 
Ansicht — ich zitiere aus dem Ausschußbericht —, 
„daß die im allgemeinen volljährigen Jugendlichen 
in der Regel ihren Eltern wirtschaftlich ebenso zu 
Last fallen wie die in Ausbildung stehenden Ju-
gendlichen". 

Dieses Gesetz wurde im Juni 1976 von diesem 
Hohen Hause einstimmig verabschiedet. 

1981 hat dann die sozialliberale Koalition Kür-
zungen beim Kindergeld vorgenommen. Diese gin-
gen einher mit einigen strukturellen Änderungen, 
deren schmerzhafteste die Rücknahme der 1976 
eingeführten Berücksichtigung von jungen Arbeits-
losen war. Das war sicherlich ein Fehler, den wir 
offen eingestehen und an dem wir auch nicht her-
umdeuteln wollen. Mein Kollege Hauck hat das in 
der ersten Lesung am 8. November 1984 deutlich 
gemacht. 

Sie, meine Damen und Herren von den Regie-
rungsparteien, hätten die Einbeziehung des Bun-
deskindergeldgesetzes in die Sparoperation des 
zweiten Haushaltsstrukturgesetzes 1982 völlig ver-
meiden können, wenn Sie bereit gewesen wären, 
den unsozialen steuerlichen Abzug der Kinderbe-
treuungskosten — eine Mißgeburt des Vermitt-
lungsausschusses, wenn man so will — wieder zu 
streichen. Das war aber nicht so. Sie haben an einer 
steuerlichen Krücke festgehalten und damit die 
Eingriffe beim Kindergeld in Kauf genommen. 

Wie wenig Sie tatsächlich die Interessen der Fa-
milien wahren wollten, haben Sie schnell unter Be-
weis gestellt. Eine der ersten Maßnahmen Ihrer 
Haushaltsakrobatik 1983 war die Streichung eben 
dieses Steuertorsos, die Sie uns ein Jahr vorher ver-
weigert haben. 

(Krey [CDU/CSU]: Sie wollten doch nicht 
polemisieren!) 

— Herr Kollege Krey, ich schätze Sie wirklich als 
sehr netten Menschen. Das ist meine erste Rede, 
und ich bin gehalten, hier die Auffassung meiner 
Fraktion zu vertreten. Man ist da nicht ganz frei. 
Ich persönlich rede auch lieber frei. Dann kann ich 
auch notfalls frei böse werden. Aber das wollen wir 
ja nicht machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ältere Kollegen in diesem Hause wissen, daß es 
sich so und nicht anders verhalten hat. Vielleicht 
kann sich auch der Kollege Schlottmann, der ja vor 
mir gesprochen hat, nachträglich sachkundig ma-
chen. Denn das, was er in der ersten Lesung zu die-
sem Punkt gesagt hat, würde besser nach Boden-
werder, bekanntlich die Wirkungsstätte von Münch-
hausen, als nach Bonn passen. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch hat er nichts dazu gesagt, weshalb er und 
seine Fraktion unseren Antrag zum Haushaltbe-
gleitgesetz 1984 abgelehnt haben, mit dem wir unse-
ren Fehler wieder korrigieren wollten. Statt dessen 
haben Sie die Jugendlichen — ich zitiere den Kolle-
gen Schlottmann —, die sich als unnütze Esser füh- 
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Witek 
len und der Familie auf der Tasche liegen, ein wei-
teres Jahr im Regen stehen lassen. 

Als die Bundesregierung am 28. August 1984 be-
schloß, arbeitslose junge Menschen bis zum 21. Le-
bensjahr ab 1985 zu berücksichtigen, haben wir 
dies, wenn auch als späte Einsicht ehrlich begrüßt 
und unsere Zustimmung zugesagt. Wir haben aber 
auch deutlich gemacht, daß wir bei den Ausschuß-
beratungen fordern werden, eine Berücksichtigung 
unseres abgelehnten Antrages in vollem Umfange 
vorzusehen. Unsere Bemühungen, mit einer inter-
fraktionellen Initiative im Ausschuß für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit ähnlich wie bei der Familien-
krankenhilfe in der RVO den alten Rechtszustand 
wiederherzustellen, wurden von der Ausschuß-
mehrheit ebenso zurückgewiesen wie ein entspre-
chender Antrag im Ausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung. Trotzdem legen wir diesen Antrag heute 
erneut vor. Sie haben die Möglichkeit, zuzustimmen 
oder zu demonstrieren, daß Sie nach wie vor nicht 
bereit sind, von Ihrer restriktiven Politik gegen 
Kinder, Jugendliche und Familien abzurücken. 

(Beifall bei der SPD) 

Können Sie mir sagen, wie Sie in Zukunft den 
Eltern erklären wollen, daß ihre Kinder zwar ko-
stenlos bis zum 23. Lebensjahr in der gesetzlichen 
Krankenkasse versichert sind, aber Kindergeld nur 
bis zum 21. Lebensjahr erhalten, dies möglicher-
weise noch Eltern, die für ihren 22jährigen Auszu-
bildenden beides erhalten, der darüber hinaus noch 
eine ansehnliche Ausbildungsvergütung erhält? 
Wahrscheinlich nicht. 

Geben Sie sich einen Ruck, und stimmen Sie un-
serem Änderungsantrag zu, der übrigens nur 30 
Millionen DM Mehrausgaben verursacht. Man muß 
das sicherlich in Relation zu dem 260-Milliarden-
DM-Etat dieses Jahres sehen. Es geht um eine ver-
schwindend geringe Summe im Vergleich auch zu 
den strukturellen jährlichen Minderausgaben beim 
Kindergeld. 

Wir werden in den nächsten Monaten und Jahren 
noch genug Zeit haben, über die große Familienpoli-
tik zu diskutieren. Aber heute, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren von der Regierungspartei, 
müssen Sie sich gefallen lassen, von den Kirchen, 
von den Verbänden und auch von der Oppositions-
partei daran gemessen zu werden, was Sie in den 
vielen Jahren lautstark angekündigt und gefordert 
und was Sie tatsächlich nach der Wende getan ha-
ben. 

Da der Gesetzentwurf der Bundesregierung aber 
zweifellos eine materielle Verbesserung des beste-
henden Rechtszustands beinhaltet, wird meine 
Fraktion, auch wenn unser Änderungsantrag keine 
Mehrheit findet, diesem Gesetz zustimmen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

— Ich habe doch nicht zuviel polemisiert, Herr Kol-
lege Krey? 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Witek, bevor 
ich das Wort weitergebe, folgendes. Sie haben in 

Ihrer Rede für dieses Haus eine Vokabel verwen-
det, von der Sie meinten, daß sie draußen oft für 
dieses Haus verwendet werde. Ich wiederhole sie 
nicht, weil wir eigentlich alle wissen sollten, daß die 
so schlimm belastet ist, daß wir überall, wo wir die-
ser Vokabel über dieses Haus begegnen — „Quas-
selbude" —, ihr entgegentreten sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

— Das ist kein Vorwurf gegen Sie, sondern wo sie 
gebraucht wird, sollte man ihr entgegentreten. 

Frau Schoppe hat als nächste das Wort. 

Frau Schoppe (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es gibt zu dem Entwurf des 
Gesetzes zur Änderung des Bundeskindergeldge -
setzes bei uns zwei unterschiedliche Meinungen. 
Das haben wir ja heute schon einmal gehabt; heute 
morgen beim Jugendschutzgesetz gab es das schon 
einmal. Ich möchte Ihnen die Meinung einer 
Gruppe innerhalb unserer Fraktion vorstellen. 

Nach dem Willen der CDU/CSU sollen Eltern von 
18- bis 21jährigen Erwachsenen ohne Ausbildungs-
oder Erwerbsarbeitsplatz ab 1. Januar 1985 wieder 
einen Anspruch auf 50 DM Kindergeld haben. 

(Dolata [CDU/CSU]: Dafür sind Sie doch 
auch!) 

Dies als Lösung der Härten zu verkaufen, die durch 
die steigende Jugendarbeitslosigkeit und den ekla-
tanten Mangel an Ausbildungsplätzen entstanden 
sind, charakterisiert die Hilflosigkeit der etablier-
ten Parteien im Umgang mit dem Problem. Dem 
jungen Menschen ohne Ausbildungs- oder Erwerbs-
arbeitsplatz nützt dieses Kindergeld noch weniger. 
Selbst wenn ihnen das Geld, auf das sie keinen 
rechtlichen Anspruch haben, direkt zukommen 
würde, würde sich ihre finanzielle Abhängigkeit 
vom Elternhaus nicht ändern. 

Der Antrag der SPD, die Altersgrenze auf 23 
Jahre auszudehnen, ignoriert ebenso die eigentli-
chen Ursachen dieser meist schwierigen Situation 
für junge Menschen und ihre Eltern. Er schreibt 
sogar den unzumutbaren Zustand, erwachsene 
Menschen auf Grund der katastrophalen Arbeits-
und Ausbildungsmarktpolitik der Regierungspar-
teien von ihren Eltern weiterhin finanziell abhän-
gig zu halten, weiter fest. Dies ist kein Weg zur Auf-
hebung dieses Zustands. 

DIE GRÜNEN im Bundestag haben mit ihrem 
Antrag im Rahmen des Sofortprogramms zur Be-
kämpfung der Armut einen anderen Weg aufge-
zeigt. Eine Grundabsicherung durch Arbeitslosen-
geld in Höhe von 950 DM auch für Berufsanfänger 
oder -anfängerinnen käme insbesondere dieser 
Gruppe von jungen Erwachsenen zugute. Die 
Gruppe in unserer Fraktion, die diese Position ver-
tritt, würde sich enthalten, wenn sie jetzt anwesend 
wäre. Es gibt dazu auch noch eine andere Auffas-
sung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Für welche 
Gruppe sprechen Sie jetzt?) 

— Das werden Sie gleich merken. 
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Frau Schoppe 
Herr Schlottmann, Sie haben zu der geplanten 

Änderung des Kindergeldgesetzes mit getragener 
Stimme erklärt, die Zahlung der 50 DM, die den 
Eltern zukommen, sei eine familienpolitische Maß-
nahme, als wäre es weiß Gott was. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist es ja auch!) 

Ich will Ihnen einmal sagen: Ich halte diese ganze 
Geschichte nur für einen sozialpolitischen Furz, so! 

(Dolata [CDU/CSU]: Aber Sie kassieren 
den! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Dessenungeachtet habe ich natürlich nichts dage-
gen, wenn die Familien, denen es sowieso schlecht 
geht, diese 50 DM kriegen können. Deshalb unter-
stütze ich die Gruppe, die diesen Antrag mitträgt. 
Das heißt allerdings nicht, daß das für uns der Weg 
sein soll, demnächst auch andere Maßnahmen der 
Regierung mitzutragen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist der 
Einstieg!) 

Ich werde meine Rede an dieser Stelle beenden. 
Ich habe zwar 15 Minuten Redezeit, aber ich will sie 
gar nicht ausnutzen, weil ich denke, die Kürze, in 
der ich meine Ansichten zusammengefaßt habe, ist 
der kleinen sozialpolitischen Handreichung, die 
hier gemacht wird, angemessen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dolata [CDU/

-

CSU]: Kassiert Kindergeld aber redet da

-

gegen!) 

Vizepräsident Westphal: Ich komme hier allzuoft 
in die Verlegenheit, Zwischenbemerkungen machen 
zu müssen. Geschmäcker sind sehr unterschiedlich; 
man kann über sie streiten. Der Geschmack, dem 
Sie hier in einer bestimmten Wortwahl Ausdruck 
verliehen haben, war nicht der Geschmack, der hier 
im Präsidium vertreten wird. 

Jetzt hat der Abgeordnete Eimer das Wort. 

Eimer (Fürth) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich werde hier nicht derartigen 
Wind machen. Lassen Sie mich ein paar Sätze zur 
Gestaltung der Tagesordnung und des zeitlichen 
Ablaufs sagen. 

Wir haben heute morgen über das diffizile Ju-
gendschutzgesetz diskutiert, über das eine ausführ-
liche Diskussion nötig gewesen wäre. Das war in 
zehn Minuten nicht sachgerecht abzuhandeln. 
Heute abend habe ich 15 Minuten Zeit für ein Ge-
setz, das bereits mehrfach angesprochen wurde. 
Über dieses Gesetz herrscht bis auf einen kleinen 
Unterschied — nämlich ob wir bis zum 21. Lebens-
jahr oder bis zum 23. Lebensjahr zahlen sollen — 
Einigkeit. 

Es wird natürlich nicht so leicht auf Redezeit ver-
zichtet. Das führt nicht unbedingt zu einer Sachdis-
kussion, sondern es verführt zur Vergangenheitsbe-
wältigung, zu Schuldzuweisungen und damit zu Är-
ger der Öffentlichkeit gegenüber dem Parlament, 
wenn alte Platten immer wieder neu aufgelegt wer-
den. Zum Thema Jugendschutzgesetz hätte ein 
Streit einen sachlichen und vor allem einen einsich-
tigen Hintergrund. 

Ich will meine Ausführungen zur Änderung des 
Bundeskindergeldgesetzes kurz fassen. 

Erstens. Wir begrüßen den Gesetzentwurf, der für 
arbeitslose Jugendliche bis zum 21. Lebensjahr 
Kindergeld gewährt. 

Zweitens. Wir bleiben beim Alter von 21 Jahren. 

Denn wir müssen uns — drittens — nach der 
Haushaltslage richten. Wohltaten auf Pump können 
wir nicht verantworten. 

(Egert [SPD]: Nur Renten auf Pump!) 

Es wäre ein Wiederbeginn der alten Sünden. 

Viertens. Wir sind dafür, daß möglichst bald auch 
das Problem des Kindergeldbezugs für Vollwaisen 
sozial gerecht geregelt wird. 

Weiterer Worte bedarf es dazu nicht. 

Danke schön. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit. 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Dies ist ein gutes Ge-
setz, und die Bundesregierung freut sich, daß das 
1981 geschaffene Unrecht dadurch beseitigt worden 
ist. 

(Gilges [SPD]: Mein Gott! Großes Wort!) 

Ich habe das Wort nur deswegen ergriffen, um bei 
dieser Gelegenheit noch einmal darzulegen, daß die 
Neugestaltung des Kindergeldrechts und der Kin-
dergeldleistungen Bestandteil eines Gesamtpro-
gramms für unsere Familien ist. Wir haben mit die-
sem Gesetz und mit der Verabschiedung des Geset-
zes über die Stiftung „Mutter und Kind" die ersten 
beiden Bausteine für ein umfassendes familienpoli-
tisches Programm im Bundestag verabschiedet, wo-
bei ich die Jugendschutzgesetzgebung von heute 
morgen in einem größeren Zusammenhang auch 
als Bestandteil der Familienpolitik begreife. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Genauso wie wir diese Gesetze zügig verabschiedet 
haben, wird es auch mit den übrigen Beschlüssen 
der Bundesregierung für eine neue Familienpolitik 
sein — davon bin ich überzeugt —, wenn es nach 
dem Willen der Mehrheit, der CDU/CSU und der 
FDP, geht. 

Wir werden in der Familienpolitik in dieser Le-
gislaturperiode ein neues Kapitel aufschlagen. Ich 
glaube, daß alle Aussagen in der Vergangenheit ne-
gativer Art über die Familienpolitik der Bundesre-
gierung einfach durch die Tatsachen widerlegt sind 
und widerlegt werden. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang darauf auf-
merksam machen, daß die Bundesregierung und 
die Koalitionsparteien im Familienlastenausgleich 
keine Kürzungen vorgenommen haben. Auch wenn 
es immer wieder behauptet wird, ist es dennoch die 
Unwahrheit. Es gibt eine einzige Ausnahme: Wir 
haben das getan, was die Sozialdemokraten zeit- 
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Bundesminister Dr. Geißler 
weise ebenfalls für richtig gehalten haben, aber 
nicht realisieren konnten. Wir waren der Auffas-
sung, daß in einer Zeit knapper Kassen Leute mit 
einem höheren Einkommen mit einem geringeren 
Kindergeld auskommen können, und haben Ein-
kommensgrenzen eingeführt. Ich glaube, das ist 
eine richtige Entscheidung gewesen. 

(Gilges [SPD]: Das alles steht schon zehn

-

mal im Protokoll, Herr Geißler!) 

— Ich sage das deswegen, weil unsere Reden, die 
wir hier im Parlament halten, Gott sei Dank auch 
gelesen werden, Herr Gilges. Ich bin sehr dafür. 
Viele hören nicht mehr zu — außer uns allen mit-
einander. Die Bundesdebatten werden, wie ich sehr 
genau weiß, gelesen. Infolgedessen ist es nicht nur 
das Recht, sondern auch die Pflicht eines jeden von 
uns, hier noch einmal Stellung zu nehmen, auch 
wenn manches, was wir hier sagen, wiederholt wird. 
Es muß die Möglichkeit gegeben werden, den Bür-
gerinnen und Bürgern auch durch eine solche De-
batte ein Konzept zusammenfassend vorgetragen 
zu bekommen. 

Die neue Familienpolitik, deren erste Bausteine 
wir bereits verabschiedet haben, enthält folgende 
Punkte, die wir Zug um Zug realisieren werden: die 
Einführung eines Erziehungsgeldes — eine völlig 
neue familienpolitische Leistung —, die Anerken-
nung von Erziehungszeiten in der Rentenversiche-
rung — ein neues Kapitel in der Rentenversiche-
rung, 

(Egert [SPD]: Alles noch nicht beschlos

-

sen!) 

auch zugunsten der Gleichberechtigung der Frau. 
Wir werden das Kindergeld für Familien mit einem 
niedrigen Einkommen erhöhen. Die steuerliche 
Entlastung, die wir in zwei Stufen vorgesehen ha-
ben, wird für die Familien in die erste Stufe hinein-
genommen und macht den Hauptbetrag der steuer-
lichen Entlastung in der ersten Stufe aus. Das ist 
eine sehr wichtige Entscheidung. 

Darüber hinaus — das darf ich noch einmal sa-
gen — haben wir eine Fülle anderer Maßnahmen 
ergriffen. Ich erinnere an die zusätzlichen Maßnah-
men gegen die Jugendarbeitslosigkeit, an die Auf-
stockung der Mittel bei meinem Kollegen Blüm von 
35 Millionen DM auf 205 Millionen DM. Das heißt, 
was wir hier mit dieser Kindergeldlösung machen, 
ist auch wiederum nur ein Teil, um die Ausbil-
dungsplatzsituation, um die Arbeitsplatzsituation 
junger Menschen entscheidend zu verbessern. 

Auch dies möchte ich hier noch einmal festhalten: 
Sowohl in diesem Jahr als auch im letzten Jahr 
können diese Regierung und die sie tragenden Ko-
alitionsparteien darauf verweisen, daß wir zusam-
men mit Handwerk, Handel und Industrie eine Re-
kordleistung bei der Zurverfügungstellung von Aus-
bildungsplätzen — in diesem Jahr 730 000 Ausbil-
dungsplätze — aufzuweisen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der 
FDP) 

Das sind die realen Leistungen, die wir jungen 
Menschen gegenüber erbringen. Demgegenüber 

wird die Propaganda, die Sie hier vorführen, auch 
in den Köpfen der jungen Menschen in sich zusam-
menbrechen. 

(Lachen bei der SPD) 

Die jungen Leute wissen ganz genau, wer für sie 
nur redet und wer für sie etwas tut. Wir tun etwas 
für junge Menschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der 
FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Herr Abgeordnete Hauck hat darum gebeten, 
nach § 31 der Geschäftsordnung eine Erklärung zur 
Abstimmung abgeben zu dürfen. 

Hauck (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich weiß, ich beginne jetzt 
einen Geschäftsordnungsslalom, und bitte um das 
Wohlwollen des Präsidenten, um durch die Stangen 
zu kommen. Das ist notwendig, weil der Herr Be-
richterstatter nicht zum Bericht gesprochen hat 
und der Berichterstatter als Diskussionsredner 
keine Zwischenfrage zugelassen hat. 

Ich stimme diesem Gesetz zu, bedauere aber, daß 
ich nicht all dem zustimmen kann, was der Aus-
schuß beschlossen hat. Der Ausschuß hat nämlich 
beschlossen, in die Beschlußempfehlung zwei 
Punkte aufzunehmen: erstens das Gesetz in der 
vorliegenden Form anzunehmen und zweitens, die 
Regierung aufzufordern, unverzüglich für die Voll-
waisen gesetzliche Regelungen zu schaffen. Dies ist 
ein Beschluß; so haben wir im Ausschuß disku-
tiert. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das macht die 
Regierung nicht? Das ist ja unerhört!) 

Wir haben es beschlossen, und es ist nicht als 
Punkt 2 in der Beschlußempfehlung enthalten. Es 
gibt doch zwei Punkte: erstens das Gesetz anzuneh-
men, und zweitens wird die Regierung aufgefordert, 
unverzüglich usw. Daß wir das in den Beschluß hin-
einhaben wollten, es aber nicht geschehen ist — — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sicher haben wir das beschlossen. Frau Adam

-

Schwaetzer sagt das auch. 

(Schlottmann [CDU/CSU]: Wir haben das 
diskutiert, Herr Kollege!) 

— Moment, nein! Im Bericht heißt es: „Die Realisie-
rung dieses Vorhabens ist jedoch immer wieder zu-
rückgestellt worden." Das ist also eine kritische Be-
merkung gegen Regierungen. Deswegen wollten 
wir das als Beschluß drin haben. Meine Wortmel-
dung zur Abstimmung sollte bewirken, daß der 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit das so sieht, wie wir es gemeint haben, wenn es 
auch nicht in der Beschlußempfehlung steht. 

(Beifall bei der SPD) 
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Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. 

Ich rufe Art. 1 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/2564 ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
vor. Wer dem Änderungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Bei einigen Enthaltungen ist der An-
trag mit Mehrheit abgelehnt worden. 

Wer Art. 1 in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Bei zwei Enthaltun-
gen ist Art. 1 angenommen worden. 

Ich rufe Art. 2 und 3, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei zwei 
Enthaltungen sind die aufgerufenen Vorschriften 
angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Das Gesetz ist bei zwei Enthaltungen ange-
nommen worden. 

Meine Damen und Herren, ich rufe den Tagesord-
nungspunkt 13 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung von Vorschriften des Arbeitsförde-
rungsgesetzes und der gesetzlichen Renten-
versicherung (Arbeitsförderungs- und Ren-
tenversicherungs-Änderungsgesetz) 
— Drucksache 10/2176 — 

a)  Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 
— Drucksache 10/2569 — 

Bérichterstatter: Abgeordneter Heyenn 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 10/2570 — 

Berichterstatter: Abgeordnete Sieler 
Dr. Friedmann 
Frau Seiler-Albring 

(Erste Beratung 95. Sitzung) 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. — Ich sehe 
dazu keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlos-
sen. 

Das Wort zur Berichterstattung wird gewünscht 
vom Abgeordneten Heyenn. Bitte schön. 

Heyenn (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Gestatten Sie, daß ich als Berichterstatter 
vor der Debatte zum Bericht einige Anmerkungen 
mache. Seit mehr als einem halben Jahr ist be-

kannt, daß die Kürzungen des Haushaltbegleitge-
setzes nicht ausreichen werden, um die Zahlungsfä-
higkeit der Rentenversicherung wenigstens im 
kommenden Jahr, im Jahr 1985, zu sichern, von 
einer langfristigen Finanzierbarkeit der Renten 
einmal ganz abgesehen. Dennoch gab es erst am 
23. Oktober 1984 einen Entwurf der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP, einen Entwurf zur Ände-
rung von Vorschriften des Arbeitsförderungsgeset-
zes und der gesetzlichen Rentenversicherung. 

Wir haben diesen Entwurf im Ausschuß im D-
Zug-Tempo — wenn nicht schneller — beraten müs-
sen. Der Entwurf ist hier im Plenum des Deutschen 
Bundestages in erster Lesung am 26. Oktober ein-
gebracht worden. Der Ausschuß hat in einer außer-
ordentlichen Sitzung am gleichen Tag, am 26. Okto-
ber, einem Freitag, getagt, die Einführung entge-
gengenommen und eine Anhörung beschlossen. Die 
Anhörung fand am 14. November statt. Wir haben 
Ende vergangener Woche das Protokoll der Anhö-
rung mit nahezu hundert Seiten erhalten, gleichzei-
tig die Änderungsanträge der Koalitionsfraktionen, 
und wir haben am 5. Dezember, gestern also, die 
erste und einzige Beratung dieses Gesetzentwurfs 
gehabt. 

Meine Damen und Herren, die Hektik war so 
groß, der Zeitdruck war so groß, daß die Beamten 
des Arbeitsministeriums und des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung gezwungen waren, den 
Entwurf für den Ausschußbericht zu schreiben, ehe 
überhaupt die einzige Beratung im Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung hierzu begonnen hatte. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Ich halte das für ein unmögliches Verfahren. 

(Zurufe von der SPD: Wo gibt es das denn! 
— Die blicken selbst nicht mehr durch!) 

Aber es geht weiter. Ich will Ihnen ein Beispiel 
nennen. Während der Beratungen gestern abend im 
Ausschuß gab es nicht unerhebliche Zweifel an den 
Finanzschätzungen der Bundesregierung, die die 
Mehrkosten für die Verlängerung des Arbeitslosen-
geldes für ältere Arbeitslose in den Jahren 1985 bis 
1988 auf jeweils knapp über 1 Milliarde DM vorsa-
hen. Es wurden Fettpolster in dieser Berechnung 
von der Bundesregierung zugegeben. Es wurde von 
der Bundesregierung zugegeben, daß diese Berech-
nungen basieren auf einer angenommenen Zahl 
von 840 000 Leistungsempfängern, daß aber diese 
Zahl bereits am gestrigen Tag auf 810 000 gesunken 
war und weiter sinken wird. Die Regierung war 
nicht in der Lage, mit uns in einem Dialog über 
diese Zahlen einzutreten, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

sondern hat mir als Berichterstatter erst heute ge-
gen 14 Uhr vier Seiten mit korrigierenden Zahlen 
überreicht — per Eilboten aus dem Ministerium. 

(Zurufe von der SPD: Ummöglich!) 

Der Ausschuß, meine Damen und Herren, war 
daher nicht in der Lage, die Verlängerung der Zah-
lung des Arbeitslosengeldes für ältere Arbeitslose 
z. B. dahin gehend zu erwägen, ob die Polster und 
die falschen Berechnungsgrundlagen für die Ko- 
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Heyenn 
sten in den Jahren 1985 bis 1988 nicht ausgereicht 
hätten, um möglicherweise sogar interfraktionell 
mit dem verlängerten Bezug von Arbeitslosengeld 
unter das 50. Lebensjahr zu gehen. 

(Günther [CDU/CSU]: Das hat die Regie

-

rung gestern aber widerlegt!) 

— Dies ist falsch, Herr Kollege Günther. 

(Günther [CDU/CSU]: Das hat sie gestern 
dargelegt!) 

— Wenn Sie dabei bleiben, will ich Ihnen etwas 
sagen, was ich sonst als Berichterstatter nicht ge-
sagt hätte: Die Bundesregierung hat sich heute 
nachmittag bei mir für gestern im Ausschuß falsch 
dargestellte Zahlen entschuldigt und die richtigen 
Zahlen nachgeliefert. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So arbeiten die! 
— Schreiner [SPD]: Das ist eine reine 

Chaotenregierung!) 

Meine Damen und Herren, von einer sachgerechten 
und verantwortungsbewußten Beratung und Ent-
scheidung kann unter diesen Umständen hier und 
heute nicht die Rede sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Für mich gibt es für diesen im Parlamentarismus 
unentschuldbaren Vorgang keine Rechtfertigung. 
Und die Schuld trägt allein die Bundesregierung. 

Ich habe als Berichterstatter zur zweiten und 
dritten Lesung des Vorruhestandsgeldgesetzes am 
29. März 1984 von dieser Stelle gesagt, daß wir als 
Ausschuß in Zukunft nicht mehr in gleicher Weise 
kooperationsbereit sein könnten, wenn sich der 
Wunsch wiederholen sollte, das Parlament aus poli-
tischen Motiven derart unter Zeitdruck zu setzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies hat sich nun wiederholt. 

(Kirschner [SPD]: Beim Krankenhausge

-

setz auch!) 

Wir haben, um den politischen Willen der Regie-
rung nicht zu behindern, von einer Fristeinrede ab-
gesehen. Ich möchte aber dem Hohen Hause mittei-
len, daß der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
in seiner Sitzung gestern einstimmig beschlossen 
hat, seinen Vorsitzenden, den Abgeordneten Glom-
big, aufzufordern, den Bundesarbeitsminister zu ei-
nem Gespräch über diese Situation 

(Egert [SPD]: Unerträgliche Situation!) 

zu bitten, mit der eindeutigen Aussage, daß jetzt 
endgültig Schluß sei mit dem Mißbrauch unserer 
parlamentarischen Beratungsmöglichkeiten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Wir treten jetzt in die all-
gemeine Aussprache ein. Das Wort hat der Abge-
ordnete Müller (Wesseling) (CDU/CSU). 

Müller (Wesseling) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Heyenn, 
die Einschätzung, daß wir unter Zeitdruck arbeiten  

mußten, kann ich teilen. Aber wir haben früher un-
ter der Regierung der SPD eine noch viel größere 
Hektik gehabt. 

(Schreiner [SPD]: Das ist gar nicht wahr! 
— Weitere Zurufe von der SPD) 

— Natürlich haben wir die gehabt, ich habe das 
doch miterlebt. Ich erinnere nur an das Arbeitsför-
derungs-Konsolidierungsgesetz 1981, Herr Kollege 
Egert. Da haben wir hier 400 Abstimmungen durch-
gepeitscht. Das ist doch nichts Neues. 

Und jetzt will ich Ihnen einmal etwas sagen: 
Wenn wir die Reparaturarbeiten, die immer noch 
notwendig sind, 

(Zuruf von der SPD: Quatsch!) 

abgeschlossen haben werden, werden wir, hoffe ich, 
ein bißchen mehr Ruhe und Geduld haben, die Ar-
beiten zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dann möchte ich noch sagen: Wir haben das doch 
auch unter dem Aspekt getan, daß wir den älteren 
Arbeitslosen, die jetzt länger Arbeitslosengeld be-
ziehen können sollen, helfen und das Gesetz nicht 
noch weiter vor uns herschieben wollten. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Mül-
ler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Egert? 

Müller (Wesseling) (CDU/CSU): Ich habe nur zehn 
Minuten. Ich bitte um Verständnis. 

Ich habe jedenfalls den Beamten im Hause des 
Bundesarbeitsministers ein herzliches Wort des 
Dankes zu sagen, die bis an die Grenze des Erträgli-
chen mitgearbeitet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Egert [SPD]: Für die Schludrigkeiten?) 

Meine Damen und Herren, der vorliegende Ge-
setzentwurf ist doch auch eine Spätfolge der ver-
fehlten Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik der 
SPD. 

(Kirschner [SPD]: Ist doch kalter Kaffee! 
— Lutz [SPD]: Ein unchristliches Verhält

-

nis zur Wahrheit!) 

— Ja, j a, das hören Sie nicht gerne. Aber durch Ihre 
Wirtschafts- und Finanzpolitik sind doch die heuti-
gen Probleme auf dem Arbeitsmarkt und damit 
auch im System der sozialen Sicherung verursacht 
worden. Die Erblast 

(Kirschner [SPD]: Das ist doch Ihre eigene 
Erblast!) 

ist nun einmal hart und bitter. Und Sie, insbeson-
dere Ihr Kanzler, haben in der Spätphase Ihrer Re-
gierungszeit, kurz vor der Wende, doch selbst zuge-
geben, daß Sie mit Ihrer Wirtschafts-, Finanz- und 
Beschäftigungspolitik am Ende waren. 

(Egert [SPD]: Quatsch! — Weitere Zurufe 
von der SPD: Unsinn!) 

Ich will nur einmal die Entwicklung der Arbeitslo

-

sigkeit in den letzten beiden Jahren Ihrer Regie- 
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rungstätigkeit — oder sollte ich besser sagen, Ihrer 
Regierungsuntätigkeit — in Erinnerung rufen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vom Oktober 1980 bis Oktober 1982 

(Egert [SPD]: So billig sind Sie doch sonst 
nicht zu haben!) 

hatte sich die Zahl der Arbeitslosen mehr als ver-
doppelt. Hören Sie gut zu! Sie war von 888 000 auf 
1 920 000 gestiegen, über eine Million mehr Arbeits-
lose in nur zwei Jahren! Das ist die Bilanz, die Ihr 
Versagen jedermann deutlich gemacht hat. Ich 
wundere mich eigentlich darüber, mit welcher Kalt-
schnäuzigkeit Sie immer wieder die Wirtschafts-
und Beschäftigungspolitik der neuen Bundesregie-
rung und der sie tragenden Fraktionen heute kriti-
sieren; 

(Egert [SPD]: Weil die Arbeitslosigkeit wei

-

ter steigt! — Weitere Zurufe von der SPD) 

darüber kann ich mich nur wundern. 

Meine Damen und Herren, die umfassende Sa-
nierung des Haushalts in den letzten beiden Jahren 
hat entscheidend dazu beigetragen, daß wir wieder 
wirtschaftliches Wachstum erreicht haben. 1983 wa-
ren es 1,3 %, und in diesem Jahr werden es trotz der 
Arbeitskämpfe 2,5 % sein, 

(Egert [SPD]: Und wie viele Arbeitslose 
mehr?) 

und dieser Aufwärtstrend setzt sich auch im kom-
menden Jahr fort. Der Sachverständigenrat geht 
davon aus, daß wir 1985 sogar ein Wirtschafts-
wachstum von 3 % erwarten können. 

Und nun, Kollege Egert, rufen Sie: „Wie viele Ar-
beitslose mehr?" Dieser wirtschaftliche Aufschwung 
— und Sie haben j a dieser Tage die Zahlen gelesen 
— zeigt auch Auswirkungen auf dem Arbeitsmarkt. 
Der Anstieg der Arbeitslosigkeit hat sich bereits 
1983 spürbar verlangsamt 

(Egert [SPD]: Auf hohem Niveau!) 

und ist in diesem Jahr zum Stillstand gekommen. 

(Egert [SPD]: Auf hohem Niveau!) 

Wir entdecken immer mehr Silberstreifen am Hori-
zont des Arbeitsmarktes. Ich darf sie Ihnen nen-
nen: 

(Zurufe von der SPD) 

Im Vergleich zum November des vergangenen Jah-
res hat die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen um 
über 27 000 abgenommen; das sind 15 % weniger. Im 
Vergleich zum Vorjahr ist die Kurzarbeit um 48 % 
zurückgegangen, und im Vergleich zum Vorjahr ist 
die Zahl der offenen Stellen um 22 % angestiegen. 
Sie wären in Jubelstürme ausgebrochen, wenn Sie 
diesen Trend mit solchen Zahlen hier einmal hätten 
vorweisen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Egert [SPD]: 
Über zwei Millionen Arbeitslose ist kein 

Anlaß zum Jubel, Herr Kollege!) 

— Natürlich ist das kein Anlaß zum Jubeln, natür-
lich nicht; aber es ist ein Silberstreifen. 

(Zurufe von der SPD) 

Nun lassen Sie mich auch noch die Prognose des 
Sachverständigenrates erwähnen. Die Prognose des 
Sachverständigenrates sagt, daß im nächsten Jahr 
die Zahl der Arbeitslosen um mindestens 100 000 
niedriger liegen wird. Weniger Arbeitslose und 
mehr Beschäftigte kommen sowohl der Kasse der 
Bundesanstalt für Arbeit als auch der Rentenversi-
cherung zugute. 

Meine Damen und Herren, durch unsere Politik 
für mehr Beschäftigung bewirken wir gleichzeitig 
eine Konsolidierung der Finanzen der Sozialversi-
cherung. Wir täuschen uns nicht darüber hinweg, 
daß die Probleme am Arbeitsmarkt weiterhin 
schwierig sind und nicht von heute auf morgen ge-
löst werden können. Was in 13 Jahren falsch ge-
macht wurde, kann aber nicht in zwei Jahren in 
Ordnung gebracht werden. 

(Heyenn [SPD]: So ein Quatsch!) 

Meine Damen und Herren, eine der Folgen der 
hohen Arbeitslosigkeit ist die Zunahme der Arbeits-
losen, die länger als zwölf Monate ohne Beschäfti-
gung sind. 

(Zuruf von der SPD) 

Eine längere Arbeitslosigkeit trifft jeden, aber sie 
trifft im besonderen die älteren Arbeitnehmer, die 
den Aufbau unseres Staates maßgeblich mitgetra-
gen haben. 

(Zuruf von der SPD) 

Durch diese Mitarbeit der älteren Arbeitnehmer ist 
doch aus dem Trümmerhaufen Deutschland unter 
der Regierungszeit von Adenauer und Erhard erst 
wieder ein blühendes Land geworden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Die älteren Arbeitnehmer haben über Jahre hinweg 
regelmäßig Beiträge zur Arbeitslosenversicherung 
gezahlt und müssen jetzt gegen Ende ihres Arbeits-
lebens feststellen, daß sie offensichtlich zum alten 
Eisen gehören, 

(Zuruf von der SPD: Durch Ihre Politik!) 

daß sie nicht mehr gebraucht werden oder daß sie 
die Rationalisierungswelle hinweggefegt hat. Um 
diesen älteren Arbeitnehmern zu helfen, brauchen 
wir jetzt Solidarität, und diese wird durch dieses 
Gesetz herbeigeführt: 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe des 
Abg. Egert [SPD] und des Abg. Heyenn 

[SPD]) 

Wir verlängern für sie die Zahlung des Arbeitslo-
sengeldes von 12 auf 18 Monate. Eine generelle Ver-
längerung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes 
ist derzeit nicht finanzierbar. Ich erinnere nur an 
die Kosten für den Vorruhestand, ein Gesetz, daß 
Sie hier bekämpft haben und das immer mehr ein 
tarifpolitischer Renner wird. 

(Zuruf von der SPD: Sommerschlußver

-

kauf! — Weitere Zurufe von der SPD) 
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Der Verwaltungsrat der Bundesanstalt für Arbeit 
hat einen Haushalt von 33 Milliarden DM verab-
schiedet, der die Kosten für dieses Gesetz, das wir 
jetzt beraten und verabschieden, und die Kosten für 
den Vorruhestand einschließt. 

(Egert [SPD]: Ladenhüter! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 

Ich möchte an dieser Stelle ein Problem anspre-
chen, welches meiner Meinung nach der dringen-
den Klärung bedarf. Ich meine, wir sollten allesamt 
darüber nachdenken, ob nicht die Kriterien für die 
Berücksichtigung der Einkommen unterhalts-
pflichtiger Verwandter bei der Berechnung der Ar-
beitslosenhilfe gemildert werden sollten. Hier gibt 
es meiner Meinung nach Handlungsbedarf. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
zweiten Punkt des vor uns liegenden Gesetzes ei-
nige Sätze sagen. Die Rentenversicherung ist in 
den späten 70er Jahren in eine tiefe Vertrauens-
krise gestürzt worden. Dafür tragen Sie auch die 
Verantwortung. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Wenn man heute Ihre Reden hört, Kollege Lutz, 
wollen Sie doch vergessen machen, daß auch zu 
Ihrer Zeit bereits tiefe Einschnitte im System der 
Rentenversicherung vorgenommen wurden. Aber 
die Rentner haben nicht vergessen, daß die Steige-
rungssätze der Rentenanpassung zwischen 1978 
und 1981 willkürlich gekürzt wurden. 

(Egert [SPD]: Am Ende der Regierung 
Schmidt hatten die Renter 3 % mehr als die 

Arbeitnehmer!) 

— 1978 gab es überhaupt nichts. 

Wir erhöhen heute die Beiträge zur Rentenversi-
cherung um 0,2 %, 

(Egert [SPD]: Sie zahlen Rente auf Pump!) 

um die Finanz- und Liquiditätssituation der Ren-
tenversicherung zu verbessern. Durch die gleichzei-
tige Senkung der Beiträge zur Arbeitslosenversi-
cherung halten wir die Beitragsbelastung stabil. 

(Zuruf von der SPD: Haha!) 

— Natürlich. Beitragsstabilität in der Sozialversi-
cherung ist für uns ein wichtiges Ziel; denn die 
Belastung der Arbeitnehmer ist an der Grenze des 
Erträglichen angekommen. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat im Haushaltsgesetz 1985 weitere Maßnahmen 
zur Verbesserung der Rentenfinanzen beschlossen. 
Ich nenne sie: 

(Egert [SPD]: Verbesserung ist gut!) 

Der Bundeszuschuß an die Rentenversicherung 
wird zeitlich variabel bezahlt. 

(Egert [SPD]: Dies ist Manipulation, nicht 
Verbesserung!) 

Für etwaige Liquiditätsengpässe sind Betriebsmit-
teldarlehen des Bundes bis zu 5 Milliarden DM vor-
sorglich disponiert. 

(Egert [SPD]: Verlorene Zuschüsse aus 
dem Bundeshaushalt!) 

Mit diesen Maßnahmen ist die pünktliche Renten-
zahlung gesichert. 

(Egert [SPD]: Verlorene Zuschüsse! Rente 
auf Pump!) 

Meine Damen und Herren, das Gesetz, das wir 
heute auf Antrag der CDU/CSU- und der FDP-Frak-
tion verabschieden, ist sozialpolitisch vernünftig 
und finanziell solide. 

(Zuruf des Abg. Lutz [SPD]) 

Es sichert die Renten. Es hilft den älteren Arbeitslo-
sen 

(Egert [SPD]: Das glauben Sie doch selber 
nicht, Herr Müller! Sie wissen es doch bes

-

ser!) 

und vermeidet zusätzliche Belastungen für die Bei-
tragszahler. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Heyenn. 

(Lutz [SPD]: Das strengt an!) 

Heyenn (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lieber Kollege Müller (Wesseling), gestat-
ten Sie mir einige Bemerkungen zu dem, was Sie 
gesagt haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es war sehr gut, 
was er gesagt hat! — Schreiner [SPD]: Mül

-

ler [Jämmerling]!) 

— Es war das beste, was man aus Ihrer miesen 
Position überhaupt noch rausholen konnte. Das will 
ich Ihnen zugestehen. 

Wenn Sie hier von älteren Arbeitnehmern reden 
und sagen, für diese müssen Sie das Arbeitslosen-
geld verlängern, will ich Sie nur fragen: Wie halten 
Sie es bei den älteren Frauen, den Trümmerfrauen, 
die nach dem Kriege unsere Städte wieder sauber 
gemacht haben, mit dem Babyjahr? 

(Beifall bei der SPD) 

Da sollten Sie auch einmal in diese Richtung nach-
denken. 

Herr Kollege Müller, was ist denn mit dem Silber-
streif am Horizont, wenn es vielleicht einige Tau-
send weniger Arbeitslose bei heute 2,2 Millionen 
geben mag? 

(Zuruf von der SPD: Den hat Herr Lambs

-

dorff in den letzten Monaten schon 50mal 
gesehen!) 

Dies ist möglicherweise ein Silberstreif für alle an-
deren, aber auf keinen Fall für die Arbeitslosen. 
Was hätten Sie eigentlich zu uns gesagt, wenn wir 
es geschafft hätten, in zwei Jahren 400 000 Arbeits-
lose mehr und 100 000 Beschäftigte weniger zu ha-
ben? 

(Beifall bei der SPD — Kirschner [SPD]: 
Und eine Rente auf Pump!) 

Wie erdreisten Sie sich eigentlich, von unseren 
sicher vorhandenen Schwierigkeiten im Umgang 
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mit der Rentenversicherung zu reden, wenn es Ih-
nen und Norbert Blüm gelingt — einmalig in der 
Geschichte seit über einhundert Jahren! —, daß die 
deutsche Rentenversicherung erstmals Banken an-
pumpen muß, um am Ersten die Renten auszuzah-
len? 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Sauer

-

milch [GRÜNE]) 

Ich wäre sehr viel bescheidener, wenn ich hier von 
vorne für diese Regierung reden müßte. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Die Rentenversicherung war zahlungsunfähig. 
Barmittel fehlten. Da war nichts mehr in der Porto-
kasse. Das stellen Sie sich bitte vor! Man konnte 
sich nur mit Bankkrediten für einige Tage über 
Wasser halten. Dies wird sich im nächsten Jahr wie-
derholen. 

(Zurufe von der SPD und der CDU/CSU) 

Rentner und Versicherte sind irritiert. Sie sind 
empört, daß es im kommenden Jahr vielleicht etwas 
über, möglicherweise sogar unter einem Prozent 
Anpassung gibt. 

Vor wenigen Wochen hat der Arbeitsminister sei-
nen Rentenanpassungsbericht vorgelegt. Da kann 
man von Fehlbeträgen im Fünfzehnjahreszeitraum 
von über 100 Milliarden DM lesen. Bringen Sie das 
doch bitte einmal ein, und vergleichen Sie dies mit 
Ihren Aussagen, es sei eine solide Finanzgrundlage 
vorhanden. 

(Zuruf von der SPD: Da sieht man mal, was 
die als solide betrachten!) 

Diese Grundlage ist unsolide. 

(Beifall bei der SPD — Schreiner [SPD]: 
Nicht mal ein Silberschweif!) 

Sie wirtschaften auch nach der Verabschiedung die-
ses Gesetzes weiter auf Pump. Dies hat der Arbeits-
minister zu verantworten. Wer hat nicht noch im 
Ohr, wie häufig er hier gestanden und gesagt hat, 

(Günther [CDU/CSU]: Der Herr Blüm 
kommt gleich wieder!) 

Schulden machen sei unsozial, Verschuldung ab-
bauen sei sozial. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Und wer macht jetzt Schulden in der Rentenver-
sicherung? Wer muß jetzt zur Deutschen Bank ge-
hen und pumpen, damit die Renten gezahlt werden 
können? 

(Beifall bei der SPD — Pfui-Rufe von der 
SPD — Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ja 

nicht wahr!) 

Anspruch und Wirklichkeit des Norbert Blüm. Da 
liegen Welten dazwischen. 

(Zurufe von der SPD) 

Außerdem erinnern Sie sich bitte: Wir haben Ih-
nen die Rentenversicherung mit einer Schwan-
kungsreserve von 20 Milliarden DM hinterlassen. 
Heute, Ende 1984, sind es keine 12 Milliarden mehr. 
Wer ist denn daran schuld? Wer hat denn zugelas-

sen, daß aus der Rentenversicherung jährlich 5 Mil-
liarden DM zu Lasten der Rentner, die er schützen 
wollte, zugunsten von Subventionen genommen 
wurden, die mit der Gießkanne gestreut werden? 

(Lutz [SPD]: Dieser Blüm war das! — Zuruf 
von der CDU/CSU: Arbed-Saarstahl!) 

— Und die Landwirte, ich weiß. 

Dabei hätten Sie es so leicht gehabt, die desolate 
Situation zu beheben: Sie hätten unserem Antrag in 
der letzten Woche zustimmen können, die Beiträge 
für die Arbeitslosen an die Rentenversicherung 
wieder anzuheben. 

(Beifall des Abg. Egert [SPD] — Günther 
[CDU/CSU]: Wer bezahlt's? — Weiterer Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Der Steuerzahler!) 

— Natürlich der Steuerzahler. Oder ist Arbeitslosig-
keit kein gesamtgesellschaftliches Problem, Herr 
Kollege Günther? Sollen das die Arbeitslosen al-
leine bezahlen? 

(Günther [CDU/CSU]: Also die Steuerzah

-

ler, okay! Das wollte ich nur wissen!) 

Ich glaube, es ist ein Beweis für Untätigkeit, daß 
die Probleme mittel- und langfristiger Art von die-
ser Regierung nicht angepackt werden, daß man 
versäumt, die sozialen Systeme wieder auf eigene 
Füße zu stellen und unabhängig zu machen von der 
Gnade des Finanzministers. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Wir fordern Sie auf, Herr Bundesarbeitsmini-
ster, 

(Egert [SPD]: Aber der weiß auch nicht, 
was er tut!) 

Ihre Pläne zur Strukturreform den Bürgern nicht 
vorzuenthalten bis nach der Wahl 1987, sondern sie 
jetzt auf den Tisch zu legen. 

(Beifall bei der SPD — Lutz [SPD]: Ehrlich 
werden!) 

Meine Fraktion hat vor zwei Tagen einen umfas-
senden Rentenreformentwurf verabschiedet. Ich 
glaube, wir beweisen damit, daß es möglich ist, 
durch eine langfristig angelegte Strukturreform 
nicht nur eine Hinterbliebenenversorgung nach 
dem Modell der Teilhaberente und den Ausbau der 
Rente nach Mindesteinkommen zu finanzieren, 
sondern darüber hinaus die Rentenversicherung 
von den Risiken des Arbeitsmarktes zu entlasten 
und für die Bewältigung der demographischen Risi-
ken der kommenden Jahrzehnte vorzusorgen. 

Unsere Rentenformel verteilt künftige Belastun-
gen sozial ausgewogen auf Rentner, Beitragszahler 
und den Staat. Wir haben dem Arbeitsminister, 
Herrn Blüm, wiederholt Kooperation bei der Bewäl-
tigung der großen Strukturfragen unserer Alterssi-
cherung angeboten. Ihre Antwort — Sie wissen es 
selbst — waren leere Worte und keine Taten. 

(Egert [SPD]: Flickscliusterei!) 
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Wir Sozialdemokraten treten nunmehr den Be-

weis an, daß wir der Bundesregierung konzeptionell 
weit voraus sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie verfrühstük

-

ken unsere Zukunft, da sind Sie weit vor

-

aus!) 

Aber wir begreifen unseren Entwurf auch als Ko-
operationsangebot und als Versuch eines über Par-
teigrenzen hinausgreifenden Konsenses. Herr Ar-
beitsminister, wenn Sie über Ihren Schatten sprin-
gen, haben Sie die Chance, in Zukunft auf solche 
erbärmlichen Gesetze wie das, über das wir heute 
beraten, zu verzichten. 

Lassen Sie mich kurz zu den anderen Themen 
dieses Gesetzes Stellung nehmen. Ich halte es 
schon für beinahe skrupellos, der Bundesanstalt für 
Arbeit bei unverändert hoher Massenarbeitslosig-
keit dringend benötigtes Beitragsaufkommen im 
Rahmen des Verschiebebahnhofs zu entziehen. Not-
wendig ist eine ausreichende Absicherung gegen 
die Folgen der Arbeitslosigkeit; notwendig sind 
auch Maßnahmen zur Wiederherstellung des vor 
dem 1. Januar 1983 geltenden Rechts nach dem Ar-
beitsförderungsgesetz. 

(Egert [SPD]: Sehr wahr!) 

Sie haben einen einzigen Punkt aus unseren For-
derungen aufgegriffen, sozialdemokratisches Ge-
dankengut übernommen, und das ist die Verlänge-
rung der Anspruchsdauer für den Bezug von Ar-
beitslosengeld. Wir sind uns darin einig. Die Verlän-
gerung allerdings nur über ältere Arbeitnehmer 
vorzusehen, ist in keiner Weise ausreichend. Das ist 
zwar ein Schritt in die richtige Richtung; aber wir 
sagen: ein zu kleiner Schritt. 

Niemand kann erklären, warum z. B. Arbeitslose 
mit 30 oder 40 Jahren, die lange im Arbeitsleben 
gestanden haben, die eine Familie haben, von der 
Verlängerung dieses Bezuges ausgeschlossen wer-
den. Denn Sie, die Sie soeben über Familienpolitik 
gesprochen haben, wissen doch, daß gerade in die-
sen Familien mit mehreren Kindern der Weg zur 
Sozialhilfe nach Auslaufen des Arbeitslosengeldes, 
beinahe schon der Normalfall ist. Also Verlänge-
rung der Bezugsdauer ja, aber für alle Altersgrup-
pen, keine willkürlich gezogenen Grenzen! 

Die Verlängerung der Sperrzeit, meine Damen 
und Herren, ist nichts anderes als ein Finanzie-
rungsinstrument. Sie greifen den Arbeitslosen zu-
sätzlich in die Tasche. 

(Egert [SPD]: Das ist wohl wahr!) 

Das Argument der Notwendigkeit des Schutzes vor 
Mißbrauch ist an den Haaren herbeigezogen, ist 
reine Koalitionsideologie. 

(Lutz [SPD]: Sehr wahr!) 

Die Verschärfung der Sperrzeiten ist lediglich ein 
Instrument, um Druck auf Arbeitnehmer und Ar-
beitslose auszuüben, schlechtere Arbeitsbedingun-
gen zu akzeptieren. 

(Lutz [SPD]: Pfui Deibel!)  

Außerdem: Wie ist es eigentlich? Können wir Eigen-
kündigungen in der Regel als mutwillig bezeich-
nen? — Ich glaube, nein. Aber die Verschärfung der 
Sperrzeiten bringt Geld in Ihre Kassen, spart Aus-
gaben in Höhe von sage und schreibe 250 Millionen 
DM im Jahr. Wenn ich mir jetzt überlege, daß Sie 
den Rückgang des Engagements durch die Bundes-
anstalt in der Arbeitslosenhilfe dazu benutzen, um 
das Babyjahr zu finanzieren, und das Geld nicht für 
die 2,2 Millionen Arbeitslosen einsetzen, dann ist 
dies nach meinem Empfinden zynisch. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/

-

CSU: Das stimmt doch gar nicht!) 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. In Ihrem 
Entwurf steht unter C — Alternativen —: Keine. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich glaube, damit kommen Sie im Rahmen Ihrer 
politischen Gestaltungsmöglichkeiten bei Null an. 
Wir haben Ihnen Alternativen vorgelegt. 

Lassen Sie mich zusammenfassend sagen, meine 
Damen und Herren: Der Verlängerung der An-
spruchsdauer für ältere Arbeitslose stimmen wir zu. 
Das ist zwar ein kleiner Schritt, aber die Richtung 
stimmt. Zweitens: Die Verschärfung der Sperrzei-
ten lehnen wir ab. Diese Maßnahme ist unbarmher-
zig. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens: Die Beitragsverschiebung lehnen wir ab. 
Sie ist für uns „Blümschusterei"; die Rente auf 
Pump bleibt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Sie haben Verständnis dafür, daß wir in dieser 
Situation, bei dieser Sachlage, dem Gesetzentwurf, 
diesem Machwerk, insgesamt unsere Zustimmung 
verweigern müssen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD — Lutz [SPD]: Ein 
übles Machwerk! — Gegenrufe von der 

CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Cronenberg. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Der erste Teil 
der Ausführungen des Kollegen Heyenn hat sich im 
Ton und in der Argumentation deutlich von dem 
kollegialen, vernünftigen Beratungsverhalten der 
SPD-Fraktion und der GRÜNEN unterschieden. Ich 
möchte die Gelegenheit wahrnehmen, mich für das 
zügige und kollegiale Verhalten der Kollegen in al-
ler Form zu bedanken. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das habe ich bei der früheren Opposition getan und 
tue es selbstverständlich auch heute. 

(Zuruf von der SPD: Ein kleiner Zyniker!) 

— Nein, das ist nicht zynisch. Ich meine das ge-
nauso ehrlich, wie ich es hier sage. Nein, dem 
möchte ich doch sehr deutlich widersprechen. 
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Cronenberg (Arnsberg) 
Ich möchte auch deutlich machen, daß ich die 

gemeinsame Entschließung des Ausschusses, den 
Bundesarbeitsminister zu bitten, uns nicht in einen 
solchen Beratungsnotstand zu bringen, durchaus 
ernst nehme. Ich bin auch sicher, daß Norbert Blüm 
und sein Haus sich bemühen werden, uns dies zu 
ersparen. Sie können versichert sein: Der Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung hat dies ja 
nicht aus Lust und Dollerei getan, sondern er wollte 
in der Not die Voraussetzungen dafür schaffen, daß 
die Beitragssituation am 1. Januar geklärt ist. 

(Zurufe von der SPD) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich habe mir 
die Mühe gemacht, noch einmal die Debatte anläß-
lich der ersten Lesung am 26. Oktober nachzulesen. 
Mit allem Freimut möchte ich sagen: Es ist mir 
nicht möglich gewesen, neue Argumente zu finden. 
Mit anderen Worten: Ich möchte zunächst einmal 
auf meine damaligen Ausführungen verweisen. Das 
erspart Ihnen Zeit, und es braucht auch weniger 
gedruckt zu werden. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Deswegen kann ich zusammenfassend feststel-
len: Durch dieses Gesetz werden die kurzfristig auf-
getretenen Liquiditätsprobleme gemildert. Ich kann 
noch einmal feststellen: Ursache war keine Fehlkal-
kulation, sondern waren Tarifverträge, die nicht 
nur Lohnerhöhungen, sondern auch mehr Freizeit 
zum Inhalt hatten. Freizeit aber ist keine Bemes-
sungsgrundlage für Sozialversicherungsbeiträge. 

(Heyenn [SPD]: Das ist aber nur ein klei

-

ner Teil der Beträge!) 

Das Gesetz ist kein Lösungsvorschlag für die 
langfristigen Strukturprobleme. Das hat auch nie-
mand behauptet. Wir haben immer erklärt, daß die 
Lösung der langfristigen Strukturprobleme unserer 
Rentenversicherung in dieser Legislaturperiode be-
gonnen und in der nächsten Legislaturperiode ab-
geschlossen werden muß. Dabei — das kann man 
nicht oft genug wiederholen — muß darauf hinge-
wiesen werden, daß es keine Tabus gibt, weder im 
Rentenniveau noch in der Beitragshöhe. 

(Heyenn [SPD]: Interessant zu hören!) 

Vizepräsident Westphal: Es ist eine Zwischen-
frage gewünscht. Der Redner stimmt zu. Das Wort 
hat der Abgeordnete Glombig. 

Glombig (SPD): Ich danke Ihnen, Herr Kollege 
Cronenberg. 

Herr Kollege Cronenberg, ist es Ihnen immer 
noch nicht eingegangen, daß das, was bei den Tarif-
verhandlungen im Jahre 1984 auf die Arbeitszeit-
verkürzung entfällt, materielle Auswirkungen für 
die gesetzliche Rentenversicherung und andere So-
zialversicherungsträger dieses Jahr noch nicht hat, 
weil diese Bestimmungen alle erst im Jahre 1985 in 
Kraft treten? 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Es ist nicht zu be-
streiten, daß die Hauptauswirkungen in 1985 liegen. 
Es ist aber ebensowenig zu bestreiten, daß die Erhö-
hungen für 1984 unter Berücksichtigung dieser Re-

gelung so niedrig waren. Insofern ist der Sachzu-
sammenhang selbstverständlich gegeben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, Sie wissen, 
daß wir nachhaltig immer wieder für Beitragsstabi-
lität eintreten, und zwar im Interesse der Arbeit-
nehmer und im Interesse der Wirtschaft, weil Ar-
beit nicht verteuert werden soll. Deswegen ist es 
selbstverständlich, logisch, vernünftig und richtig, 
die Möglichkeiten zur Beitragssenkung in der Ar-
beitslosenversicherung wahrzunehmen. Wir haben 
sie noch nicht einmal ausgeschöpft, sondern haben 
— Gott sei Dank und erfreulicherweise mit Zustim-
mung des ganzen Hauses — für die älteren Arbeit-
nehmer, die längerfristig arbeitslos sind, längere 
Arbeitslosengeldzahlungen vereinbart. 

(Zuruf des Abg. Heyenn [SPD]) 

Lassen Sie mich bitte noch zu der berühmten 
Behauptung „Renten auf Pump" ein paar Bemer-
kungen machen. Der kurzfristige Kredit, Kollege 
Heyenn, der den Rentenversicherungsträgern zu-
sätzlichen Spielraum gibt, sorgt dafür, 

(Erneuter Zuruf des Abg. Heyenn [SPD]) 

daß zwei Dinge geschehen: erstens, daß die Renten-
versicherungsträger nicht gezwungen sind, ange-
legtes Vermögen zum falschen Zeitpunkt auflösen 
zu müssen. Zweitens ist durch die Konkretisierung 
der Bundesgarantie gewährleistet, daß die Auszah-
lung der Renten sicher ist. Ich habe nie bestritten, 
daß das auch früher der Fall war, auch wegen der 
Bundesgarantie. Diese Ausgestaltung der Bundes-
garantie und die veränderten Zahlungsmodalitäten 
führen dazu, daß die Rentenversicherungsträger 
nicht Zinsverluste, sondern Zinsgewinne haben. 
Dies wiederum müßte den Sozialpolitiker Heyenn 
und alle Sozialpolitiker hier im Hause erfreuen. 

(Heyenn [SPD]: Ein schwacher Trost!) 

— Das ist kein schwacher Trost, sondern eine Fest-
stellung, der man bei objektiver Bewertung durch-
aus leicht zustimmen kann. 

(Zuruf des Abg. Lutz [SPD]) 

Alles in allem möchte ich feststellen, daß durch 
diese beiden Maßnahmen — Absenken der Bei-
träge für die Arbeitslosenversicherung und Erhö-
hung der Rentenversicherungsbeiträge — die Ge-
samtbelastung mit Sozialversicherungsbeiträgen 
gleich bleibt, und ein beachtlicher Beitrag zur Liqui-
ditätsverbesserung der Rentenversicherung erfolgt 
ist. Das heißt, alles das, was wir vom Gesetz erwar-
tet haben, ist erfüllt. Insofern fällt es uns überhaupt 
nicht schwer, dem Gesetz zuzustimmen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Frau 
Abgeordnete Potthast. 

Frau Potthast (GRÜNE): Herr Präsident! Verehr-
tes, leeres Hohes Haus! 

(Abg. Schreiner [SPD]: Häuschen!) 
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Frau Potthast 
Herr Cronenberg, ich gebe Ihnen recht; denn es ist 
doch wirklich immer dasselbe. Dieser ganze Schlag-
abtausch ist letztendlich eine Farce. Das wissen Sie, 
das weiß ich, das wissen die Kollegen von der SPD, 
Zeitdruck hin, Unfähigkeit des Ministeriums her. 
So begründet die Vorwürfe des Kollegen Heyenn 
auch sind — ich teile sie; so etwas nennt man dann 
wahrscheinlich kollegiale Solidarität —, es ist doch 
wirklich unsinnig, sich vorzumachen, daß auch nur 
ein einziges Gesetz anders ausfiele, als es der Re-
gierung und den Regierungsparteien genehm ist, 
selbst wenn wir mehr Zeit hätten; leider. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mehrheitsfra

-

ge!) 

Hier wird in erster Linie mit Geld jongliert, und 
zwar vor dem Hintergrund einer immer weiter um 
sich greifenden Armutswelle, hervorgerufen durch 
unsoziale Haushaltsbegleitgesetze aus dem letzten 
Jahr, durch Rationalisierungsschübe, durch Steuer-
entlastungsgesetze für Unternehmer, für Besser-
verdienende. Vor dem Hintergrund dieser Armuts-
welle, die immer mehr Menschen aus dem Produk-
tionsprozeß ausgrenzt — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Immer dassel

-

be!) 

ältere Menschen, Jugendliche und durch alle Grup-
pen hindurch insbesondere Frauen — hat die Bun-
desanstalt für Arbeit einen Überschuß in Milliar-
denhöhe. Das ist für die Menschen draußen nur 
schwer vorstellbar. Einsichtig ist es überhaupt 
nicht. 

Deshalb wird einer Gruppe von Arbeitslosen, 
nämlich den älteren Langzeitarbeitslosen, etwas 
gegeben — statt 12 Monate Arbeitslosengeldbezug 
jetzt 18 Monate für alle, die älter als 49 sind und 
sieben Jahre lang beitragspflichtig gearbeitet ha-
ben —, während gleichzeitig einer anderen Gruppe 
von Arbeitslosen, nämlich all denjenigen, die von 
der Verschärfung der Sperrzeit betroffen sein wer-
den, Arbeitslosengeld genommen wird. 

Sosehr ich es auch begrüße, daß Sie mit diesem 
Gesetz älteren Arbeitnehmern eine kleine Erleich-
terung zukommen lassen wollen: Bei genauer Be-
trachtungsweise zeigt sich, daß es sich dabei gerade 
um ein winziges Trostpflästerchen handelt. Ein 
Kerzchen vor Weihnachten, erst eins, dann zwei, 
dann drei, dann vier, und dann stehen an Stelle des 
Christkinds wieder Arbeitslosigkeit, Perspektivlo-
sigkeit vor der Tür. Denn die Probleme eines 50jäh-
rigen Arbeitslosen sind nach weiteren sechs Mona-
ten wieder dieselben: von dem Bezug des Arbeitslo-
sengeldes in die Arbeitslosenhilfe zu stürzen, sich 
demütigenden Bedürfnisprüfungen unterziehen zu 
müssen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo gibt es denn 
das?) 

um sich nach der Veräußerung des langjährig er-
sparten Eigentums als Sozialhilfeempfänger wie-
derzufinden. Das heißt, Sie verschieben das Pro-
blem um ganze sechs Monate. 

(Zuruf von den GRÜNEN: So ist es! — Gün

-

ther [CDU/CSU]: So ein Quatsch!) 

Sie argumentieren ständig damit, daß es unge-
recht sei, einen Menschen, der 30 Jahre lang Bei-
träge gezahlt habe, finanziell genauso abzusichern 
wie eine Person, die nur drei Jahre lang Beiträge 
gezahlt habe. Das Argument hat sogar etwas für 
sich. Aber nur dann, wenn Sie davon ausgehen, daß 
alle Menschen ähnliche Chancen haben, um über-
haupt einen Erwerbsarbeitsplatz zu finden. Aber 
was ist denn eigentlich mit all den Frauen, die über-
haupt gar nicht erst in die Lage kommen, eine kon-
tinuierliche Berufsbiographie vorzuweisen? Was ist 
mit den Frauen, die nicht zu den Beitragszahlern 
gehören können, weil sie auf Grund ihrer Gebärfä-
higkeit schon von vornherein im Erwerbsleben dis-
kriminiert werden, konkurrieren müssen mit Män-
nern, die ihnen ständig vorgezogen werden, weil die 
Gesellschaft den Frauen die Rolle zuschiebt, verant-
wortlich für Kinder und Küche zu sein, so daß sie 
erst gar nicht in die Lage kommen, Beiträge an die 
Sozialversicherung abzuführen? 

Oder was machen Sie mit all den Jugendlichen, 
für die es weder genügend Arbeitsplätze noch Aus-
bildungsplätze gibt? Frauen, Mädchen und Jugend-
liche gehören zu den Langzeitarbeitslosen, die von 
diesem kleinen Trostpflästerchen nichts, aber auch 
überhaupt nichts haben. Im Gegenteil. Denn das, 
was an Mehrausgaben auf die Bundesanstalt für 
Arbeit zukommt, müssen Sie sich zumindest in klei-
nen Portionen wieder holen. Deshalb und nur des-
halb sind Sie auf die Idee gekommen, die Sperrzeit 
von zwei auf drei Monate zu verlängern. Denn das 
bringt wieder Geld, zwar nur einen Teilbetrag, aber 
immerhin. 

Sie behaupten, daß Menschen, die ihren Arbeits-
platz aufgeben, höchst unsolidarisch handeln, da sie 
ja der Gemeinschaft anschließend zur Last fallen. 
Aber was ist denn mit all den Ausländern und Aus-
länderinnen, die auf Grund von zunehmender Aus-
länderfeindlichkeit aus dem Betrieb geekelt wer-
den? Was ist mit den Frauen, die am Arbeitsplatz 
sexuell belästigt werden? Diese Frauen stellen Sie 
vor die Alternative, entweder drei Monate 
lang — —

(Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Das ist eine Be- 
leidigung der Arbeitnehmer, was Sie da 
von sich geben! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Sie wissen doch genausogut wie ich, daß sexuelle 
Belästigung am Arbeitsplatz in der Regel tatsäch-
lich stattfindet. 

(Vogt [Düren ] [CDU/CSU]: Sie haben von 
der Arbeitswelt keine Ahnung!) 

Was machen Sie denn mit diesen Frauen, die Sie 
nämlich anschließend genau vor die Alternative 
stellen, drei Monate lang keinen Pfennig Geld mehr 
für ihren Lebensunterhalt zu erhalten oder ein un-
erträgliches Betriebsklima weiter durchzuhalten? 

(Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Eine pauschale 
Arbeitnehmerbeschimpfung!) 

Denken Sie auch mal daran, daß gerade diese Frau-
en, die am Arbeitsplatz entweder vom Chef oder 
von den Kollegen sexuell belästigt werden und kün-
digen wollen, in aller Regel den Grund für ihre 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 108. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 6. Dezember 1984 	8111 

Frau Potthast 
Kündigung verheimlichen, weil nämlich das Thema 
Sexismus am Arbeitsplatz sowohl für Sie als auch 
für die Gesellschaft immer noch ein Tabu-Thema 
ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abg. 
Heyenn [SPD]) 

Diese Frauen werden leider in den seltensten Fäl-
len eine Widerspruchstelle in Anspruch nehmen. 
Denn die Angst vor der Öffentlichkeit, Schamge-
fühl, Peinlichkeit, alles das sind verständliche 
Gründe. 

Diese Sperrzeitenverschärfung empfinden wir als 
unzumutbar. Wenn Sie wirklich einmal darüber 
nachdenken würden, müßten Sie mir recht geben. 

Auf den Verschiebebahnhof, den Sie mit der An-
hebung von 0,2 % der Beiträge zur Rentenversiche-
rung bei gleichzeitiger Senkung der Beiträge zur 
Arbeitslosenversicherung in die Wege geleitet ha-
ben, will ich hier nicht mehr so genau eingehen; 
denn das ist schon an anderer Stelle gemacht wor-
den. Ich bitte Sie, greifen Sie die Probleme doch ein-
mal so an, daß Sie nicht nur immer versuchen, kurz-
fristig Löcher, die Sie ja bei der Rentenversiche-
rung selbst eingerissen haben, indem Sie die Bei-
träge für Arbeitslose willkürlich abgesenkt haben, 
höchst notdürftig zu stopfen. 

Ich komme zum Schluß. Wenn Sie diesen offen-
sichtlichen Fehler wieder rückgängig machen wür-
den, stände die Rentenversicherung nicht vor den 
Liquiditätsschwierigkeiten, die sie heute hat. Legen 
Sie also bei den Beiträgen für Arbeitslose an die 
Rentenversicherung wieder den Bruttolohn zugrun-
de, und Sie könnten sich das Verschieben zwischen 
den einzelnen Sozialversicherungszweigen sparen. 
Wenn Sie darüber hinaus unserer Forderung nach 
Erhöhung des Bundeszuschusses an die Renten-
versicherung nachgeben würden, hätten Sie sich 
mittelfristig zumindest ... 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete, Ihre 
Redezeit ist beendet. 

Frau Potthast (GRÜNE): ... die Probleme vom 
Hals geschafft, die Sie ansonsten noch lange Zeit 
begleiten werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Wir verlängern die Dauer der Gewährung des 
Arbeitslosengeldes für ältere Arbeitslose. Das ist 
die beste und wichtigste Nachricht des Tages. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich habe sehr viel Ver-
ständnis für die Beschwerden des Ausschusses, un-
ter welchem großen Zeitdruck gearbeitet werden 
mußte. Ich möchte mich noch ausdrücklich für die 
Bereitschaft bedanken, dieses Gesetz noch vor 
Weihnachten unter Dach und Fach zu bringen. Es 
geht ja nicht um uns, es geht nicht um Regierung  

und Opposition, sondern es geht um Arbeitslose 
und Rentner. Wir dürfen nie vergessen, für was wir 
hier Politik machen. 

Ich wollte ausdrücklich Dank sagen. Daß wir un-
ter großem Zeitdruck arbeiten müssen, das hängt 
auch mit dem großen Problemdruck zusammen, un-
ter dem diese Regierung steht. Deshalb weise ich in 
aller Gelassenheit und mit großer Entschiedenheit 
den Vorwurf der Unfähigkeit der Mitarbeiter des 
Arbeitsministeriums zurück. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die arbeiten bis an die Grenze der Erschöpfung 
wegen der Probleme, die Sie uns hinterlassen ha-
ben. 

(Oho-Rufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zur 
Lage der älteren Arbeitslosen nur wenige Bemer-
kungen machen. 400 000 Arbeitslose sind über 50 
Jahre alt. Also jeder fünfte Arbeitslose ist ein Ar-
beitsloser über 50 Jahre. 30 % jener Arbeitslosen, die 
länger als ein Jahr ohne Arbeit sind, kommen aus 
dem Kreis derjenigen, die über 50 Jahre alt sind. 
Wenn wir uns also den Fünfzigj ährigen und Älteren 
zuwenden, deren Arbeitslosigkeit im Durchschnitt 
doppelt so lange dauert wie die Arbeitslosigkeit der 
Zwanzigjährigen, dann machen wir eine gezielte 
Sozialpolitik. Wir wenden uns denjenigen zu, die die 
Hilfe am meisten brauchen. Das ist — wie ich zu-
gebe — nicht die Sozialpolitik mit der Gießkanne. 

Es gibt auch die sachliche Begründung, nämlich 
daß der Ältere, im Normalfall der Fünfzigjährige, 
auch länger Beitrag gezahlt hat als der Zwanzigjäh-
rige. Es entspricht wiederum meinen Solidaritäts-
vorstellungen, daß derjenige, der länger in die Soli-
darkasse gezahlt hat, auch einen Anspruch darauf 
hat, länger aus der Solidarkasse unterstützt zu wer-
den. 

Ich denke, daß wir den Älteren auch deshalb hel-
fen sollten, weil ein Umsteigen in die Arbeitslosen-
hilfe ja nicht nur Einkommensverlust, sondern 
auch den Verlust von Anrechnungszeiten bedeutet. 
Denken Sie daran, daß sich möglicherweise ein äl-
terer Arbeitnehmer ein Zweifamilienhaus sauer 
von seinem Lohn abgespart und auf Urlaubsfahrten 
verzichtet hat. Sollten wir ihn nicht so weit es geht 
vor der Arbeitslosenhilfe bewahren? Sollten wir 
demjenigen, der treu und brav seinen Beitrag gelei-
stet hat, nicht unterstützend unter die Arme grei-
fen? Sie sehen, das ist keine Sozialpolitik aus Lehr-
büchern, sondern das ist eine Sozialpolitik, die ihre 
Anregungen aus dem Leben erhält. 

Wir entschärfen erstens die Arbeitslosenhilfe, wir 
entlasten zweitens auch die Sozialhilfe und drittens 
ist das auch eine Geste gegenüber den älteren Mit-
bürgern. 

Lassen Sie mich auch zur Rückseite der Medaille, 
zur Sperrzeitverlängerung Stellung nehmen. Auch 
das stelle ich unter das Gebot der Solidarität. Bei 
über zwei Millionen Arbeitslosen müssen diejeni-
gen, die einen Arbeitsplatz haben, sorgsam mit ih-
rer Kündigung umgehen. Ich denke, sie sollten erst 
kündigen, wenn sie einen neuen Arbeitsplatz in der 
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Bundesminister Dr. Blüm 
Hand haben. Die können sich die Arbeitsplatzsuche 
doch nicht aus der Solidarkasse bezahlen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir verlängern die Sperrzeiten — die ja nichts 
Neues sind —, wenn ohne „wichtigen Grund" ge-
kündigt wird. Sie sehen, es ist ein Gebot der Solida-
rität derjenigen, die Arbeit haben, darauf Rücksicht 
zu nehmen, daß die Bundesanstalt für Arbeit ihr 
Geld für wichtigere Sachen braucht, als für die Ar-
beitsplatzsuche derjenigen, die schon Arbeit ha-
ben. 

Als wir hier vor zwei Jahren vor Ihnen standen, 
hatten wir bei der Bundesanstalt für Arbeit ein De-
fizit in Höhe von 13 Milliarden DM. Halten Sie es 
nicht für ein Wunder, daß wir uns schon wieder 
über die Verwendung von Überschüssen streiten 
können? Vor zwei Jahren hätte uns das auch nie-
mand zugetraut. Wir haben diesen Erfolg nicht — 
wie Sie unterstellen — dadurch erreicht, daß wir die 
Arbeitsmarktinstrumente der Bundesanstalt zer-
trümmert hätten. Wir haben die Zahl der ABM-
Maßnahmen verdreifacht; die Ausgaben für Um-
schulung und Fortbildung sind um 20 % höher. Das, 
was Sie gestern auf Ihrem Kongreß gefordert ha-
ben, ABM-Maßnahmen zu verlängern, die Bezugs-
dauer von Arbeitslosengeld für die älteren Arbeits-
losen zu verlängern sowie Arbeitsmarktinstru-
mente zu verbessern, haben wir gemacht. Während 
Sie noch am Bestellschein herumbasteln, haben wir 
schon den Lieferschein zugestellt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Sagen Sie doch mal Herrn Lafontaine, daß er nicht 
mehr auf der Höhe der Zeit ist. Er hat Verspätung; 
was er gestern gefordert hat, haben wir längst ge-
macht. 

Heute werden wir die Verlängerung der Bezugs-
dauer des Arbeitslosengeldes für die Älteren — ich 
hoffe, mit Ihrer Hilfe — beschließen. 

Lassen Sie mich auch etwas in aller Kürze zur 
„neuen Armut" sagen. Sicherlich, Arbeitslosigkeit 
ist Mangel. Das Schicksal der Arbeitslosigkeit be-
deutet nicht nur materielle Einbuße; das weiß ich 
auch. Aber ein Horrorgemälde vom Elend zu ent-
werfen, das Katastrophenbild einer Massenarmut 
zu zeigen, das läßt Ihre eigenen Früchte, nämlich 
am Ausbau des Sozialstaates mitgewirkt zu haben, 
verfaulen. Damit demontieren Sie sich selber. Gott 
sei Dank haben wir einen Sozialstaat, der das 
Elend, das in der Dritten Welt herrscht, bei uns ver-
meidet. Deshalb sollten Sie mit dem Wort sparsam 
umgehen. 

(Zurufe von der SPD) 

Wer das so inflationär verwendet, der handelt zy-
nisch gegenüber denjenigen, denen es in der Drit-
ten Welt wirklich elend geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wissen Sie, wenn ich im Buch des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes die „neue Armut" dargestellt 
sehe und beispielsweise einen Oliver D. — so ist er 
dort benannt — klagen höre, daß er seiner Freundin  

keine Geschenke mehr kaufen kann: Ich gönne ja 
jedem, daß er seiner Freundin Geschenke kauft, ich 
mache das auch gern 

(Heiterkeit) 

— Freundinnen und Freunden —, jeder verteilt 
gern Geschenke. Nur, meine Damen und Herren: 
Der Sozialstaat ist dafür nicht zuständig. Der So-
zialstaat ist nicht für die Geschenkverteilung zu-
ständig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wenn Sie das zulassen, dann werden die Arbeitneh-
mer, die morgens treu und brav zur Arbeit gehen, 
von uns fordern, daß wir ihnen ihr ganzes Einkom-
men schenken. Warum sollen sie überhaupt noch 
arbeiten, wenn ihnen über Beiträge alles wegge-
nommen wird? 

Ich komme zum zweiten Punkt: Rentenpolitik. 
Lieber, verehrter Kollege Glombig, der Streik mit 
seinem Lohnabschluß hat der Rentenversicherung 
natürlich viel Geld gekostet. Ein Prozentpunkt 
mehr Lohn macht 7 Milliarden DM Einnahmen in 
den Rentenkassen aus. Wissen Sie, was wir ihnen 
jetzt durch 0,2 Prozentpunkte beschaffen? 1,4 Mil-
liarden DM! Hätte die IG Metall eine vernünftigere 
Tarifpolitik gemacht, bräuchten wir jetzt nicht 
nachzuschieben. Sie haben gesagt, Sie wüßten es 
seit einem halben Jahr. Ich habe vor einem halben 
Jahr nicht gewußt, daß die Tarifpolitik in dieser 
Sackgasse landet, in der sie die IG Metall hat lan-
den lassen. Woher soll ich das wissen? Ich hätte 
meiner Gewerkschaft Besseres zugetraut. 

Lassen Sie mich zu der Frage: „offen und ehrlich" 
Stellung nehmen. Die Bundesanstalt hat Geld übrig. 
Also senken wir dort die Beiträge. Der Rentenversi-
cherung fehlt Geld. Also erhöhen wir dort die Bei-
träge. Was ist eigentlich besser, offener und ehrli-
cher, als das Geld immer dort einzusetzen, wo es 
gebraucht wird, und den Beitrag dort zu senken, wo 
Überschuß ist? Ich halte das für viel offener und 
ehrlicher, als hinter dem Rücken der Beitragszahler 
die Finanzströme von der einen Anstalt zur ande-
ren zu schieben; das letztere verstehe ich als Ver-
steckspiel. 

Der Kollege Heyenn hat zuerst die Aggressions-
platte gespielt und dann die Hand zum Konsens 
ausgestreckt. Lassen wir einmal den ganzen Pulver-
dampf weg. Ich kann nur sagen: Je mehr Überein-
stimmung wir in der Rentenversicherung erzielen, 
desto besser ist es. Es geht nicht um parteipoliti-
sche Profilierung. Wir werden Ihr Konzept Punkt 
für Punkt prüfen. Wo Übereinstimmung ist, werden 
wir sie nicht hintanstellen. Wo keine Übereinstim-
mung ist, werden wir den Dissens deutlich ma-
chen. 

Eines müssen Sie mir noch verraten, damit ich es 
besser verstehe. Das Ganze soll 0,1 bis 0,2 Prozent-
punkte mehr kosten. Dieses Betriebsgeheimnis 
müssen Sie mir noch offenbaren, vielleicht noch in 
dieser Debatte. eine 70 %ige Teilhaberente kostet 
uns 2,5 Milliarden DM mehr, das Babyjahr, wie Sie 
es wollen, 5 bis 6 Milliarden DM, die Rente nach 
Mindesteinkommen je nach Ausgestaltung 1 bis 1,5 
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) Milliarden DM. Das alles schaffen Sie mit 0,1 bis 0,2 

Prozentpunkten. Sie werden mindestens das Zehn-
fache dafür benötigen, selbst wenn Sie noch Ein-
nahmen beschaffen wollen, es sei denn, Sie würden 
bei der Bundesanstalt für Arbeit Löcher aufreißen 
und das Problem verschieben. Das ist die himmli-
sche Rechenkunst, lieber Kollege Glombig. Das er-
innert mich an Schulmeisterlein Wuz bei Jean Paul. 
Der war immer so selig, wenn er seine Buchhaltung 
betrachtet hat. Er hat allerdings immer nur die Aus-
gaben gezählt, nie die Einnahmen. Damit kann ich 
jede Rechnung schönschreiben. 

Ich bleibe dabei: Wir müssen den Rentnern ehr-
lich und offen gegenübertreten. Rentner sind er-
wachsene Menschen. Sie dürfen nicht behandelt 
werden, als müßten sie mit schönen Liedern in den 
Schlaf gesungen werden. Es gehört zur Ehrlichkeit 
zu sagen: Die Rentenbäume wachsen nicht in den 
Himmel. Aber kein Rentner braucht Angst zu ha-
ben, wir wollten ihm etwas wegnehmen. Allerdings 
jene Steigerungsraten, die aus den Zeiten bekannt 
sind, als es noch mehr Beitragszahler und weniger 
Arbeitslose gab, gibt es leider nicht. Das muß man 
ihnen sagen, weil ich glaube, es gehört zur Ehrlich-
keit. 

Lassen Sie mich noch ganz kurz etwas zur Liqui-
ditätsfrage sagen. Die Rentenversicherung — lieber 
Kollege Heyenn, das müssen Sie doch in Ihre Ge-
samtdarstellung aufnehmen — hat fast 7 Milliarden 
DM Vermögen als Rücklage. Bei 275 Millionen DM, 
die für Stunden geliehen worden sind, „Rente auf 
Pump" zu sagen, kann ich nicht akzeptieren. Herr 
Heyenn, wenn Ihre Regierung uns ähnlich viel 
Rücklage zurückgelassen hätte und nur für ein paar 
Stunden einige Millionen Kredit aufgenommen hät-
te, hätten wir Ihnen ein Denkmal gebaut. Ich hätte 
Ihnen nie einen Vorwurf gemacht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Seien Sie also mit dem großen Wort „Pump" etwas 
vorsichtig. Das macht Angst, zu der die Rentner kei-
nen Grund haben. 

Ich wiederhole an dieser Stelle: Die Renten sind 
sicher. Ich werde das immer und immer wiederho-
len. Die Bundesregierung nimmt ihre Bundesgaran-
tie ernst, was Sie daran sehen, daß wir auch die 
Liquiditätssicherung aus den Wagnissen der Unge-
regeltheit herausgenommen und für das nächste 
Jahr sichergestellt haben. 

Meine Damen und Herren, ich denke, heute 
abend ist nicht die Gelegenheit, eine große Renten-
debatte zu führen. Ich hoffe, wir führen sie einmal 
in aller Ausführlichkeit und nicht in Zehnminuten-
beiträgen, mit dem Willen — das erkläre ich noch 
einmal — zur Übereinstimmung dort, wo sich die 
Übereinstimmung herstellen läßt, allerdings auch 
nicht mit der Furcht, die Unterschiede deutlich zu 
machen, wo Unterschiede deutlich gemacht werden 
müssen. Unser Konzept ist meiner Ansicht nach ein 
Konzept der sozialen Ausgewogenheit: Beitragser-
höhungen auf der einen Seite, Beitragssenkungen 
auf der anderen Seite — also ein Gleichgewicht —, 
Leistungsverbesserungen für ältere Arbeitslose auf 
der einen Seite, Einsparungen — bei Sperrzeiten —  

auf der anderen Seite und ein Beitrag für sichere 
Renten. Das ist unsere wichtigste Aufgabe in der 
Rentenpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Sieler. 

Sieler (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Auch zu dieser späten 
Stunde 

(Krizsan [GRÜNE]: Spät?) 

ist das Thema nicht bloß interessant, sondern si-
cherlich auch brisant. Herr Minister, ich nehme an, 
Ihre Beamten haben Ihnen sicher gesagt, daß das, 
was die Sozialdemokraten in der Frage der Hinter -
bliebenenversorgung oder einer kleinen Rentenre-
form nun vorgestellt haben, durchaus durchgerech-
net und stimmig ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich frage mich deshalb, was dieses Zahlenwerk soll, 
das Sie hier vorgetragen haben. Ich kann Ihnen 
also nur empfehlen, sich unsere Vorschläge gründ-
lich anzusehen. 

(Heyenn [SPD]: Der macht auf dumm!) 

Zum zweiten glaube ich, daß Sie wohl kaum 
Grund haben, sich hier vor Ihre Beamten zu stellen; 
denn die waren von uns überhaupt nicht gemeint 
und sind gar nicht angegriffen worden. 

(Heyenn [SPD]: Richtig! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das ist doch eben geschehen!) 

Die Regierung war gemeint, aber nicht die Damen 
und Herren, die Ihnen zuarbeiten. Um die geht es j a 
gar nicht. 

Hier nun die IG Metall oder die Gewerkschaften 
als Prügelknaben und Verantwortliche für die Fehl-
entwicklungen hinzustellen, die mit auf Ihre Ent-
scheidungen zur Rentenversicherung zurückzufüh-
ren sind, ist doch wohl der Gipfel. 

(Beifall bei der SPD — Heyenn [SPD]: Der 
Gipfel an Unverfrorenheit!) 

Meine Damen und Herren, in diesen Tagen wur-
den und werden ja die Weihnachtsgratifikationen, 
Teile eines 13. Monatsverdienstes und die 13. Mo-
natsgehälter ausgezahlt. Viele Arbeitnehmer — na-
türlich, verehrte Frau Kollegin — mußten ja fest-
stellen, was sie vorher gar nicht glauben wollten: 
daß der Staat, hier vertreten durch Herrn Arbeits-
minister Blüm und Herrn Finanzminister Stolten-
berg, ihnen tief in die Lohntüte gegriffen hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein Gerichtsur

-

teil vollzogen hat!) 

— Der Grund, verehrter Herr Kollege, liegt in dem 
Haushaltsbegleitgesetz 1984, in dem auch Sie, 
meine Damen und Herren von der CDU/CSU und 
von der FDP, die Einmalzahlungen, die Sonderzah-
lungen ab 1. Januar 1984 in die Beitragspflicht zur 
gesetzlichen Sozialversicherung einbezogen haben. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Das war sehr rich

-

tig!) 
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— Darüber können wir ja streiten, Herr Kollege. — 
Just  zu diesem Zeitpunkt werden die kleinen Leute 
wieder zur Kasse gebeten, 

(Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Das ist doch un- 
wahr!) 

und zwar zu einem Zeitpunkt, zu dem das Bundes-
verfassungsgericht die Investitionshilfeabgabe für 
gutverdienende Bundesbürger für verfassungswid-
rig erklärt hat und diese Regierung die Abgabe wie-
der zurückzahlt. Das ist leider die Realität. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Müller [Rem

-

scheid] [CDU/CSU]: Also das stimmt so 
nicht!) 

— Also, Herr Kollege Müller, genauso ist das. Wäh-
rend der verheiratete Hüttenarbeiter aus dem 
Stahlbereich meiner Heimat in Maxhütte-Haidhof 
und Sulzbach-Rosenberg mit 35 000 DM Jahresar-
beitsverdienst heuer weniger Weihnachtsgeld in 
der Lohntüte mit nach Hause bringt, bekommt der 
Selbständige mit einem Jahresarbeitsverdienst von 
über 100 000 DM Geld zurück. Das ist doch die Rea-
lität. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Sieler, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Jagoda? 

Sieler (SPD): Herr Präsident, ich würde das gern 
tun. Herr Kollege, ich würde auch gerne mit Ihnen 
weiter diskutieren, aber meine Redezeit von zehn 
Minuten erlaubt mir das leider nicht. 

Der Griff in die Weihnachtsgeldtüte wurde von 
der Bundesregierung mit dem Hinweis begründet, 
die Rentenfinanzen wieder in Ordnung bringen zu 
müssen, deren Probleme — Herr Bundesarbeitsmi-
nister, Sie leugnen sie — genau diese Regierung 
herbeigeführt hat. Wer hat denn den Beitrag für 
Arbeitslose zur Rentenversicherung halbiert? Doch 
nicht wir! Wir haben doch auf die finanziellen Fol-
gen dieser Transaktion hingewiesen und entschie-
den widersprochen. Genau die finanziellen Schwie-
rigkeiten bei der gesetzlichen Rentenversicherung 
sind doch nun absehbar und nicht mehr zu kaschie-
ren. 

Herr Minister Blüm wirft uns nun Panikmache 
vor, nur weil wir etwas kritisieren, was auch die 
Vorsitzenden und Präsidenten der Rentenversiche-
rungen der Arbeiter und Angestellten schon im ver-
gangenen Jahr angesprochen haben und was Sie 
von der Koalition und was wir von dem Abgeordne-
ten Blüm während der sozialliberalen Regierung 
bis zum Exzeß in diesem Hohen Hause mit den 
Schlagworten „Rentenbetrug", „Rentenpleite" und 
„Verschiebebahnhof" vorgehalten bekamen. 

Wir hatten bei der Beratung zur zweiten Lesung 
des Bundeshaushalts 1985 einen Antrag zur Sanie-
rung eingebracht, der die Beitragsmanipulationen 
bei den Renten überflüssig gemacht hätten. Sie ha-
ben diesen Antrag der SPD-Fraktion abgelehnt und 
statt dessen auf die Ende 1985 stärkeren Beitrags-
rückflüsse zur Rentenversicherung infolge der Bei-
tragspflicht für die Weihnachtsgelder hingewiesen. 
Die Bereitstellung zinsloser Betriebsmitteldarlehen 
im Haushaltsgesetz bis zu fünf Milliarden DM —  

das konnten Sie bisher nicht wiederlegen, meine 
Damen und Herren —, die Kreditaufnahme also der 
Rentenkassen im nächsten Jahr, wollen Sie ka-
schieren und vor der Öffentlichkeit verbergen. Das 
war doch der tiefere Sinn dieser gesetzlichen Rege-
lung. 

Ein weiteres Beispiel für Flickschusterei in der 
Kassenlage der Rentenversicherung ist nun noch 
das Arbeitsförderungs- und Rentenversicherungs-
änderungsgesetz. 

(Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Sie sind doch 
im Haushaltsausschuß! Ein Leertitel ist 

das!) 

— Ja genau. Deswegen sage ich es doch, Herr Kol-
lege Vogt. — Mit diesem Gesetz sollen 1,4 Milliar-
den DM in 1985 und bis 1988 insgesamt 6,5 Milliar-
den DM von der Arbeitslosenversicherung zur Ren-
tenversicherung hinübergeschaufelt werden. Nicht 
genug, sage ich, für eine solide Finanzgrundlage bei 
den Rentenversicherungsträgern, aber von Ihnen 
mit dem Prinzip Hoffnung ausgestattet: Irgend-
wann wird das j a wohl vielleicht einmal wieder bes-
ser werden. 

Dieses Gesetz, meine Damen und Herren, ordnet 
sich selbstverständlich logisch in die Politik dieser 
Regierung ein, den kleinen Mann weiter zu bela-
sten und die Großverdiener zu entlasten. 

(Matthöfer [SPD]: Leider wahr! — Zuruf 
von der CDU/CSU: Dieses Gesetz mit Si

-

cherheit nicht!) 

Lieber Herr Kollege Blüm, Sie sind noch — das 
haben Sie gerade wieder gesagt — stolz auf diesen 
Erfolg, wie Sie mit Ihren Gesetzen die Arbeitslosen 
und Empfänger von Arbeitslosenhilfe zur Kasse ge-
beten haben. Sie sind heute stolz darauf, daß diese 
Menschen nicht mehr in der Statistik der Bundes-
anstalt erscheinen, weil sie nicht mehr als Arbeits-
lose gelten. 

(Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Sie haben die 
Berufsanfänger aus der Arbeitslosenversi

-

cherung ausgegrenzt!) 

— Herr Kollege Vogt, darüber können wir gern 
noch einmal diskutieren. 

Der Rentenversicherungsbeitrag hat damit — 
und das sollten Sie sich einmal von Ihren FDP-Part-
nern sagen lassen — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die waren das 
wieder schuld!) 

die Schallmauer von 18,5 v. H. durchbrochen. Es 
scheint zwar so, als würden die Belastung der Ren-
tenversicherungsbeiträge um 0,2 Beitragsprozent-
punkte und eine Entlastung der Arbeitslosenversi-
cherungsbeiträge in gleicher Größenordnung für 
den Versicherten belastungsneutral sein. Dies mag 
kurzfristig zutreffen, langfristig wird jedoch die 
Hemmung dieser Regierung und der sie tragenden 
Parteien, hier im besonderen der FDP, den Beitrag 
zur Rentenversicherung nach oben zu verändern, 
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endgültig fallen. Wer Herrn Lambsdorff aufmerk-
sam liest, 

(Reddemann [CDU/CSU]: Können Sie 
denn lesen?) 

der weiß, daß das genau dieser Intention entspricht. 
Die Politik der letzten zwei Jahre stärkt diese 
meine Befürchtung, meine werten Kolleginnen und 
Kollegen von der CDU/CSU. Im September 1984 er-
klärte der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung, wie man dies am 14. September 1984 in der 
FAZ lesen konnte, die Bundesregierung habe nicht 
nur buchhalterisch für Ordnung gesorgt, sondern 
auch Bausteine für ein solides Rentenhaus gelie-
fert. 

(Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Die Buchhaltung stimmt. Die Frage ist nur, für wen. 
Mit Sicherheit nicht für die Millionen von kleinen 
Leuten und nicht für die Arbeitnehmer. 

(Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Solide Bau

-

steine für kleine Leute!) 

Aber wie ist das mit dem soliden Rentenhaus? 
Wir alle wollen — das ist gar nicht bestritten, Herr 
Kollege Kolb — ein solides Rentenhaus. Aber, Herr 
Minister Blüm, der Sie die SPD so gern als Ab-
bruchfirma in diesem Hause und von dieser Stelle 
aus darzustellen versucht haben, 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

diese Entscheidungen, die Sie hier vorlegen, und 
diese Bausteine, von denen Sie reden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sind ganz wich

-

tig!) 

sind nichts anderes als Bruchsteine, die Sie aus 
einer soliden Mauer der sozialen Sicherheit heraus-
gebrochen haben, für die Sozialdemokraten wie 
Schellenberg, Leber und Arendt stehen. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Die 
Mauer hat große Löcher!) 

— Das ist eine Mauer der sozialen Sicherheit — 
Herr  Kollege Müller, das werden Sie doch wohl aus 
eigener Erfahrung wissen —, die weitgehend in den 
15 Jahren sozialdemokratischer Mitverantwortung 
gestaltet worden ist. Sie werden sich fragen lassen 
müssen, Herr Bundesarbeitsminister, ob Sie auch 
zukünftig als Buchhalter mit falschen Zahlen statt 
als Sachwalter einer Sozialpolitik für mehr als 80% 
unseres Volkes gewertet werden wollen. 

Weil dieser Gesetzentwurf nach unserer Überzeu-
gung kein Baustein für ein solides Rentenhaus ist, 
lehnen wir ihn ab. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Jagoda. 

Jagoda (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich will die 
letzten Minuten unserer Redezeit nutzen, um auf 
das Argument einzugehen, das Sie, verehrter Herr 
Kollege Sieler, hier vorgetragen haben. Sie haben 
den Vorwurf erhoben, daß unsere Politik dazu füh-

re, die Bezieher kleinerer Einkommen zu belasten 
und die Bezieher großer Einkommen laufenzulas-
sen. 

(Lutz [SPD]: So ist es!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unsere 
Politik schafft nicht Bruchsteine, sondern Eck-
steine eines Sozialstaates. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD) 

Erst wir haben dafür gesorgt, daß wieder Verläß-
lichkeit in dieses System eingeführt worden ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, gestat-
ten Sie mir doch, in den wenigen Sekunden, die ich 
hier habe, meine Gedanken in Ruhe auszuführen. 

(Lutz [SPD]: Aber es wird nicht besser, je 
länger Sie reden!) 

— Auch ich habe Ihnen doch zugehört. Nun warten 
Sie doch erst einmal ab. Leben Sie auch von einem 
Stück Hoffnung. Das hätte Ihnen schon in den 13 
Jahren, in denen Sie die Regierungsverantwortung 
getragen haben, gutgetan. 

(Lutz [SPD]: Das ist uns ja vergangen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wie 
sah denn Ihre Alternative aus? Darf ich Sie daran 
erinnern? Vor einem Jahr haben Sie im Zusammen-
hang mit dem Haushaltsbegleitgesetz den Vor-
schlag gemacht, den Beitragssatz zur Rentenversi-
cherung für alle auf 19 % und den zur Arbeitslosen-
versicherung auf 5,4 % zu erhöhen. Das hätte bedeu-
tet, daß jeder, der monatlich bis zu 2 600 DM ver-
dient, voll seinen Krankenversicherungsbeitrag 
hätte zahlen müssen, voll seinen Rentenversiche-
rungsbeitrag hätte zahlen müssen, voll seinen Ar-
beitslosenversicherungsbeitrag hätte zahlen müs-
sen, ohne eine Leistungssteigerung zu bekommen. 
Das System, das wir angewandt haben, stellt die 
Einlösung eines Urteils des Bundessozialgerichts 
dar, das zu Ihrer Regierungszeit vorgelegen hatte 
und das Sie mit Füßen getreten hatten. Sie haben 
sich einen Dreck darum geschert, was dieses höch-
ste Gericht in Deutschland Ihnen als Gesetzgeber 
aufgegeben hatte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lutz  [SPD]: Abregen und setzen!) 

Wir haben der Entscheidung des höchsten Gerichts 
Rechnung getragen und eine entsprechende Rege-
lung eingeführt. 

Nächster Punkt: Was hat sich denn für denjeni-
gen geändert, der monatlich bis zu 2 600 DM ver-
dient? Dem nehmen wir nicht einen Pfennig mehr 
ab als in der Vergangenheit. Wir fordern eben die 
Solidarität der Besserverdienenden, die beispiels-
weise 4 000 DM monatlich verdienen und 4 000 DM 
Weihnachtsgeld bekommen 

(Heyenn [SPD]: Und 5 200 DM und mehr!) 

und sich bei Ihnen hätten davonstehlen können. Sie 
werden von uns in die Solidaritätspflicht genom-
men, erwerben dafür aber auch höhere Rentenan-
sprüche. Das muß man doch einmal dazusagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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In der Art und Weise ist das doch fairer und ehrli-
cher als das, was Sie damals schaffen wollten, aber 
nicht zustande gebracht haben. 

(Heyenn [SPD]: Halbwahrheiten! — Lutz 
[SPD]: Diese Argumente haben kurze Bei

-

ne!) 

Ich will doch gar nicht fragen, warum Sie es nicht 
zustande gebracht haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, selbst 
wenn Sie auf diesem Gebiet von den Alpen bis zur 
Nordsee pilgerten und wie eine tibetanische Ge-
betsmühle das immer wiederholten, würde es da-
durch nicht richtiger. Mit dieser Entscheidung im 
Rahmen des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 haben 
wir diejenigen, die das Glück haben, auf Grund 
ihrer Begabung, auf Grund ihres Talents und auf 
Grund ihres Fleißes eine bessere Einkommenssi-
tuation zu haben, in die Solidaritätspflicht genom-
men. Dafür zahlen wir Ihnen auch etwas, in Form 
einer höheren Rente. Sie wollten die Bezieher klei-
nerer Einkommen heranziehen. Dagegen sind wir. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir sind nämlich der Auffassung, daß in unserer 
Gesellschaft diejenigen, die etwas besser tragen 
können, auch mehr tragen müssen. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Siehe Zwangsanlei

-

he! — Schreiner [SPD]: Sie sind eine wan

-

dernde Zwangsanleihe!) 

Deswegen verteidigen wir dies. Wir halten das nach 
wie vor für richtig und auch für sozialpolitisch ge-
rechtfertigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Heyenn [SPD]: Sehr bedauerlich!) 

Vizepräsident Westphal: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. Die Fraktion DIE GRÜNEN beantragt, über 
die Nr. 1, 1 a, 2 bis 4 und 5 des Art. 1 getrennt abzu-
stimmen. Sind Sie damit einverstanden? — Ich 
sehe, das ist der Fall. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 1 in der Ausschußfassung auf. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Dann ist dies einstimmig angenommen wor-
den. Ich rufe Art. 1 Nr. 1 a sowie 2 bis 4 in der Aus-
schußfassung auf. Wer wünscht zuzustimmen? — 
Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Die aufgerufe-
nen Vorschriften sind mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 5 in der Ausschußfassung auf. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Einstimmig angenommen. 

Ich rufe die  Art. 2 bis 7, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Dann sind diese Vorschriften mit 
Mehrheit angenommen. 

Wir treten in die 
dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gegen die älte

-

ren Arbeitslosen! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU — Gegenrufe von der SPD 

und den GRÜNEN) 
Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Damit ist 
das Gesetz mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf: 
Zweite und dritte Beratung des Entwurfs ei-
nes ... Gesetzes zur Änderung dienstrechtli-
cher Vorschriften (Nebentätigkeitsbegren-
zungsgesetz) 
— Drucksachen 10/1034, 10/1319 — 
Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 
— Drucksache 10/2542 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Bernrath 
Broll 
Dr. Hirsch 
(Erste Beratung 69. Sitzung) 

Hierzu liegt Ihnen auf der Drucksache 10/2558 
ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD vor. Im 
Ältestenrat sind für die Aussprache zwei Beiträge 
bis zu zehn Minuten für jede Fraktion vereinbart 
worden. — Ich sehe, es gibt keinen Widerspruch, 
hoffentlich auch keinen gegen eine etwas kürzere 
Form der Debatte. Dann ist das so beschlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Broll. 

Broil (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Das Gesetz ist in den 
vierjährigen Beratungen so gründlich gelesen wor-
den, daß bis heute zwei kleine Fehler übersehen 
worden sind. Herr Präsident, darf ich Ihnen den 
endgültigen Beschluß des Ausschusses geben; auf 
Seite 7 muß etwas korrigiert werden. 

Vizepräsident Westphal: Sie sind auch Berichter-
statter. Dann tun Sie dies in dieser Eigenschaft. 

Broll (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir regeln in dem Ge-
setz zur Begrenzung der Nebentätigkeit sehr unter-
schiedliche Sachverhalte. Da ist der Polizeibeamte, 
der mit seinem Privatwagen eine Werbung für 
seine Privatfirma durchführt, während der Dienst-
zeit auf den Dienstparkplatz fährt und jedermann 
sichtbar dokumentiert, daß er nebenbei noch einen 
anderen Job hat. Da ist der Vorsteher eines Finanz-
amtes, der an einigen Wochenenden des Jahres im 
Bereich der Fortbildung des Steuerbeamtennach-
wuchses tätig ist, also auch Nebentätigkeit ausübt. 
Da ist der Chefarzt, der eine städtische Klinik leitet, 
aber in der Regel in der Klinik eine Privatpraxis 
mit Genehmigung seines Dienstherrn unterhält. Da 
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ist ein Elektromeister der Post, der eine ganze Ko-
lonne von Kollegen privat damit beschäftigt, Instal-
lationen, elektrische Einrichtungen in Privathäu-
sern durchzuführen; da er in der Handwerkerrolle 
steht, ist er auch berechtigt, die Installation abzu-
nehmen. Und da ist schließlich z. B. der Professor, 
der große Gutachten für die Anhörung im Bundes-
tag schreibt. Auch er übt Nebentätigkeit aus. 

Es gibt mancherlei Neid in diesem Zusammen-
hang innerhalb des öffentlichen Dienstes und von 
außerhalb gegenüber dem öffentlichen Dienst. Es 
gibt sehr viel Arger unter den Kollegen und sehr 
viel Arger von Selbständigen und abhängig Tätigen 
in der freien Wirtschaft wegen dieser Erscheinun-
gen innerhalb eines Teils des öffentlichen Dienstes, 
so daß es nötig gewesen ist, das Gesetz zu novellie-
ren und gewisse Bestimmungen zu klären und zu 
verschärfen. 

Wir stehen dabei zwischen zwei Grenzen. Die 
eine Grenze ist die Bestimmung des Beamtengeset-
zes, daß sich der Beamte mit voller Hingabe seinem 
Beruf zu widmen hat, und zwar rundherum und 
grundsätzlich ohne Beschränkung. Da ist anderer-
seits der Art. 2 des Grundgesetzes, der von höchsten 
Gerichten so ausgelegt wird, daß auch der Beamte 
das Recht hat, außerhalb seiner Dienstzeit mit sei-
ner Arbeitskraft zu machen, was er will. 

In diesen beiden Grenzen bewegen wir uns, und 
Sie können sich vorstellen, daß die Entscheidung 
nicht leicht ist. 

Zu den Motiven, aus denen die Regelungen nötig 
geworden sind, gehört zunächst der Arbeitsmarkt. 
Die Lage ist im Augenblick so, daß wir nicht wün-
schen, daß in Amt und Würden befindliche Beamte, 
Angestellte oder Arbeiter des öffentlichen Dienstes 
als Konkurrenten auftreten, da es über 2 Millionen 
Arbeitslose gibt, besonders nicht dort, wo mancher 
freiberuflich Tätige große Schwierigkeiten hat, 
überhaupt noch eine Existenz durchzuhalten, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

noch dazu in Konkurrenz mit Beamten, die teil-
weise bisher infolge schlechter Dienstaufsicht 
dienstliche Einrichtungen benutzen und deswegen 
ihre Leistungen viel billiger als der Selbständige 
anbieten können. 

Das zweite Motiv war das, das uns im Innenaus-
schuß vorwiegend bewegt hat: Wir wollen den öf-
fentlichen Dienst so halten und bewahren, daß je-
der Beamte dem § 54 des Beamtengesetzes gerecht 
wird: daß er mit voller Hingabe und ganzer Kraft, 
auch geistiger Energie, im Dienst arbeitet und nicht 
seine dienstlichen Pflichten als Job ansieht und 
sein Hauptinteresse gar etwa auf die Nebentätig-
keit richtet. Wir wollen, daß das Ansehen des öf-
fentlichen Dienstes, j a ich möchte sogar sagen: die 
Sauberkeit des öffentlichen Dienstes gewahrt oder 
wiederhergestellt wird. Denn es gibt im Bereich der 
Nebentätigkeiten auch Erscheinungen, die gefähr-
lich sind, wenn nämlich Beamte, deren Kollegen in 
den Behörden hoheitlich tätig sind, im gleichen Be-
reich etwa Privatanbieter von Leistungen sind. Im 
Baugewerbe ist so etwas üblich, wenn auch — das 
wissen wir — viele Baufirmen in Zeiten der Hoch-

konjunktur selber dazu beigetragen haben, daß sol-
che Beamte an Nebentätigkeiten gewöhnt worden 
sind, indem man sie beschäftigt hat. Aber die Lage 
ist anders geworden. 

Neid war kein Motiv der Politiker, die sich mit 
diesem Gesetz zu beschäftigen hatten; und er wäre 
auch ein schlechter Ratgeber gewesen. 

Es ist paradox, daß in einer Zeit, in der manche 
nach immer stärkerer Verkürzung der Arbeitszeit 
drängen, viele Mitbürger durchaus Freude an Ar-
beit, auch Beamte Freude an Mehrarbeit haben, 
selbst dann, wenn sie „zufällig" mit etwas Neben-
verdienst verbunden sein könnte, obwohl vom Be-
griff des Beamten her der Drang nach Verdienst 
eigentlich gar nicht möglich sein sollte. 

Wir haben sehr hilfreiche Ratschläge von einigen 
mitberatenden Ausschüssen bekommen. Der Fi-
nanzausschuß etwa riet uns, die Gesetze lockerer zu 
machen. Er hatte Befürchtungen, daß etwa Profes-
soren gehindert sein könnten, bei Drittmittelfor-
schung tätig zu sein oder den Kontakt zur Praxis 
rechtzeitig zu halten. 

Gegenteilige Tendenzen kamen vom Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung. Er empfahl uns, die 
Nebentätigkeit aus Arbeitsmarktgesichtspunkten 
überhaupt zu verbieten und sogar Verdienst aus 
Nebentätigkeit auf das Gehalt anzurechnen — 

(Gilges [SPD]: Richtig!) 

ein unbrauchbarer Vorschlag; 

(Gilges [SPD]: Wieso unbrauchbar?) 

denn wenn etwas genehmigt ist, also rechtmäßig 
gearbeitet wird, hat der Staat nicht das Recht, in die 
privaten Verhältnisse eines solchen Bürgers einzu-
greifen, sei er Beamter oder nicht Beamter. Ein 
eigentümliches Staatsverständnis, muß ich sagen, 
steckt hinter einem solchen Vorschlag. 

Verbände und Gewerkschaften hatten die Be-
fürchtung, daß Verbands- und gewerkschaftliche 
Tätigkeit in ihrer Art von den Vorgesetzten kontrol-
liert werden könnte. Das wäre weder richtig noch 
wollen wir so etwas. Das Gesetz nimmt gewerk-
schaftliche Tätigkeit selbstverständlich ausdrück-
lich aus, es sei denn, daß Dienstpflichtverletzungen 
vorliegen. Dienstpflicht ist für jeden Beamten, auch 
für den gewerkschaftlich engagierten, das Oberste. 

Ich hoffe, daß wir auch angesichts der sehr lan-
gen Beratung — viel längere Zeit haben wir ge-
braucht, als man für so wichtige Dinge wie Renten-
reform oder Steuerreform üblicherweise in diesem 
Haus braucht — etwas Vernünftiges zustande ge-
bracht haben. 

(Zuruf des Abg. Gilges [SPD]) 

Den Vorschlag der SPD-Fraktion allerdings, ar-
beitsmarktpolitische Gründe im Gesetz für die 
Möglichkeit der Verweigerung von Nebentätigkeit 
anzuführen, konnten wir nicht annehmen, weil wir 
diesen Vorschlag nicht für praktikabel halten. Er-
stens ist es für Dienstvorgesetzte schlechterdings 
nicht möglich, die Beschäftigungs- oder Verdienst-
lage etwa freier Berufe zu beurteilen. Zweitens 
konnten wir das deshalb nicht tun, weil wir die — 
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gegenwärtig nicht günstige — Arbeitsmarktlage für 
ein vorübergehendes Phänomen halten. Wir wollen 
aber ein Dienstrecht haben, das auch dann gelten 
kann, wenn sich diese Verhältnisse ändern. So wa-
ren wir bemüht, dienstliche Interessen, dienstliche 
Prinzipien in unserem Gesetz voranzustellen. Dar-
aus ergeben sich einige Regeln, die wir in diesem 
Gesetz neu getroffen haben. 

Erstens. Kein Beamter darf Nebentätigkeit in Zu-
kunft mehr in einem Bereich ausüben — gemeint 
ist der räumliche und auch der fachliche Bereich —, 
in dem seine Behörde tätig ist oder tätig werden 
könnte. Bestimmte schlimme Erscheinungen, z. B. 
im Bereich des Bauwesens, der Vermessungsämter 
usw., auch der Steuerverwaltung, soll es in Zukunft 
nicht mehr geben. 

Zweitens. Wir haben die geringe Zahl der Neben-
tätigkeiten, die genehmigungsfrei sind, ausdrück-
lich erwähnt. Selbstverständlich sind wissenschaft-
liche Vorträge, künstlerische Tätigkeit usw. geneh-
migungsfrei. Es gibt manche Dinge, die man nur 
dann ausüben kann und die auch nur dann verlangt 
und gewünscht werden, wenn der Betreffende die 
Kompetenz und die Autorität hat. Bestimmte wis-
senschaftliche, künstlerische und sonstige Leistun-
gen kann manchmal eben nur ein bestimmter Ge-
lehrter, ein bestimmter Beamter im Staatsdienst er-
bringen und sonst keiner. Das ist volkswirtschaft-
lich erwünscht und wird nicht verboten. 

Drittens. Wir haben im Gesetz verankert, daß 
keine Nebentätigkeit mehr als ein Fünftel der übli-
chen Dienstzeit umfassen darf, weil wir annehmen, 
Nebentätigkeit, die über diese Grenze hinausgeht, 
hindert den Beamten, seine ganze Kraft dem Staate 
zu widmen. Wir haben ein Verbot von Nebentätig-
keit für diejenigen Beamten ins Gesetz aufgenom-
men, die im Hinblick auf später vielleicht lukrative 
Tätigkeit vor ihrer Pensionierung bereits im Dienst 
mit sehr schwierigen Entscheidungen, etwa Bestel-
lungen bei Firmen usw., befaßt sind. Wir wollen 
nicht, daß auch nur der Hauch von Bestechlichkeit 
oder Korruption auf dem öffentlichen Dienst liegen 
könnte, hervorgerufen durch die Vermutung, je-
mand habe während des Dienstes in seiner hoheitli-
chen Entscheidung für eine Firma in der Erwar-
tung etwas Gutes getan, daß er nach der Pensionie-
rung dort noch für einige Jahre einen lukrativen 
Job bekommen könnte. 

So hoffe ich, daß wir ein insgesamt brauchbares, 
handhabbares, aus dem Dienstrecht heraus struk-
turiertes Gesetz geschaffen haben. Ich fordere nun 
erstens die öffentlich Bediensteten auf, sich persön-
lich nach dem Wortlaut und den Zielen dieses Ge-
setzes zu richten, und zweitens die Dienstvorgesetz-
ten, dieses Gesetz auch konsequent anzuwenden. 
Dann bietet es eine gute Handhabe, um Mißbräu-
chen vorzubeugen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die vorliegenden Gesetzentwürfe ge-

hen auf einen Gesetzentwurf zurück, über den wir 
bereits gegen Ende der sozialliberalen Koalition 
weitgehend Übereinstimmung erzielt hatten. Sie 
sind auch im wesentlichen wenn nicht inhalts-
gleich, so doch auf das gleiche Ziel ausgerichtet, 
wobei sich unser Gesetzentwurf außerdem noch auf 
den Versuch bezieht, den Arbeitsmarkt als Maßstab 
in die Entscheidungspraxis bei der Genehmigung 
von Nebentätigkeiten einzubeziehen. 

(Heyenn [SPD]: Sehr gut!) 

Wir haben eben noch einmal einige Beispiele aus-
drücklich vorgeführt bekommen, die die Notwendig-
keit dieser verbesserten, die Genehmigungspraxis 
oder das Ermessen einengenden Regelungen unter 
Beweis stellen. Ich will das nicht noch einmal an 
Beispielen deutlich machen, wohl aber an zwei, drei 
Zahlen. Der Bund hat im Augenblick etwa 27 000 
Mitarbeitern eine Nebentätigkeit offiziell geneh-
migt. Beim Land Bayern sind es 16 300, davon über 
10 000 Lehrer, und in den bayerischen Städten, 
Kreisen und Gemeinden üben etwa 7 500 Bedien-
stete Nebentätigkeiten aus. 

(Glos [CDU/CSU]: Wir haben halt fleißige 
Beamte! Nur kein Neid!) 

— Das unterstreicht den Fleiß. — Eine andere Zahl: 
An einem Klinikum in Baden-Württemberg wurden 
in einem Jahr — 1981 — exakt 9 449 dienstliche 
Aufträge erledigt. Dort gibt es eine Statistik dar-
über. Dasselbe Personal hat im selben Jahr in Ne-
bentätigkeit in diesem Klinikum 25 600 Aufträge er-
ledigt. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Aha!) 

Hier sieht man das Ungleichgewicht, hier sieht man 
auch, wie notwendig es wäre, den Arbeitsmarkt 
durchaus als Maßstab bei der Genehmigungspraxis 
mit zu berücksichtigen. 

(Heyenn [SPD]: Das sind die 20 % erlaubte 
Nebentätigkeit!) 

Mit den Ihnen jetzt vorliegenden Empfehlungen 
versuchen wir, der Innenausschuß, dazu beizutra-
gen, daß sich die Genehmigungspraxis an einigen 
grundsätzlicheren Maßstäben orientiert. Wir haben 
erklärt, daß wir möchten, daß künftig jede Geneh-
migung vorher erteilt werden muß, 

(Doss [CDU/CSU]: So ist es! In jedem Ein

-

zelfall, das ist entscheidend!) 

nicht dann, wenn die Tätigkeit bereits aufgenom-
men worden ist, und daß Ausnahmen davon im Ge-
setz ausdrücklich erwähnt sein müssen. Wir haben 
das Genehmigungsermessen an konkretere Vor-
aussetzungen gebunden und damit eingeengt. 

Wir versuchen weiter, die Aufnahme von Neben-
tätigkeit durch Ruhestandsbeamte — je nach Da-
tum des Eintritts in den Ruhestand: vor Erreichen 
der gesetzlichen Altersgrenze oder nachher — für 
eine Zeit von bis zu fünf bzw. bis zu drei Jahren zu 
verbieten. Wir verbieten Nebentätigkeiten, die ver-
mutlich mehr als ein Fünftel der Wochenarbeitszeit 
in Anspruch nehmen werden. Wir präzisieren aus-
drücklich, daß Nebentätigkeiten nur außerhalb der 
Dienstzeit und außerhalb der Diensträume wahrge- 
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nommen werden dürfen und daß dann, wenn Räu-
me, Material und Personal bei genehmigten oder  
vom Dienstherrn verlangten Nebentätigkeiten in  
Anspruch genommen werden, dafür ein Entgelt ge-
zahlt werden muß.  

Ich wiederhole auch noch einmal, daß wir die  

gewerkschaftliche Mitarbeit, die Vertrauensleutear-
beit der Gewerkschaften in Betrieben auf keinen  

Fall einengen wollen. Das ist durch eine Änderung  
in der diesbezüglichen Vorschrift im Beamten-
rechtsrahmengesetz und im Bundesbeamtengesetz,  

aber auch in unserer Stellungnahme, in der Emp-
fehlung des Innenausschusses an das Plenum noch  

einmal ausdrücklich deutlich gemacht worden.  

Wir müssen aber auch betonen, daß es sich dabei  
natürlich dann nicht um Freibriefe handeln kann,  

wenn im Zusammenhang mit solchen Tätigkeiten  

Dienstpflichtverletzungen begangen werden. Hin-
sichtlich der Tätigkeit in Selbsthilfeeinrichtungen  
des Personals, bei der wir innerhalb der Fünftel-
Vermutung auch die Genehmigung zulassen, muß 
ausdrücklich erklärt werden, daß diese Tätigkeit in 
der Tat auch Selbsthilfe bleibt und nicht über den 
eigenen Personalkörper hinausgeht und so zusagen  
gewerblichen Charakter annimmt. Bis dahin stim-
men wir überein.  

Ich habe soeben darauf hingewiesen, daß wir  

gerne möchten, daß der Arbeitsmarkt ein Maßstab  

für die Genehmigungspraxis wird. Darauf bezieht  
sich unser Änderungsantrag, den wir hier für die  

zweite Lesung vorlegen. Ich möchte auch dazu aus-
drücklich sagen, daß wir in dem Umfang — soeben  

habe ich einige Zahlen genannt — der derzeitigen  

Nebentätigkeitspraxis für bestimmte Berufe in der  
Tat Existenzgefährdungen erkennen, insbesondere  
für freiberuflich Tätige, für Handwerker und für  

Gewerbetreibende in mittelständischen Bereichen.  

Dazu zwei Beispiele: Ich denke hier beispiels-
weise an denjenigen, der bei einem großen Dienst-
leistungsunternehmen Antennen prüft, selbst aber  

Inhaber und Mitarbeiter einer Firma für Antennen-
planung, Antennenbau und für den Kundendienst  
bei der Behandlung von Antennenanlagen ist. In  
diesem Zusammenhang möchte ich aber auch, um  
einmal ein Beispiel aus dem Bereich der Konkur-
renz zu anderen Arbeitsplatzsuchenden anzufüh-
ren, auf die Kursleiter an Volkshochschulen hinwei-
sen, die, wenn man das addiert, inzwischen etwa  

30 000 Arbeitsplätze in Anspruch nehmen. Jeder  
zweite Kursleiter an einer Volkshochschule ist Leh-
rer. Gerade bei dem angespannten Arbeitsmarkt  
für Lehrer scheint uns das nicht mehr angemessen  

zu sein.  

(Beifall bei der SPD)  

Ich glaube auch, daß wir von der Verfassung her  
keine Einschränkungen erkennen sollten. Es gibt  
einige Verfassungsgerichtsurteile, die ausdrücklich  
sagen, daß der Dienstherr von seinen Mitarbeitern  

verlangen kann, daß bei bestimmten Entwicklun-
gen in der Öffentlichkeit — etwa im Bereich des  

Arbeitsmarktes — auch Einschränkungen in der  

Nebentätigkeit hingenommen werden. Diese Ur-
teile stellen aus dem langen Katalog der altherge

-

brachten Grundsätze des Berufsbeamtentums aus-
schließlich die Gemeinwohlbindung des Beamten in  
den Mittelpunkt. Sie sagen ausdrücklich, daß sich  
der Beamte wegen der Gemeinwohlbindung auch  

solche Einschränkungen zu bestimmten Zeiten  

nach rechtlich einwandfrei zu formulierenden Maß-
stäben gefallen lassen muß.  

Insofern ist das Kernstück unseres Vorschlages  

die Feststellung, daß eine Beeinträchtigung erheb-
licher Belange des Arbeitsmarktes immer dann zu  
besorgen sein sollte, wenn zum Zeitpunkt der Ent-
scheidung über einen Antrag auf Genehmigung von  
Nebentätigkeit im Bereich des Arbeitsamtes, wo  

der Antragsteller tätig ist, die Zahl der Arbeitslosen  

höher ist als die Zahl der offenen Stellen. Das Land  

Nordrhein-Westfalen hat einen Maßstab eingeführt:  

Wenn zehn Arbeitssuchende mehr da sind als of-
fene Stellen, darf nicht genehmigt werden. Das  

müßte eigentlich für uns ein Beispiel sein. Wir soll-
ten innerhalb der uns von der Verfassung her ein-
geräumten Spielräume einen solchen Maßstab an  

die Dienstvorgesetzten vermitteln.  

Ich bitte Sie darum, unserem Änderungsantrag 
 zuzustimmen. Im übrigen verweise ich auch auf die  

Empfehlungen des Innenausschusses und auf die  
auf den Arbeitsmarkt bezogene Resolution, die für  

den Fall, daß wir uns in der zweiten Lesung nicht  

durchsetzen, immerhin die Dienstvorgesetzten auch  
im Sinne Ihrer Meinung, Herr Broll, auffordert, bei  
der Entscheidung über Nebentätigkeitsanträge bei  

der Ausübung des Ermessens, das sie über die kon-
kreten Einzelregelungen hinaus nach dem jetzt zu  

beschließenden Gesetz haben werden, Bedingungen  

des Arbeitsmarktes, Wirkungen des Arbeitsmarktes  

auf die Genehmigungspraxis oder, umgekehrt, Wir-
kungen der Genehmigungspraxis auf den Arbeits-
markt bedenken möchten, um auf diese Weise dazu  

beizutragen, daß die Nebentätigkeit, die im Rahmen  

der Verfassung in einem bestimmten Umfang ge-
nehmigt werden muß, nicht zu einer Benachteili-
gung anderer Bürger in unserer Gesellschaft führt.  

Danke schön.  

(Beifall bei der SPD)  

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hirsch.  

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Unsere Kollegen Broll  

und Bernrath haben so hervorragende Ausführun-
gen über den Inhalt des Gesetzes gemacht, daß ich  

uns gemeinsam weite Teile dessen, was ich hier  

noch einmal darstellen wollte, ersparen kann.  

(Zuruf von der SPD: Danke schön!)  

— Herr Kollege, ich weiß Ihren Zuruf zu würdigen.  

Da ich, wie das in diesem Hause üblich ist, den  

Redetext schon über den Pressedienst herausgege-
ben habe, kann ich nur zur Beruhigung der schrei-
benden Zunft sagen: Es gilt auch das geschriebene  

Wort.  

(Heiterkeit)  
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Wir sind tatsächlich viele Jahre damit beschäf-

tigt, diesen Gesetzentwurf über die Bühne zu brin-
gen. Er präzisiert Teile dessen, was schon geltendes 
Recht ist, auch in der Frage der notwendigen vor-
hergehenden Genehmigung des Dienstherren, ehe 
eine Nebentätigkeit aufgenommen werden darf. 
Auch das ist seit vielen Jahren Bestandteil des Bun-
desrechts und wird durch die Übernahme in das 
Beamtenrechtsrahmengesetz nun für die Länder 
verpflichtend gemacht. 

Ich glaube, der einzige streitige Punkt, Herr Kol-
lege Bernrath, ist tatsächlich die Frage der Arbeits-
marktklausel. Hier möchte ich dem zustimmen, was 
der Kollege Broll dazu ausgeführt hat. Einmal ist in 
der Tat der rechtliche Umfang, in dem das in ein-
wandfreier Weise geschehen kann, zweifelhaft. Der 
zweite Gesichtspunkt ist, daß die Klausel in ihren 
rechtlichen Möglichkeiten auf Beamte, Arbeiter 
und Angestellte im öffentlichen Dienst unterschied-
lich anzuwenden wäre. Der dritte Gesichtspunkt ist, 
daß die Arbeitsmarktklausel die wirtschaftliche 
Lage der Angehörigen der freien Berufe, der Selb-
ständigen überhaupt nicht erfassen kann. Der 
vierte Punkt, der uns geleitet hat, war die Überle-
gung, daß der einzelne Dienstvorgesetzte nur 
schwer beurteilen kann, wie die Arbeitsmarktlage 
im Einzugsbereich seiner Behörde ist. Die Nord-
rhein-Westfalen wissen, daß er durchaus nicht dek-
kungsgleich mit dem Arbeitsamtbezirk ist. Es ist 
sehr schwer für den Dienstvorgesetzten, dann zu 
beurteilen, ob die Nebentätigkeit, die einer seiner 
Mitarbeiter ausüben möchte, tatsächlich einen Ein-
fluß auf Probleme des Arbeitsmarkts hat oder 
nicht. 

Deswegen ist es besser, das, was wir gemeinsam 
erreichen wollen, aus dem Dienstrecht selbst her-
aus zu entwickeln, nämlich dafür zu sorgen, daß die 
Tätigkeit des Beamten nicht durch einen Wettbe-
werb von sicherem Port aus mit den Angehörigen 
anderer Berufe bekrönt wird, und außerdem zu er-
reichen, daß auch die Behörde oder die Beamten 
selber aus dem Gerede kommen. Denn es ist ja 
etwas, was das Ansehen des öffentlichen Dienstes 
gefährdet, wenn immer gesagt wird, hier seien Be-
amte, die in dem Tätigkeitsbereich ihrer Behörde 
selbst tätig werden, die die Baugenehmigungen 
oder die Bebauungspläne, die Statistiken, die Steu-
ererklärungen vorbereiten, die dann später im Be-
reich ihrer eigenen Behörde dienstlich entschieden 
werden. Alles das muß ausscheiden. Ebenso muß 
erreicht werden, daß er die Nebentätigkeit außer-
halb der Arbeitszeit ausübt und daß er da, wo er 
öffentliche Einrichtungen in Anspruch nimmt, auch 
ein angemessenes Entgelt dafür zu leisten hat. Das 
alles ist unstreitig. Wir wissen, daß der Erfolg, das 
Ergebnis dieses Gesetzes weniger von den fein zise-
lisierten Formulierungen in dem einen oder ande-
ren Paragraphen abhängt als davon, daß die Dienst-
herren dieses Gesetz und ihre Genehmigungsmög-
lichkeit im richtigen Sinne gebrauchen. 

Es ist immer unangenehm für einen Dienstvorge-
setzten, einem Mitarbeiter eine gewünschte Neben-
tätigkeit zu verweigern. Ich glaube, daß wir Rege-
lungen gefunden haben, die für alle Beteiligten zu-
mutbar sind, daß es auch ein wirkliches Interesse  

des öffentlichen Dienstes ist, nicht nur aus diesem 
Gerede herauszukommen, sondern auch dafür zu 
sorgen, daß in einer Zeit, in der die Aufgaben, aber 
nicht die vorhandenen personellen Ressourcen des 
öffentlichen Dienstes wachsen, die Arbeitskraft der 
Mitarbeiter auf ihre dienstlichen Aufgaben konzen-
triert wird. 

Wir haben — das haben Sie, Herr Bernrath, zu 
Recht hervorgehoben — auch große Sorgfalt darauf 
verwendet, durch die Formulierungen klarzuma-
chen, daß wir die Tätigkeiten in Berufsvertretungen 
und in Gewerkschaften, auch in Selbsthilfeeinrich-
tungen, nicht über das bisherige Maß hinaus kon-
trollieren oder reglementieren wollen. Ich greife 
das noch einmal ausdrücklich auf, damit bei der 
Anwendung des Gesetzes an diesem gemeinsamen 
Wunsch aller Fraktionen kein Zweifel bestehen 
kann. 

Die letzte Bemerkung, die ich machen will, be-
zieht sich auf den Umfang der Nebentätigkeiten im 
öffentlichen Dienst. Sie haben als Beispiel u. a. die 
Lehrer genannt. Wir müssen uns natürlich darüber 
im klaren sein, daß, je mehr wir Teilzeitarbeiten 
einführen und durch gesetzliche Regelungen för-
dern, in derselben Weise natürlich auch der Wunsch 
dieser Mitarbeiter steigt, die damit gewonnene 
Freizeit für andere Tätigkeiten, auch entgeltlicher 
Art, zu nutzen. Das ist zusammenhängend. Jeder, 
der auf dem einen Bereich etwas tut, muß wissen, 
daß er damit Wirkungen auch hier erreichen kann. 

Wir haben uns ja bemüht, statistische Feststel-
lungen darüber zu erlangen, in welchem Umfang 
tatsächlich Nebentätigkeit ausgeübt wird. Wir wis-
sen, daß jedenfalls im Bereich von Bund und Län-
dern die Zahl der Beamten prozentual außerordent-
lich gering ist und daß sich der überwiegende Kreis 
der Nebentätigkeiten auf Lehr-, Unterrichts- und 
Prüftätigkeiten bezieht, die im Interesse des 
Dienstherren selber ausgeübt werden. Es fehlen 
Daten aus dem Bereich der Kommunen. Das ist 
sehr bedauerlich. Ich möchte die Lesung dieses Ge-
setzes dazu benutzen, einen Wunsch zu wiederho-
len, den ich schon in der ersten Lesung vorgetragen 
hatte, daß nämlich der Innenminister uns in ange-
messener Zeit die Wirkung dieses Gesetzes dar-
stellt und sich darum bemüht, zusammen mit den 
Ländern und den Kommunen dem Hause und der 
Öffentlichkeit einmal verläßliche und aussagekräf-
tige Daten darüber vorzulegen, in welchem Umfang 
tatsächlich Nebentätigkeit ausgeübt wird. Ich glau-
be, das muß niemand als übertriebene Neugier be-
trachten, und ich denke, daß das Ergebnis für alle 
Beteiligten beruhigend sein wird. 

Ich hoffe, daß dieser Gesetzentwurf alle Beteilig-
ten zufriedenstellt, daß er eine segensreiche Wir-
kung ausübt und daß wir uns nicht in Kürze wieder 
mit diesem Thema beschäftigen müssen, sondern 
daß wir etwas zuwege gebracht haben, das etwas 
länger Bestand hat als viele der Gesetze, die wir 
hier gemeinsam beschließen. Wir werden dem Ge-
setzentwurf in der vorliegenden Form zustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Mein Kollege Walter Schwennin-
ger wollte in einem weiteren Beitrag die besonde-
ren Probleme der pädagogischen Berufe im Staats-
dienst darlegen. Dies ist nun wegen einer Änderung 
der Tagesordnung, die wir nicht beeinflussen kön-
nen, nicht möglich. Das muß daher jetzt hier ausge-
klammert bleiben. 

Über Wert und Unwert des Beamtentums im all-
gemeinen und im besonderen ist schon viel Papier 
beschrieben, allerdings meist anschließend dann 
von Beamten zielstrebig und unauffällig wieder 
weggeschafft worden. 

Wenn wir heute anläßlich dieser Diskussion da-
von ausgehen müssen, daß die Beamten eine real 
existierende, gesellschaftlich relevante Gruppe in 
diesem Lande sind, dann müssen sie es sich auch 
gefallen lassen, daß man über Mißstände diskutiert, 
die ihre Existenz bewirkt hat. Auf jeden Fall müs-
sen wir das aber vor dem Hintergrund tun, daß die 
Rechte von  Beamten zu deren Pflichten in einem 
angemessenen Verhältnis stehen. Ich schließe da-
bei die Angestellten im öffentlichen Dienst aus-
drücklich ein, da gemäß § 11 BAT für deren Neben-
tätigkeit die Bestimmungen für Beamte sinngemäß 
gelten. 

Das von mir herausgestellte angemessene Ver-
hältnis bedeutet einerseits die Verpflichtung der 
Beamten, sich mit ihrer ganzen Persönlichkeit bis 
an das Ende ihrer Tage für ihren Souverän, den 
Bürger, der sich im öffentlichen Auftraggeber wi-
derspiegeln soll, einzusetzen, und andererseits, daß 
sie im Verhältnis zu anderen Berufsgruppen sehr 
warm und sehr trocken sitzen. 

Sich mit der ganzen Persönlichkeit einsetzen, das 
bedeutet doch nichts anderes als einen hohen Grad 
von Ausschließlichkeit auch in bezug auf Nebentä-
tigkeiten. Erfreulicherweise gibt es den sogenann-
ten loyalen, integren Beamten, der sich als Diener 
seiner Mitbürger versteht. Aber es gibt auch ande-
res. 

Da gibt es z. B. den Hochschulprofessor, der ohne-
hin ein Bildungsprivileg hat, der obendrein Studen-
ten sowie wissenschaftliche Hilfskräfte und Mitar-
beiter zur Mehrung seiner Einnahmen, seines Ruh-
mes und seiner Machtfülle benutzt, wenn nicht aus-
beutet, der darüber hinaus eigene Institute, Büros 
oder gar Firmen betreibt, und das alles unter dem 
weiten, undurchsichtigen Mantel der Alma Mater. 
Die Wissenschaft als Deckmantel und als Freibrief: 
Dieses Problem bleibt weiter ungelöst. 

(Sehr richtig! bei den GRÜNEN) 

Da gibt es den früh pensionierten Bundeswehrof-
fizier, der seine intimen Kenntnisse über Waffensy-
steme und Infrastruktur zugunsten seiner Konten 
verwertet, indem er für die Rüstungsindustrie als 
Vermittler oder Verkäufer auftritt. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Ich hätte 
mich auch sehr gewundert, Herr Kollege, 

wenn Sie nicht auf dieses Thema gekom

-

men wären!) 

— Ein sehr feiner Job, sehr verehrter Herr Kollege! 
Ich möchte dazu sagen: das ist ein Skandal. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ein anderes Beispiel. Da schreibt ein hoher Be-
amter in einem Ministerium einen Gesetzentwurf. 
Nachdem der Entwurf beschlossen ist, besteht na-
türlich Bedarf für Kommentare. Da hat der sorgfäl-
tige Beamte natürlich schon vorgesorgt; rechtzeitig 
ist sein Referenten-Kommentar auf dem Markt, der 
auch noch den Vorteil hat, die Hausmeinung des 
Ministeriums ins rechte Licht zu setzen. Brauchbar 
ist der Kommentar bestimmt auch, weil er unter 
Verwendung der hochqualifizierten Möglichkeiten 
des Hauses und in gut ausgeschlafenem Zustand, 
nämlich während der normalen Dienstzeit, formu-
liert worden ist. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Sie machen 
aus der Abendstunde eine Märchenstun

-

de!) 

Dies ist kein Kavaliersdelikt mehr 

Oder der Sozialfall jenes Ministerialrats —
A 16 —, der, nachdem seine Tätigkeit als Ghostwri-
ter des letzten Bundeskanzlers der sozialliberalen 
Koalition so unschön beendet war, jetzt seine 
Dienste über die „Welt am Sonntag" anbietet, aller-
dings erst nach 18 Uhr. Sehr honorig, finde ich. 

Oder die vielen Fälle, in denen pensionierte Rich-
ter und Ministerialdirektoren — man hat j a schließ-
lich viel Zeit — ihre Spitzengehälter mit einer net-
ten kleinen Rechtsanwaltspraxis im Herrenzimmer 
ihres Bungalows aufbessern. 

Eine umfangreiche Dokumentation über die un-
glaublichsten Nebentätigkeitsmißbräuche im Bau-
sektor der öffentlichen Hand liegt mir vor. Ich sehe 
mich außerstande, dies hier alles auszubreiten. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Da haben 
wir aber noch Glück gehabt!) 

Schließlich: Eines der traurigsten und fragwür-
digsten Beispiele für mißbräuchliche Nebentätig-
keit sitzt zuweilen noch hier in diesem Hohen Hau-
se. Es handelt sich um den Bundespostminister. Ist 
das die Loyalität der Privilegierten? 

Wenn angesichts solcher Mißstände selbst die 
CDU Handlungsbedarf erkennt, dann ist dies hin-
reichend Beleg dafür, daß selbst bei systemimma-
nenter Betrachtung ein von dorther akzeptierter 
Berufsstand in Verruf geraten ist, weil Privilegierte 
dieses Standes in schamloser Verkennung ihrer ur-
sprünglichen Aufgabe schmarotzen. Als Arznei da-
gegen empfehle ich die Lektüre des Bundesverfas-
sungsgerichtsurteils vom 25. November 1980, veröf-
fentlicht in der „Neuen Juristischen Wochenschrift" 
1981, Heft 18. Ich zitiere einmal auszugsweise mit 
Genehmigung des Herrn Präsidenten: 

Von wesentlicher Bedeutung ... ist der seit je-
her das Beamten- und Richterrecht bestim-
mende Grundsatz, daß sich der Bedienstete mit 
voller Hingabe seinem Beruf zu widmen hat ... 
Dies bedeutet, daß mit der Berufung in das Be- 
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amten- oder Richterverhältnis die Pflicht des 
Amtsinhabers verbunden ist, sich ganz für den 
Dienstherrn einzusetzen und diesem — grund-
sätzlich auf Lebenszeit — seine volle Arbeits-
kraft zur Verfügung zu stellen. 

(Krizsan [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

An anderer Stelle heißt es: 

Daß eine uneingeschränkte Möglichkeit, Ne-
bentätigkeiten auszuüben ... die Belange des 
Dienstherrn und das Interesse des Staates und 
seiner Bürger an der Funktionsfähigkeit des 
öffentlichen Dienstes ernsthaft zu gefährden 
vermag, liegt auf der Hand. 

So weit das Bundesverfassungsgericht. 

Wenn wir dann die vorliegenden Entwürfe der 
Fraktionen und die Empfehlung des Innenaus-
schusses auf die Möglichkeit zur Bereinigung die-
ser Mißbräuche hin untersuchen, so stellen wir le-
diglich fest, daß zwar in die richtige Richtung ge-
dacht wird, aber die Gefahr besteht, wieder einmal 
die Falschen, nämlich die Kleinen und die Loyalen, 
möglicherweise auszuforschen, zu disziplinieren 
und die Großkopfeten zu schonen. Der Fisch stinkt 
vom Kopfe her, wie mein Kollege Fischer schon 
anläßlich der ersten Beratung hier konstatiert hat. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Nicht nur!) 

Die von der SPD vorgetragenen Argumente, die 
zugegebenermaßen richtigerweise an den brennen-
den Problemen der herrschenden Beschäftigungslo-
sigkeit orientiert sind, können allenfalls als Anlaß 
dienen, nicht aber als konjunkturpolitisches Instru-
ment. Das ist sowohl vom Prinzip her — wobei auch 
verfassungsrechtliche Bedenken bestehen — als 
auch wegen der nicht zielgenauen Auswirkungen 
und der Gefahr von Mißbrauch durch übertriebene 
Kontrolle nicht vertretbar. Leider wurden unsere 
Vorschläge im Zuge der Beratungen nicht berück-
sichtigt. Wir werden uns daher wegen der genann-
ten Bedenken dazu der Stimme enthalten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. Wir 
kommen zur Einzelberatung und Abstimmung. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 1 auf. Hierzu liegt auf Druck-
sache 10/2558 ein Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD vor. Wer dem Änderungsantrag zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Än-
derungsantrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer Art. 1 Nr. 1 in der Ausschußfassung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? 
— Die aufgerufene Vorschrift ist in der Ausschuß-
fassung mit Mehrheit bei einer Anzahl von Enthal-
tungen angenommen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 2 und 3 und die Art. 2 bis 7, Ein-
leitung und Überschrift in der Ausschußfassung 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die aufgerufenen 

Vorschriften sind mit Mehrheit bei Gegenstimmen 
und einigen Enthaltungen angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Das Gesetz ist bei einer Reihe 
von Enthaltungen angenommen. 

Es ist noch über eine Beschlußempfehlung des 
Ausschusses abzustimmen. Der Ausschuß emp-
fiehlt auf Drucksache 10/2542 unter Buchstabe b die 
Annahme einer Entschließung. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Wer enthält sich? — Die Ent-
schließung ist bei einer Reihe von Enthaltungen 
mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
25. Juni 1979 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Sultanat Oman über 
die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 
— Drucksache 10/2121 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 10/2363 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Unland 

(Erste Beratung 94. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Aussprache ein Beitrag bis zu zehn Minuten für 
jede Fraktion vereinbart worden. — Ich sehe und 
höre dazu keinen Widerspruch. Dann ist das so be-
schlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das scheint nicht der Fall zu sein. 

Dann eröffne ich die allgemeine Aussprache. Das 
Wort hat der Abgeordnete Schwenninger. 

Schwenninger (GRÜNE): Meine Damen und Her-
ren! 

(Krizsan [GRÜNE]: „Herr Präsident"!) 

— Herr Präsident! Das will ich natürlich nicht ver-
gessen. — Unmittelbarer Anlaß für diese Debatte zu 
später Stunde ist das Kapitalschutzabkommen der 
Bundesrepublik mit dem Sultanat Oman. Manche 
wissen gar nicht, wo das liegt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist richtig! 
— Schulze [Berlin] CDU/CSU: Sie müssen 
uns erklären, wo das liegt! — Reddemann 
[CDU/CSU]: Das liegt an der Piratenkü-

ste!) 

Wir GRÜNE haben uns dafür eingesetzt, daß die 
zweite Beratung und Schlußabstimmung zu dem 
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von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzent-
wurf mit einer Aussprache verbunden wird. Bisher 
war es wohl immer so, daß der Bundestag diese Art 
von Gesetzen ohne ein Wort zu verlieren, beschlos-
sen hat. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Mit dieser schlechten Tradition wollen wir nun bre-
chen. 

Dabei geht es uns nicht in erster Linie um den 
jetzt vorliegenden Vertrag mit Oman. Wir möchten 
vielmehr an diesem Beispiel aufzeigen, mit welchen 
Absichten die Bundesregierung Kapitalschutzab-
kommen mit Entwicklungsländern abschließt. 

(Krizsan [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Diese Abkommen sind ein konkretes Beispiel dafür, 
wie die neokolonialen Wirtschaftsbeziehungen zur 
sogenannten Dritten Welt und die damit verbun-
dene Ausbeutung durch staatliches Handeln von 
unserer Seite abgesichert und ausgebaut werden. 
Alle etablierten Parteien, die FDP, die CDU, die 
CSU und auch die SPD machen bei dieser Sache 
mit. 

Da wird dann in der Öffentlichkeit die unge-
rechte Weltwirtschaftsordnung angeklagt. Da  jam-
mern die Entwicklungspolitiker aller etablierten 
Parteien über die Verschlechterung der weltwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen für die Entwick-
lungsländer. Da werden Entwicklungshilfe und 
Nahrungsmittellieferungen als Trostpflästerchen in 
der ganzen Welt verteilt. Aber wenn es an die Sub-
stanz der Wirtschaftsbeziehungen zwischen armen 
und reichen Ländern geht, wenn es darum geht, wie 
die reichen Länder des Nordens weiterhin die Völ-
ker im Süden durch Handel, Kredite und Direktin-
vestitionen ausplündern, dann schweigen auf ein-
mal die sonst so engagierten Entwicklungspolitiker 
und sind teilweise auch nicht da. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Die verstehen 
zufällig etwas von der Sache, Herr Kollege, 

während Sie davon nichts verstehen!) 

Dann werden die Kapitalschutzabkommen und die 
Doppelbesteuerungsabkommen vom Bundestag in 
aller Stille und ohne Debatte verabschiedet. Wir 
GRÜNEN sind nicht bereit, zu dieser egoistischen 
Politik gegenüber den Entwicklungsländern zu 
schweigen. Wir glauben, daß die entwicklungspoli-
tisch interessierte Öffentlichkeit ein Recht darauf 
hat, zu erfahren, mit welchen entwicklungspolitisch 
verbrämten Vorwänden die anderen Fraktionen des 
Bundestages ihre Zustimmung zu den Kapital-
schutzabkommen rechtfertigen. 

Worum geht es eigentlich bei dieser Art von bila-
teralen Verträgen mit Entwicklungsländern? 
Grundlage der Abkommen ist ein Mustervertrag 
mit 13 Artikeln. Die Vertragsbestimmungen sehen 
die wertentsprechende Entschädigung bei Enteig-
nung, einen freien Transfer von Kapital und Ge-
winn, eine Gleichbehandlung mit den Inländern, 
also eine Reihe von Privilegien für bundesdeutsche 
Auslandsinvestitionen vor. Nur noch als zynisch ist 
es zu werten, wenn in der offiziellen Bezeichnung 
der Verträge aufgeführt wird, daß sie „die Förde-

rung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalan-
lagen" zum Ziel haben. Darf ich Sie mal fragen, 
Herr Bangemann, der Sie leider nicht da sind, wie 
hoch die Investitionen aus Oman in der Bundesre-
publik sind? In Wirklichkeit geht es nämlich nicht 
um den gegenseitigen Schutz, sondern um den ein-
seitigen Schutz von Investitionen bundesdeutscher 
Unternehmen in den Entwicklungsländern. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Da es nur dann Bundesgarantien über die Treu-
arbeit AG für Direktinvestitionen in den Entwick-
lungsländern gibt, ist das bundesdeutsche Kapital 
brennend daran interessiert, daß die Bundesregie-
rung die Welt mit einem lückenlosen Netz von 
Schutzabkommen überzieht. Schon heute ist die 
Bundesrepublik Weltmeister in dieser Disziplin. 

(Zuruf des Abg. Kleinert [FDP] — Heiter

-

keit) 

Nach einem Artikel in der „Wirtschaftswoche" vom 
12. Oktober 1984 ist unser Land an den weltweit 
über 200 Verträgen allein mit 54 beteiligt. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Vielen Dank für 
das Kompliment, Herr Kollege! Das hilft, 

Millionen Arbeitsplätze zu schaffen!) 

Inzwischen wurden j a noch vier Verträge für Benin, 
China, Mauretanien und Lesotho vom Bundestag 
verabschiedet. 

Und die Sache geht immer weiter. Überall auf der 
Welt sind die Späher des Wirtschaftsministeriums 
unterwegs und suchen nach den nächsten Vertrags-
partnern. Die „Wirtschaftswoche" redet von Costa 
Rica, Jamaika, Bulgarien, Ungarn und anderen 
Ländern. Es sieht so aus, als könnten wir die ganze 
Welt mit den Schutzverträgen beglücken — wie da-
mals bei der Kolonialherrschaft des Deutschen Rei-
ches. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Neokolonialis

-

mus gegenüber dem Warschauer Pakt?) 

Ich sage nur: Carl Peters! 

Da störte es nur etwas das harmonische Bild, daß 
einige Entwicklungsländer nicht so richtig mitzie-
hen wollen. So berichtet Bundesminister Warnke 
laut „Wirtschaftswoche", daß der Regierungschef 
von Zimbabwe, Robert Mugabe, einen Vertrag unter 
Hinweis auf die schneidigen Verfassungsbestim-
mungen gegen Enteignung abgelehnt habe, zusätz-
licher Schutz also gar nicht vonnöten sei. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Kein Wunder, 
der will den Kommunismus einführen! Wie 

der grüne Herr, der da gerade redet!) 

Auch die Andenstaaten wehren sich noch immer 
gegen die freie Kapitalrückführung bei Direktinve-
stitionen. 

Wenn doch fast alle Beteiligten so glücklich mit 
dem Abkommen sind, was haben wir dann eigent-
lich dagegen? — Die entschiedene Ablehnung die-
ser Abkommen durch die GRÜNEN erfolgt haupt-
sächlich aus zwei Gründen. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Durch alle 
GRÜNEN oder nur durch Sie?) 
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Zum ersten lehnen wir diese Art von bilateralen 
Verträgen grundsätzlich ab, weil hier die Wirt-
schaftsmacht Bundesrepublik ihre egoistischen In-
teressen gegen die abhängigen und unterlegenen 
Entwicklungsländer durchsetzen kann. Zum zwei-
ten wenden wir uns grundsätzlich gegen Direktin-
vestitionen ausländischer Konzerne in den Ent-
wicklungsländern, 

(Reddemann [CDU/CSU]: Die Leute kön

-

nen dort ruhig verhungern!) 

weil damit im Rahmen der herrschenden Weltwirt-
schaftsordnung die momentanen Ausbeutungsver-
hältnisse zementiert werden. 

(Reddemann [CDU/CSU]: So was können 
nur furchtbar satte Leute sagen!) 

Zunächst zu den bilateralen Verträgen: Es ist 
klar, daß die Bundesregierung hier knallhart die 
Interessen der eigenen Wirtschaft gegenüber den 
Entwicklungsländern durchsetzt. Wir finden es des-
halb besonders verlogen, wenn im Ausschuß für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit des Bundestages 
von den Vertretern aller etablierten Parteien die 
positiven entwicklungspolitischen Auswirkungen 
dieser Abkommen hervorgehoben werden. Das 
Mindeste was man von den entwicklungspolitisch 
engagierten Abgeordneten verlangen könnte, wäre, 
daß sie sich nicht für diese Art von Verschleierung 
der egoistischen Wirtschaftsinteressen hergeben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Statt dessen sollte in der Begründung offen die In-
teressenlage der bundesdeutschen Unternehmen 
angegeben werden. 

Interessanterweise hat gerade die Weltbank 
Pläne für ein multilaterales Investitionsversiche-
rungssystem entwickelt. Sie will den Drittländern 
demnach einen Stimmenanteil von 50 % in der Ver-
sicherungsagentur anbieten. Da überrascht es 
nicht, daß die Bundesregierung Sturm läuft gegen 
die Absichten der Weltbank. 

Nun zur grundsätzlichen Problematik ausländi-
scher Direktinvestitionen in Entwicklungsländer. 
Schon seit vielen Jahren werden die negativen Fol-
gen dieser Art von Kapitaltransfer in der entwick-
lungspolitischen Fachliteratur diskutiert. Nur we-
nige Stichworte dazu: Ausbeutung billiger Arbeits-
kräfte zu Hungerlöhnen, vor allem für Frauen, 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

Ausplünderung natürlicher Rohstoffe, Wälder und 
fruchtbarer Böden, Umweltzerstörung durch ausge-
lagerte Industrieproduktionen, die bei uns schon 
strengen Auflagen unterliegen, 

(Krizsan [GRÜNE]: Siehe Indien!) 

— Indien, Giftgaskatastrophe —, Belastung der 
Zahlungsbilanz durch hohe Gewinnrückflüsse, Ab-
wälzung der Sozialkosten und der Infrastrukturko-
sten auf die Entwicklungsländer, 

(Krizsan [GRÜNE]: Siehe Mexiko!) 

Verschärfung der dualen Wirtschaftsstruktur durch 
nicht angepaßte hochmoderne Technologien 

(Krizsan [GRÜNE]: Wie in Brasilien!)  

und schließlich Intensivierung der Weltmarktab-
hängigkeit. 

Die Kapitalschutzabkommen sind somit Teil die-
ser aggressiven Außenwirtschaftsstrategie der Bun-
desregierung und der bundesdeutschen Wirtschaft. 
Sie zementieren die herrschenden ungerechten 
Weltwirtschaftsstrukturen und sichern 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

unseren Wohlstand auf Kosten des Hungers und 
des Elends in der Dritten Welt. Heute morgen ha-
ben wir darüber gesprochen. Auch in diesem Zu-
sammenhang muß man so etwas mal sehen. 

Uns wird langsam klar, wie dicht das Netz ist, mit 
dem die Bundesrepublik die Entwicklungsländer 
gefangen hält. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Reddemann 
[CDU/CSU]: Lächerlich!) 

Über IWF und Weltbank setzt die Bundesregierung 
ihren finanzpolitischen Kolonialismus durch. Durch 
Mischfinanzierung und Lieferbindung wird Ent-
wicklungshilfe für die Exportförderung miß-
braucht. 

(Krizsan [GRÜNE]: So ist es!) 

Und mit dem Kapitalschutzabkommen sichert die 
Bundesregierung die Optimalbedingungen für Aus-
landsinvestitionen. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Aber wir haben 
doch noch nicht Karneval, Herr Kollege!) 

— Getroffene Hunde bellen. 

Diese Strategien verfolgen aber nicht nur die Re-
gierungsparteien, von denen wir sowieso nichts an-
deres erwartet hätten, 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

sondern leider eben auch die SPD. 

Zum Abschluß noch ein paar Sätze. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Schwennin-
ger, einen Satz noch! Sie haben Ihre Redezeit jetzt 
schon überschritten. 

Schwenninger (GRÜNE): Also gut, dann schenke 
ich es mir. Aber ich hoffe, daß dieser bald mitter-
nächtliche Denkanstoß nicht umsonst war. Ich glau-
be, wir sollten einmal gemeinsam in dieser Rich-
tung ein bißchen reflektieren. Von daher war es gut, 
das mal zu machen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Reddemann 
[CDU/CSU]: Herr Kollege, haben Sie denn 
einen Denkanstoß bekommen? Gegeben 

haben Sie keinen!) 

Vizepräsident Westphal: Bevor ich dem nächsten 
Redner das Wort gebe, möchte ich den parlamenta- 
rischen Geschäftsführer der CDU ausdrücklich be-
glückwünschen, daß es ihm gelungen ist, noch ein 
Regierungsmitglied zu uns zu holen, damit wir hier 
nicht so allein sitzen, wenn es auch nicht zuständig 
ist. 

(Heiterkeit) 
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Vizepräsident Westphal 
Das Wort hat der Abgeordnete Kittelmann. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Wenn es uns 
jetzt noch gelänge, einen stellvertretenden 
Fraktionsvorsitzenden der Opposition zu 

finden!) 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir haben soeben, wie ich fin-
de, eine unsinnige und einseitige Polemik gehört. 

(Krizsan [GRÜNE]: Das glauben wir gern, 
daß Sie das unsinnig finden!) 

Mal ganz ehrlich: Die Befolgung Ihres Ratschlags 
würde in der Dritten Welt noch mehr Hunger, noch 
mehr Armut und noch mehr Verzweiflung bringen. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN — Redde

-

mann [CDU/CSU]: Und noch mehr Hunger

-

tod!) 

Sie haben nicht einmal die Andeutung eines Ver-
suchs einer Alternative vorbereitet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie haben nicht gesagt, was Sie statt dessen ma-
chen würden, sondern Sie haben einem bewährten 
Instrument, das lediglich auf Bitten des Landes, 

(Krizsan [GRÜNE]: Die Bitten kennen 
wir!) 

mit dem man den Vertrag abschließt, angewendet 
wird — dieser Vertrag ist von der Regierung von 
Oman erbeten worden, und er ist erfüllt worden —, 
etwas entgegengesetzt, was ich als Arroganz der 
Besitzenden bezeichnen möchte. Wenn das die zu-
künftige Entwicklungspolitik der GRÜNEN hier im 
Bundestag ist, bedaure ich schon jetzt die Men-
schen, die diese Folgen tragen müßten. — Mehr 
haben wir dazu nicht zu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Reddemann [CDU/CSU]: Der liebe Gott 
weiß alles, die GRÜNEN wissen alles bes

-

ser!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen hierzu nicht 
mehr vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Ich rufe das 
Gesetz mit seinen Art. 1 bis 3, Einleitung und Über-
schrift auf. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Wer 
stimmt dagegen? — Gibt es Enthaltungen? — Das 
Gesetz ist mit Mehrheit angenommen worden. 

Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Protokoll von 
1973 über Maßnahmen auf Hoher See bei 
Fällen von Verschmutzung durch andere 
Stoffe als 01 
— Drucksache 10/969 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus

-

schusses für Verkehr (14. Ausschuß) 
— Drucksache 10/2393 —  

Berichterstatter: 
Abgeordneter Drabiniok 

(Erste Beratung 53. Sitzung) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? . 

Das ist nicht der Fall. Das Wort zur Aussprache 
wird auch nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Ich rufe das 
Gesetz mit seinen Art. 1 bis 7, Einleitung und Über-
schrift mit der vom Ausschuß empfohlenen Ände-
rung auf. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Das Gesetz 
ist einstimmig angenommen worden. 

Ich rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Errichtung einer Stiftung „Hilfs-
werk für behinderte Kinder" 
— Drucksache 10/2097 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(13. Ausschuß) 

— Drucksache 10/2394 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Gilges 

(Erste Beratung 94. Sitzung) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Das Wort zur Aussprache 
wird auch nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und  Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Die aufgerufenen Vor-
schriften sind einstimmig angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenstimmen? — Enthal-
tungen? — Das Gesetz ist einstimmig angenommen 
worden. 

Ich rufe Punkt 18 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Eichgesetzes und 
des Gesetzes über Einheiten im Meßwesen 
— Drucksache 10/916 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 10/2391 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Burgmann 

(Erste Beratung 53. Sitzung) 
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Vizepräsident Westphal 
Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 

Das ist nicht der Fall. Das Wort zur Aussprache 
wird auch nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. Ich rufe die Art. 1 bis 6, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Damit sind die aufgerufe-
nen Vorschriften einstimmig angenommen. 

Wir treten in die 
dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Das Gesetz ist einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe Punkt 19 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 29. Mai 1980 zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und dem Staat Israel zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der Nachlaß- und Erbschaftsteuern 
in der Fassung des Änderungsprotokolls vom 
20. Januar 1984 
— Drucksache 10/2115 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Fi-
nanzausschusses (7. Ausschuß) 
— Drucksache 10/2524 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Kreile 

(Erste Beratung 94. Sitzung) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
Das ist nicht der Fall. Das Wort zur Aussprache 
wird auch nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Ich rufe das 
Gesetz mit seinen Art. 1 bis 4, Einleitung und Über-
schrift auf. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Wer 
stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? — Das 
Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 20 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Frau Steinhauer, Frau Renger, Frau Fuchs 
(Köln), Glombig, Dr. Schmude, Büchner 
(Speyer), Amling, Bamberg, Buschfort, Buck-
pesch, Bernrath, Dreßler, Egert, Hauck, 
Heyenn, Jaunich, Klein (Dieburg), Lohmann 
(Witten), Kirschner, Lambinus, Lutz, Dr. Mül-
ler-Emmert, Dr. Nöbel, Dr. Penner, Peter 
(Kassel), Reimann, Schreiner, Urbaniak, 
Weinhofer, von der Wiesche, Zander, Dr. Küb-
ler, Meininghaus und der Fraktion der SPD 
Förderung des Sports für behinderte Mitbür-
ger 
— Drucksache 10/2518 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Sportausschuß (federführend) 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Das Wort wird dazu nicht gewünscht. — 

Der  Ältestenrat schlägt vor, den Antrag auf 
Drucksache 10/2518 zur federführenden Beratung 
an den Sportausschuß und zur Mitberatung an den 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung und den 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit zu 
überweisen. Gibt es dazu andere Vorschläge? — 
Das ist nicht der Fall. Dann ist die Überweisung so 
beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 21 auf: 

Beratung der Sammelübersicht 57 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 10/2522 — 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wir kommen zur 
Abstimmung. Wer der Beschlußempfehlung des Pe-
titionsausschusses, die in der Sammelübersicht 57 
enthaltenen Anträge anzunehmen, zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die Beschluß-
empfehlung des Petitionsausschusses ist bei eini-
gen Enthaltungen angenommen worden. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 22 auf: 
Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Bericht der Wahlkreiskommission für die 10. 
Wahlperiode des Deutschen Bundestages ge-
mäß § 3 Bundeswahlgesetz/BWG 
— Drucksachen 10/2053, 10/2291 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Krey 
Kiehm 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wir kommen zur 
Abstimmung. Wer der Beschlußempfehlung des In-
nenausschusses auf Drucksache 10/2291 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses ist bei Stimm-
enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN angenom-
men. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 23 auf: 
Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu dem An- 
trag des Bundesministers der Finanzen 
Veräußerung eines Grundstücks in Berlin

-

Spandau 
— Drucksachen 10/2139, 10/2374 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Wieczorek (Duisburg) 
Dr. Hackel 
Kleinert (Marburg) 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wir kommen zur 
Abstimmung. Wer der Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses auf Drucksache 10/2374 zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Die 
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Vizepräsident Westphal 
Beschlußempfehlung des Ausschusses ist einstim-
mig angenommen worden. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 24 und 28 bis 30 
auf: 

24. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft (9. 
Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 
Vorschlag der Kommission an den Rat zur 
Festsetzung der allgemeinen Zollpräferen-
zen der Gemeinschaft für das Jahr 1985 
— Drucksachen 10/1946 Nr. 10, 10/1991, 
10/2198 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Lammert 

28. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Forschung und 
Technologie (18. Ausschuß) zu der Unterrich-
tung durch die Bundesregierung 
Vorschlag für eine Mitteilung der Kommis-
sion an den Rat, Gemeinschaftsprogramm 
zur Entwicklung des Fachinformationsmark-
tes in Europa 
Vorschlag für einen Beschluß des Rates über 
ein Gemeinschaftsprogramm zur Entwick-
lung des Fachinformationsmarktes in Eu-
ropa 
— Drucksachen 10/1344, 10/2365 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Boroffka 
Vahlberg 
Dr.-Ing. Laermann 
Frau Dr. Bard 

29. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr (14. 
Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 
Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3164/76 
über das Gemeinschaftskontingent für den 
Güterkraftverkehr zwischen den Mitglied-
staaten 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
Änderung der Richtlinie Nr. 65/269/EWG zur 
Vereinheitlichung gewisser Regeln betref-
fend die Genehmigungen für den Güterkraft

-

verkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
— Drucksachen 10/1404 Nr. 33, 10/2373 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Berschkeit 

30. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 
zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des 
Rates zur Änderung der Verordnungen 
Nr. 136/66/EWG, (EWG) Nr. 804/68, (EWG) 
Nr. 805/68, (EWG) Nr. 727/70, (EWG) Nr. 1035/ 
72, (EWG) Nr. 2727/75, (EWG) Nr. 2759/75, 
(EWG) Nr. 2771/75, (EWG) Nr. 2777/75, (EWG) 

Nr. 1418/76, (EWG) Nr. 516/77, (EWG) Nr. 337/ 
79 und (EWG) Nr. 1837/80 hinsichtlich der 
Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für be-
stimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse im 
Wege der Ausschreibung 
— Drucksachen 10/1404 Nr. 17, 10/2379 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Eigen 

Es handelt sich hierbei um Beschlußempfehlun-
gen und Berichte des Ausschusses für Wirtschaft, 
des Ausschusses für Forschung und Technologie, 
des Ausschusses für Verkehr und des Ausschusses 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zu Vor-
lagen der Europäischen Gemeinschaften. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Ich lasse über die Vorla-
gen gemeinsam abstimmen. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Wir möchten 
getrennte Abstimmung!) 

— Alle einzeln? 
(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Wir haben ver

-

schiedene Meinungen zu den einzelnen 
Vorlagen!) 

— Dann müssen wir der Reihe nach vorgehen. 

Tagesordnungspunkt 24: Wer der Beschlußemp-
fehlung des Ausschusses für Wirtschaft zu der Un-
terrichtung durch die Bundesregierung — Druck-
sachen 10/1946 Nr. 10, 10/1991 —, Vorschlag der 
Kommission an den Rat zur Festsetzung der allge-
meinen Zollpräferenzen der Gemeinschaft für das 
Jahr 1985, auf Drucksache 10/2198 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genstimmen? — Enthaltungen? — Diese Empfeh-
lung ist einstimmig angenommen. 

Jetzt kommt Tagesordnungspunkt 28: Beschluß-
empfehlung und Bericht des Ausschusses für For-
schung und Technologie zu der Unterrichtung 
durch die Bundesregierung — Drucksache 
10/1344 —, Vorschlag für eine Mitteilung der Kom-
mission an den Rat, Gemeinschaftsprogramm zur 
Entwicklung des Fachinformationsmarktes in Eu-
ropa, Vorschlag für einen Beschluß des Rates über 
ein Gemeinschaftsprogramm zur Entwicklung des 
Fachinformationsmarktes in Europa. Wer der Be-
schlußempfehlung auf der Drucksache 10/2365 zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Ein-
stimmig angenommen. 

Dann kommt Tagesordnungspunkt 29: Beschluß-
empfehlung und Bericht des Ausschusses für Ver-
kehr zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung — Drucksache 10/1404 Nr. 33 —, Vorschlag für 
eine Verordnung des Rates zur Änderung der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 3164/76 über das Gemein-
schaftskontingent für den Güterkraftverkehr zwi-
schen den Mitgliedstaaten usw. Wer der Beschluß-
empfehlung und dem Bericht auf der Drucksache 
10/2373 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha, das wollten 
die GRÜNEN nicht! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Westphal 
Enthaltungen? — Dann ist diese Empfehlung mit 
Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktion DIE 
GRÜNEN angenommen worden. 

Punkt 30 unserer Tagesordnung: Beschlußemp-
fehlung und Bericht des Ausschusses für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung auf Druck-
sache 10/1404 Nr. 17. Hier handelt es sich um 
den Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Ra-
tes zur Änderung einer Reihe von EWG-Verordnun-
gen. 

Wer der Beschlußempfehlung auf Ducksache 
10/2379 vom 15. November 1984 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Diese Beschlußemp-
fehlung ist mit Mehrheit gegen die Stimmen der 
GRÜNEN angenommen. 

Der Tagesordnungspunkt 25 ist abgesetzt. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 26 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft (9. 
Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Ra-
tes zur Einführung der integrierten Mittel-
meerprogramme 
— Drucksachen 10/524, 10/2224 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Schwörer 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft auf 
Drucksache 10/2224 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Wer enthält sich der Stimme? — Die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses ist mit Mehr-
heit bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE GRÜ-
NEN angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 27 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Aus-
schuß) zu der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 

Vorschlag für eine Zwanzigste Richtlinie des 
Rates zur Harmonisierung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Um-
satzsteuern — gemeinsames Mehrwertsteu-
ersystem: Ausnahmeregelung im Zusam-
menhang mit den Sonderbeihilfen, die be-
stimmten Landwirten als Ausgleich für den 
Abbau der Währungsausgleichsbeträge für 
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse 
gewährt werden 
— Drucksachen 10/1946 Nr. 45, 10/2265 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Schlatter 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wir kommen zur 
Abstimmung. Wer der Beschlußempfehlung des Fi-

nanzausschusses auf Drucksache 10/2265 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich? — Wir 
gehen davon aus, daß die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses mit Mehrheit angenommen ist. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Mit überwälti

-

gender Mehrheit! — Weiterer Zuruf von 
der CDU/CSU: Mit klarer Mehrheit!) 

Ich rufe den Zusatzpunkt 3 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Gemein-
definanzreformgesetzes 
— Drucksache 10/2230 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Fi-
nanzausschusses (7. Ausschuß) 

— Drucksache 10/2572 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Daniels 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Wird das Wort zur Aussprache gewünscht? — 
Auch das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. Ich rufe die Art. 1 bis 4, Einleitung und Über-
schrift auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Die  aufgerufenen Vorschriften sind bei Stimm-
enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN angenom-
men. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Stimmenthaltungen? — Das Gesetz ist bei Stim-
menthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN angenom-
men. 

Ich bekomme hier noch eine amtliche Mitteilung: 
Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll der 
heute vormittag überwiesene Antrag der Fraktion 
der SPD, Sondervermögen „Arbeit und Umwelt" — 
Drucksache 10/1722 — zur Mitberatung auch dem 
Ausschuß für Forschung und Technologie überwie-
sen werden. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Ich sehe keinen Widerspruch. Es ist so beschlos-
sen. 

Meine Damen und Herren, ich bedanke mich au-
ßerordentlich für die Mitwirkung in der Schlußpha-
se. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Bundestages 
auf morgen, Freitag, den 7. Dezember 1984, 8 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.49 Uhr) 
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Berichtigung 

107. Sitzung, Seite 7385 D: In der 7. Zeile von unten 
ist statt „Sich-selbst-Fragens" zu lesen: „Sich-selbst-
Tragens". 
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Anlage zum Stenographischen Bericht 

Anlage 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Ahrens* 7. 12. 
Dr. Apel 6. 12. 
Dr. Barzel 7. 12. 
Frau Beck-Oberdorf 7. 12. 
Böhm (Melsungen) * 6. 12. 
Büchner (Speyer) * 7. 12. 
Dr. Enders* 7. 12. 
Erhard (Bad Schwalbach) 7. 12. 
Ewen 7. 12. 
Gansel* 7. 12. 
Gerstl (Passau) * 6. 12. 
Dr. Haack 6. 12. 
Haase (Fürth) * 7. 12. 
Dr. Häfele 6. 12. 
Helmrich 7. 12. 
Frau Hoffmann (Soltau) 7. 12. 
Frau Huber 7. 12. 
Jäger (Wangen) 6. 12. 
Jaunich 7. 12. 
Frau Karwatzki 6. 12. 
Kißlinger 7. 12. 
Dr. Klejdzinski* 7. 12. 
Kolbow 7. 12. 
Dr. Kreile 7. 12. 

Dr. Graf Lambsdorff 6. 12. 
Lemmrich* 7. 12. 
Lenzer* 7. 12. 
Dr. Müller* 7. 12. 
Poß 6. 12. 
Reddemann* 6. 12. 
Frau Renger 7. 12. 
Reuschenbach 6. 12. 
Dr. Rumpf* 7. 12. 
Dr. Schäuble 6. 12. 
Dr. Scheer* 7. 12. 
Schmidt (Hamburg) 7. 12. 
Schmidt (München) * 7. 12. 
Frau Schmidt (Nürnberg) 7. 12. 
Schulte (Unna) * 6. 12. 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim* 7. 12. 
Dr. Spöri 7. 12. 
Dr. Sprung 7. 12. 
Dr. Stark (Nürtingen) 7. 12. 
Dr. Unland* 7. 12. 
Verheugen 6. 12. 
Vogt (Kaiserslautern) * 7. 12. 
Weiskirch (Olpe) 7. 12. 
Wieczorek (Duisburg) 7. 12. 
Wimmer (Neuss) 7. 12. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 
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